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Editorial 


Vor rund dreißig Jahren begingen die 
Khmer Rouges in Kambodscha einen der 
verheerendsten Völkermorde des 20. 
Jahrhunderts. Nachdem der von den 
USA gestützte General Lon Nol 1975 ge- 
stürzt wurde, meinten viele Kambo- 
dschaner, nun würden sich die Dinge für 
sie endlich zum Besseren wenden. Doch 
die bislang oppositionellen Khmer 
Rouges nutzte die Gunst der Stunde, um 
in den folgenden Jahren ihrerseits ein 
Terrorregime zu errichten, das zu einem 
kommunistischen Bauernstaat führen 
sollte. Alle, die diesem Ziel entgegenzu- 
stehen schienen, wurden verfolgt, einge- 
kerkert, misshandelt, gefoltert: Studenten, 
Intellektuelle, Städter, aber auch Kinder, 
Alte und Kranke. Ein Viertel der Bevöl- 
kerung, mindestens zwei Millionen Men- 
schen, wurden getötet, die meisten da- 
von in Massengräbern verscharrt. Einige 
Kilometer von Pnomh Penh entfernt 
starben etwa 17.000 Menschen auf Fel- 
dern, die danach mit Tausenden von To- 
tenschädeln und anderen menschlichen 
Überresten übersät waren und als „Kil- 
ling Fields“ zum einprägsamen Symbol 
dieser Gräueltaten wurden. Massenhaftes 
Sterben, unvorstellbare Qualen und Lei- 
den, an Leib und Seele zerstörte Men- 
schen, verwüstete Landstriche und ge- 
schundene Natur: Ist all dies nur als Er- 
gebnis des wahnhaften Wütens einer mi- 
litanten Gruppe denkbar, die über Lei- 
chen ging, wenn es galt, ihre Utopie ei- 
ner radikal-egalitären ländlichen Gesell- 
schaft ins Werk zu setzen? 

Der Kapitalismus stellt keine Gesellschafts- 
form dar, deren Realisierung einem Kata- 


log von Maßnahmen gefolgt wäre, die 
zuvor modellhaft auf dem Reißbrett 
(oder in programmatischen Schriften) 
entworfen und dann mit einem Schlag 
den bisherigen Gesellschaften überge- 
stülpt wurden. Vielmehr haben sich kapi- 
talistische Verhältnisse über die letzten 
vierhundert Jahre in einzelnen Weltregio- 
nen in langwierigen und widersprüchli- 
chen Prozessen ausgebreitet. Auch dabei 
wurden das Postulat der Freiheit der 
Märkte und die Lehre von den segens- 
reichen Wirkungen der Gewinnmaximie- 
rung immer wieder mit Feuer und 
Schwert durchgesetzt - oder massenhaf- 
tes Sterben zumindest in Kauf genom- 
men. Als es in Irland in den 1840er 
Jahren zu katastrophalen Missernten we- 
gen der Braunfäule von Kartoffeln kam, 
verweigerte die englische Regierung staat- 
liche Hilfen mit Verweis auf die markt- 
liberalen Grundsätze, so dass 1,5 Millio- 
nen Iren verhungerten und viele andere 
zur Emigration gezwungen wurden. 
Auch bei Kolonialkriegen wurde häufig 
ähnlich brutal vorgegangen, so etwa bei 
jenem der USA gegen die Philippinen, 
dem um 1900 in drei Jahren 1/10 der 
dortigen Zivilbevölkerung zum Opfer 
fiel, zum großen Teil durch bewusst her- 
beigeführte Hungerkatastrophen in den 
nicht von den USA kontrollierten Zo- 
nen. Aus dieser Zeit stammt Mark Twains 
Vorschlag, die Sterne im Sternenbanner 
der USA durch Totenköpfe über ge- 
kreuzten Knochen zu ersetzen: sculls & 
bones statt stars & stripes. Ob im engli- 
schen Mutterland des Kapitalismus oder 
in verschiedenen überseeischen Gebieten: 
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Gewalt war fast immer der Geburtshelfer 
dieser gesellschaftlichen Transformation, 
so dass Marx schrieb, das Kapital sei „von 
Kopf bis Zeh, aus allen Poren blut- und 
schmutztriefend“ zur Welt gekommen 
(MEW 23: 788), 

Der Kapitalismus ist in der Geschichte 
keineswegs das einzige System, das Leid 
und Verwüstung hervorgebracht hat, 
aber er ist die einzige Ordnung, in die 
derartiges systemisch eingeschrieben ist 
und nicht bloß auf Wechselfällen des 
Naturgeschehens oder auf der Unfähig- 
keit, Willkür oder Gier skrupelloser Herr- 
scher beruht. Dem Zweck der Profit- 
maximierung gelten Mensch und Natur 
lediglich als Mittel zur Verwertung und 
Akkumulation von Kapital. Dabei stellt 
der Kapitalismus kein handelndes Subjekt 
dar, vielmehr wird damit eine Gesellschaft 
charakterisiert, in der die kapitalistische 
Produktionsweise herrscht. Das Kapital tut 
nichts, es ist ein soziales Verhältnis, das 
Menschen eingehen, die meisten, weil sie 
keine andere Wahl haben. In diesem 
Verhältnis sind die Ursachenketten oft 
komplex und weit verzweigt, und die 
Folgen gehen weit über unmittelbare Kata- 
strophen hinaus wie etwa bei den Explo- 
sionen von Chemiefabriken, unter ande- 
rem 1976 in der Nähe des italienischen 
Seveso oder 1984 im indischen Bhopal. 
Was als eine Mischung von „mensch- 
lichem Versagen“ und unglückseligen Um- 
ständen interpretiert wurde, verdankte sich 
dem Zwang, den Aktionären ausreichende 
Dividenden in Aussicht zu stellen und zu 
diesem Zweck Risiken klein zu reden und 
Sicherheitsvorkehrungen zu vernachlässi- 
gen. Die Geldgier einzelner kann hierbei 
verschärfend hinzukommen, stellt aber 
nicht die eigentliche Triebfeder des kapita- 
listischen Systems dar. Die Folgen dieser 
Industrieunglücke waren Tote, Verletzte 
und Langzeitschädigungen, deren Ausmaß 
nie ganz bekannt wurde. 

Die Durchsetzung von Privateigentum, die 
Unterordnung des Gebrauchswerts unter 
den Tauschwert und das Ziel der schran- 
kenlosen Mehrwertproduktion waren je- 
doch auch immer wieder von Bestrebun- 


gen begleitet, deren zerstörerische Wirkun- 
gen auf Mensch und Natur abzumildern. 
Mal war es die Hartnäckigkeit angestamm- 
ter Normen, Gebräuche und Institutionen, 
mal war es die soziale Organisierung der 
ausgebeuteten Arbeitskräfte oder der ent- 
eigneten Bauern, die bis zum heutigen Tag 
zur Verlangsamung oder Zähmung der Pro- 
zesse beitrugen. Die Brutalität der Inwert- 
setzung von natürlichen und menschli- 
chen Ressourcen wurde von vielen Zeit- 
genossen zwar als einzig möglicher Weg 
des zivilisatorischen Fortschritts vehe- 
ment verteidigt, ließ aber in Kreisen der 
bürgerlich-liberalen Öffentlichkeit auch 
mehr und mehr die Vorstellung von all- 
gemeingültigen und unveräußerlichen 
Menschenrechten entstehen, die später 
in nationalen Verfassungen und interna- 
tionalen Abmachungen verankert wurden 
- in der Fassung der UNO von 1948 
sind dies insbesondere das Recht auf 
Leben, Freiheit und Sicherheit der Per- 
son, das Recht auf Bildung, auf Gedan- 
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
sowie der freien Meinungsäußerung, das 
Recht auf Freiheit von Angst, Not, Fol- 
ter und Sklaverei sowie das Recht, vor 
Verfolgung in anderen Ländern Schutz 
zu suchen. 

Diese Menschenrechte begründen unver- 
äußerliche Ansprüche auf die Würde je- 
des Menschen und bilden bis heute zen- 
trale Referenzpunkte der Kritik an kapi- 
talistischen Verhältnissen. Der Kapitalis- 
mus hat sich in den letzten Jahrhunder- 
ten mit unterschiedlichsten politischen 
Formen als kompatibel erwiesen - von 
liberalen Demokratien bis zu totalitären 
Diktaturen -, so dass den Menschenrech- 
ten in bestimmten Perioden (zumindest 
teilweise) Geltung verschafft wurde, sie in 
anderen aber auch durchweg verneint 
und mit Füßen getreten wurden. Aber 
selbst demokratische Verhältnisse kön- 
nen damit einhergehen, dass den Bürgern 
im eigenen Land zwar bestimmte dieser 
Rechte eingeräumt werden, ihre Verlet- 
zung in den Ländern, mit denen Handel 
betrieben oder in denen investiert wird, 
jedoch achselzuckend hingenommen 
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wird. Weltweit betrachtet sind wachsen- 
der Reichtum und zunehmende Armut, 
die Verbesserung von Lebensqualität für 
die einen und deren Zerstörung für die 
anderen untrennbar miteinander verbun- 
den - zwei Seiten einer nur auf der Vor- 
derseite glänzenden Medaille. Eric 
Hobsbawm, ein notorisch kritischer Be- 
obachter dieser Entwicklungen, resü- 
miert: „Der Zuwachs in der menschli- 
chen Produktion und der Verfügbarkeit 
von Reichtum ist enorm, und der größe- 
re Teil der Weltbevölkerung hat von ihm 
profitiert... Unser Jahrhundert hat mehr 
Menschen umgebracht als jedes andere, 
doch an seinem Ende gibt es mehr Men- 
schen, die am Leben geblieben sind und 
die besser leben und größere Hoffnun- 
gen und mehr Chancen haben.“ (Eric 
Hobsbawm: Das Gesicht des 21. Jahr- 
hunderts, München 2000: 110). 

Diese Aufrechnung ist allerdings zu 
einfach. Mehr Menschen leben, viele 
leben besser und länger. Dies scheint 
direkt und indirekt die Modernisierungs- 
ideologie zu bestätigen, dass es letztlich 
eine stetige Höherentwicklung für alle 
gibt. Wenn das Elend, die Schikane, die 
Folter, der Mord noch nicht aus der 
Welt geschafft sind, dann ist doch 
zumindest das Ereignis des Versprechens, 
der Norm, es könne beseitigt werden, 
schon in die Welt getreten. Nur ein 
wenig Geduld noch, ein wenig Anstren- 
gung, und es wird schon besser. So wer- 
den die krisenhaften Tendenzen, die 
Konflikte immer wieder schön geredet, 
zur Seite geschoben, ausgeblendet - so 
als würden sie nicht dazugehören, nicht 
gleichzeitig mit Verbesserungen auch 
wieder zu Verschlechterungen beitragen, 
und dies selbst in den „reichen“ Län- 
dern: die verschärfte Auspressung der 
menschlichen Arbeitskraft, die einher 
geht mit einer wachsenden Zahl von 
Arbeitslosen, die Zunahme der Armut 
unter Kindern und Jugendlichen, die 
Zunahme des funktionalen Analpha- 
betismus, die Bildung von Peripherien in 
den Zentren. Für diese Widersprüche 
und Ungleichzeitigkeiten gibt es im Bild 


des Fortschritts, der vom Triumph der 
Heiligen Allianz von Markt und Demo- 
kratie angetrieben wird, keinen Platz. 
Der Kapitalismus fügt Leid zu und er 
tötet - er hat nicht nur eine Erfolgs- 
bilanz der Wohlstandsmehrung vorzu- 
zeigen. Aber von den Opfern will er 
wenig wissen, obwohl doch alles der 
besseren Selbsterhaltung dienen soll: „Im 
Fortschritt der Industriegesellschaft, die 
doch das von ihr selbst gezeitigte Gesetz 
der Verelendung hinweggezaubert haben 
soll, wird nun der Begriff zuschanden, 
durch den das Ganze sich rechtfertigte: 
der Mensch als Person, als Träger der 
Vernunft. Die Dialektik der Aufklärung 
schlägt objektiv in den Wahnsinn um.“ 
(Max Horkheimer, Theodor W. Adorno, 
Dialektik der Aufklärung, Frankfurt/Main 
1987: 235) Würde sich die bürgerliche 
Gesellschaft ernst nehmen, ihrer Men- 
schenopfer, ihres Vernichtungszwangs 
gewahr werden, müsste sie des Prinzips 
der Selbsterhaltung der einzelnen wegen 
energisch bestrebt sein, sich selbst zu 
überwinden. 

Eine andere Argumentationslinie stellt 
auf die notwendigen Opfer des Fort- 
schritts ab. Es seien Einzelne, die gleich- 
sam außerhalb der großen geschichts- 
philosophischen Bahn stehen und deren 
Leid, deren Opfer nicht in die Waag- 
schale fiele. Um an einer Stelle Arbeits- 
plätze zu schaffen, müssen anderswo 
welche gestrichen werden, damit der 
motorisierte Verkehr weiter läuft, werden 
Verkehrstote und Verletzte in Kauf ge- 
nommen - die empirischen Opfer er- 
scheinen als verschmerzbar. Die indivi- 
duellen Tragödien, die daraus resultieren, 
werden nicht als gesellschaftlich produ- 
zierte wahrgenommen, sondern als 
„allgemeinmenschliche“ Fälle von Pech 
oder Schicksalsschlägen. Die Zahlen 
haben jedoch eine eigene Qualität, denn 
sie lassen erkennen, dass es sich eben 
nicht um Schicksal und individuelles 
Versagen handelt, sondern dass statisti- 
sche Regelmäßigkeiten mit der Gewalt 
eines gesellschaftlichen und mithin ver- 
änderbaren Gesetzes auftreten. Elmar 
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Altvater setzt sich in seinem Artikel mit 
älteren und neueren Konzepten zur Dy- 
namik kapitalistischer Entwicklung 
auseinander, deren Janusköpfigkeit bereits 
Marx und Engels im Kommunistischen 
Manifest anschaulich beschrieben haben. 
Im Anschluss daran wird die Frage ge- 
stellt, wie es heutzutage um die Gleich- 
zeitigkeit von Zivilisierung und Zer- 
störung bestellt ist und ob nicht die 
Zerstörung mittlerweile die Oberhand 
gewonnen hat. 

Kapitalismus bedeutet Produktion für 
Märkte, wobei Unternehmen Dinge 
produzieren und vertreiben können, die 
nützlich oder auch schädlich sind. Viele 
dieser Produkte haben in den letzten 
Jahrhunderten das Leben derer, die sie 
sich leisten konnten, angenehmer, beque- 
mer oder sicherer gemacht: vom Wasser- 
Klosett zum Aspirin, von der Zeitung 
zum Grammophon, vom Fahrrad zur 
Solar-Anlage. Kapitalistische Vermark- 
tung umfasste aber auch Hochrisiko- 
Technologien (wie Atomkraftwerke), ge- 
sundheitsschädliche Pharmazeutika (wie 
Contergan und Lipobay) oder Produkte, 
die Gesundheit und Umwelt belasten 
und Jahr für Jahr das Leben von Tausen- 
den Menschen verkürzen, versehren oder 
auslöschen (wie ein Teil der industriali- 
sierten Lebensmittelproduktion oder der 
motorisierte Straßenverkehr). 

Inwieweit kapitalistische Produktion in 
ihren Wirkungen erfasst, kontrolliert und 
beeinflusst wurde und wird, hängt davon 
ab, ob es ein öffentliches Bewusstsein von 
Mängeln und Gefährdungen gibt und ob 
über staatliche Regulierungen versucht 
wird, bestimmte Qualitätsstandards durch- 
zusetzen oder schädliche Produktionen 
ganz und gar zu untersagen. So haben 
Verbraucherschutzorganisationen und 
Initiativen zur Aufklärung über bestimm- 
te Formen der Lebensmittelherstellung 
oder der Energieversorgung in den ver- 
gangenen Jahren in Deutschland und in 
anderen Ländern dazu beigetragen, dass 
alternative Energieformen oder Produkte 
aus ökologischer Landwirtschaft bekannt 
und verbreitet wurden. Staatliche Ein- 


griffe können - sofern sie sich nicht auf 
die Ebene der wohlklingenden Absichts- 
erklärungen beschränken - Produktionen 
in erwünschte Bahnen lenken oder zu- 
mindest ärgste Auswüchse begrenzen 
(wie etwa zum Verzicht auf Atomreakto- 
ren führen). Kontrollen stehen jedoch in 
der Regel unter rhetorischem Dauer- 
beschuss der Lobbygruppe der Hersteller, 
die diese als bürokratische Gängelung 
brandmarken, und Verbote sind häufig 
lückenhaft oder praktisch nicht durch- 
zusetzen. In Bereichen, in denen viele 
Länder relativ strikte Regulierungen ver- 
fügt haben, beschert zudem deren Umge- 
hung den daran Beteiligten besonders 
lukrative Geschäfte, so etwa im Drogen-, 
Menschen- und Waffenhandel. Waffen- 
lobbyisten vertreten, Waffen an sich 
seien nicht schädlich, sondern allenfalls 
der Gebrauch, der von ihnen gemacht 
würde, so dass Restriktionen aller Art 
überflüssig seien. In welchem Verhältnis 
diese Behauptungen zu den realen Wir- 
kungen von Kleinwaffen in der Hand 
von Zivilisten oder Militärs stehen, 
untersucht Dorothea Schmidt. Gerade 
für die Bereiche des Drogen-, Menschen- 
und Waffenhandels trifft auch heute 
noch jener Satz zu, den Marx im Kapital 
aus einer zeitgenössischen englischen 
Zeitschrift zitierte: „Mit entsprechendem 
Profit wird Kapital kühn. Zehn Prozent 
sicher, und man kann es überall anwen- 
den; 20 Prozent, es wird lebhaft; 50 Pro- 
zent positiv waghalsig; für 100 Prozent 
stampft es alle menschlichen Gesetze un- 
ter seinen Fuß; 300 Prozent und es exi- 
stiert kein Verbrechen, das es nicht ris- 
kiert, selbst auf die Gefahr des Galgens.“ 
(MEW 23: 788). 

Schädigungen und Leid entstehen aber 
auch bei der Produktion selbst. Die Wir- 
kungen der Industrialisierung in England 
im Lauf des 19. Jahrhunderts hat eben- 
falls niemand so anschaulich beschrieben 
wie Marx, wenn er im Kapital anhand 
der Berichte der Fabrikinspektoren schil- 
derte, wie in Textilfabriken und Bergwer- 
ken, bei der Produktion von Zündhöl- 
zern oder von irdenen Gefäßen nicht 
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nur Männer, sondern ebenso Frauen und 
Kinder in die Tretmühlen kapitalistischer 
Produktion hineingezwungen wurden - 
zu überlangen Arbeitszeiten, mit küm- 
merlicher Entlohnung und unter Bedin- 
gungen, die ihre Gesundheit ruinierten 
und meist zu vorzeitigem Tod führten. 
Marx zeigte aber auch, dass eine staatli- 
che Gesetzgebung, mit der die Arbeits- 
zeit reguliert und die Frauen- und Kin- 
derarbeit eingeschränkt wurde, nach lan- 
gen Kämpfen durchgesetzt werden konn- 
te und die Lage des ausgebeuteten Prole- 
tariats spürbar verbesserte und sich sogar 
für die Industrie selbst bezahlt machte: 
„Ihre wundervolle Entwicklung von 
1853-1860, Hand in Hand mit der physi- 
schen und moralischen Wiedergeburt der 
Fabrikarbeiter, schlug das blödeste Auge. 
Die Fabrikanten selbst, denen die gesetz- 
liche Schranke und Regel des Arbeitsta- 
ges durch halbhundertjährigen Bürger- 
krieg Schritt für Schritt abgetrotzt, wie- 
sen prahlend auf den Kontrast mit den 
noch ‘freien’ Exploitationsgebieten hin.“ 
(MEW 23: 312%) 

Die Einsicht der englischen Fabrikanten 
verbreitete sich nur zögerlich und musste 
dem Kapital in anderen Ländern erst 
durch eine erstarkende und zunehmend 
selbstbewusster auftretende Arbeiterbewe- 
gung nahegebracht werden. In Deutsch- 
land setzte diese vor und nach dem Er- 
sten Weltkrieg Ansätze zu einer Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, eine Begrenzung des 
Arbeitstages sowie die Anerkennung von 
Gewerkschaften und Tarifverträgen durch 
- Errungenschaften, die das nationalso- 
zialistische Regime gleich in seinen 
Anfängen fast vollständig hinwegfegte 
und dadurch die Unternehmer wieder zu 
unumschränkten „Herren im eigenen 
Haus“ machte. Die im Zuge des Zweiten 
Weltkrieges eingeführte Zwangsarbeit traf 
Millionen von zivilen Arbeitskräften und 
von Kriegsgefangenen aus den von der 
Wehrmacht besetzten Ländern, die oft 
unter unmenschlichen Bedingungen und 
bei unzureichender Verpflegung für die 
deutsche Kriegswirtschaft arbeiten muss- 
ten und denen jegliche Rechte abgespro- 


chen wurden. Viele büßten dabei ihr Le- 
ben ein, andere trugen dauerhafte ge- 
sundheitliche und seelische Schädigun- 
gen davon. Die meisten Firmen profitier- 
ten von diesen Verhältnissen und nur 
von einigen wenigen ist bekannt, dass sie 
das Los der bei ihnen tätigen Arbeiterin- 
nen und Arbeiter erträglich zu machen 
suchten. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die 
früheren Marksteine des Sozialstaats er- 
neut befestigt und ausgebaut und trugen 
zum wirtschaftlichen Aufstieg der Bun- 
desrepublik in den folgenden Jahrzehn- 
ten bei. Im Zuge zunehmender Arbeits- 
losigkeit und einer wachsenden interna- 
tionalen Verflechtung der Wirtschaft 
konnten solche Instrumente seit den 
1980er Jahren von interessierten Kreisen 
jedoch immer mehr als altbackene büro- 
kratische Hemmnisse sowie als Hinder- 
nisse der freien Disposition des Kapitals 
denunziert werden. In Ländern, die von 
der Höhe ihres Sozialprodukts her nie 
gekannten Wohlstand erlangten, wurden 
die soziale Absicherung der Arbeitskräfte 
und Regelungen, die ihre schrankenlose 
Ausnutzung begrenzten, nunmehr als lu- 
xuriöse Zugeständnisse des Wohlfahrts- 
staates interpretiert, die man sich nicht 
mehr „leisten“ könne. Die schädlichen 
Auswirkungen der darauffolgenden schritt- 
weisen Deregulierung sind besonders 
drastisch bei bestimmten Berufsgruppen 
wie bei den Fernfahrern im Speditions- 
gewerbe oder bei den Arbeitern in der 
Baubranche, allgemein aber auch in einer 
Zunahme psychischer Krankheiten von 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
deutlich zu sehen. Die anhaltend hohe 
Arbeitslosigkeit stellt dabei jedoch mehr 
als eine beunruhigende Zahl dar. Sie 
geht mit der Ausgrenzung von Teilen der 
Bevölkerung einher, für die es kaum 
noch Chancen der Integration in die Ge- 
sellschaft gibt, wie Loic Wacquant am 
Beispiel der Schwarzen in den USA auf 
zeigt. Deren Marginalisierung wird durch 
hochtönende Beschwörungen von indi- 
vidueller Selbstverantwortung begleitet, 
auf der politisch-praktischen Ebene aber 
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in erster Linie durch verschärfte Strafver- 
folgung bewältigt, die in den USA zu ei- 
ner der höchsten Raten von Inhaftierten 
weltweit geführt hat. In den Ländern der 
EU lassen die Ausländerfeindlichkeit und 
die Kriminalisierung von Armut - vor al- 
lem von Migranten - die US-amerikani- 
schen Verhältnisse als drohende Vorbo- 
ten absehbar ähnlicher Entwicklungen 
auch hierzulande erscheinen. 

Und was wurde aus der weitverbreiteten 
Kinderarbeit in den Industrieländern des 
19. Jahrhunderts? Wenn sie in diesen 
durch Arbeitsschutz-Bestimmungen und 
den Schulzwang weitgehend verschwun- 
den ist, so hat die Durchsetzung kapita- 
listicher Produktionsformen zu einer 
Renaissance der früheren europäischen 
Missstände in vielen ärmeren Ländern 
der Erde geführt. Nach einer neueren 
Schätzung der ILO arbeiten weltweit et- 
wa 220 Millionen Kinder zwischen 5 
und 15 Jahren - unter anderem in Be- 
trieben der Textil- und Bekleidungsindu- 
strie, in Bergwerken, auf Baustellen, im 
Straßenbau, in der Glasindustrie, in der 
Streichholzherstellung oder in der Land- 
wirtschaft, aber auch als Prostituierte 
oder Kindersoldaten. Dass es sich ebenso 
wenig wie im 19. Jahrhundert um natur- 
gesetzliche Gegebenheiten handelt, die 
angesichts der verbreiteten Armut in die- 
sen Ländern schicksalshaft hingenom- 
men werden müssen, zeigen die - wenn 
auch bisher lediglich punktuellen - Er- 
folge von Menschenrechtsinitiativen, die 
Projekte in Gang gesetzt haben, um 
Kindern den Zugang zu alternativen 
Formen des Überlebens und zu Bildung 
zu eröffnen. Auch hat der öffentliche 
Druck auf Weltmarktunternehmen zuge- 
nommen, bei ihren Lieferanten Sozial- 
standards einzufordern, zu denen auch 
gehört, die Erwerbsarbeit von Kindern 
einzudämmen. 

Der Staat hat in der Vergangenheit wie- 
derholt eingegriffen, um dem Kapital bei 
der Produktion schädlicher Produkte 
oder bei der Ausbeutung menschlicher 
Arbeitskraft Grenzen zu setzen, doch 
sollte er aus Sicht der herrschenden Klas- 


se mindestens ebenso gut dazu dienen, 
um günstige Bedingungen zur Kapital- 
verwertung zu schaffen: die Zurückdrän- 
gung ausländischer Konkurrenz, die Er- 
schließung von Märkten, den Zugang zu 
Rohstoffen oder zu einem Potential an 
billigen Arbeitskräften. Diese Erwartun- 
gen wurden durch Handels- und Koloni- 
alpolitik sowie durch Regelungen der 
Wanderungsbewegungen von Arbeits- 
kräften erfüllt - oder auch durch Kriege. 
Die in manchen Varianten eines lenini- 
stischen Marxismus verbreitete Vorstel- 
lung, mächtige Kapitalfraktionen könn- 
ten bei ihren jeweiligen Regierungen mi- 
litärische Aktionen, von denen sie sich 
Vorteile versprächen, kurzerhand in Auf- 
trag geben, greift sicherlich zu kurz. 
Dennoch stellten unmittelbare wirt- 
schaftliche Interessen nicht nur bei Ko- 
lonialkriegen, sondern auch bei den bei- 
den Weltkriegen des 20. Jahrhunderts 
entscheidende Triebkräfte dar. Kriege zur 
Eroberung oder zum Erhalt von Koloni- 
en wurden mit besonderer Brutalität ge- 
führt und bei diesen Gelegenheiten auch 
erstmals Konzentrationslager eingerich- 
tet: in Kuba von Spanien, in Südafrika 
von Großbritannien und auf den Philip- 
pinen von den USA. Bei manchen dieser 
Eroberungen gingen die wirtschaftlichen 
Kalküle nicht auf, wie bei den Kolonien 
des Deutschen Kaiserreichs in Afrika, die 
ökonomisch bedeutungslos blieben. 
Dennoch wurden, um den Anspruch als 
Kolonialmacht aufrecht zu erhalten, blu- 
tige Feldzüge gegen die einheimische Be- 
völkerung geführt, so unter anderem gegen 
die Hereros in Deutsch-Südwestafrika, 
von denen Zehntausende in die Namib- 
Wüste getrieben wurden, um dort elend 
umzukommen. 

Im Ersten Weltkrieg ging es ebenfalls 
nicht allein um Visionen von nationaler 
Größe und politischer Dominanz, son- 
dern um handfeste wirtschaftliche Ziele, 
wie sie vom damaligen Reichskanzler 
Bethmann-Hollweg deutlich formuliert 
wurden: Frankreich sollte zu einem Ge- 
biet für deutsche Exporte werden, Belgi- 
en zu einem Vasallenstaat, Luxemburg 
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zu einem Teil des Deutschen Reiches. 
Die Mehrzahl der europäischen Länder 
sollten einen mitteleuropäischen Wirt- 
schaftsverband bilden, „unter äußerlicher 
Gleichberechtigung seiner Mitglieder, 
aber tatsächlich unter deutscher Füh- 
rung“ (Fritz Fischer, Griff nach der 
Weltmacht, Düsseldorf 1967: 93). Der 
Versuch, diese wirtschaftliche Vorherr- 
schaft in die Tat umzusetzen, kostete al- 
les in allem 9 Millionen Menschen das 
Leben. Der durch das Deutsche Reich 
angezettelte Zweite Weltkrieg hatte noch 
weitreichendere Ziele, nämlich den Plan 
einer politischen und wirtschaftlichen 
Weltherrschaft. Dazu gehörte die Erobe- 
rung der Sowjetunion, um sie zu einer 
Sklavenkolonie für deutsche Bedürfnisse 
zuzurichten. Das Land sollte Weizen und 
Erdöl, Steinkohle und Eisenerz liefern, 
der Bevölkerung jegliche Rechte ge- 
nommen werden, um sie als Arbeitskräf- 
te für die vorgesehene Kolonialwirtschaft 
einzusetzen. Der Feldzug gegen die So- 
wjetunion wurde mit besonderer Brutali- 
tät geführt und vernichtete das Leben 
von 25 Millionen Menschen, insgesamt 
starben im Zweiten Weltkrieg 50 Millio- 
nen Menschen. Rohstoffkriege zwischen 
und innerhalb von Ländern gab es je- 
doch auch in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts und - im Widerspruch zur 
gängigen Redeweise von der Ära der 
„Dienstleistungsgesellschaft“ jenseits von 
industrieller Produktion und Rohstoff- 
ressourcen - ist absehbar, dass sie eben- 
falls das 21. Jahrhundert prägen werden 
(siehe dazu auch PROKLA 135 Ressour- 
cenkonflikte, Juni 2004). So zeigt sich in 
Afrıka die paradoxe Situation der extre- 
men Armut gerade in den an Boden- 
schätzen reichsten Ländern des Konti- 
nents wie in Nigeria oder im Kongo: 
Wenn Gold, Diamanten, Coltan oder 
Erdöl in großen Mengen vorhanden 
sind, kämpfen einheimische Gruppen 
mit Unterstützung ausländischer Kon- 
zerne und Regierungen um deren Kon- 
trolle. Gewinner in diesen Auseinander- 
setzungen sind einheimische Eliten und 
multinationale Firmen, Verlierer stets 


Bevölkerungen, die in kriegerischen Aus- 
einandersetzungen zerrieben, terrorisiert, 
zur Flucht gezwungen oder getötet wer- 
den. 

Der Krieg der USA und ihrer Alliierten 
gegen den Irak schließlich stand zwar 
unter der offiziellen Begründung, man 
müsse gegen irakische Massenvernich- 
tungswaffen in der Hand von Saddam 
Hussein vorgehen, doch konnten diese 
niemals gefunden werden (was den krieg- 
führenden Regierungen von Anbeginn an 
bekannt war). „The work in Iraq is diffi- 
cult and it is dangerous“, erklärte Präsi- 
dent Bush im Juni 2005 in Fort Bragg 
und verkündete zuversichtlich: „America 
will not leave before the job is done.“ 
(www.whitehouse.gov/news/releases). Zu 
diesem „job“ gehört, wie mittlerweile 
auch einer breiteren Öffentlichkeit nicht 
verborgen blieb, in erster Linie die Siche- 
rung der Kontrolle über die irakischen 
Ölquellen. Aber, wie Naomi Klein in ih- 
rem Artikel erläutert, gehen die Interes- 
sen der reconstruction industry in die- 
sem und in anderen Fällen noch sehr 
viel weiter. Naturkatastrophen (die häu- 
fig auch gesellschaftlich bedingt oder 
mitbedingt sind) und Kriege bieten dem 
Kapital eine hochwillkommene Situation 
der tabula rasa, bei der spezifische For- 
men des Wiederaufbaus durchgesetzt 
werden - etwa die Privatisierung der zu- 
vor staatlich geregelten Gesundheitsdien- 
ste, der Energie- und der Wasserversor- 
gung oder auch die Abdrängung kleinbe- 
trieblicher Formen von Fischerei und 
Landwirtschaft zugunsten der Investitio- 
nen internationaler Konzerne in indus- 
trielle Aquakulturen oder Tourismus- 
Projekte. Was dabei auf der Strecke 
bleibt, sind die bisherige Lebens- und 
Arbeitsweise der einheimischen Bevölke- 
rung, ihre Kultur und ihr traditionell ge- 
prägter Umgang mit der Natur. 

Wenn Krieg, wie die USA es seit der mi- 
litärischen Intervention in Afghanistan 
mehrfach demonstriert haben, zuneh- 
mend als legitimes Mittel gilt, um gesell- 
schaftliche Transformation durchzuset- 
zen, so hat dies nicht nur Auswirkungen 
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auf die angegriffenen Länder, sondern 
geht auch mit strukturellen Veränderun- 
gen in den kriegsführenden Ländern 
selbst einher. In den USA sprechen mitt- 
lerweile nicht nur linke Kritiker von ei- 
ner „imperialen Präsidentschaft“, die sich 
seit der Entdeckung der rogue states, 
insbesondere aber seit nine eleven in 
neuen ideologischen Mustern, neuen Ge- 
setzen und einer Verschiebung innerhalb 
der staatlichen Gewaltenteilung zugun- 
sten von Administration und Militär 
niederschlägt. Im Lager von Guantana- 
mo auf Kuba werden den Inhaftierten, 
die im Zuge der Kämpfe in Afghanistan 
gefangen genommen wurden, bis heute 
die Rechte von Kriegsgefangenen verwei- 
gert, obwohl die USA die Genfer Kon- 
vention, in der diese geregelt sind, im 
Prinzip anerkennen. John Saxe- 
Fernändez stellt in seinem Beitrag dar, 
dass Guantanamo kein Einzelfall ist. 
Vielmehr ist das Lager im Rahmen der 
imperial authocracy als Exempel und 
Versuchsanordnung für die neue Ten- 
denz zu sehen, militärische Gegner zu 
enthumanisieren, sie als weitgehend 
rechtlose „Feinde“ zu definieren. 

Marx sah die Entwicklung der kapitali- 
stischen Produktionsweise als historisch 
begrenzte: „..die kapitalistische Produk- 
tionsweise erzeugt mit der Notwendig- 
keit eines Naturprozesses ihre eigne Ne- 
gation. Es ist Negation der Negation. 
Diese stellt nicht das Privateigentum 
wieder her, wohl aber das individuelle 
Eigentum auf Grundlage der Errungen- 
schaft der kapitalistischen Ära: der Ko- 
operation und des Gemeinbesitzes der 
Erde und der durch Arbeit selbst produ- 
zierten Produktionsmittel.“ (MEW 23: 
791). Die Hoffnung, die Dialektik der 
Geschichte werde es schon richten (auf 
die Marx in dieser Schlichtheit jedoch 
letztlich nicht setzte), ist durch das end- 
gültig gescheiterte Experiment des „real 
existierenden Sozialismus“ mit seiner re- 
pressiven Politik, seiner parteitreuen Be- 
vormundung und seiner wirtschaftlichen 
Ineffizienz in weite Ferne gerückt. Doch 
die Kritik an den bestehenden Verhält- 


nissen und die Suche nach Alternativen 
sind damit nicht obsolet geworden. Den 
rosigen Bildern, die nationale Regierun- 
gen und Vertreter internationaler Orga- 
nisationen wie der Weltbank von den 
Wirkungen der Globalisierung unter neo- 
liberalen Prämissen ausmalen, stehen 
zahllose Befunde von Schäden und Zer- 
störungen wie der anhaltenden Klimaver- 
schlechterung, des zunehmenden Man- 
gels an Wasser, der fortschreitenden De- 
sertifikation, der Zunahme von Mangel- 
und Fehlernährung, der wachsenden 
Kluft zwischen Arm und Reich innerhalb 
von Ländern und zwischen Ländern ent- 
gegen. In den letzten Jahrzehnten fand 
die Kritik an diesen Zuständen kaum ei- 
nen gemeinsamen Nenner. In Überein- 
stimmung mit der Mehrzahl ihrer Mit- 
glieder sahen deutsche Gewerkschaften 
ihr wesentliches Aktivitätsfeld auf ihrem 
angestammten Gebiet von Arbeitsschutz 
und Tarifverträgen und waren nur selten 
bereit, sich auf soziale Fragen in anderen 
Ländern oder auf ökologische Probleme 
einzulassen. Naturschützer, Menschen- 
rechtsengagierte, Friedensbewegte oder 
Mitglieder von sonstigen „Ein-Punkt- 
Gruppen“ verfolgten ihrerseits spezielle 
Anliegen der Mobilisierung von Men- 
schen für bedrohte Biotope, für Inhaf- 
tierte aus politischen Gründen oder für 
die Abschaffung von Atomraketen, oft- 
mals ohne dabei gesellschaftliche Hin- 
tergründe in den Blick zu nehmen. Da- 
niel Faber zeigt am Beispiel der USA, 
wie dort die wirtschaftliche und politi- 
sche Entwicklung der letzten Jahre über- 
deutlich werden ließ, dass ökologische 
und soziale Krisenerscheinungen in die- 
sem Land (und auch in anderen Län- 
dern) miteinander verschränkt sind. Dies 
hat zu neuen, bisher unbekannten For- 
men von grassroot environmentalism 
unter Beteiligung benachteiligter Grup- 
pen geführt, die bisher mit ökologischen 
Fragen wenig im Sinn hatten, oder auch 
zu neuen Koalitionen zur Erreichung 
von environmental justice. Wenn diese 
sozialen Bewegungen seit den 1990er 
Jahren kritische Erkenntnisse zu Proble- 
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men der Gesellschaft und der Natur zu- 
sammenführen, so hat ein brasilianischer 
Kautschukarbeiter bereits in den 1970er 
und 1980er Jahren erkannt, wie sehr bei- 
des untrennbar miteinander verbunden 
ist und in seiner langjährigen politischen 
Praxis zäh und engagiert für die „Ökolo- 
gie der Armen“ gekämpft. Michael Löwy 
skizziert in seinem Artikel das Leben von 
Chico Mendes, der eine Bewegung zum 
Schutz der Kautschukbäume in Amazo- 
nien begründet hat, um diese als Arbeits- 
und Lebensgrundlage für die Kautschuk- 
arbeiter, aber auch als „grüne Lunge des 
Planeten“ zu erhalten. Damit stellte er 
sich jedoch gegen die Interessen der latı- 
fundistas, die profitablere Nutzungen im 
Auge hatten. Im Jahr 1988 wurde Chico 
Mendes von bezahlten Killern der Groß- 
grundbesitzer direkt vor seinem Haus 
ermordet. 


Außerhalb des Heftschwerpunkts setzt 
sich Werner Ruf mit der Konstruktion 
eines neuen westlichen „Wir“ auseinan- 
der. Nach dem Zusammenbruch der $o- 
wjetunion ging das identitätsstiftende 
Feindbild „Kommunismus“ verloren und 
wird nun zunehmend durch den als ag- 
gressiv und bedrohlich wahrgenomme- 


nen „Islam“ ersetzt, der als „irrationales“ 
Gegenbild zur „rationalen Modernität“ 
des Westens dient. 

Ingrid Artus analysiert Entwicklung und 
Verlauf des Streiks bei AEG Nürnberg. 
Zwar hatte dieser Streik, der auf Erhal- 
tung des Betriebes gerichtet war, letztlich 
nicht den gewünschten Erfolg - es wurde 
ein deutlich besserer Sozialplan erreicht 
als in ähnlichen Fällen, aber eben nicht 
der Erhalt der Arbeitsplätze. Allerdings 
war dieser Streik, was die Mobilisierung 
und den Rückhalt in der Region angeht, 
doch recht außergewöhnlich, so dass ei- 
ne genauere Untersuchung dieses Streiks 
auch für künftige Auseinandersetzungen 
sinnvoll sein kann. 

In Fortsetzung der mit PROKLA 141 
(Die Zukunft ist links, Dezember 2005) 
angestoßenen Debatte, steht der Ein- 
spruch von Bernd Ladwig „Was ist heute 
noch links?“ In seiner Antwort auf diese 
Frage betont er den Gleichheitsgedanken 
knüpft aber zugleich auch sehr stark an 
liberales Gedankengut an: eine Verbin- 
dung, die in der Linken immer schon 
heftig umstritten war. Eine Replik zu 
diesem Beitrag wird in der nächsten 
Ausgabe der PROKLA erscheinen. 


Naomi Klein 


Der Aufschwung des 
Katastrophen-Kapitalismus’ 


In der Hitze des Sommers 2004, das Land und die Medien dösten still vor 
sich hin, machte die Präventivkriegs-Doktrin der Regierung von George W. 
Bush einen großen Sprung nach vorne. Am 5. August schuf das Weiße Haus 
ein neues Büro - das Büro des Koordinators für Wiederaufbau und Stabilisie- 
rung unter der Führung von Carlos Pascual, ehemaliger US-Botschafter in der 
Ukraine. Seine Aufgabe ist die Erarbeitung detaillierter „Post-Konflikt“-Pläne 
für bis zu 25 Länder, die sich noch gar nicht im „Konflikt“ befinden, zumin- 
dest bis jetzt. Laut Pascual ist dieses Büro in der Lage, gleichzeitig bis zu drei 
umfassende Wiederaufbau-Programme in verschiedenen Ländern zu koordinie- 
ren, von denen jedes „fünf bis sieben Jahre“ dauert. Das sollte eigentlich nie- 
manden überraschen. Denn es ist wohl nur angemessen für eine Regierung, die 
sich der präventiven Zerstörung widmet, sich ein Büro für präventiven Wie- 
deraufbau einzurichten. 

Längst vergangen sind die Zeiten, ın denen die Regierung erst den Ausbruch 
eines Krieges abwartet, um dann aus dem Stehgreif Pläne zu entwerfen, wie 
man die Sache wieder in den Griff bekommt und Ordnung ins Chaos bringt. 
Heute arbeitet man vorausschauend. In enger Zusammenarbeit mit dem Nati- 
onal Intelligence Council führt Pascuals Büro „Hochrisiko“-Länder auf einer 
Beobachtungsliste, es bringt schnell mobilisierbare „rapid-response-teams“ zu- 
sammen, die sich der Vorkriegs-Planung widmen und am Ende eines Konflikts 
„schnell zum Aufmarsch bereit“ stehen. Mitglieder dieser Teams kommen aus 
Privatunternehmen, NGOs und verschiedenen Denkfabriken. Einige davon 
haben bereits Vorverträge zum Wiederaufbau von Ländern, die noch gar nicht 
„abgebaut“ sind. Diesen Papierkram bereits im Vorfeld zu erledigen „verkürzt 
unsere Reaktionszeit um drei bis sechs Monate“, erklärte Pascual im Oktober 
bei einer Veranstaltung im Center for Strategic and International Studies 
(CSIS). 

Die Pläne, die das kaum bekannte Büro im Außenministerium entwirft, haben 
zum Ziel, „das soziale Gewebe einer Nation zu ändern“, sagte Pascual im 
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CSIS. Seine Aufgabe ist es nicht einfach, irgendwelche alten Staaten wieder 
aufzubauen, sondern neue, „demokratische und marktorientierte“ Gesellschaf- 
ten zu schaffen. So könnten seine Schnellreaktions-Teams - nur so zum Beı- 
spiel - dabei helfen, „Staatsbetriebe zu verkaufen, die einer lebensfähigen Ö- 
konomie entgegenstehen“. Wiederaufbau, erklärte Pascual, bedeute eben 
manchmal auch, „das Alte zu zerstören“. 

Wenige Ideologen können der „terra-nullius-Versuchung“ widerstehen - der 
Versuchung, die Welt als weites, offenes, jungfräuliches Gelände darzustellen, 
das entdeckt, erschlossen und gestaltet wird. Das war das verführerische Ver- 
sprechen des Kolonialismus: Die „Entdeckung“ „neuer“ Länder, wo die Er- 
richtung von Utopia keine Utopie sein sollte. Doch der Kolonialismus ist tot. 
Zumindest sagt man uns das. Es gibt keine neuen Länder mehr zu entdecken 
und keine terra nullius (die es übrigens ohnehin nie gegeben hat). Im Buch 
der Welt gibt keine weißen Seiten mehr aufzuschlagen, die wir mit „den neu- 
esten und schönsten Worten beschreiben können“, wie Mao es einmal aus- 
drückte. Was es aber zuhauf gibt, das ist Zerstörung - Länder, die zu Klein- 
holz zerschlagen werden entweder durch so genannte höhere Gewalt oder 
durch Bushs Gewalt (im Auftrag der höheren Gewalt Gottes). Und wo es Zer- 
störung gibt, da gibt es Wiederaufbau - und die Chance, sich der „schreckli- 
chen Dürftigkeit“ anzunehmen, wie ein UN-Mitarbeiter das von der Flut ver- 
wüstete indonesische Aceh einmal beschrieb, und diese „Dürftigkeit“ mit den 
schönsten und perfektesten Plänen zu füllen. 

„Früher gab es den ordinären Kolonialismus“, sagt Shalmali Guttal aus Banga- 
lore, ein Wissenschaftler der NGO Focus on the Global South. „Heute haben 
wir verfeinerten Kolonialismus. Sie nennen ihn Rekonstruktion.“ Augenschein- 
lich befinden sich immer größere Teile des Globus im Wiederaufbau: Länder 
werden betreut von Parallel-Regierungen, deren Mitglieder sich aus den allseits 
bekannten „for profit“ Unternehmensberatungen, Ingenieursbüros, Finanzhäu- 
sern, Mega-NGOs und aus den Hilfsorganisationen nationaler Regierungen 
oder der UN rekrutieren. Und von den Bewohnern dieser Baustellen - von Irak 
bis Aceh, von Afghanistan bis Haiti - hört man den Chor immer gleicher Be- 
schwerden: Die Arbeit, so sie überhaupt stattfindet, geht viel zu langsam vor- 
an; ausländische Berater verfügen über üppige Spesenkonten und erzielen Ge- 
hälter von 1000 Dollar täglich, während die einheimische Bevölkerung ohne 
Jobs oder Weiterbildung bleibt und bei der Entscheidungsfindung kein Wort 
mitzureden hat. Ausländische Fachleute im „Demokratie-Aufbau“ belehren 
Regierungen über die Bedeutung von Transparenz und guter Regierungsfüh- 
rung. Denselben Regierungen gewähren die meisten privaten Auftragnehmer 
oder NGOs gleichzeitig keinen Einblick in ihre Bücher, geschweige denn 
Kontrolle über die Verwendung der Hilfsgelder. 

Ganze drei Monate nachdem die Tsunami-Welle Aceh überrollt hatte, schrieb 
die New York Times in einem deprimierenden Bericht, dass noch immer „fast 
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nichts getan worden ist, um die Schäden zu reparieren oder die Region wieder 
aufzubauen“. Ein ähnlicher Report hätte leicht aus dem Irak kommen kön- 
nen. Denn dort sinken laut Los Angeles Times all die vom US-Konzern Bech- 
tel angeblich wiedererrichteten Wasserwerke langsam in sich zusammen - ein 
weiterer Fall in der endlosen Reihe von Wiederaufbaukatastrophen. Der Be- 
richt hätte auch aus Afghanistan kommen können. Dort empörte sich jüngst 
Präsident Hamid Karsai über „korrupte, verschwenderische und unverantwortt- 
liche“ Vertragsnehmer aus dem Ausland, die die „kostbaren Ressourcen ver- 
geuden, die Afghanistan an Hilfen erhält“. Klage kommt auch aus Sri Lanka, 
wo 600.000 Menschen durch den Tsunami Haus und Hof verloren haben und 
in improvisierten Flüchtlingslagern dahinsiechen. Einhundert Tage nach der 
großen Flutwelle sandte der Chef des National Fisheries Solidarity Movement 
in Negombo, Srı Lanka, Herman Kumara, eine verzweifelte e-mail an seine 
Kollegen rund um den Globus: „Die Mittel, die den Opfern helfen sollten, 
helfen nur den wenigen Privilegierten, nicht den wahren Opfern“, schrieb er. 
„Unsere Stimmen werden nicht gehört und man lässt es nicht zu, dass wir sie 
erheben.“ 

Dass die Wiederaufbau-Industrie sich so überraschend unbeholfen bei ihrer 
Arbeit anstellt, mag daran liegen, dass Wiederaufbau gar nicht ihr erster Zweck 
ist. „Es geht nicht um Aufbau“, meint Guttal, „sondern um Umbau.“ Die Be- 
richte von Korruption und Inkompetenz mögen auf den ersten Blick die In- 
dustrie zwar kritisieren, letztlich aber verdecken sie den eigentlichen Skandal: 
den Aufstieg einer räuberischen Form des Katastrophen-Kapitalismus, der Ver- 
zweiflung, Zerstörung und Angst nach einem Desaster zu radikalen sozialen 
und ökonomischen Veränderungen nutzt. Dabei arbeitet die Aufbau-Industrie 
schnell und effizient. Privatisierungen und Landnahmen werden so rasant ge- 
plant und festgezurrt, dass die Bevölkerung zumeist gar nicht mitbekommt, 
was über sie gekommen ist. In einer anderen e-mail warnt Kumara davor, dass 
Srı Lanka eine zweite Flutwelle droht - „eine Flutwelle der Konzern- 
Globalisierung und Militarisierung“, die potenziell noch zerstörerischer ist als 
die aus Wasser. „Wir sehen dies als Versuch, inmitten der Tsunami-Krise das 
Meer und die Küstenregion an ausländische Unternehmen und die Tourismus- 
Industrie auszuliefern, mit der militärischen Unterstützung durch die US Ma- 
rines.“ 

Die Situation in Sri Lanka hat eine auffallende Ähnlichkeit mit einem Projekt, 
dass der stellvertretende US-Verteidigungsminister Paul Wolfowitz in Irak ent- 
warf und überwachte: Bagdad stand noch in Flammen, da machten sich Ver- 
treter der US-Besatzungsmacht schon daran, die Investitionsgesetze des Landes 
umzuschreiben. Angekündigt wurde die Privatisierung der staatlichen Unter- 
nehmen. So mancher mag vor diesem Hintergrund gedacht haben, Wolfowitz 
sei nicht der richtige Mann für den Chefposten der Weltbank. Doch ist es ge- 
nau umgekehrt: Gerade der Fall Irak hat ihn bestens auf seine Aufgaben an 
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der Weltbank-Spitze vorbereitet. Denn in Bagdad hat Wolfowitz genau die Po- 
litik verfolgt, die die Weltbank faktisch bereits in allen von Krieg und Zerstö- 
rung geplagten Ländern implementiert - allerdings mit weniger bürokratischen 
Feinheiten und dafür mit mehr ideologischem Draufgängertum. 

Ohne Zweifel ist im Rekonstruktions-Business jede Menge Geld zu machen. 
Hier locken gigantische Aufbau- und Lieferverträge. Allein in Irak hat der Hal- 
liburton-Konzern sich Kontrakte über mehr als zehn Milliarden Dollar gesi- 
chert. Der kostspielige „Demokratie-Aufbau*“ hat sich zu einer Zwei- 
Milliarden-Dollar-Industrie ausgewachsen. Die Zeiten für Beratungsfirmen wa- 
ren nie besser. Besonders für jene unter ihnen, die Regierungen beim Verkauf 
ihres Besitzes beraten oder die als Vertragsnehmer die staatlichen Dienstleis- 
tungen gleich in Eigenregie übernehmen. Der in den USA derzeit führende 
Konzern, Bearing Point, konnte jüngst berichten, der Umsatz in seiner Abtei- 
lung „Public Services“ habe sich „in nur fünf Jahren vervierfacht“; im Jahr 
2002 fiel ein Gewinn von 342 Millionen Dollar an, das entsprach einer Ge- 
winnmarge von 35 Prozent. 

Für die Weltbank wiederum sind zerstörte Länder aus einem anderen Grund 
interessant: Sie sind fügsam. Im Gefolge eines verhängnisvollen Ereignisses tun 
Regierungen allzu oft alles, um die dringend benötigten Finanzhilfen zu be- 
kommen. Auch wenn das bedeutet, neue Milliardenkredite zu schultern oder 
durchgreifenden Strukturreformen zuzustimmen. Auch die Bevölkerung muss 
die Weltbank nicht fürchten. Denn sie ist damit beschäftigt sich Nahrung und 
ein Dach über dem Kopf zu beschaffen, die Organisation von politischem 
Widerstand gegen Privatisierung wird zum unerschwinglichen Luxus. 

Zupass kommt es der Weltbank zudem, dass viele kriegsverwüstete Staaten in 
einen Zustand „begrenzter Souveränität“ sinken. Auf Grund ihrer Instabilität 
und Unerfahrenheit wird ihnen die adäquate Verteilung der Hilfsgelder nicht 
zugetraut, weswegen die gewährten Mittel häufig in einen Treuhandfonds flie- 
ßen. Und dieser wird - wenig überraschend - von der Weltbank verwaltet. 
Dies ist zum Beispiel in Ost-Timor der Fall, wo die Bank die Regierung an der 
kurzen Leine hält und die Gelder sparsam austeilt, aber auch nur solange die 
Politik „verantwortlich“ mit diesem Geld umgeht. Zu diesem verantwortlichen 
Umgang gehört offensichtlich auch die Streichung vieler Jobs im öffentlichen 
Sektor - Ost-Timors Regierung ist nur noch halb so groß wie zu Zeiten der 
indonesischen Okkupation. Gleichzeitig werden der Regierung ausländische 
Experten aufgenötigt, die die Weltbank mit Geld überschüttet. „In einer Ab- 
teilung“, so schreibt der Wissenschaftler Ben Moxham von Focus on the Glo- 
bal South, „verdient ein einziger ausländischer Berater in einem Monat so viel 
wie seine timoresischen Kollegen in einem ganzen Jahr.“ 

Auch in Afghanistan verwaltet die Bank die internationalen Hilfsgelder in ei- 
nem Treuhandfonds. Dort hat sie es bereits geschafft, das Gesundheitssystem 
weitgehend zu privatisieren, indem sie dem Gesundheitsministerium Gelder 


Der Aufschwung des Katastrophen-Kapitalismus 181 


verweigerte. Stattdessen lenkte sie die Millionen direkt zu NGOs, die ihre ei- 
genen privaten Krankenhäuser auf Basıs von Drei-Jahres-Verträgen führen. Eine 
„wichtigere Rolle für den privaten Sektor“ wurde auch für die Bereiche Was- 
serversorgung, Telekommunikation, Bergbau, Öl und Gas angeordnet. Der af- 
ghanische Staat wurde zudem aufgefordert, sich aus der Elektrizitätsversorgung 
„zurückzuziehen“ und sie „ausländischen Privatinvestoren“ zu überlassen. 
Diese tief greifende Transformation der afghanischen Gesellschaften stand nie 
zur Diskussion, über sie wurde weder öffentlich debattiert noch wirklich be- 
richtet. Kaum jemand außerhalb der Weltbank weiß von diesen Vorhaben, 
denn die Bank hat sie gut versteckt - schriftlich niedergelegt sind sie lediglich 
in einem „technischen Anhang“ zu einem Abkommen über Nothilfe für Af 
ghanistans verwüstete Infrastruktur. Festgeschrieben wurde dies übrigens be- 
reits zwei Jahre bevor das Land überhaupt eine gewählte Regierung hatte, die 
ihre Infrastruktur an Privatinvestoren hätte veräußern können. 

Ähnliche Geschichten hört man aus Haiti. Nach dem Abgang von Präsident 
Jean-Baptiste Aristide verlangte die Weltbank im Austausch für einen 61- 
Millionen-Dollar-Kredit nach eigenen Worten „Public-Private Partnerships im 
Bildungs- und Gesundheitswesen“, sprich die Übernahmen von Schulen und 
Krankenhäusern durch private Firmen. Roger Noriega, im Außenministerium 
mitzuständig für Angelegenheiten in der westlichen Hemisphäre, hat klar ge- 
stellt, dass die Bush-Regierung diese Sicht teilt: „Wir werden die Regierung von 
Haiti ermuntern, die Restrukturierung und Privatisierung einiger öffentlicher 
Unternehmen in angemessener Zeit voranzutreiben“, sagte er dem American 
Enterprise Institute am 14. April 2004. 

Dies sind außerordentlich umstrittene Forderungen an ein Land mit einer 
starken sozialistischen Basis. Die Weltbank gibt zu, dass sie genau darin den 
Grund sah, den Umbau zu einem Zeitpunkt voranzutreiben, in dem Haiti zu- 
nehmend unter der Herrschaft des Militärs zu stehen schien: „Die Übergangs- 
regierung bietet eine Gelegenheit zur Einführung ökonomischer Reformen..., 
die von einer Nachfolgeregierung nur schwer wieder rückgängig zu machen 
sind“, bemerkt die Bank ın ihrem Abkommen über das „Economic Gover- 
nance Reform Operation Project“. Für die Haitianer ist dies eine besonders 
bittere Ironie. Beschuldigen doch viele von ihnen die Weltbank und andere 
multilaterale Institutionen, mit dem Zurückhalten von Krediten über Hunder- 
te von Millionen Dollar die Krise des Landes verschärft zu haben, die schließ- 
lich zum Ende von Aristides Präsidentschaft führte. Zu dieser Zeit begründete 
auch die Interamerikanische Entwicklungsbank (IBD) - unter Druck des US- 
Außenministeriums - die Verweigerung von Zahlungen mit Haitis Demokra- 
tiedefiziten und verwies zum Beweis auf einige kleinere Unregelmäßigkeiten 
bei lokalen Wahlen. Aber nun, wo Arıstide fort ist, nutzt die Weltbank die 
Gunst der Stunde in einer demokratiefreien Zone. 
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In den vergangenen drei Jahrzehnten haben die Weltbank und der Internatio- 
nale Währungsfonds (IWF) vielen unter Schock stehenden Ländern Schock- 
therapien verordnet, insbesondere in Lateinamerika nach Staatsstreichen der 
Militärs sowie nach dem Ende der Sowjetunion. Sie haben die Gunst der 
Stunde also schon immer zu nutzen gewusst. Dennoch erlebte der Katastro- 
phen-Kapitalismus nach Meinung vieler Beobachter seinen wirklichen Auf 
schwung erst mit dem Hurrikan „Mitch“. Im Oktober 1998 fiel „Mitch“ eine 
Woche lang über Mittelamerika her, fraß ganze Dörfer und tötete mehr als 
9000 Menschen. Bereits ruinierte und verarmte Länder suchten verzweifelt 
nach Hilfe zum Wiederaufbau. Die Hilfe kam auch. Doch war sie mit ein paar 
kleinen Nebenbedingungen versehen. Zum Beispiel Honduras: In den zwei 
Monaten nach „Mitch“ - das Land stand noch knietief in Trümmern, 
Schlamm und Leichen - beschloss der Kongress „beschleunigte Verkäufe nach 
dem Sturm“, so die Financial Times. Verabschiedet wurden Gesetze zur Priva- 
tisierung von Flughäfen, Seehäfen und Autobahnen, beschleunigt wurde der 
Verkauf der staatlichen Telefon- und der Elektrizitätsgesellschaft sowie von 
Teilen der Wasserversorgung. Gesetze zur Landreform wurden gekippt, statt- 
dessen erleichterte man ausländischen Investoren den Kauf und Verkauf von 
Grund und Boden. Ähnliches geschah in den Nachbarländern: In denselben 
zwei Monaten kündigte Guatemala Pläne zur Veräußerung seines Telefonnet- 
zes an, dasselbe in Nicaragua, wo die Regierung Investoren darüber hinaus 
auch noch ihre Elektrizitätsgesellschaft und den Ölsektor andiente. 
Vorangetrieben wurden all diese Privatisierungspläne von den üblichen Ver- 
dächtigen. Laut Wall Street Journal „warfen Weltbank und IWF für Nicaraguas 
Telekom-Verkauf all ihr Gewicht in die Waagschale, indem sie den Deal zur 
Bedingung nicht nur die Freigabe von Hilfsgeldern über rund 47 Millionen 
Dollar jährlich machten, sondern auch für den Erlass von 4,4 Milliarden Dol- 
lar Schulden“. 

Auch die Tsunami-Katastrophe hat die Weltbank genutzt, um ihre übliche Po- 
litik durchzuziehen. Jene Länder, die es am härtesten getroffen hat, erhielten 
so gut wie keinen Schuldenerlass. Im Gegenteil, die Schulden wurden durch 
die Flutwelle noch gesteigert, denn den größten Teil der Nothilfe gewährte die 
Weltbank nicht als Schenkung, sondern als Kredit. Zwar erlitten die kleinen 
Fischerdörfer die größten Schäden, sie beklagen 80 Prozent aller Opfer der 
Welle. Auf der Hilfsliste der Weltbank stehen sie allerdings nicht oben. Statt 
ihnen beim Aufbau ihrer Dörfer zu helfen, setzt die Bank auf die Expansion 
des Tourismussektors und der großen Fischereiindustrie. Der Wiederaufbau 
der öffentlichen Infrastruktur wie Straßen oder Schulen „könnte die öffentli- 
chen Finanzen stark strapazieren“, notiert ein Weltbank-Dokument und emp- 
fiehlt: Privatisierung! (Ja, es stimmt, diese Leute haben wirklich nur ein Kon- 
zept). Laut Tsunami-Reaktions-Plan der Bank wäre „für einige der Projekte die 
Einbeziehung privater Investoren angemessen“. 
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Wie bei anderen Megabaustellen der Welt - von Haiti bis Irak oder Afghanis- 
tan - wird auch die Tsunami-Hilfe nicht dafür ausgegeben, zu erneuern was 
zerstört wurde. An den Küsten von Srı Lanka, Thailand, Indonesien und In- 
dien ist die Rekonstruktion von Hotels und Fabriken bereits in vollem Gang. 
Gleichzeitig werden arme Familien durch neue Gesetze daran gehindert, ihre 
Häuser und Dörfer in Meeresnähe wieder aufzubauen. Strand und Küste sind 
zu kostbar, um sie an arme Fischerfamilien zu verschenken. Daher werden 
Hunderttausende von Menschen ins Inland abgedrängt - auf Aceh in militär- 
ähnliche Baracken, in Thailand in vorgefertigte Betonklötze. Die Küste verän- 
dert ihr Gesicht: Die vereinzelten Fischergemeinden verschwinden und mit 
ihnen die Strände, an denen die Bewohner ihre handgeknüpften Netze zum 
Trocknen aufhängen. Stattdessen versammeln sich dort Politiker, Konzerne 
und Geldgeber, um die von Armut befreite Küste nach ihrem Bilde zu for- 
men: die Strände als Spielplätze für Touristen und das Meer als Ressource für 
große Fischfangflotten, und all das versorgt durch privatisierte Flughäfen und 
Autobahnen, die mit geborgtem Geld finanziert werden. 
Im Januar 2005 entzündete sich eine kleine Kontroverse, als Condoleezza Rice 
den Tsunami eine „eine wunderbare Gelegenheit“ nannte, „die uns eine große 
Dividende gebracht hat“. Viele waren erschreckt, dass hier aus einer menschli- 
chen Tragödie eine große Chance gemacht wurde. Aber womöglich hat Rice 
schlicht die tiefere Wahrheit dieser Katastrophe erkannt und benannt. Ebenso 
wie eine Gruppe, die sich selber Thailand Tsunami Suvivors and Supporters 
nennt. Laut dieser Gruppe war „für Geschäftsleute und Politiker der Tsunami 
die Antwort auf ihre Gebete, hat die Welle doch die Küstenregion von Ge- 
meinden und Dörfern gereinigt, die der Errichtung von Bungalowsiedlungen, 
Hotels, Kasinos und Shrimp-Farmen im Wege standen. Für diese Leute ist die 
Küste nun offenes, freies Land“. 
Katastrophen erschaffen sie heute wieder, die terra nullius. 

Aus dem Englischen übersetzt von Stephan Kaufmann 


Dorothea Schmidt 


Denn sie wissen, was sie tun 
Das Geschäft mit Kleinwaffen 


Als die UNO im Jahr 2001 erstmals eine internationale Konferenz zum Problem 
des illegalen Handels mit Kleinwaffen einberief, wurde auch die produzierende 
Industrie eingeladen. Robert Glock, Mitinhaber des österreichischen Familienun- 
ternehmens Glock GmbH, das seine Pistolen in den letzten Jahrzehnten weltweit 
höchst erfolgreich, unter anderem nach Kolumbien, Ost-Timor, Jamaika und In- 
donesien (sowie neuerdings in den Irak) geliefert hat, trat als einer ihrer Vertreter 
auf und versicherte dem Vorsitzenden treuherzig: „Mr.Chairman, we are not the 
bad guys“ (Workshop 2002: 32). Auch andere Produzenten erachten ihre Tätig- 
keit als grundsätzlich positiv und gesellschaftlich nützlich. So verkündet die 
deutsche Firma Heckler & Koch, deren Schnellfeuerwaffen rund um den Globus 
bei fast sämtlichen staatlichen und nicht-staatlichen Kriegen zum Einsatz kom- 
men, dass „die wehrtechnische Industrie wesentliches Element der Verteidi- 
gungsbereitschaft und damit der Friedenssicherung ist. Sie ist ein notwendiger 
Beitrag zu einem funktionierenden Gemeinwesen“ (www.heckler-koch.de) Ähn- 
lich harmlos und rechtschaffen wie die Hersteller werden mancherorts die zivilen 
Nutzer von Waffen gesehen. So äußerte sich ein Banker anlässlich der Knob 
Creek Machine Gun Show in Kentucky gegenüber einem Journalisten über die 
Maschinengewehr-Fans, die zu diesem Freignis regelmäßig zusammenkommen: 
„Ihese are legitimate people. Some of these people are doctors and lawyers. 
They’re legitimate Americans, good people. They’re not crazies.“ (Owners’ 
Number ... 1997). Hersteller wie Nutzer sind sich darin einig: Produktion, Besitz 
und Nutzung von Waffen stellen keinerlei Problem dar, solange die Gesetze ein- 
gehalten werden: „Der legale Waffenbesitz“, so verkündet voller Überzeugung 
das deutsche „Forum Waffenrecht“, in dem sich an die 200 Unternehmen, Ver- 
eine und Verbände organisiert haben, „birgt für den Rechtsstaat keine Gefahr“. 
Diese für das Forum unbestreitbare Tatsache würde allerdings in der Öffentlich- 
keit viel zu wenig anerkannt: „Die größte Gefahr für den legalen Waffenbesitz 
liegt darin, dass in unserer Gesellschaft bei der Diskussion über das Thema 
‘Schusswaffen’ keine Sachargumente, sondern ideologische Grundhaltungen und 
irrationale Ängste das Meinungsbild breiter Bevölkerungsschichten bestimmen.“ 
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(www.fwr.de). Die herstellende Industrie wie die Nutzer von Kleinwaffen fühlen 
sich in Deutschland und anderswo missverstanden wie kaum eine andere gesell- 
schaftliche Gruppe. Die US-amerikanische Organisation der Waffenbesitzer, die 
National Rifles Association (NRA), hält Kritikern des in den USA weit verbreite- 
ten Waffenbesitzes selbstbewusst den Slogan entgegen: „Guns don’t kill people. 
People kill people.“ (Owners’ Number ... 1997). Dieses Standardargument führt 
auch Victor Bout, der in Russland lebt und als einer der wichtigsten Waffen- 
händler der Welt gilt, gern im Munde: „Beim Töten geht es nicht um die Waf- 
fen. Es geht um die Menschen, die sie benutzen.“ (Landesmann 2003: 8). 

Der Hinweis auf bestehende Gesetze wirkt auf den ersten Blick plausibel, da 
die Produktion, der Verkauf von Waffen an Zivilisten und Militär sowie der 
Export in vielen Ländern nicht freien Märkten überlassen bleiben, sondern in 
einem gewissen Ausmaß staatlich kontrolliert werden. In welchem Verhältnis 
stehen diese Regulierungsbemühungen jedoch zu den Zahlen, nach denen ge- 
rade Kleinwaffen als Ursache für die allergrößte Zahl von Kriegstoten und Ver- 
treibungen der Kriege nach 1945 gelten müssen? Und welche Folgen hat der 
in vielen Ländern sehr umfangreiche Besitz von Waffen, die sich in der Hand 
von Zivilisten befinden? Die mittlerweile gängige Definition von Kleinwaffen 
wurde 1997 von der UNO aufgestellt, wonach als entscheidendes Kriterium 
gilt, dass solche Waffen von einer Person getragen und bedient werden kön- 
nen. Dazu zählen: einerseits Handfeuerwaffen wie Revolver, Selbstladepistolen, 
Karabiner, Gewehre, Maschinenpistolen, Sturmgewehre und leichte Maschi- 
nengewehre, andererseits leichte Waffen wie schwere Maschinengewehre, Gra- 
natwerfer, Handgranaten, rückstoßfreie Gewehre, tragbare Luftabwehrraketen 
und Antipanzergeschütze sowie Mörser mit einem Kaliber unter 100 mm 
(Paes 2000: 3).' Die Definition orientiert sich also nicht an gemeinsamen 
technischen Merkmalen, sondern an der Wirkungsweise der Waffen, die durch 
ihre leichte Transportierbarkeit besonders häufig und flexibel einsetzbar sind, 
wobei sie von Sicherheitskräften, regulären Soldaten, irregulären Kämpfern 
und selbst von Kindersoldaten verwendet werden können. Einige davon - ins- 
besondere Revolver und Gewehre - haben auch außerhalb von polizeilichen 
und militärischen Verwendungen weite Verbreitung bei Zivilisten gefunden, als 
Sportwaffen, zur eigenen Sicherheit oder für kriminelle Zwecke. 

Lange Zeit schenkte man der militärischen Bedeutung von Kleinwaffen nur 
wenig Aufmerksamkeit - wurden die Bedrohungen in der Zeit nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg doch in erster Linie vor dem Hintergrund des Rüstungswettlaufs 
von Ost und West bei spektakulären konventionellen oder atomaren Groß- 
waffen wie Flugzeugen, Raketen, Kriegsschiffen und Panzern gesehen. Als 


1 Gelegentlich werden auch Minen unter diese Begrifflichkeit gefasst, sie sollen hier wegen ih- 
rer vielfach andersgelagerten Problematik jedoch außer Betracht bleiben. Siehe dazu Schmidt 
(2002: 271). 
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Menschenrechtsorganisationen und das 2001 in Genf gegründete Graduate In- 
stitute of International Studies die Kleinwaffenproblematik erstmals themati- 
sierten, führte die bisherige Ignoranz gegenüber diesem Phänomen dazu, dass 
die jährlichen Opferzahlen im Gegenzug zunächst dramatisch überhöht wurden: 
Die am häufigsten kolportierte Zahl lag bei 500.000 Toten pro Jahr. Neuere und 
fundiertere Schätzungen gehen von 300.000 Toten pro Jahr aus, die allerdings 
nur die unmittelbaren Kriegsopfer betreffen. Dagegen wurden die indirekt im 
Gefolge von militärischen Auseinandersetzungen Getöteten bisher nicht erfasst - 
es ist anzunehmen, dass ihre Zahl ein Vielfaches davon beträgt (Small Arms Sur- 
vey 2005: 229-259). Auch wurde in vielen Berichten keine genaue Unterschei- 
dung gemacht zwischen der Verwendung von Feuerwaffen im militärischen und 
im zivilen Bereich (die für einzelne Waffengruppen, die zwischen beiden Berei- 
chen zirkulieren, tatsächlich oftmals schwierig sein kann, für viele Waffen aber 
durch ihre ausschließlich militärische Verwendung klar zu treffen ist). Einer vor- 
sichtigen Schätzung zufolge sterben jedes Jahr mindestens 200.000 Menschen 
durch Schusswaffen im nicht-militärischen Bereich: Sie werden von anderen ge- 
tötet, töten sich selbst oder sterben bei Unfällen, unter anderem, weil Waffen 
schlecht gesichert sind (Small Arms Survey 2004: 174). 


Kleinwaffenproduktion weltweit 


Wer sind die Produzenten von Kleinwaffen und welchen Leitlinien folgt diese 
Produktion? Kleinwaffen werden in 90 Ländern der Erde von mindestens 
1.250 Firmen produziert (wobei sicherlich Tausende kleine Firmen nicht er- 
fasst werden). Manche davon sind staatliche Unternehmen, die anderen pri- 
vatwirtschaftlich organisiert, wobei es sich hierbei um kleine oder mittelstän- 
dische Familienunternehmen, aber auch um die Rüstungssparte von internati- 
onalen Konzernen handeln kann. Entsprechend der technischen Heterogenität 
der Waffen (wie sie durch die genannte UN-Begrifflichkeit gegeben ist) variie- 
ren auch die Formen der Produktion, je nachdem, ob technologisch einfache 
oder anspruchsvolle Waffen, seit langem eingeführte Standardmodelle oder for- 
schungsintensive Neuentwicklungen gefertigt werden. Im Small Arms Survey von 
2005 werden sechs verschiedene Produktionstypen identifiziert (vgl. 46-62): 


1. Reparaturen und sporadische Produktion. Es sind meist kleine Firmen, in 
denen mit einfachsten Mitteln Waffen repariert, eventuell auch aus neuen 
oder gebrauchten Teilen montiert werden. Dieser Typ ist in Ländern mit 
relativ niedrigem wirtschaftlichen Entwicklungsniveau, etwa in Pakistan, 
auf den Philippinen oder in Ghana verbreitet. In einigen Fällen werden 
weitverzweigte kleinbetriebliche Strukturen durch die Logistik von Rebel- 
lengruppen aufrechterhalten, wie in Sri Lanka durch die Liberation Tigers 
(LTTE) und in Kolumbien durch die FARC. Vielfach treten jedoch als 
Abnehmer auf den lokalen Märkten ebenfalls Zivilisten auf. 
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2. Herstellung von Komponenten und Zubehör. Die Waffenindustrie stellt 
historisch eines der ersten Beispiele für die Produktion austauschbarer Tei- 
le dar. Seit dem 19. Jahrhundert haben sich viele Firmen auf die Herstel- 
lung von Komponenten in großen Serien spezialisiert - etwa Gehäuse, 
Magazine, Abzüge oder Schalldämpfer. Oftmals werden sie nicht zur eigent- 
lichen Rüstungsindustrie gezählt, da sie ähnliche Teile auch für andere In- 
dustriezweige produzieren. Sie finden sich in Ländern mit unterschiedlichem 
Entwicklungsniveau, unter anderem in den USA, in der Volksrepublik China 
und in Tarwan und können kleinere wie größere Unternehmen umfassen. 

3. Spezialisierte Produktion. Die Firmen in diesem Bereich produzieren für 
Polizei- und Militäreinheiten Maschinengewehre und -pistolen, Sturmge- 
wehre und Granatwerfer, für den zivilen Bereich Sport- und Jagdwaffen, 
darüber hinaus auch spezielle Revolver und Pistolen, meist in kleinen Se- 
rien für spezielle Anforderungen. In den USA und in einigen europäischen 
Ländern gibt es Traditionsunternehmen, die bis ins 19. Jahrhundert oder 
auch länger zurückreichen, in Deutschland etwa die Firmen P. Sauer & 
Sohn GmbH (1751 in Suhl gegründet) oder Carl Walther GmbH Sport- 
waffen (1886 in Zella-Mehlis gegründet). Es handelt sich um anspruchsvol- 
le Qualitätsproduktion in kleinen bis mittelgroßen Betrieben, die teils 
nach wie vor im Besitz von Eigentümer-Unternehmern oder Familien sind, 
teils in größere Konzerne integriert wurden. 

4. „Haushaltsmarken“. Diese Unternehmen produzieren große Serien von Ge 
wehren, Pistolen oder Revolvern für Massenmärkte von zivilen Konsumen- 
ten. Auch hier bestehen eine ganze Reihe alteingesessener Firmen - etwa 
Smith & Wesson in den USA (seit 1852) oder J. G. Anschütz in Deutschland 
(seit 1856) - aber es gibt auch newcomer, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
aufgetreten sind, wie Sturm, Ruger & Co Inc. ın den USA oder Amadeo Ros- 
si und Tauris International Inc. in Brasilien. Die Unternehmen haben häufig 
weniger als 500 Beschäftigte, arbeiten mit modernster Technologie und sind 
meist gänzlich oder überwiegend in der Waffenproduktion engagiert. 

5. Produktion speziell für militärische und polizeiliche Anforderungen. Zu 
diesem Sektor zählen Firmen, die (anders als die unter 3 genannten) eine 
große Palette von Sturmgewehren, Maschinengewehren und -pistolen so- 
wie Luftabwehrraketen herstellen und teils staatlich, teils privatwirtschaft- 
lich betrieben werden. Große Staatsunternehmen stellen beispielsweise die 
JSC Ismasch und Ischewsky Mekanitschesky Sawod dar, beide im russi- 
schen Ischewsk ansässig, wo insgesamt mehr als 15.000 Beschäftigte Stan- 
dardwaffen für die russische sowie ausländische Armeen fertigen, unter an- 
derem das Maschinengewehr AK 47 (Kalaschnikow) und die Makarow- 
Pistole. Große Privatunternehmen, die ebenfalls in erster Linie die Armee 
des eigenen Landes beliefern, sind in den USA Springfield Armory oder 
Colt (Sturmgewehr M 16). Demgegenüber zählt die deutsche Firma Heck- 
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ler & Koch, deren Aufschwung sich in den ersten Jahren vor allem der Lie- 
ferung des G 3-Sturmgewehrs an die Bundeswehr verdankte, mit inzwi- 
schen rd. 700 Beschäftigten zu den mittelgroßen Firmen. Armeelieferanten 
dieser Art sind daneben auch in anderen europäischen Ländern sowie in 
Brasilien, Chile, Israel und in der Türkei zu finden. 

6. Fertigung von High-Tech-Elektronik oder von Optik. Firmen, die Laser- 
technologie, Nachtsichtvorrichtungen, tragbare Luftabwehrraketen oder 
Panzerabwehrwaffen produzieren, existieren in den USA, in Westeuropa 
und in Japan, neuerdings auch in China. Forschung und Entwicklung ha- 
ben hier einen besonders hohen Stellenwert, doch verlaufen die spin off 
Effekte zwischen zivilem und militärischem Bereich mittlerweile umgekehrt 
als es früher lange Zeit der Fall war: Der militärische Sektor ist nun Nutz- 
nießer des zivilen. Es kann sich hier um größere selbständige Unterneh- 
men (wie etwa Zeiss in Deutschland, Swarovski in Österreich) oder auch 
Teile von multinationalen Konzernen handeln wie Lockheed Martin in 
den USA, EADS in Europa oder IMI in Israel. 


Das Ausmaß der weltweiten Produktion von Kleinwaffen erreicht mittlerweile 
nicht mehr die früheren jährlichen Rekordhöhen, die sich bis 1990 vor allem 
dem Wettrüsten von Ost und West verdankten. Während zwischen 1980-1998 
jährlich weltweit etwa 6,3 Mio. Stück produziert wurden, fiel diese Zahl im 
Jahr 2000 auf 4,3 Mio. Wenn die USA auch nach wie vor an der Spitze aller 
waffenproduzierenden Länder stehen, so mussten führende Hersteller dennoch 
Rückgänge ihres Absatzes hinnehmen (Small Arms Survey 2001: 13; 2004: 11- 
13). Die Gründe dafür sind vielschichtig. Zum einen hat die Entwicklung in 
vielen Schwellenländern dazu geführt, dass sich dort - beispielsweise in La- 
teinamerika - Unternehmen etabliert haben, die eigenständig oder über Li- 
zenzproduktionen lokale Märkte mit Kleinwaffen versorgen, aber auch für den 
Export produzieren. Zum anderen ist die Branche in gewisser Weise Opfer ıh- 
rer früheren Verkaufs-Erfolge. Viele Waffen sind jahrelang oder gar jahrzehnte- 
lang haltbar - als notorisch robust gilt etwa das Maschinengewehr AK 47 Ka- 
laschnikow, von dem seit 1947 zwischen 70 und 100 Millionen Stück produ- 
ziert wurden. Viele davon blieben auf Kriegsschauplätzen zurück, wechselten 
mehrfach die Besitzer bei den sich bekämpfenden Bürgerkriegsparteien oder 
wurden von Ländern des Warschauer Paktes in Depots gehortet, die nach 
1990 nur noch schlecht bewacht wurden, während man ihre Bestände legal 
oder illegal zum Verkauf anbot. Auch westliche Armeen verbanden Bestrebun- 
gen zur Modernisierung ihrer Waffenarsenale damit, überschüssiges Kriegsgerät 
massenhaft zu verschenken oder zu verkaufen, so wie dies etwa die Bundes- 
wehr mit einem Großteil der NVA-Bestände tat. Insofern stellt der weltweite 
Handel mit Millionen von second-hand-Waffen für die produzierende Indust- 
rie nunmehr eine fühlbare Konkurrenz dar (vgl. Schmidt 2002: 289f): „Unsere 


190 Dorothea Schmidt 


Produkte sind zu langlebig“, klagte Anfang der 1990er Jahre Bill Ruger, Chef 
des US-amerikanischen Unternehmens Sturm, Ruger & Co Inc. (Böhm 2000). 


Waffen für Private 


Das „Forum Waffenrecht“ hat sich nach eigenem Bekunden zum Ziel gesetzt, 
„den legalen Waffenbesitz insgesamt zu verteidigen“, wobei der Lobbygruppe vor 
allem „unsere amerikanischen Freunde“ als Vorbild dafür gelten, auf die Gestal- 
tung von Gesetzen dahingehend einzuwirken, dass die „legalen Waffenbesitzer“ 
nicht „unnötig“ Beschränkungen unterworfen werden. Zu diesem Zweck wird 
auch anhaltende Öffentlichkeitsarbeit für erforderlich gehalten. In den Worten 
des Geschäftsführers der Firma Brenneke, die Repetierbüchsen und Spezialge- 
schosse herstellt: „Wer das Dilemma sieht, dass viele überzogene Forderungen 
im Waffenrecht auf mangelnde Kenntnis über Problemzusammenhänge beruhen, 
versteht, dass es vordringliche Aufgabe des Forums Waffenrecht ist, für sachliche 
Aufklärung über die Realität zu sorgen“. (www.fwr.de). 

Im Kampf gegen angebliche Vorurteile setzt das Forum vor allem auf US- 
amerikanische Erfahrungen und wissenschaftliche Untersuchungen, die in den 
letzten Jahrzehnten mit gutem Grund gerade dort entstanden sind. In den 
USA gibt es in 25 Mio. Haushalten rd. 200 Mio. Gewehre, Pistolen und Re- 
volver. Im Vergleich zu Europa (mit Ausnahme von Finnland) besitzen sehr 
viel mehr Menschen eine Waffe, und auch die Rate der durch Schusswaffen 
Getöteten liegt wesentlich höher (Small Arms Survey 2001: 203). Wie kann 
ausgerechnet dieses Land ein positives Referenzmodell für deutsche Waffen- 
freunde abgeben? In den USA gibt es eine lange Tradition von sozialwissen- 
schaftlichen Studien, die den Zusammenhängen von Waffenbesitz und Tö- 
tungsraten nachgegangen sind und - je nach Auftraggeber - zu unterschiedli- 
chen Ergebnissen kamen. Befürworter von Waffenbesitz berufen sich vorzugs- 
weise auf solche, die anhand von punktuellen Beobachtungen bestreiten, es 
gebe einen ursächlichen Zusammenhang zwischen der Verbreitung von Waf- 
fenbesitz und der Häufigkeit von letalen Folgen. Zivilisten würden sich dem- 
zufolge bewaffnen, weil es hohe Kriminalitätsraten gibt und sie sich daher be- 
droht fühlen. Zudem könnten sie sich mit Hilfe von Waffen erfolgreich schüt- 
zen, insofern sei der Waffenbesitz Folge, nicht Ursache von Tötungen. Überdies 
gebe es innerhalb der USA Staaten mit weit verbreitetem Waffenbesitz und nied- 
rigen Todesraten (z.B. Vermont), aber auch solche mit relativ geringem Waffen- 
besitz und hohen Todesraten (z.B. New York). Des weiteren hätten restriktive 
Gesetzgebungen keinerlei positive Auswirkungen auf einen eventuellen Rückgang 
der Kriminalität (Small Arms Survey 2004: 182, www.fwr.de). 

Tatsächlich sind nicht nur die methodologischen Probleme erheblich, sondern 
auch die Zusammenhänge beider Phänomene komplex und nicht auf die ein- 
fache Formel zu bringen: Je mehr Waffen, desto mehr Gewalt. Noch weniger 
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aber trifft die Argumentation der Waffenbefürworter zu, die Zahl der (legal) 
vorhandenen Waffen sei irrelevant für die Anzahl von Tötungen, Selbstmor- 
den und Unfällen. Im internationalen Vergleich gibt es Länder, in denen Waf- 
fenbesitz wenig verbreitet und auch der Tod durch Schusswaffen selten ist 
(etwa die Niederlande und Dänemark). Dem entspricht, dass in anderen Län- 
dern weitverbreiteter Waffenbesitz mit relativ hohen Tötungsraten einhergeht 
(neben dem bereits erwähnten Fall der USA trifft dies, auf niedrigerem Niveau, 
ebenfalls für die Schweiz zu). Aber es gibt darüber hinaus Länder, in denen 
die Zusammenhänge gegenläufig sind. So kann relativ weitverbreiteter Waffen- 
besitz mit sehr niedrigen Todesraten zusammenfallen (so in Dänemark). Um- 
gekehrt finden sich die höchsten Todesraten überhaupt in Lateinamerika - die 
Verbreitung von Waffen entspricht aber lediglich derjenigen in europäischen 
Ländern (Small Arms Survey 2001: 203, 2004: 51). Es ist demnach möglich, dass 
Zivilisten Waffen besitzen (etwa aus Prestigegründen, als Symbol des „freien 
Mannes“) und sie nur in sehr seltenen Fällen einsetzen; oder aber, dass eine rela- 
tiv geringe Zahl von Schusswaffen extensiv genutzt wird, wie dies etwa in Ko- 
lumbien der Fall ist, dem Land mit der weltweit höchsten Rate an Tötungen. 

Ob Waffen verletzen und töten oder aber unbenützt in Schränken verstauben, 
hängt vom politischen, sozialen und kulturellen Umfeld ab. Sie werden vor al- 
lem dort eingesetzt, wo das staatliche Gewaltmonopol noch nie bestanden hat 
oder geschwächt ist, und wo das Vertrauen der Bürger, der Staat könne für die 
öffentliche Sicherheit sorgen, geschwunden ist und mit einer individualisti- 
schen Kultur des „starken Mannes“ einhergeht, dem das Recht zusteht, seine 
Interessen nach eigenem Gutdünken zu verteidigen. In den USA begann die 
„goldene Zeit“ der NRA in den 1960er Jahren, als viele Amerikaner angesichts 
der Ermordung von John und Robert Kennedy, des Auftretens der Black Pan- 
ther und der Massendemonstrationen gegen Rassentrennung und Vietnam- 
Krieg meinten, nunmehr seien „Recht und Ordnung“ endgültig zusammen- 
gebrochen. Die bis dahin unpolitische NRA hob in dieser Situation das Recht 
von freien Bürgern, sich selbst mit eigenen Waffen zu verteidigen, auf ihren 
Schild, wobei sie sich auf den zweiten Zusatzartikel der Verfassung berief, wo- 
nach den einzelnen Bundesstaaten die Bildung von Milizen durch bewaffnete 
Zivilisten zugestanden wurde (von privaten Arsenalen ist in diesem Artikel al- 
lerdings nicht die Rede). Die Organisation nahm an Mitgliedern und an Ein- 
fluss zu und erreichte vor allem unter der Präsidentschaft von Ronald Reagan 
eine weitgehende Deregulierung des Waffenmarktes. Doch mittlerweile ist die 
US-Gesellschaft in der Frage des Waffenbesitzes stärker gespalten als zuvor. 
Die „Schutzthese“ der Waffenbefürworter wird inzwischen durch mehrere Un- 
tersuchungen widerlegt, denen zufolge Frauen, in deren Haushalt es Waffen 
gibt, sehr viel wahrscheinlicher durch solche Waffen ums Leben kommen, als 
dass sie im Ernstfall durch sie geschützt würden. Ähnliches gilt für Kinder und 
Ältere. Des weiteren haben eine Reihe von Massakern wie dasjenige an der 
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Columbine High School von 1999 oder die „Sniper“-Attacke von 2002 in 
Washington DC den Stimmen der Waffengegner in der Öffentlichkeit stärke- 
res Gewicht verschafft. Bereits im Jahr 2000 protestierten Tausende von Ame- 
rikanerinnen bei einem „Million Mom March“ gegen die NRA und für schär- 
fere Waffengesetze. Schließlich gab es mehr und mehr Bestrebungen von Ge- 
waltopfern, aber auch von Städten und Landkreisen, die Hersteller und Ver- 
käufer von Schusswaffen mit Entschädigungsforderungen zu konfrontieren. Im 
Oktober 2005 hat das Repräsentantenhaus ein Gesetz zum Schutz der Herstel- 
ler und Verkäufer erlassen, das sie vor derartigen Forderungen schützt - für die 
NRA ein „historischer Sieg“ (Böhm 2000; Small Arms Survey 2004: 183; Cam- 
paign 2004; Sieg für US-Waffenlobby 2005). 

Bisherige Erfahrungen mit restriktiven Regelungen zeigen, dass diese als isolier- 
te Maßnahmen allein nur beschränkte Wirkung entfalten, und somit in größe- 
re gesellschaftspolitische Zusammenhänge eingebettet werden müssen. In den 
USA wurde der freie Verkauf von 19 Typen von halbautomatischen Waffen 
1994 für zehn Jahre verboten - was von der NRA heftig kritisiert wurde: „... a 
misguided law which had no effect on the actions of criminals, but penalized 
law-abiding citizens* (USA Today 2004). Ob das Gesetz Wirkungen gezeigt 
hat, ist umstritten. Während die Polizei vertritt, es habe zu einem Rückgang 
von Bandenkriminalität geführt, machen andere Beobachter geltend, es habe 
so viele Schlupflöcher gegeben, dass das Verbot damit hinfällig war. Ähnlich 
wurde in Großbritannien 1987 ein Verbot des Gebrauchs von halbautomati- 
schen Waffen durch Zivilisten ausgesprochen, 1997 auch noch eines für 
Handfeuerwaffen. Nach dem ersten Verbot blieb die (im internationalen Ver- 
gleich niedrige) Tötungsrate durch Schusswaffen auf der bisherigen Höhe, 
nach dem zweiten stieg sie leicht an. In diesem Fall hatte es, so wird vermutet, 
häufig eine Substitution der verbotenen Waffen durch die nach wie vor zuläs- 
sigen Luftgewehre gegeben (Small Arms Survey 2004: 188f). Eindeutig positive 
Auswirkungen hatte hingegen die Reduzierung des Waffenbesitzes in Austra- 
lien. Nachdem im Jahr 1996 ein Amokläufer 35 Personen umgebracht hatte, 
wurde der Zugang zu Schusswaffen erschwert, außerdem 1/5 des Bestandes 
von den Besitzern zurückgekauft und zerstört. In den folgenden Jahren ging 
die Zahl der Tötungen durch Schusswaffen erheblich zurück. Die längerfristige 
Betrachtung zeigt, dass diese Rate bereits seit Ende der 1980er Jahre im Sinken 
war und durch das Vorgehen der Regierung einen starken zusätzlichen Impuls 
erhielten - die Politik der Entwaffnung fand somit ein günstiges gesellschaftli- 
ches Klima vor (Small Arms Survey 2004: 184). 

Wie die NRA fordern auch das „Forum Waffenrecht“ und der Verband der 
Hersteller von Jagd-, Sportwaffen und Munition (JSM) die „Verhinderung un- 
nötiger Restriktionen“ und ziehen US-amerikanische sozialwissenschaftliche 
Studien heran, die in ihrem Sinn argumentieren. Von den sozialen Realitäten 
wollen sie jedoch nichts wissen. Im April 2002 erschoss der 19-jährige Robert 
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Steinhäuser mit einer Selbstladepistole Glock 17L insgesamt 13 Lehrer, einen 
Polizisten und zwei Schüler, schließlich auch sich selbst. Diese und eine ande- 
re Waffe (eine pump gun, die nicht funktionierte) hatte er als Sportschütze 
beim Erfurter Polizeisportverein mit einer Waffenbesitzkarte legal erworben - 
das Gewehr hätte er allerdings nur als Jäger, nicht als Sportschütze erwerben 
dürfen (worum sich die lokale Behörde, die davon ordnungsgemäß informiert 
worden war, jedoch nicht weiter kümmerte) (vgl. wikipedia Amoklauf). Das 
„Forum Waffenrecht“ wie auch der JSM gehen über diese erschreckenden Er- 
eignisse mit Schweigen hinweg. Vier Jahre danach verkündet ein Unterstützer 
des Forums, der Präsident des Deutschen Schützenbundes, ungerührt, der 
Schießsport trage dazu bei, „Bürger zur Eigenverantwortung für ihr Tun und 
gleichzeitig zur friedlichen Konfliktbewältigung zu erziehen.“ (www.fwr.de). 

Noch mehr als der Inlandsmarkt ist für deutsche Firmen der Zugang zu aus- 
ländischen Märkten von zentralem Interesse, exportieren sie doch bei Pistolen 
und Revolvern mehr als 80% der Produktion, bei Gewehren sogar mehr als 
90% (Small Arms Survey 2004: 125). So vermerkt der JSM mit Genugtuung: 
„Neue Erkenntnisse technischer Art und auch neue Werkstoffe trugen mit da- 
zu bei, dass ... Jagd- und Sportwaffen Made in Germany in aller Welt immer 
mehr an Ansehen und Beliebtheit gewannen“ (www.jsm-waffen.de). Die Expor- 
te von Waffen für zivile Zwecke und für Sicherheitskräfte nahmen von 1997 
(122 Mio. Euro) bis 2003 (182 Mio. Euro) kontinuierlich zu (Weidacher 2005: 
86). Nach Angaben der Bundesregierung ging 2002 der allergrößte Teil der 
genehmigten deutschen Waffenexporte in die USA, nach Frankreich, Öster- 
reich, Spanien und in die Schweiz und umfasste in erster Linie Pistolen und 
Revolver sowie Sport- und Jagdwaffen. In diesen Ländern konnten sie von Pri- 
vatpersonen für ihren persönlichen Schutz (wie immer dieser definiert wird), 
von Kriminellen für ihre spezielle Geschäftstätigkeit, von Einheiten der Poli- 
zei- und Armee zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, aber auch 
zur Unterdrückung von Oppositionellen und Aufständischen verwendet - oder 
in andere Länder weiterverschoben werden. Nach Recherchen von Menschen- 
rechtsgruppen wurden Waffen und Munition aus deutscher Produktion in den 
Jahren 1998 bis 2002 in zahlreiche Länder geliefert, die für gravierende Verlet- 
zungen der Menschenrechte bekannt waren: in die Volksrepublik China 
(Jagdgewehre und Munition), nach Kolumbien (Gewehre, Pistolen, Revolver, 
Munition), in die Demokratische Republik Kongo (Pistolen, Revolver), nach 
Indonesien (Munition), Pakistan (Pistolen, Revolver, Patronen, Munition) und 
Russland (Sport-, Jagdwaffen, Gewehre) (Small Arms Survey 2004: 129-132). 

Bei der Frage, in welchen Ländern ihre Erzeugnisse landen und für welche 
Verwendungen sie eingesetzt werden, halten sich führende deutsche Waffenher- 
steller stets äußerst bedeckt. Die Carl Walther GmbH etwa geht auf eine Grün- 
dung von 1886 zurück, profilierte sich zunächst mit einer Selbstladepistole, ex- 
pandierte in beiden Weltkriegen und brachte 1929 die Polizeipistole PP auf den 
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Markt, der später die „Polizeipistole-Kriminalmodell“ folgte, die dadurch zu in- 
ternationalem filmischem Renommee kam, dass James Bond sich ihrer bediente. 
Als Familienunternehmen in der dritten Generation in Heidenheim ansässig 
produziert man dort nunmehr Luftgewehre, Luftpistolen und Kleinkaliberbüch- 
sen für Sportzwecke sowie Pistolen und Maschinenpistolen für Polizei und Mili- 
tär. Das Unternehmen stellt jetzt eine Tochterfirma von UMAREX (gleichfalls 
ein Kleinwaffen-Hersteller) dar, hat 200 Beschäftigte, und die Exportquote liegt 
bei 70%. Es ist weder zu erfahren, welche Bedeutung die Produktion für zivile 
Zwecke und welchen Anteil Lieferungen an Polizei und Militär haben, noch, in 
welche Länder genau geliefert wird. Zu ausländischen Kontakten wird lediglich 
mitgeteilt, man habe Lizenzverträge mit namhaften Herstellern wie Beretta, Colt, 
Smith & Wesson, außerdem Verträge mit einem kalifornischen Unternehmen. 
Als Erfolgsrezept verkündet der Geschäftsführer: „Stillstand ist Rückschritt. Neue 
Wege in der Produktentwicklung, echte Innovation im Vertrieb, weltweit die Na- 
se im Wind haben...“ (www.carl-walther.de;. wikipedia Carl_Walther). 


Waffen in staatlichen und nicht-staatlichen Kriegen 


„Die Bundeswehr und die deutsche Rüstungsindustrie bilden strategisch die 
Grundlage für unsere Sicherheitsvorsorge und arbeiten in der Formulierung 
der militärischen Forderungen für die Ausrüstung sowie ın der Forschung, 
Entwicklung, Produktion und Materialerhaltung des wehrtechnischen Geräts 
notwendigerweise eng zusammen“ (Hanel 2003: 7) - so formuliert es ein In- 
sider der Rüstungsindustrie, ein führender Rheinmetall-Mitarbeiter. Zumindest 
bis Anfang der 1990er Jahre stellte die Bundeswehr eines der sicheren Stand- 
beine für den Absatz der Hersteller von Kleinwaffen dar. Mit den politischen 
Veränderungen ab 1990 und dem Zusammenbruch des Warschauer Pakts wa- 
ren weitere Steigerungen des bundesdeutschen Verteidigungshaushalts nicht 
mehr zu rechtfertigen, zudem war die Haushaltspolitik nun noch stärker als 
bisher auf die Begrenzung der Neuverschuldung ausgerichtet. In den Augen 
der Rüstungsindustrie und der ihr nahestehenden Deutschen Gesellschaft für 
Wehrtechnik kam es daraufhin zu einem „dramatischen Einbruch“ der in- 
vestiven Mittel im Bundeswehretat. Beispielsweise ging die Beschaffung von 
Munition von 1.329 Mio. (1990) auf 230. Mio. Euro (2002) zurück. Insgesamt 
habe man dadurch 180.000 Arbeitsplätze verloren - wobei stillschweigend un- 
terstellt wird, die Branche habe einzig und allein von Bundeswehr-Aufträgen 
gelebt, und auch ausgeblendet bleibt, dass die Unternehmen in dieser Zeit 
ebenso wie die übrige Industrie ohnehin Arbeitsplätze aus Rationalisierungs- 
gründen abbauen wollten (Gläser 1997: 1, Hanel 2003: 32). 

Grundsätzlich vertritt die Rüstungsindustrie, sie habe einen „Anspruch auf 
Planungssicherheit“. Konkret ist damit gemeint, die Bundeswehr habe mit ih- 
ren Aufträgen für volle Auftragsbücher zu sorgen, also: „Berücksichtigung der 
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nationalen industriellen Kapazitäten bei der Erstellung der Planungsunterlagen 
für die Bundeswehr“ (Hanel 2003: 32, Kreiss 1997: 4). Der hohe technologi- 
sche Standard insbesondere bei Sturm- und Maschinengewehren, bei Pistolen 
und bei schadstoffarmer kleinkalibriger Infanteriemunition, aber auch bei ei- 
nem breiten Spektrum an anderen Produkten sei weiterzuentwickeln, bei den 
einzelnen Waffen vor allem hinsichtlich Treffgenauigkeit und Reichweite. 
Wenn diese „Kernkompetenz“ erhalten bleiben solle, müssten die Ansätze im 
Verteidigungsbudget der Bundesregierung aber wieder wesentlich erhöht wer- 
den, insbesondere seien auch neue Aufträge im Bereich der Forschung und 
Entwicklung nötig (Hanel 2003: 56). 

Einzelne Firmen waren mit derartigen Forderungen unterschiedlich erfolgreich. 
Nachdem die Bundeswehr 100 Mio. DM in die Neuentwicklung des hülsenlosen 
G 11 durch Heckler & Koch gesteckt hatte, ließ sie - angeblich aus technologi- 
schen Gründen - das Projekt fallen, von dem das Unternehmen sich erhofft hat- 
te, damit an die früheren Erfolge des Sturmgewehrs G 6 anzuschließen. Doch 
eröffneten sich für die Firma seit 1997 neue Chancen durch die Beteiligung am 
Programm IdZ (Infanterist der Zukunft) (Weidacher 2005: 12). Genauso wie bei 
den Waffen für Zivilisten stellt die Orientierung auf den heimischen Markt für 
die Waffenproduzenten allerdings keineswegs die einzige Option dar. Bei Heck- 
ler & Koch etwa gingen in den 1990er Jahren zwischen 50 und 70% der Produk- 
tion in den Export, im Jahr 2003 sogar 75% (Weidacher 2005: 50). 

Die staatlich gesetzten Bedingungen dafür bilden bei Vertretern der Rüstungs- 
industrie nicht anders als die Beschaffungspolitik der Bundeswehr regelmäßig 
Anlass für heftiges Wehklagen: „Wie andere Branchen der wehrtechnischen 
Industrie leidet die deutsche privatwirtschaftlich geführte Waffen- und Muni- 
tionsindustrie unter den wettbewerbsverzerrenden Rahmenbedingungen durch 
die restriktive deutsche Exportpolitik und durch konkurrierende ausländische 
Staatsunternehmen“ (Hanel 2003: 58). Der Geschäftsführer der Deutschen Ge- 
sellschaft für Wehrtechnik bringt gängige Ressentiments auf den Punkt, indem 
er argumentiert, die deutsche Exportpolitik nütze lediglich anderen Ländern 
mit weniger rigiden Beschränkungen und sei insofern in bezug auf den „Welt- 
frieden oder die Einhaltung der Menschenrechte“ wirkungslos. Er folgert mit 
bitterer Ironie: „Aber unser besonders gutes Gewissen ist uns offensichtlich 
mehr wert als unsere nationalen oder wirtschaftlichen Interessen... Wir sind 
und bleiben die selbstlosen Idealisten und Träumer, dafür verschenken wir je- 
derzeit auch Arbeitsplätze.“ (Merkel 1997: 159) 

Wie aber hat es Deutschland unter solchen Umständen zum viertgrößten Rüs- 
tungsexporteur der Welt (und zum zweitgrößten in Europa) gebracht und wie 
kommt es, dass - wie Menschenrechtsorganisationen wiederholt nachgewiesen 
haben - deutsche Waffen bis zum heutigen Tag immer wieder in Konfliktregi- 
onen auftauchen und bei regulären und irregulären Kriegen eingesetzt werden? 


Nach Recherchen der Gesellschaft für bedrohte Völker hat die sudanesische 
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Armee (selbst wenn sie das stets bestritten hat) Janjaweed-Milizen mit Waffen, 
darunter mit G 3-Sturmgewehren von Heckler & Koch ausgerüstet, die gegen 
die wehrlose Bevölkerung in Darfur eingesetzt wurde, was Zehntausende Men- 
schen das Leben kostete und weit mehr als eine Million der Bewohner in die 
Flucht trieb (Gesellschaft für bedrohte Völker 2004). 

In der Bundesrepublik Deutschland werden Rüstungsexporte seit 1961 durch 
das Außenwirtschaftsgesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz geregelt, wobei 
das Bundesausfuhramt die Anträge der deutschen Industrie zum Export von 
Waffen als nachgeordnete Behörde des Wirtschaftsministeriums bearbeitet. 
Sämtliche Ausfuhren von Rüstungsgütern sind genehmigungspflichtig, aller- 
dings ist die Genehmigungspraxis, auch durch die Aufteilung auf mehrere In- 
stitutionen, alles andere als transparent. Genehmigungen sind dann zu versa- 
gen, wenn „die Gefahr besteht, dass die Kriegswaffen bei einer friedensstören- 
den Handlung, insbesondere bei einem Angriffskrieg, verwendet werden“, oder 
wenn „Grund zu der Annahme besteht, dass die Erteilung der Genehmigung 
völkerrechtliche Verpflichtungen der Bundesrepublik verletzen oder deren Er- 
füllung gefährden würde“ (zit. nach Strutynski 1996: 1). Es darf also nicht an 
Staaten geliefert werden, gegen die ein Embargo verhängt wurde oder die sich 
im Kriegszustand befinden. Seit 2000 wurden diese Regelungen weiter ver- 
schärft, indem nun erstmals auch die Menschenrechtssituation des Empfänger- 
landes zum Maßstab für eine positive Entscheidung gemacht wurde (Küchle 
2001). Die deutschen Bestimmungen sind tatsächlich restriktiver als die ande- 
rer großer Rüstungsexportländer und die Erfordernis, für jeden einzelnen Fall 
eine Genehmigung zu beantragen, unterwirft deutsche Firmen bürokratischen 
Umständlichkeiten, die manchem ausländischen Konkurrenten erspart blei- 
ben. Doch haben diese Gesetze die möglichen Exporte tatsächlich einge- 
schränkt? Dies hängt zum einen von der Auslegungspraxis der betreffenden 
Behörden ab, zum anderen von den Möglichkeiten der Unternehmen, die 
Richtlinien auf andere Art zu unterlaufen. 

Der letzte Rüstungsexportbericht der Bundesregierung betrifft das Jahr 2004 
und wurde mit erheblicher Verspätung Anfang 2006 veröffentlicht. Darin 
nimmt die Bundesregierung für sich in Anspruch, eine „restriktive Politik“ be- 
trieben zu haben: „Ausfuhrgenehmigungen für sogenannte Kleinwaffen - ins- 
besondere automatische Handfeuerwaffen - sind im Wert von 36 Millionen 
erteilt worden. Dies entspricht einem Rückgang gegenüber 2003 um knapp ein 
Drittel. Davon entfielen nur 8 Millionen Euro auf Empfängerländer außerhalb 
der EU und der NATO“ (zit. nach AG Friedensforschung). Demgegenüber 
weisen Friedensforscher darauf hin, dass die Genehmigungen in den Jahren 
der rot-grünen Regierung besonders stark angestiegen waren, nämlich auf das 
Zweieinhalbfache des früheren Standes. Wenn der Wert von 2004 unter dem 
des Vorjahres lag, so stellte er immer noch den zweithöchsten Wert seit 1996 
dar. Auch die Behauptung der Bundesregierung, man liefere nicht in Krisen- 
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gebiete, widerlege sich durch die Liste der Empfängerländer. Trotz eines EU- 
Embargos wurde nach China und Libyen exportiert, auch sonst entsprachen 
zahlreiche Genehmigungen weder dem EU-Verhaltenskodex noch weiteren 
Selbstverpflichtungen der Bundesregierung. Kleinwaffen wurden 2004 außer in 
die USA und in europäische Länder offiziell auch nach Israel, Kuwait, Saudi- 
Arabien, Jordanien und Mexiko geliefert. Insgesamt ist das Interesse an deut- 
schen Schuss- und insbesondere auch an automatischen Waffen bzw. an Ferti- 
gungsanlagen für solche Waffen seit Ende der 1990er Jahre weiterhin gestie- 
gen: „Der von offizieller Seite vorgebrachte Finwand, dabei handele es sich zu 
großen Teilen um Sport- und Jagdwaffen, vermag angesichts der transferierten 
Mengen und des breiten Adressatenkreises nicht zu überzeugen“ (Rüstungsex- 
portbericht 2004 der GKKE (2005): 65; vgl. auch AG Friedensforschung). Es 
passiert nur ausnahmsweise, dass Anträge tatsächlich einmal nicht genehmigt 
werden, so 2002 derjenige von Heckler & Koch, 65.000 Sturmgewehre G 36 an 
das Königreich Nepal zu liefern, ein Land, in dem sich seit Jahren eine autoritäre 
Regierung und eine maoistische Guerillagruppe blutig bekämpften. Diese überra- 
schende Verweigerung eines zuvor bereits angebahnten Geschäftes ereignete sich, 
nachdem der Königssohn bei einem Amoklauf mit einer G 36-Testwaffe seinen 
Vater und mehrere andere Personen an dessen Hof erschoss (DAKS o.).: 9). 

Die äußerst enge Interpretation von Ländern als Spannungsgebieten ist einer 
der Gründe, warum die Praxis der Waffenexporte bei weitem nicht so restriktiv 
ausfällt, wie es die Formulierung der Richtlinien vermuten lässt. Ein zweiter 
liegt in der Bedeutung von Lizenzproduktionen, deren Ausmaß in den letzten 
Jahrzehnten stetig zugenommen hat. Wenn deutsche Waffen - wie etwa die 
Gewehre von Heckler & Koch - in vielen Kriegen der letzten Jahrzehnte ein- 
gesetzt wurden, so stammten die meisten davon entweder aus Lieferungen im 
Rahmen von Militärhilfe oder aus Lizenzproduktionen. Die Lizenznehmer 
müssen in solchen Fällen gegenüber der Bundesrepublik eine Endverbleibser- 
klärung unterschreiben, wonach ein weiterer Export ausgeschlossen wird, doch 
wird die Einhaltung dieser Vorschrift kaum überwacht (Paes 2000: 8). 

Eine weitere Unklarheit über die dunklen Wege, auf denen Waffen weltweit 
verbreitet werden, hängt mit dem Wandel der militärischen Strukturen in vie- 
len Ländern zusammen. Wenn Bundesregierung und Waffenunternehmen her- 
vorheben, die Lieferungen gingen ganz überwiegend an Armeen von befreun- 
deten Staaten (etwa innerhalb der NATO), so wird dabei ausgeblendet, dass in 
vielen Ländern ein immer größerer Teil militärischer Aktivitäten mittlerweile 
per Outsourcing erledigt, also an private Militärfirmen übertragen wird. Sol- 
che PSC (Private Security Corporations) oder PMC (Private Military Compa- 
nies) waren unter anderem in Kolumbien, Sierra Leone, Papua-Neuguinea und 
im Kongo im Einsatz. Neuestes und prominentestes Beispiel für diese Ten- 
denz ist der Irakkrieg, bei dem die Soldaten der Alliierten durch 35.000 bis 
50.000 Söldner ergänzt werden, die alle Arten von Aufgaben übernommen 
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haben - vom Objekt- und Personenschutz bis zur Beteiligung an Kämpfen zu- 
sammen mit sämtlichen militärischen Einheiten. Sie stellen die zweitstärkste 
„Armee“ im Lande dar, so dass Beobachter davon sprechen, die coalition of 
the willing stelle inzwischen eine coalition of the billing dar (Rüstungsexport- 
bericht 2004 der GKKE (2005); Azzelini 2005: 334). Darüber, wie diese Fir- 
men sich die nötige Kriegsausrüstung beschaffen, wurde bisher nichts bekannt. 
Die Praxis der weltweiten Verbreitung deutscher Kleinwaffen und ihres Einsatzes 
in militärischen Konflikten aller Art kann exemplarisch an der Unternehmenspo- 
litik von Heckler & Koch demonstriert werden. Das Motto des 1949 von drei 
ehemaligen Mauser-Ingenieuren (Theodor Koch, Edmund Heckler und Alex Sei- 
del) im schwäbischen Oberndorf gegründeten Unternehmens lautet vieldeutig: 
„Keine Kompromisse“. Seine Kundschaft sieht es im Kreis von „Sicherheitskräf- 
ten, Polizeien und Sondereinsatzkräften sowie der Bundeswehr und verbündeter 
Armeen“. Dies sind in der Tat üblicherweise die Erstabnehmer für die von Heck- 
ler & Koch produzierten Handfeuerwaffen - die Lieferungen ins Ausland haben 
einen hohen Anteil und gehen zumeist in die USA oder in europäische Länder 
(www.heckler-koch.de). Basis der selbst für deutsche Maßstäbe mustergültig ho- 
hen Exportquote war die Ausstattung der Bundeswehr mit dem Sturmgewehr G 
3 (dort als „Braut des Soldaten“ bekannt). In der Folge wurde das G 3 in zahl- 
reichen weiteren Ländern zur Standardausrüstung, und von ihm wurden teils in 
Oberndorf, teils über Lizenzen an ausländischen Fertigungsorten in den folgen- 
den fünf Jahrzehnten mehr als 7 Millionen Stück produziert. In der Rangliste 
der meistverkauften Sturmgewehre nimmt es nach der weltweit führenden Positi- 
on der russischen Kalaschnikow (AK 47) den dritten Rang ein (RIB-Rundbrief 
26: 4, Small Arms Survey 2001: 20). Weitere Entwicklungen befestigten des Ruf 
des Unternehmens, qualitativ hochwertige Produkte herzustellen und erwiesen 
sich ebenfalls als „Exportschlager“: „Ob in der Wüstenhitze oder in arktischer 
Kälte, Schusswaffen ‘made by Heckler & Koch’ haben weltweit den Ruf, in jeder 
Situation dauerhaft sicher und zuverlässig zu funktionieren“ (mav 8/2001). 

Nach Auskunft eines Staatssekretärs im Verteidigungsministerium erhielt 
Heckler & Koch bis 1988 Ausfuhrgenehmigungen für mehr als 80 Länder. 
Neben dem G 3 und dem späteren G 6 gehören zu den übrigen Produkten 
der „Waffenfamilie“ (so die Wortprägung des Unternehmens) Pistolen, Ma- 
schinenpistolen und -gewehre, Scharfschützengewehre und eine Granatma- 
schinenwaffe. Dass diese Waffen weltweit produziert wurden und zum Einsatz 
kamen, verdankt sich den Lizenzproduktionen, die von den Bundesregierun- 
gen unterschiedlicher parteipolitischer Couleur nach 1961 an mehr als 20 
Länder vergeben wurden - neben Portugal, Schweden, Norwegen, Großbritan- 
nien und Frankreich auch an Länder, die direkt oder indirekt an größeren und 
länger andauernden Kriegen beteiligt waren oder wiederholt militärisch gegen 
Minderheiten oder Oppositionelle im eigenen Land vorgingen wie Iran, Tür- 
kei, Saudi-Arabien, Pakistan, Mexiko, Thailand und Burma. Ungeachtet aller 
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Kritik an der Praxis der unkontrollierten Lizenzerteilungen soll im April 2006 
erneut eine solche erteilt worden sein: an Mexiko, in dem die Regierung die 
aufständischen Zapatisten seit Jahren immer wieder mit Militäraktionen be- 
kämpft hat. Wann immer die lokale Nachfrage von Armeen, Polizeien, War- 
lords oder Bürgerkriegsparteien ın Konfliktregionen zunahm, tauchten Waffen 
aus den Lizenzproduktionen dieser Länder auf - in Afrika unter anderem in 
Angola, Äthiopien, Ghana, Kenia, Marokko, Nigeria, Togo und Uganda. Von 
der türkischen G 3-Produktionsstätte ist bekannt, dass sie ihre Produkte an 38 
Länder geliefert hat, darunter Burundi und Libyen. In keinem dieser Fälle hat 
irgendeine Bundesregierung jemals den Versuch unternommen, die ihr zuste- 
hende Endverbleibskontrolle ernsthaft auszuüben geschweige denn, wozu sie 
rechtlich in der Lage wäre, eine Lizenz zurückzuziehen (RIB-Rundbrief 26: 5, 
8; amnesty international 2002; DAKS-Newsletter 4/2006: 4). 

Nach dem Misserfolg mit dem von der Bundeswehr stornierten G 11 wurde 
Mitte der 1990er Jahre ein Nachfolgemodell für das (zumindest nach NATO- 
Kriterien) veraltete G 3 auf den Markt gebracht. Das Schnellfeuergewehr G 36 ist 
wesentlich leichter, verspricht eine höhere Trefferquote, erfüllt insgesamt die Vor- 
gaben für Out-ofarea-Einsätze der NATO und ist bei solchen auch bereits zum 
Einsatz gekommen (RIB-Rundbrief 26: 5; DAKS o.].: 7). Eine der neuesten Ent- 
wicklungen von Heckler & Koch stellt das MP 7 dar, eine Infanteriewaffe, die als 
„Personal Defense Weapon“ wie eine Pistole funktioniert, dabei aber die Feuer- 
kraft einer Maschinenpistole entwickelt. Eine weitere Besonderheit dieser Waffe 
liegt in ihrer Kleinkalibermunition, die ähnliche Wirkungen erzielen soll wie die 
durch die Haager Konvention geächteten Dum-Dum-Geschosse (DAKS 11/05: 2- 
3). Anders als bei einigen Rüstungsproduzenten, die in den letzten Jahren Perso- 
nal abbauten und auch niedrigere Umsätze auswiesen, sank bei Heckler & Koch 
zwar die Zahl der Beschäftigten, die Umsätze aber stiegen (Weidacher 2005: 8). 


Die Waffenindustrie - 
eine Branche im Kampf gegen Regulierungen 


Wie die Rüstungsindustrie insgesamt haben auch die Hersteller von Kleinwaf- 
fen keinerlei Neigungen zu Marktfundamentalismus. Sie fordern den freien 
Zugang zu Märkten, wenn sie sich davon weitere Steigerungen ihrer Exporte 
versprechen. Aber sie sind ebenso damit einverstanden, ihre Geschäfte mit na- 
tionalen Streitkräften im Rahmen von längerfristigen Planungen abzuwickeln 
und ihre Forschung und Entwicklung subventionieren zu lassen. Wenn es um 
die Ausschaltung lästiger Konkurrenz geht, schätzen sie die beschränkte Aus- 
schreibung wie auch die „freihändige Vergabe“ von Aufträgen, die hinter ver- 
schlossenen Türen ausgehandelt werden. Diese auf nationaler Ebene gut einge- 
spielte „strategische Partnerschaft“ steht durch die Bestrebungen zu einer eu- 
ropäischen Verteidigungspolitik unter neuen Vorzeichen. Nach einer Vereinba- 
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rung der Mitgliedsstaaten der Europäischen Verteidigungsagentur soll der 
Wettbewerb innerhalb der Rüstungsindustrie verstärkt werden, indem Beschaf- 
fungen mit einem Auftragswert über 1 Mio. Euro europaweit ausgeschrieben 
werden müssen. Diese Belebung der Konkurrenz kann für einzelne Firmen 
Vor- oder Nachteile haben - sie wird jedoch in jedem Fall abgefedert durch 
Hoffnungen auf eine eigenständige europäische Militärpolitik, mit der die Eu- 
ropäische Union autonom die Fähigkeit bekommen soll, zur Unterstützung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) auch außerhalb der NATO 
eigenständige militärische Operationen einzuleiten und durchzuführen, um auf 
internationale Krisen zu reagieren. In diesem Zusammenhang wurde im Rahmen 
des Entwurfs für eine europäische Verfassung auch die Frage der Harmonisierung 
und Abstimmung der zukünftigen Verteidigungsausgaben diskutiert. Bei diesen 
Vorberatungen vermied man es tunlichst, irgendeinen Vertreter einer Nicht- 
Regierungs-Organisation zu Rate zu ziehen, wohl aber wurden die Topmanager 
der führenden europäischen Rüstungsfirmen als „Experten“ geladen. Das Ergeb- 
nis ist bekannt: die Selbstverpflichtung, ohne jeden Bezug zu aktuellen und sich 
möglicherweise ändernden Sicherheitserfordernissen, die Verteidigungsausgaben 
in Zukunft automatisch stetig steigen zu lassen, also „die militärischen Fähigkei- 
ten schrittweise zu verbessern“ (Mangini, CAP 2005). Würde diese Vorgabe ver- 
wirklicht, so könnte dies für die Bundesrepublik eine Erhöhung der bisherigen 
Rüstungsausgaben um 50% bzw. 14 Mrd. Euro bedeuten (IMI 2/2005). 

Doch die Lieferungen an verbündete Armeen stellen nur einen Teil des Ge- 
schäfts der Waffenhersteller dar. Geht es um die übrigen militärischen und 
nicht-militärischen Abnehmer, so gilt der Branche - bei aller sonstigen Nähe 
zu Behörden und Regierungsstellen - das Prinzip freier Märkte als oberstes 
Gebot. Beschränkungen des Verkaufs bestimmter Waffenarten, des Verkaufs an 
bestimmte Personengruppen oder die Kontrolle der Verwendung von Waffen 
durch Private werden als unnötig und wirkungslos hingestellt. Gerade die Er- 
folgsbilanz der Exporte von deutschen Kleinwaffen belegt, dass es der Indust- 
rie mit Hilfe verständnisvoller Bundesregierungen gelungen ist, bestehende Be- 
stimmungen stets im Interesse der Waffenexporteure interpretieren zu lassen 
oder auf andere Art zu unterlaufen. Das hindert die Branche nicht, über Re- 
striktionen zu klagen, die sie gegenüber den internationalen Konkurrenten 
hinnehmen müsse, mit denen sie bisher jedoch offensichtlich gut gefahren ist. 
Wie begrenzt die Wirkungen nationaler Regelungen sind - sofern sie über- 
haupt existieren -, wurde auch bei der ersten Kleinwaffenkonferenz der UNO 
im Jahr 2001 deutlich. Hier ging es darum, Instrumente zu entwickeln, durch 
die man hofft, den wachsenden illegalen Handel mit Kleinwaffen einzudäm- 
men. Unter anderem soll erreicht werden, dass militärische Konflikte in inter- 
nationalen Krisenherden nicht durch permanenten Nachschub weiter eskalie- 
ren und nicht-militärische Lösungen in immer weitere Ferne rücken lassen. 
Damals wurde beschlossen, die Handelswege von Kleinwaffen durch die Mar- 
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kierung und Registrierung von Waffen transparenter und kontrollierbarer zu 
machen, doch blieb es den einzelnen Staaten überlassen, derartige Regelungen 
in nationales Recht umzusetzen. Neue Vorstöße von Amnesty International, 
Oxfam und dem Internationalen Aktionsnetzwerk gegen Kleinwaffen (LANSA) 
gehen in die Richtung, aus unverbindlichen Absichtserklärungen zur Waffen- 
kontrolle völkerrechtlich bindende Verpflichtungen zu machen. Auch wird ge- 
fordert, sich bei der Folgekonferenz im Sommer 2006 nicht alleine auf die il- 
legalen Transaktionen zu beschränken, sondern auch den legalen Handel auf 
internationalen Märkten stärkeren Kontrollen zu unterwerfen (Spurensuche 
auf dem schwarzen Waffenmarkt 2005, DAKS-Kleinwaffen-Newsletter 10/2005). 
Die Front der Gegner von derartig weitreichenden Regeln ist jedoch stark - 
angeführt wird sie, wenig überraschend, von den USA, in denen zwar einzelne 
Staaten (wie Kalifornien) restriktive Regelungen erlassen haben, während ande- 
re (wie Florida) sowie die US-Regierung selbst Einschränkungen nach wie vor 
vehement ablehnen. Für die NRA handelt es sich bei der Kampagne der Men- 
schenrechtsgruppen um nichts als „humanitarian platitudes“, die nur das Ziel 
hätten zu verbergen, worum es eigentlich gehe: „a complete ban on private 
handgun possession, especially here in the United States“ - eine Vorstellung, 
die jedem NRA-Mitglied kalte Schauer über den Rücken jagen muss 
(www.nraila.org/CurrentLegislation). Gerne führen die NRA und andere Waf 
fenfreunde, um ihren Standpunkt literarisch zu untermauern, auch Boccaccio 
im Munde (Small Arms Survey 2001: 202). Dieser schrieb 1353 im Nachwort 
zum Dekameron: „Die Waffen verteidigen in gleicher Weise das Heil derer, 
die friedlich zu leben wünschen, wie sie häufig die Menschen töten; nicht je- 
doch, weil sie an sich böse wären, sondern durch die Schuld derer, die sie auf 
böse Weise anwenden.“ (847-8) Der gesellschaftliche Kontext ist allerdings 
kaum vergleichbar. Zu Boccaccios Zeiten wurden Waffen von Schmieden her- 
gestellt, die Produkte für diejenigen fertigten, die dafür zahlen konnten - Ade- 
lige, reiche Kaufleute, Banditen. Diese Handwerker waren aber nicht darum 
bemüht, ständig neue letale Waffen zu entwickeln und ihre Produktion um 
der Gewinnerzielung willen auszuweiten, so dass Besitz und Zirkulation be- 
grenzt blieben. Die heutige Waffenindustrie beruft sich für die Legitimität ih- 
res Tuns stets auf Einschränkungen durch staatliche Instanzen, tut jedoch 
gleichzeitig alles, um diese zu umgehen, zu unterminieren und abzubauen. 
Was immer die schädlichen Wirkungen freier Waffenmärkte eindämmen könn- 
te, gilt als zu beseitigendes Hindernis. Insofern ist die herstellende Industrie 
mitverantwortlich für den weltweit tödlichen Gebrauch dieser Waffen. 
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Bestrafung, Entpolitisierung, 
rassistische Einordnung’ 
Die Inhaftierung von Immigranten 
in der Europäischen Union 


Im Jahr 1989 war in der Geschichte der USA zum ersten Mal die Mehrheit 
der Gefängnisinsassen schwarz. Als ein Resultat des Zerfalls der städtischen 
Ghettos und des „Krieges gegen die Drogen“, der von der Regierung als Teil 
einer breiten Law and Order Politik in Gang gesetzt wurde, die darauf abzielte, 
die rassistisch bestimmten Grenzen in den Städten neu zu stabilisieren und 
die Macht des Staates vor dem Hintergrund einer beschleunigten ökonomi- 
schen Restrukturierung und einer erheblichen Einschränkung sozialstaatlicher 
Leistungen zu stärken, verdoppelte sich die „Einkerkerungsrate“ schwarzer US- 
Amerikaner in lediglich zehn Jahren: sie wuchs von 3544 Inhaftierten je 
100.000 Erwachsenen im Jahr 1985 auf 6926 im Jahr 1995.' Damit war sie fast 
achtmal so hoch wie die der weißen Bevölkerung (919 Inhaftierte auf 100.000) 
und mehr als 20mal so hoch wie in den größeren Ländern Westeuropas. Be- 
zieht man Untersuchungsgefangene, zu Bewährungsstrafen Verurteilte und auf 
Bewährung Entlassene mit ein, dann wird deutlich, dass mehr als ein Drittel 
der jungen schwarzen Männer zwischen 18 und 35 (und bis zu zwei Drittel in 
den großen Städten innerhalb des deindustrialisierten „Rust Belt“) der Über- 
wachung durch die Strafjustiz unterliegen. 

Wenn die Schwarzen zu den bevorzugten „Klienten“ des Gefängnissystems der 
Vereinigten Staaten geworden sind, so hat dies seine Ursache nicht etwa darin, 
dass diese Bevölkerungsgruppe einen besonderen Hang zur Kriminalität hätte 
oder dass ihr Anteil an den Straftaten plötzlich angestiegen wäre. Der Grund 
liegt vielmehr darin, dass sich diese Gruppe im Schnittpunkt von drei Ent- 


*  „Penalization, Depoliticization, Rassialization“, erweiterte Fassung eines Papiers, das in der 
Sektion „The Power to Punish“ beim Kongress der Scottish Criminological Association am 
11.-12. September 2003 in Edinburg (in Abwesenheit) vorgelegt wurde. Ich danke allen Kol- 
legen, insbesondere David Garland und Richard Sparks, für ihre stimulierenden Diskussi- 
onsbeiträge. 

1 Die Ursachen und Funktionen des seit Mitte der 70er Jahre wachsenden US-amerikanischen 
Gefängnissystems analysiere ich ausführlich in Wacquant (2005). 
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wicklungen befindet, die - nach dem Ende des fordistisch-keynesianischen Ge- 
sellschaftsvertrages und dem Angriff der Bürgerrechtsbewegung auf das gesell- 
schaftliche Kastensystem der USA - in den letzten 25 Jahren zu einer bislang 
unbekannten Hyperinflation der Zahl der Gefängnisinsassen geführt haben. 

- die Zweiteilung des Arbeitsmarktes und die Verallgemeinerung von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen und Unterbeschäftigung im unteren Segment; 

- der schrittweise Abbau sozialstaatlicher Leistungen für die Schwächsten der 
Gesellschaft, die nicht selten durch disziplinierende Programme ersetzt wur- 
den, um die Armen in die schlechtesten Jobs einer deregulierten Dienstleis- 
tungsökonomie zu zwingen; 

- die Krise des Ghettos als eines Instruments der Kontrolle und Einsperrung 
einer stigmatisierten Bevölkerungsgruppe, die als nicht integrierbar in die Na- 
tion gilt. Diese Gruppe wurde nun sowohl in ökonomischer als auch in poli- 
tischer Hinsicht überflüssig: ihre Arbeitskraft wurde aufgrund fehlender Quali- 
fikationen und der Vielzahl fügsamer migrantischer Arbeitskräfte nicht mehr 
gebraucht und ihre Wählerstimmen können aufgrund der mangelnden Aus- 
richtung an einer Partei, des immer stärkeren Einflusses von Unternehmensin- 
teressen auf politische Entscheidungen und der Verschiebung der Wahlbeteili- 
gung von den Städten in die Vorstädte ignoriert werden (vgl. ausführlicher da- 
zu Wacquant 2005a, Kapitel 2-4). 

Obgleich die Entwicklungslinie der Inhaftierung von Schwarzen in den USA 
in der Nach-Bürgerrechtsära in Ausmaß, Anstieg und Geschwindigkeit der 
Entwicklung extrem ist, ist sie vielleicht weniger einzigartig als die Rede vom 
„American exceptionalism“ vielleicht vermuten lässt. Man könnte die Hypo- 
these aufstellen, dass die Gesellschaften Westeuropas, obgleich weniger plötz- 
lich und weniger deutlich, analoge Situationen schaffen, indem sie sich einem 
neoliberalen Strafregime anschließen, das dem Umgang mit städtischer Un- 
gleichheit und Marginalität dient: die Gefängnisse dienen dann nicht mehr 
nur dazu von Straftaten abzuschrecken, man fängt an, sie auch zur Regulie- 
rung der unteren Segmente des Arbeitsmarktes zu benutzen, indem in den Ge- 
fängnissen die überflüssig gewordene Arbeitskraft gelagert und eine Bevölke- 
rungsgruppe kontrolliert wird, die wenig Ansehen genießt und als gefährlich 
gilt. Aus diesem Blickwinkel betrachtet sind am Ende des 20. Jahrhunderts die 
aus der Dritten Welt stammenden „Fremden“, die „Schwarzen“ Europas, inso- 
fern sie eine ähnliche Position am Schnittpunkt von segmentiertem Beschäfti- 
gungssystem, eingeschränktem sozialen Netz und der Erosion etablierter eth- 
nisch-nationalen Grenzen einnehmen. 

Mit dem Ende des staatlich unterstützten Imports von ausländischen Arbeits- 
kräften in den 70er Jahren verwandelte sich der „Gastarbeiter“ aus der kolonia- 
len Peripherie in den Immigranten, dessen dauerhafte Anwesenheit zuneh- 
mend als Bedrohung des Arbeitsmarktes (weil er inländische Arbeitskräfte ver- 
drängt) wahrgenommen wird, als ökonomische Belastung (weil er arbeitslos ist 
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und sozialstaatliche Leistungen in Anspruch nimmt) und als soziale Gefahr 
(weil es ihm nicht gelungen ist, sich zu integrieren, er die Quelle einer bedroh- 
lichen kulturellen Andersartigkeit ist und weil von ihm Kriminalität und Ge- 
walt ausgeht). Mit der beschleunigten supranationalen Integration aufgrund 
des Vertrages von Maastricht und des Schengener Abkommens wurde die 
sichtbare Anwesenheit von nicht-weißen Ausländern gewissermaßen zur Ano- 
malie, da die Bestimmung der Außengrenzen der Europäischen Union auf ei- 
ner eindeutigen Unterscheidung zwischen „uns“, den Europäern und „ihnen“, 
den Migranten aus der Dritten Welt, die nicht länger willkommen sind, selbst 
wenn sie gebraucht werden, beruht (vgl. insbesondere Sayad 1999: 417-426; 
Geddes 2000; Santel 1995; Stolcke1995). Wie wir sehen werden, hat die Ent- 
stehung der „Festung Europa“ im Zeitalter der Flexibilisierung von Arbeitsbe- 
ziehungen und verallgemeinerter sozialer Unsicherheit in doppelter Hinsicht 
zu einem „Scherbengericht“ gegenüber den nicht mehr willkommenen „Gast- 
arbeitern“ geführt, die sich nun in „Ausländer“ verwandelt haben: zum einen 
werden sie direkt aus den EU-Ländern hinausgeworfen zum anderen richtet 
sich im Innern dieser Länder die Einkerkerung zunehmend gegen jene Bevöl- 
kerungsteile, die sozial und symbolisch das „Außen“ des entstehenden postna- 
tionalen Europa darstellen. In diesem Prozess spielt der strafende Arm des 
Staates eine zentrale Rolle bei der diskursiven und organisatorischen Kon- 
struktion von innerer und äußerer Unsicherheit, die in der Tendenz mit ein- 
ander verschmelzen, und der dunkelhäutige Illegale oder kriminelle Fremde - 
wobei die beiden Adjektive fast schon synonym werden - dient als Projekti- 
onsfläche und wird zur lebenden Antithese des im Entstehen begriffenen neu- 
en Europas. 


Das Anwachsen „ethnischer” Disproportionalität im Gefängnis 


In den vergangenen drei Jahrzehnten kam es in fast allen Ländern der EU zu 
einer ständigen und erheblichen Zunahme, in einigen Fällen sogar zu einem 
explosiven Wachstum der Zahl der Gefängnisinsassen. Diese Entwicklung fiel 
zusammen mit der Verfestigung der Massenarbeitslosigkeit, der Prekarisierung 
der Arbeitsverhältnisse und der staatlichen Begrenzung der Arbeitsmigration. 
Zwischen 1983 und 2001 erreichte dieses Wachstum der Zahl der Inhaftierten 
in den größeren Ländern eine Rate zwischen 30% und 50%. Die Zahl der Ge- 
fangenen (einschließlich der Untersuchungshäftlinge) stieg in England von 
43.400 auf 67.100, in Italien von 41.400 auf 55.200 und in Frankreich von 
39.100 auf 54.000. In einigen kleineren Ländern war dieser Prozess noch spek- 
takulärer: zu mehr als einer Verdopplung kam es in Portugal (von 6.100 auf 
13.500), Griechenland (von 3.700 auf 8.300) und Irland (von 1.400 auf 3.000), 
zu mehr als einer Verdreifachung kam es in Spanien (von 14.700 auf 46.900) 
und den Niederlanden (von 4.000 auf 15.300) (vgl. Tournier 2002: 10, Kuhn 
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1998, Snacken et al. 1995). Trotz periodischer Rückgänge aufgrund von mas- 
senhaften Begnadigungen (z.B. in Frankreich anlässlich des Nationalfeiertages) 
oder vorzeitigen Entlassungen, die in einigen Ländern (z.B. in Italien, Spanien, 
Belgien oder Portugal) üblich geworden sind, hat die Zahl der Eingekerkerten 
beständig zugenommen und überall sind die Strafanstalten nicht nur voll 
sondern übervoll (Kuhn et al. 2000: 136f). 

Aber vor allem ist festzuhalten, dass in den Ländern der EU, die Migranten 
der „ersten“ und „zweiten“ Generation sowie die nicht-Weißen, die sowohl auf 
dem Arbeitsmarkt wie auch im Wohlfahrtssystem zu den am schlechtesten 
Gestellten gehören und die meisten Diskriminierungen erdulden müssen 
(Wrench et al. 1999), weit überproportional unter den Inhaftierten vertreten 
sind; häufig ist diese Disproportionalität sogar noch größer als die ethnische 
Disproportionalität, die wir in den USA gegenüber der schwarzen Bevölkerung 
finden. 

Als eine erste Annäherung an die „ethnisch-nationale“ Disproportionalität in 
der EU kann man den Prozentanteil der Ausländer unter den Inhaftierten mit 
dem prozentualen Anteil der Ausländer an der Gesamtbevölkerung eines Lan- 
des ins Verhältnis setzen. Dies ist zugegebenermaßen ein sehr unvollkomme- 
ner Indikator, der nur mit Vorsicht zu benutzen ist, da beide Prozentangaben 
sehr unzuverlässig sind und sich in verschiedenen Ländern und Zeiten nur 
schwer vergleichen lassen. Es werden dabei in unterschiedlichem Maße Im- 
migranten von der globalen Peripherie mit Ausländern aus dem europäisch- 
nordamerikanischen Ausland zusammengefasst. Trotz dieser Einschränkungen 
zeigt dieser Indikator beeindruckende transatlantische Parallelen. Tabelle 1 
zeigt dass in jedem Land Westeuropas der Ausländeranteil an den Gefängnis- 
insassen, ihren Anteil an der Gesamtbevölkerung übersteigt. Und dass in neun 
von vierzehn (westeuropäischen) Mitgliedsstaaten der EU diese Disproportio- 
nalität sogar noch höher ist als diejenige bezogen auf die Schwarzen in den 
US-amerikanischen Haftanstalten.? 

Noch schlagender als diese starke Überrepräsentation von inhaftierten Aus- 
ländern ist der Befund, dass in der selben Periode, in der in den USA im 
Rahmen einer Politik, die auf Armut und Ungleichheit mit Strafmaßnahmen 
reagierte und die Inhaftierung von Schwarzen enorm in die Höhe schoss, auch 
in fast allen Ländern der EU ein spektakulärer Anstieg des Ausländeranteils an 
den Inhaftierten zu verzeichnen war, wie Tabelle 2 deutlich macht. In der De- 
kade zwischen 1985 und 1995, nahm der Ausländeranteil an den Gefängnisin- 
sassen kontinuierlich zu: um 5 Prozentpunkte in Spanien, England und Irland 
und um 10 bis 15 Prozentpunkte in Belgien, Italien und Deutschland. Auch wenn 


2 Dies widerspricht direct einer weit verbreiteten Sicht von Kriminologen, die der Auffassung 
sind, dass der übermäßige Anteil von Schwarzen in den US-amerikanischen Gefängnissen 
kein Pendant in Europa hätte (vgl. z.B. Landreville 2002: 429). 


Bestrafung, Entpolitisierung, rassistische Einordnung 207 


Tabelle 1: Ausländische Gefängnisinsassen in der EU im Jahr 1997 


Land Ausländ. Proz. Anteil a. d. Proz. Anteil a.d. Verhältnis 
Gefangene _Gefängnisinsassen Bevölkeriung dieser 
Anteile 
Spanien 7.700 18% 1,6% 11,2 
Italien 10.900 22% 2,1% 10,5 
Griechenland 2.200 39% 4,7% 8,3 
Niederlande 3.700 32% 4,3% 7,4 
Portugal 1.600 11% 1,8% 6,1 
Frankreich 14.200 26% 5,6% 4,6 
Belgien 3.200 38% 8,9% 4,3 
Schweden 1.100 26%* 6,0% 4,3 
Norwegen 339 15% 3,6% 4,1 
USA Schwarze 86.600 47% 12% 3,9 
Deutschland 25.000 34%* 9,0% 3,8 
Österreich 1.900 27% 9,1% 3,0 
Dänemark 450 14% 4,7% 3,0 
Finnland 127 4.5% 1,6% 2,8 
Irland 203 8% 3,1% 2,6 
England 4.800 7,8%* 3,6% 2,2 
* Schätzungen 


Quellen: Tournier (1999: 17) für die in Europa Inhaftierten; OECD (2003: Tabelle G3), für die 
Anteile ausländischer Bevölkerung; Bureau of Justice Statistics (2000: 2), für die Schwarzen in 


den USA. 


man den wachsenden Anteil der ausländischen Bevölkerung in dieser Periode 
berücksichtigt, so kann dieser jedoch nicht die Verdopplung des Anteils von 
Ausländern an den Gefangenen in Italien und Deutschland erklären. 


Tabelle 2: Entwicklung des prozentualen Anteils von Ausländern an der Zahl 
der Inhaftierten in ausgewählten europäischen Ländern, 1985-95. 


1985 1995 Zuwachs 

Belgien 27.6 41.0 48% 
Deutschland 14.5 29.4 103% 
Frankreich 26.4 28.5 8% 
Italien 8.9 17.4 95% 
Spanien 10.6 15.5 46% 
England/Wales 1.3 7.8 500% 

Irland 1.8 6.4 255% 


Quelle: Kuhn et al. (2000: 37) 
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Zum Teil mag sich diese Disproportionalität der Inhaftierung damit erklären, 
dass Ausländer mehr Straftaten begehen - obgleich dies ein umstrittener 
Punkt ist, der in den meisten Fällen aufgrund fehlender statistischer Daten 
empirisch nicht behandelt werden kann - wobei diese höhere Delinquenz von 
ihrer keineswegs dem Bevölkerungsdurchschnitt entsprechenden Klassenlage, 
Alter und räumlichen Verteilung sowie den abweichenden Lebensperspektiven 
abhängen kann (Engbersen/van der Leun 1999). Ein Teil der Disproportiona- 
lität mag auch, ähnlich wie bei den Schwarzen in den USA, daran liegen, dass 
Ausländer in höherem Maße von der Polizei verdächtigt und von den Gerich- 
ten anders behandelt werden und dass sie selbst bei der Anwendung neutraler 
Kriterien (Nachweis eines legalen Beschäftigungsverhältnisses, um gegen Kau- 
tion frei zu kommen) systematisch schlechter abschneiden. Schließlich liegt 
ein Teil der übermäßigen Inhaftierung von Ausländern auch an der Existenz 
von Straftaten, die ein Inländer gar nicht begehen kann, wie etwa illegale Ein- 
reise oder illegaler Aufenthalt. Es ist jedoch nicht möglich, das jeweilige Ge- 
wicht dieser verschiedenen Faktoren zu bestimmen. Allerdings zeigt eine sys- 
tematische Auswertung der vorhandenen Studien über die ungleichen Bestra- 
fungen von In- und Ausländern sowohl die weite Verbreitung wie auch die 
Zunahme der überproportionalen Inhaftierung von Ausländern und Immig- 
ranten in der EU. Und es wird bestätigt, dass mit dem Anfang der neolibera- 
len Hegemonie auch diese unterschiedlichen Bestrafungspraxen sowohl in der 
alten wie auch der neuen Welt zu einem entscheidenden Mittel für die Auf 
rechterhaltung oder Verstärkung der sozialen Grenzen wurde. 


Selektive Verfolgung und häufigere Bestrafung 


Als es in den frühen 80er Jahren in mehreren englischen Städten zu Unruhen 
kam, wurden diese im Regierungsbericht der Scarman Kommission zum Teil 
als „Rassenunruhen“ diagnostiziert. In der Folge wurde in England das Prob- 
lem der Straßenkriminalität sowohl in der öffentlichen Wahrnehmung als 
auch im polizeilichen Umgang mit der Anwesenheit und den Bedürfnissen 
von Menschen, die aus der Karibik zugewandert waren, verwechselt. Während 
die schwarze Bevölkerung Großbritanniens bis zur Mitte der 70er Jahre als 
wenig kriminell galt, wurde seit Mitte der 80er Jahre „Kriminalität, sowohl in 
der Form von Straßenunruhen als auch in der von Raub allmählich als Aus- 
druck schwarzer Kultur angesehen“, und „das populistische Potential des 
Themas ‚schwarze Kriminalität’“ ermöglichte die Vermischung der unterstell- 
ten schwarzen Kriminalität mit der schwarzen Ethnizität, was quer durch die 
politischen Lager hindurch geschah und von den Medien entsprechend aufge- 
griffen wurde (Gilroy 1987: 109; vgl. auch Cashmore/McLaughlin 1991). Die 
Entwicklung hin zu autoritären Formen der sozialen Kontrolle, der intensi- 
vierten Überwachung „krimineller Gegenden“, die fast stets mit den innerstäd- 
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tischen Wohnbezirken Afro-karibischer Bevölkerung zusammen fielen, korre- 
liert sehr gut mit der Tatsache, dass Schwarze siebenmal häufiger inhaftiert 
werden als Weiße oder Asiaten. 

Diese erhebliche ethnische Disproportionalität kann zum Teil durch die un- 
terschiedliche Verbrechenshäufigkeit bei Schwarzen und bei Weißen erklärt 
werden. Ganz ähnlich wie bei den Schwarzen in den USA neigen die Schwar- 
zen in Großbritannien eher zur Straßenkriminalität, da sie aus den unteren 
Klassen stammen, ärmer und stärker von Arbeitslosigkeit betroffen sind und 
in schlechteren und zerfallenden Wohngegenden leben (Modood et al. 1997), 
wo illegale Aktivitäten im öffentlichen Raum häufiger stattfinden, so dass es 
einfacher ist, sich daran zu beteiligen, man aber auch häufiger festgenommen 
wird. Dass sie aber weit überproportional im Gefängnis vertreten sind, folgt 
auch aus der Kumulation der besonderen Behandlung, die afro-karibische Per- 
sonen durch Polizei und Justiz erfahren: sie werden häufiger als weiße Bürger 
von der Polizei angehalten und aufgrund eines allgemeinen Verdachts festge- 
nommen, als Jugendliche werden sie häufiger angeklagt als nur verwarnt, 
Schwarze bleiben häufiger in Untersuchungshaft und werden häufiger zu Haft- 
strafen verurteilt (Walker 1989, Hood 1993). 

Ein ähnliches Phänomen kann man in Deutschland beobachten, wo die Frage 
der Ausländerkriminalität zu einem Dauerbrenner der politischen und sogar 
der kriminologischen Debatte geworden ist, seit sich die Medien und die poli- 
tischen Parteien quer durch das ideologische Spektrum auf die Zunahme von 
Ausländern als angeblichen Grund städtischer Kriminalität gestürzt haben 
(Walter/Kubink 1993). Die überproportionale Inhaftierung von Ausländern 
hat in den letzten beiden Dekaden insbesondere in bestimmten Regionen 
dramatisch zugenommen, sogar als die Zahl der Inhaftierten insgesamt ab- 
nahm. In Nordrhein-Westfalen z.B. ist für aus Rumänien stammende Sinti und 
Roma die Einkerkerungsrate mehr als zwanzigmal so hoch wie für die 
deutschstämmige Bevölkerung, für Marokkaner ist sie achtmal und für Türken 
drei bis vier Mal so hoch. Und der Anteil der Ausländer an denen, die im Ge- 
fängnis auf ihren Prozess warten müssen, stieg von einem Drittel im Jahr 1989 
auf die Hälfte im Jahr 1994. Auch in Deutschland kann eine unterschiedliche 
Häufigkeit bei der Begehung von Straftaten das Ausmaß dieser ethnischen 
Disparitäten bei der Inhaftierung und deren schnelles Anwachsen nicht erklä- 
ren. So lässt sich z.B. der weit verbreitete Glaube, dass ausländische Jugendli- 
che in höherem Maße zur Delinquenz neigen als ihre deutschen Altersgenos- 
sen durch eine genaue Untersuchung polizeilicher und prozessualer Ergebnisse 
nicht bestätigen (Geissler/Marissen 1990). 

In den Niederlanden, wo sich die Zahl der Inhaftierten in den letzten zwanzig 
Jahren vervierfacht hat, da mehrere Regierungen ganz bewusst versucht haben, 
die niederländische Strafpraxis an die weitaus repressivere des europäischen 
Durchschnitts anzupassen, ist die Wahrscheinlichkeit beim gleichen Erstdelikt 
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zu einer Gefängnisstrafe ohne Bewährung verurteilt zu werden, wesentlich hö- 
her, wenn die angeklagte Person aus Surinam oder Marokko stammt. Studien 
haben gezeigt, dass die Festnahmen von Verdächtigen durch die Polizei keine 
ethnische Disproportionalität aufweisen. Ist man allerdings einmal festge- 
nommen, dann ist es für Nicht-Weiße wesentlich wahrscheinlicher angeklagt 
und zu einer Gefängnisstrafe verurteilt zu werden als für Weiße. Ähnlich wie 
in den USA, wo die Strafverfolgungsbehörden in der Vergangenheit eine grö- 
ßere Nachgiebigkeit gezeigt haben, wenn die Verbrechen innerhalb der schwar- 
zen Gemeinden begangen wurden, ist die Bestrafung in den Niederlanden e- 
benfalls weniger häufig und weniger streng, wenn das Opfer aus einer der dis- 
kriminierten ethnischen Gruppen stammt (Junger 1988; Engbersen 1995- 
1996). 

Nachdem in Spanien die Zahl der Inhaftierten von 50.000 am Ende des zwei- 
ten Weltkrieges auf 10.500 im Jahre 1968 gefallen war, hat sich diese Zahl seit 
1975 alle 10 Jahre verdoppelt und liegt heute wieder bei 55.000. Dieser An- 
stieg erfolgte während der nach Francos Tod einsetzenden Demokratisierung 
der Gesellschaft und der Deregulierung der Ökonomie. Die Zunahme prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse und die weite Toleranz, ja sogar Förderung der ille- 
galen Arbeitsmigration aus Marokko, die vor dem Hintergrund der offiziellen, 
auf eine Begrenzung der Einwanderung abzielenden Politik stattfand, haben 
eine wachsende Zahl afrikanischer Migranten in einen legalen Schwebezustand 
am Rande der Gesellschaft gedrückt. Zusammen mit fremdenfeindlichen 
Kampagnen der Medien und periodischen Polizeimaßnahmen, die vor allem 
der zunehmenden gesellschaftlichen Unsicherheit angesichts schnellen öko- 
nomischen und demographischen Wandels entgegenwirken sollten, haben 
Verschärfungen der Strafen für kleine Eigentums- und Drogendelikte seit 1985 
zu einer Verdopplung des Ausländeranteils an den Inhaftierten geführt (Serra- 
no 1993; Cid/Larrauri 1998; Rivera Beiras 1999). Gegenüber den spanischen 
Staatsbürgern hat ein ähnlicher Prozess disproportionaler Strafverfolgung ein- 
gesetzt. Jede vierte inhaftierte spanische Frau ist eine Sinti oder Roma, obwohl 
diese Gruppe nur 1,6% der spanischen Bevölkerung ausmacht (Hernändez et 
al. 2001: 15, 19, 20-22, 30-45). 

In Frankreich stieg der Anteil von Ausländern an den Gefängnisinsassen von 
18% im Jahr 1975 auf 29% im Jahr 1995 an, obwohl Ausländer nur 6% der 
Wohnbevölkerung ausmachen und lediglich etwa 15% der von der Polizei 
festgenommenen Verdächtigen. Und diese Zahlen berücksichtigen noch nicht 
die überproportionale Inhaftierung von französischen Bürgern, die von der 
Polizei und dem Justizapparat als Ausländer wahrgenommen und behandelt 
werden wie etwa die in Frankreich geborenen Nachkommen nordafrikanischer 
Einwanderer oder Menschen, die aus den französischen Überseeterritorien 
stammen. Die Gefängnisse sind weitgehend mit „Farbigen“ belegt. Mehr als 
zwei Drittel der 15.000 ausländischen Gefangenen aus dem Jahr 1995 stam- 
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men aus Nordafrika (53%) und der Zone südlich der Sahara (16%). Im Groß- 
raum Paris, wo sich ein Viertel der Gesamtzahl der in Frankreich Inhaftierten 
befindet, waren in dem selben Jahr 44% der Gefängnisinsassen Ausländer. 
Zählt man die farbigen Inländer hinzu ergibt sich eine Mehrheit von Nicht- 
Weißen in den dortigen Gefängnissen (Gailliegue 2000: 13). Abgesehen davon 
dass sie häufiger arbeitslos und arm sind, resultiert die ethnische Disproporti- 
onalität gegenüber denjenigen, die aus Frankreichs früheren Kolonien stam- 
men auch daraus, dass die Gerichte bei den gleichen Straftaten häufiger Ge- 
fängnisstrafen verhängen, wenn der Beschuldigte nicht die französische Staats- 
bürgerschaft besitzt. In den Genuss von Bewährungsstrafen oder Alternativen 
zu Gefängnisstrafen kommen fast nur französische Bürger, weil sie eine bessere 
soziale Einbindung geltend machen können. 

So machen Ausländer nur 10% derjenigen aus, die zu gemeinnütziger Arbeit 
verurteilt werden, und 13% derjenigen, die zu einer Geldstrafe verurteilt wer- 
den. Dagegen beträgt ihr Anteil bei Verurteilungen zu Gefängnisstrafen ohne 
Bewährung ein Drittel, und bei Gefängnisstrafen von über fünf Jahren sogar 
über die Hälfte. Der Bevölkerungsforscher Pierre Tournier hat gezeigt, dass je 
nach Anklage, die Wahrscheinlichkeit zu einer Gefängnisstrafe verurteilt zu 
werden, für einen Ausländer 1,8 bis 2,4 mal höher ist als für einen Franzosen 
(Tournier 1996: 1498). 

Der wachsende Anteil von Ausländern unter den Verurteilten resultiert kei- 
neswegs aus einem Anstieg der von ihnen begangenen Straftaten, wie es der 
weitverbreitete fremdenfeindliche Diskurs von Politikern, Polizeiexperten und 
den Medien gerne hätte. Vielmehr ist der starke Anstieg dieses Anteils fast aus- 
schließlich die Folge einer Verdreifachung der in den vergangenen zwanzig 
Jahren wegen Verletzung der Einwanderungsbestimmungen ausgesprochenen 
Gefängnisstrafen. Rechnet man die aus diesem Grund Inhaftierten aus den Sta- 
tistiken heraus, dann sinkt die gegenüber ihrem Bevölkerungsanteil überpro- 
portionale Rate der Inhaftierung von 6 auf 3. Ähnlich wie bei den Schwarzen 
in den USA zeigt der überproportionale Anteil der Ausländer in den französi- 
schen Gefängnissen nicht einfach ihre Zugehörigkeit zu den unteren Klassen 
an sondern auch die größere Strenge, die der Justizapparat ihnen gegenüber an 
den Tag legt, und die „bewusste Entscheidung, durch Inhaftierung gegen ille- 
gale Einwanderung vorzugehen“ (Tournier 1996: 158), statt wie in früheren 
Jahren andere als Freiheitsstrafen zu verhängen. Dies bestätigt, dass wir es hier 
mit einer Inhaftierung zu tun haben, die zuerst und vor allem auf eine Segre- 
gation abzielt. Es geht nicht um gefährliche Individuen, vielmehr soll eine be- 
stimmte Gruppe separiert und von ihrer Integration in den Gesellschaftskör- 
per abgehalten werden (Faugeron 1994). Deshalb gehen diese Strafen auch zu- 
nehmend mit einer Deportation aus den Ländern der Europäischen Union 
einher. 
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Strafe und Abschiebung als Antwort auf Einwanderung 


Zu den Ausländern und Quasi-Ausländern, die in den Gefängnissen festgehal- 
ten werden, oftmals in ethnisch seggregierten Zonen (wie etwa im Gefängnis 
von La Sante im Zentrum von Paris, wo die Insassen in vier getrennten und 
einander feindlichen Abteilungen für „Weiße“, „Afrikaner“, „Araber“ und den 
„Rest der Welt“ untergebracht sind), muss man noch die Zehntausende von 
Migranten ohne Papiere hinzurechnen, die beim Grenzübertritt festgenommen 
wurden oder die auf ihre Deportation warten, insbesondere aufgrund der im- 
mer häufigeren, „doppelten Bestrafung“: die Gefängnisstrafe wird mit einer an- 
schließenden Ausweisung verknüpft. Diese Menschen werden in staatlich ein- 
gerichteten „Sammellagern“ und „Rückkehrzentren“ festgehalten, die sich in 
den letzten 15 Jahren in der Europäischen Union ausgebreitet haben. 

Als im Jahr 1999 eine Parlamentskommission die französischen Sammellager 
besuchte, kam es ihren Mitgliedern vor, als würden sie „ein anderes Land, in 
einer anderen Epoche, weit weg von der Republik betreten“. Sie missbilligten 
in scharfer Form die entsetzlichen Bedingungen, die dort herrschten: Überbe- 
legung, Mangel an Hygiene, die ungezügelte Verletzung von Rechten und die 
vielfältigen administrativen Unregelmäßigkeiten (Mermaz 2001). Ein gleichzei- 
tiger Bericht, der von Cimade vorgelegt wurde, einer Nicht-Regierungsorgani- 
sation, die von der französischen Regierung mit der Unterstützung der Men- 
schen beauftragt wurde, die durch diese Lager hindurch müssen, enthüllte, 
dass es üblich war, dass sich die Behörden auf unzureichende Dokumente 
stützen, dass Papiere und Eigentum der Internierten gestohlen werden, dass es 
ihnen fast unmöglich war, einen Rechtsbeistand zu bekommen, und dass wie- 
derholt Jugendliche allein abgeschoben wurden, genauso wie in Frankreich 
geborene Kinder oder kranke Personen, die dringend ärztlicher Hilfe bedurf- 
ten (einschließlich von Aids-Kranken). All dies geschah in dem Bestreben, die 
Abschiebeprozeduren zu beschleunigen, und die Zahl der jährlich Deportier- 
ten zu erhöhen. 

In Belgien hat sich die Zahl der vom Bureau des Etrangers festgehaltenen Aus- 
länder zwischen 1974 und 1994 verneunfacht. Allerdings fallen Personen in 
den Zentren für Ausländer „en situation irreguliere“ in den Bereich des In- 
nenministeriums und nicht in den des Justizministeriums, so dass ihre Zahl in 
den Gefängnisstatistiken nicht auftaucht. In diesen Zentren ist dieselbe Ver- 
weigerung von Rechten und von Würde an der Tagesordnung, wie in ihren 
französischen Pendants. Fünf so genannte „Geschlossene Zentren“, umgeben 
von einem doppelten Stacheldrahtzaun und unter permanenter Videoüberwa- 
chung, dienen als Ausgangspunkte für die Deportation von etwa 15.000 Per- 
sonen jährlich: dies ist die offizielle Zielgröße der Regierung, die beweisen soll, 
dass eine „realistische“ Einwanderungspolitik betrieben wird, mit dem erklär- 
ten Ziel, dem Rechtsextremismus den Boden zu entziehen. Allerdings hat die- 
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ser inzwischen Zulauf wie nie zuvor (Vanpaeschen et al. 1998; Brion, 1996; 
Federation internationale... 1999). In Italien hat sich die Zahl der Deportati- 
onen in nur vier Jahren verfünffacht. Mit 57.000 erreichte sie 1994 ihren 
höchsten Wert, obwohl es deutliche Hinweise gab, dass die illegale Einwande- 
rung in dieser Periode abgenommen hat und dass die große Mehrheit der Aus- 
länder, die keine gültigen Papiere haben, ursprünglich legal eingereist sind, um 
die Jobs zu übernehmen, die von den Einheimischen verschmäht werden. Die 
Regierung von Massimo D’Alema hat dies implizit anerkannt, als sie die Zahl 
der Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse, die ursprünglich Teil des Legalisie- 
rungsprogramms vom Winter 1998 waren, versechsfacht hat (Palidda 1996a). 

Mit den Verträgen von Schengen und Maastricht, welche die rechtliche Integ- 
ration beschleunigen und die „freie Bewegung“ der Bürger der Union sicher- 
stellen sollten, wurde von den Unterzeichnerstaaten auch die Immigration neu 
definiert, sie wurde zu einer Frage der nationalen Sicherheit, die sowohl auf 
der Ebene des Diskurses wie auch der administrativen Regulation auf der sel- 
ben Stufe behandelt wird, wie die Organisierte Kriminalität oder der Terroris- 
mus (Bigo 1992). Überall in Europa konvergieren polizeiliche, rechtliche und 
Inhaftierungspraktiken in dem Punkt, dass sie mit besonderem Eifer und be- 
sonderer Strenge gegenüber Personen angewandt werden, deren Aussehen und 
Erscheinung nicht-europäisch ist. Diese Personengruppe wird dermaßen mit 
Strafen überzogen, dass man von einer Kriminalisierung von Immigranten 
sprechen kann, die durch ihre destruktiven Effekte dazu tendiert, genau die 
Phänomene (mit) zu produzieren, gegen die sie angeblich gerichtet ist; es 
kommt zu einer „sich selbst erfüllenden Prophezeiung“ (vgl. zu diesem Begriff 
Merton 1968). Die hauptsächliche Konsequenz solcher Praktiken besteht dar- 
in, diese Personengruppe tiefer in die Illegalität zu stoßen, ihre Furcht vor den 
Behörden zu verstärken und jene Netzwerke gegenseitiger Hilfe zu fördern, die 
zu einer Parallelökonomie wird, welche sich staatlicher Kontrolle entzieht. 
Solche Resultate sind dann wieder geeignet, die spezielle Aufmerksamkeit, die 
die Strafverfolgungsbehörden gegenüber diesen Gruppen an den Tag legen, zu 
rechtfertigen.” Wenn auf Immigrationsprobleme mit dem Strafrecht reagiert 
wird, dann werden Verletzungen bürokratischer Regelungen in kriminelle Akte 
verwandelt, was selektive polizeiliche Maßnahmen und eine unterschiedliche 
Behandlung bei Gericht begünstigt. Die Ausländer oder als fremd geltenden 
ethnischen Gruppen werden dadurch in eine Schattenwelt gezwungen und es 
wird eine fatale Dialektik von Kriminalität und Kriminalisierung in Gang ge- 
setzt, die dann zusätzlich durch das sowohl im journalistischen als auch im 


3 Das offizielle Ziel des Vertrages von Schengen besteht darin, einen internationalen rechtli- 
chen und administrativen Rahmen zu schaffen, um sowohl die Kriminalität zu bekämpfen 
als auch offene Grenzen zu sichern (vgl. Kapteyn, 1991). 

4 Siehe zu diesem Prozess der Kriminalisierung von Immigranten die vergleichenden Arbeiten 


bei Dal Lago (1998), für die Niederlande Engbersen (1997), für Deutschland Kubink (1993). 
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politischen Bereich vorhandene Bedürfnis nach dramatisierenden Darstellun- 
gen der staatlichen Fähigkeit mit Bedrohungen umzugehen, verstärkt wird. 

Mit der Umdefinition von Migrationsbewegungen, die von außerhalb Europas 
kommen, in „Sicherheitsprobleme“, hat sich die Abschiebung von illegal ein- 
gereisten und verurteilten Ausländern in ein Medientheater verwandelt, bei 
dem die Politiker auf einer hell erleuchteten öffentlichen Bühne darum wettei- 
fern, wer besser darin ist, die „illegale Einwanderung zu stoppen“ - womit 
dann symbolisch etwas gegen Arbeitslosigkeit, Kriminalität und den angeblich 
damit verbundenen Verfall der Werte unternommen wird. In Frankreich haben 
seit zwei Dekaden die Innenminister, egal ob sie von links oder von rechts 
kamen, Jahr für Jahr die Zahl der Deportierten massiv gesteigert und gleichzei- 
tig nach öffentlicher Unterstützung für eine auch gewaltsame Abschiebung 
mittels speziell gecharterter Flugzeuge verlangt. Andere EU-Mitglieder haben 
dabei mit Frankreich kooperiert. Diese Maßnahmen wurden inzwischen so 
häufig und umfangreich, dass einige Fluggesellschaften von der Spezialisierung 
auf solche Transporte gut leben können. Man schätzt, dass die Gesamtzahl 
derjenigen, die jedes Jahr aus der „Festung Europa“ hinausgeworfen werden, 
etwa 200.000 Personen beträgt (De Stoop 1996: 26). 

Solche Operationen führen die Einwanderungspolitik ad absurdum, sie wird 
auf eine Zeremonie des Strafens und einen brutalen bürokratischen Mythos 
reduziert. Es handelt sich dabei um Rituale der Abgrenzung, es wird eine 
Grenze gezogen zwischen denen, die diesen Ritualen unterworfen sind - 
Fremde, die nicht gewollt werden, Illegale oder straffällig Gewordene - und 
denen, die diesen Ritualen nicht unterliegen - Bürger der EU, die sich damit 
als etwas Eigenes und Besonderes konsolidieren.’ Damit wird vorgegeben, der 
Staat hätte die Fähigkeit durch die Politik des Strafens seine inneren Struktu- 
ren zu kontrollieren und seine äußeren Grenzen zu schützen - und zwar zu 
einer Zeit, wo beide einem enormen Druck ausgesetzt sind: im Bereich der 
Marktstrukturen aufgrund der globalen ökonomischen Restrukturierung und 
auf dem Feld der politischen Souveränität durch die zunehmende europäische 
Integration. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich aber lediglich wie lächerlich 
ein solcher Kontrollanspruch ist. 

Die Abschiebungen sollen angeblich die Legalität wiederherstellen; doch brin- 
gen sie eine ganze Reihe von Rechtsverletzungen mit sich (so hatten die Abge- 
schobenen häufig nicht alle ihre rechtlichen Widerspruchsmöglichkeiten aus- 
schöpfen können, oder es zeigt sich später, dass Abschiebungen unzulässig 
waren) und die staatlich sanktionierte Gewalt kann so weit eskalieren, dass die 
Folgen tödlich sind. Von den 23.100 Personen, die sich 2001 in Frankreichs 
„Wartezonen“ befanden, wurden etwa 14.000 ins Ausland gebracht. Darunter 


5  Bourdieu (1991: 118) betonte, dass Rituale eine willkürliche Grenze legitimieren, indem sie 
sie als natürlich erscheinen lassen. 
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waren auch 1733 Personen, die sich geweigert hatten, freiwillig auszureisen 
und die nur mittels einer Polizeibegleitung in ihr angebliches Heimatland ge- 
bracht werden konnten. In diesen Fällen wurden die abzuschiebenden Perso- 
nen mit Gewalt ins Flugzeug gebracht und dort auch gewaltsam festgehalten. 
Meistens erhalten sie zwangsweise Beruhigungsmittel eingeführt, was französi- 
sches Recht verletzt. Ihre Hände und Füße werden gefesselt, den Mund 
schließt man ihnen mit Klebeband und ihre Körper werden mit Bändern fi- 
xiert. Sie werden physisch grob behandelt, erleiden oft ein Trauma, werden 
verletzt und in einigen Fällen sogar getötet. Solche Charterflüge mit dem 
Zweck der Abschiebung verstoßen sowohl gegen Protokoll 4 der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention wie auch gegen Artikel 19 der Grundrechts- 
charta der Europäischen Union, wo „kollektive“ Abschiebungen verboten 
werden und festgehalten ist, dass niemand in ein Land ausgewiesen werden 
darf, wo ihm Folter, Todesstrafe oder unmenschliche Behandlung droht. Von 
Seiten der EU wurde die Legalität dieser Abschiebungen damit gerechtfertigt, 
dass es sich nicht um „kollektive“ Abschiebungen, sondern um Abschiebun- 
gen von „Gruppen“ handeln würde, wobei es für jede einzelne Person einen 
eigenen Beschluss gäbe. 
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In gewisser Weise sind diese ritualisierten Massenausweisungen von illegal ein- 
gereisten oder verurteilten Ausländern als ein EU-Strafspektakel strukturell ana- 
log zur Wiedereinführung von gestreiften Uniformen, dem Aneinanderketten 
von Strafgefangenen, wenn sie Arbeiten im Freien ausführen, und den ver- 
schiedenen beschämenden Bestrafungen, die in den USA eine vergangene Ära 
sozialer Grausamkeiten gegenüber schwarzen Strafgefangenen wieder aufleben 
lassen. Die Abschiebungen erfüllen dieselbe Funktion: sie sollen der Öffent- 
lichkeit die wieder gewonnene strafende Kraft der staatlichen Behörden deut- 
lich machen, indem sie deren Verpflichtung inszenieren, gegen jene Vergeltung 
zu üben, die offen die (supra)nationale symbolische Ordnung stören. Und es 
wird ein Vehikel angeboten, um kollektive Ressentiments gegen solche Grup- 
pen zu verstärken und zu legitimieren. 

In seiner bahnbrechenden Studie über algerische Wanderungsbewegungen 
nach und in Frankreich, hat Adbelbalek Sayad gezeigt, wie die Emigration- 
Immigration immer zwei politische Ordnungen, zwei Nationen und zwei Na- 
tionalitäten und nicht einfach nur zwei Länder, zwei Gesellschaften oder zwei 
Ökonomien betrifft. Damit, so Sayad bringt Migration aber immer auch ein 
Dominanzverhältnis zwischen zwei verschiedenen sozioökonomischen Forma- 
tionen und zwischen zwei Regierungen zum Ausdruck. In ihr schlägt sich ein 
zwischenstaatlicher Nexus nieder, der eminent politisch ist, handelt es sich 
doch letzten Endes um die Bewegung von Bürgern, von politischen Subjekten. 
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Durch das Strafritual der kollektiven Abschiebung wird das doppelte Verhält- 
nis von Immigration und Emigration aber auf den Pol Immigration einge- 
schränkt und dieser wird nochmals auf die gesetzwidrige Anwesenheit von 
Fremden reduziert. Durch solche Rituale wird die Beziehung zwischen den 
Staaten, die die Grundlage der Immigration ist, negiert, so dass alles zu einer 
inneren Angelegenheit des Staates wird, zu dem hin die Wanderungsbewegung 
erfolgt (Sayad 1991: 267, 304ff, vgl. auch Portes/Böröcz 1987). Dieser Staat 
kann dann vorgeben, er würde nur handeln, um unerwünschte Personen los- 
zuwerden, womit ausgelöscht wird, dass es sich um politische Subjekte han- 
delt, ganz ähnlich wie in den USA, wo die Verurteilten von der bürgerlichen 
Landkarte verschwinden. 

Die Massenabschiebungen mittels Charterflügen erweisen sich als finanzielle 
Verschwendung und vom angestrebten Ergebnis her als nutzlos, wenn nicht 
sogar kontraproduktiv - genauso wie das Anketten von Strafgefangenen in den 
USA. Letzteres wurde mit großem Tamtam zuerst im August 1995 ın Alabama 
wieder eingeführt (später auch in Florida, Arizona, Wisconsin und Iowa), des- 
sen Gefängnisverwaltung Medienbesuche und Bustouren für Touristen organi- 
sierte, damit sie die Fußfesseln von Gefängnisinsassen betrachten konnten, die 
in einem Steinbruch arbeiteten. Aber nur wenige Jahre später wurde dieses 
Programm abgebrochen, da es sich als rechtlich heikel und praktisch proble- 
matisch erwies; und außerdem noch überaus teuer war, da zu viel Wachperso- 
nal für zu wenige Gefangene benötigt wurde (Allen/Abril 1997; Ozimek 
1997). In ähnlicher Weise ist die Abschiebung als Bestandteil der „doppelten 
Bestrafung“ eine arbeitsintensive Maßnahme, die einen wachsenden Teil der 
Ressourcen der Grenzpolizei erfordert und außerdem zur Überfüllung der Ge- 
fängnisse beiträgt: viele ausländische Gefangene, die eine Abschiebung erwar- 
ten, bleiben lieber im Gefängnis statt sich um eine vorzeitige Entlassung zu 
bemühen, da sie dann vom Gefängnis lediglich in ein Sammellager kommen. 
Oft begehen sie auch zusätzliche Straftaten, widersetzen sich, verletzen sich 
selbst oder begehen Selbstmordversuche (z.B. durch das Verschlucken von Ra- 
sierklingen am Tage ihrer Abschiebung), was wegen Widerstands gegen die 
Ausweisungsverfügung zu einer zusätzlichen Zeit im Gefängnis führt. Sie er- 
zeugen damit scharfe Kontroversen und intensive journalistische und rechtli- 
che Aufmerksamkeit, wenn ein Vorfall wie etwa eine tödliche Abschiebung in 
die Schlagzeilen kommt oder es werden jahrelange Prozesse geführt, in die 
auch führende Politiker verwickelt sind. Ganz ähnlich wie in den USA das 
Festhalten an der Strafe um der Strafe willen eine Zeitlang darüber hinwegtäu- 
schen kann, dass man kein Konzept der Strafpolitik hat, dient in der EU die 
Fixierung auf eine Politik des Hinauswurfs der Immigranten als Ersatz für eine 
nicht vorhandene Integrationspolitik.‘ Genauso wie das wachsende System der 


6 „Frankreich weiß nicht mehr, was es mit seinen Immigranten machen soll. Unerbittlich 
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Gefängnisse, das der Kontrolle der unruhigen Teile der afroamerikanischen 
Bevölkerung dient, es den USA erlaubt, sich einer ernsthaften Auseinanderset- 
zung mit der dreifachen Erbschaft der Sklaverei (der Rassentrennung, dem 
städtischen Ghetto und der untergeordneten Position der Schwarzen im sozia- 
len und symbolischen Raum) zu entziehen, genauso geht Europa durch die 
Anwendung seines Strafapparates auf die Immigration einer Auseinanderset- 
zung mit seiner tiefen Verstrickung in das Schicksal der postkolonialen Gesell- 
schaften seines früheren Empires sowie den vielfältigen Formen des sozialen 
und rechtlichen Ausschlusses der nicht-europäischen Migranten, selbst wenn 
diese einen legalen Status erreicht haben, aus dem Weg. 

Auf beiden Seiten des Atlantiks dient die Bestrafung als ein Mittel zur Entpo- 
litisierung von Problemen der ethnischen Trennung und der Integration von 
Immigranten, die in einem ganz starken Sinne politisch sind, da es dabei um 
die Zugehörigkeit zur nationalen oder supranationalen Gemeinschaft geht 
(Benhabib 1999; Walzer 1983). Diese Verwandlung von politischen Streit- 
punkten in technische Fragen der Kontrolle der Grenzen und der Aufrechter- 
haltung der inneren Ordnung, wobei Polizei, Gerichte und Gefängnisse dazu 
dienen, Personen als abweichend zu klassifizieren und weg zu schaffen, ist ge- 
radezu emblematisch für ein neoliberales Strafregime. So entsteht die paradoxe 
Situation, dass fortgeschrittene Technologien (Flugzeuge, Videoüberwachung, 
Computernetze) mit völlig antiquierten Vorstellungen einher gehen: in den 
USA kehrt mit den angeketteten Gefangenen eine längst vergangenen Epoche 
einer rassistisch motivierten Strafpraxis zurück, die direkt aus den Tagen der 
Sklaverei in den Südstaaten stammt; in Europa wird durch die Abschiebung 
per Flugzeug an die lange Tradition erinnert, Straftäter in die Kolonien zu de- 
portieren, was von Großbritannien und anderen europäischen Ländern vom 
17. bis zum 19. Jahrhundert praktiziert wurde. Es ist kein Zufall, dass die mas- 
senhafte Deportation per Flugzeug und die angeketteten Gefangenen etwas 
Archaisches gemeinsam haben (Oshinsky 1996; Ekirch 1987; Balibar et al. 1999). 
Und schließlich hilft die allgemeine Durchsetzung der „doppelten Bestrafung“ 
in Europa nicht nur genau die Kriminalität zu produzieren, die sie angeblich 
verhindern soll, indem sie die wachsende Zahl von Ausländern ohne gültige 
Papiere und von zurückgekehrten Deportierten dazu zwingt unterzutauchen 
und ein Leben mit illegaler Beschäftigung, unsicheren Wohnverhältnissen und 
gefälschten Papieren zu führen und den Kontakt mit Behörden zu vermeiden, 
wodurch kriminelle Verhaltensweisen normalisiert und intensiviert werden. Sie 
führt auch dazu, dass die rechtliche Sphäre gespalten und asymmetrisch wird: 


wurde daran gearbeitet ihren Zuzug wie auch ihr Verschwinden zu regulieren. Aber der weit- 
aus wichtigeren Frage, was mit denen geschehen soll, die bei uns bleiben, wurde ausgewi- 
chen“ (Faber 2000: 15f). Faber ist das Pseudonym eines hohen Beamten, der im französi- 
schen Regierungsapparat für „Integrationspolitik“ zuständig war, ein Bereich, den er als poli- 
tische und bürokratische Wüste bezeichnet hat. 
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die inländischen Staatsbürger werden für eine Straftat einmal bestraft, die Aus- 
länder, auch wenn sie sich legal aufhalten und sozial integriert sind, werden 
dagegen zweimal bestraft, zum einen für das von ihnen begangene Verbrechen 
und zum anderen für das, was sie sind. Ihr bloßes Dasein ruft eine extra Be- 
strafung hervor, die unmissverständlich deutlich macht, dass Ausländer nicht 
zur entstehenden europäischen Zivilgesellschaft gehören. Diese unterschiedli- 
che Behandlung, trägt zu einer rassistischen Einordnung von Ausländern bei, 
insofern sie deren Fremdheit als eine inhärent kriminelle Eigenschaft behan- 
delt, die automatisch zu einer Verschärfung der Strafe führt. Ein außerhalb der 
Gemeinschaft stehender Fremder zu sein, wirkt genau in derselben Weise als 
ein permanentes und unveränderliches Handicap, wie das „schwarz sein“ in 
den USA (Wacquant 2005b). 

Gegen Immigranten gerichtete Vorurteile haben in den europäischen Ländern 
eine lange und reichhaltige Tradition. Ausländer und dunkelhäutige Menschen 
wurden im gesamten Kontinent seit der Industrialisierung mit der ganzen Ska- 
la von dem assoziiert, was man als öffentliche Gefahren ansah, seien es nun 
Krankheiten, politische Subversion, sexuelle Abweichungen oder Straßenkri- 
minalität. Die Entwicklung der grenzüberschreitenden Migration ist in Europa 
durch das Zusammenspiel von wachsendem Nationalismus und übelster 
Fremdenfeindlichkeit begleitet (Miles 1993). Aber auch wenn der fremden- 
feindlich Geist eine relatıv konstante oder zumindest ein regelmäßig wieder- 
kehrender Faktor ist, so unterscheidet sich die Konfiguration, die sich zu Be- 
ginn des neuen Jahrtausends herauskristallisiert, von den vorherigen Über- 
schneidungen kapitalistischer Transformationen und ethnisch-nationaler Kon- 
flikte zumindest in drei wichtigen Hinsichten: 


1. Die Bürger der EU fühlen sich gegenwärtig von zwei Seiten bedroht. Zum 
einen „von unten“: durch die Verfestigung eines unerwünschten Eindringens 
von „Fremden“ in die unteren Sphären der Gesellschaft, was vor allem daran 
sichtbar wird, dass sich die Arbeitsmigration graduell in eine dauerhafte Ein- 
wanderung verwandelt. Zum anderen „von oben“: in der Gestalt eines rechtli- 
chen und bürokratischen Prozesses der europäischen Integration, der mit der 
globalen neoliberalen Revolution konvergiert und dem Nationalstaat seine 
Fähigkeit nimmt, die Gesellschaft zu regulieren und zu schützen. Diese Zan- 
genbewegung verschlimmert die Verunsicherung und die Rivalität insbesonde- 
re in den Unterschichten, was zu einer verstärkten Suche nach Sündenböcken 
führt und dem Versuch sie auszuschließen (Bourdieu et al. 1999: 23-36, 106- 
122, 317-320). 

2. Die Versuche von Polizei, Justiz und Gefängniswesen gegen Ausländer vor- 
zugehen, die nicht zum Gemeinwesen gezählt werden, ist Teil eines breiteren, 


7 Dafür gibt es eine Reihe von historischen Vorläufern. Vgl. etwa zum Südwesten Frankreichs 
in den 1930er Jahren Lawrence (2000). 
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epochalen Umbruchs in den sich spaltenden Metropolen weg von wohlfahrts- 
staatlicher und hin zu einer juristisch-strafenden Behandlung von sozialen 
Problemen. Genauer gesagt: das „Hinausdrängen“ der Immigranten sowohl 
aus den Wohngebieten der Unterklassen (vermittels überproportionaler Fest- 
nahmen, Anklagen und Inhaftierungen) als auch aus den Staaten (durch Ab- 
schiebungen und Ausweisungen) ist die Speerspitze einer Strategie, die mit 
Strafmaßnahmen auf die städtische Armut reagiert. Diese Strategie ergänzt die 
ökonomische Deregulierung und den Rückzug des Wohlfahrtsstaates. Sie ruft 
weniger Widerstand hervor und wird sogar von den besonders schwachen und 
ungeschützten Teilen der inländischen Arbeiterklasse, auf die sie ebenfalls 
zielt, unterstützt. 

3. Vor dem Hintergrund einer Auflösung der historisch gewachsenen Milieus 
und sozialen Strukturen der Arbeiterklasse trifft die Politik der Bestrafung de- 
ren schwächste Schichten, so dass es keine solidarischen Kräfte gibt, die dieser 
Politik effektiv entgegen treten können. In den früheren Perioden ökonomi- 
schen Wandels führten industrielle Konflikte und gewerkschaftliche Mobilisie- 
tung sowohl zu organisatorischen Strukturen als auch zu einem diskursiven 
Rahmen, mittels derer die disparaten, aus unterschiedlichen Ländern stam- 
menden Segmente der Arbeiterklasse zusammen gebracht und „Ausländer“ in 
„Inländer“ verwandelt wurden. Dadurch, dass unterschiedliche Nationalitäten 
am Arbeitsplatz durch die Klassenzugehörigkeit überlagert wurden, konnten 
Gewerkschaften und linke Parteien einen kompakten Block bilden, der kollek- 
tive Ansprüche an den Staat stellte, und der quer zu den ethnischen Unter- 
schieden verlief oder diese sogar auslöschte. Heutzutage sieht sich die in ato- 
misierte Haushalte fragmentierte Arbeiterklasse einer strukturellen Krise der 
Reproduktion gegenüber, die den Arbeitsmarkt, die Wohnviertel und das 
Schulsystem betrifft. Gleichzeitig hat sie ihre Stimme im politischen Feld 
weitgehend verloren, da sich die sozialistischen Parteien nach rechts entwickelt 
haben. Damit verlieren aber auch die gering qualifizierten Immigranten den 
institutionellen und sozialen Schutz, den sie in der vorangegangenen Phase, 
im Rahmen des Keynesianisch-fordistischen Klassenkompromisses genossen 
hatten (vgl. für Frankreich Tripier 1990; Beaud/Pialoux 1999). 


Es ist nicht die feindliche Einstellung gegenüber Fremden oder das Ausmaß 
der kulturellen Unterschiede, die neu wären, und welche die außerordentliche 
Zunahme von Ausländern in den Gefängnissen erklären könnten. Es ist eher 
die gewachsene Fähigkeit und die stärkere Tendenz des Staates sein Straf- 
system sowohl auf nationaler wie auch auf supranationaler Ebene dazu zu be- 
nutzen, um reale oder bloß vorgestellte Probleme zu „lösen“, die mit grenz- 
überschreitenden Wanderungsbewegungen oder den erhitzten Auseinanderset- 
zungen um Arbeitsplätze, Wohnviertel und Identität zu tun haben. In der Tat 
haben exkludierende Impulse und auf verschärfte Strafen abzielende Parolen 
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sowohl die mediale Konstruktion als auch den bürokratischen Umgang mit 
Migration ın Europa bestimmt. Eine nur sehr begrenzte Legalisierung, eine 
Ausweitung der Grenzkontrollen und die massenhafte Deportation sind die 
drei, auf dem ganzen Kontinent vorherrschenden Reaktionen auf die andau- 
ernden Wanderungsbewegungen, den Nachzug von Familienmitgliedern und 
die illegalen migrantischen Arbeitskräfte. Das wirklich neue Phänomen ist die 
enge Verbindung - sowohl auf diskursiver wie auch auf organisatorischer Ebe- 
ne - zwischen der „inländischen“ Seite des Strafsystems und seiner „ausländi- 
schen Seite“, die durch die beschleunigte Entwicklung eines europäischen Sys- 
tems von Überwachungs- und Abschiebungsmaßnahmen gegenüber den un- 
erwünschten Fremden hergestellt wurde. 
Dunkelhäutig, unqualifziert, unhöflich, zu Verbrechen und Gewalt neigend: 
solche Vorstellungen von illegalen Immigranten stellen nicht so sehr „Nicht- 
Personen“ dar, die eine unsichtbare Existenz in den Unterwelten der Städte 
führen, wie Alessandro Dal Lago (1999) meinte, mit diesen Vorstellungen wer- 
den vielmehr „Anti-Personen“ konstituiert, negative Zeichen, deren Sichtbar- 
keit es einem gerade entstehenden transnationalen „europäischen Bürger“ er- 
möglicht, sich über eine symbolische Entgegensetzung selbst zu definieren; 
ganz so wie die afrikanischen Sklaven in den Anfängen der USA als eine Art 
von Anti-Bürgern wirkten. Vor diesem Hintergrund bilden die Aktionen der 
Polizei, die Behandlung vor Gericht und der Anteil der aus ehemaligen Kolo- 
nien stammenden Immigranten, Fremden und ähnlicher Gruppen in den Ge- 
fängnissen einen veritablen Lackmustest, ein Schibboleth für Europa (Bour- 
dieu 1998). Sie sagen uns inwieweit die US-amerikanische Politik der Krimina- 
lisierung und Marginalisierung der städtischen Armen als wesentlicher Ergän- 
zung einer Verallgemeinerung sozialer Unsicherheit auch in der Europäischen 
Union stattfindet, oder ob sich Union einer solchen Politik entzieht. Ähnlich 
wie das Gefängnisschicksal der Schwarzen in den USA gibt es uns einen ge- 
nauen Indikator für den Charakter der Stadt, der Gesellschaft und des Staates, 
den Europa auf dem Gerüst eines trriumphierenden Neoliberalismus errichtet. 
Aus dem Englischen übersetzt von Michael Heinrich 
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John Saxe-Fernändez 


Guantänamo und die Imperiale Autokratie 


Der vorliegende Artikel interpretiert das Gefängnissystem von Guantänamo als 
Testfeld für ein „neues Rechtssystem“. Dieses System wird im Kontext des 
„Krieges gegen den Terrorismus“ analysiert, ein Krieg, der durch die Anschläge 
des 11. September 2001 entfesselt wurde und der in den USA sowohl nach 
innen durch ein Ausnahmeregime geführt wird, formalisiert im Patriot Act, 
wie auch nach außen durch die Doktrin des präventiven Krieges. Des weiteren 
soll gezeigt werden, dass dieser Krieg eine extreme Erscheinungsform der „im- 
perialen Präsidentschaft“ darstellt, eine Neigung, die der US-Exekutive histo- 
risch immer schon zu eigen war und die im wesentlichen daraus besteht, sich 
Funktionen und Macht der Legislative und der Judikative anzueignen.' Zu den 
entsprechenden Mittel hierfür gehören Ausnahmeregelungen, welche die be- 
stehende Gesetzeslage verändern. Die „Operation Guantänamo“ wird vor dem 
Berufungsgericht des District of Columbia wie auch von einigen Mitgliedern 
des US-Kongresses angefochten’, weil sie neben der Entmenschlichung feindli- 
cher Kämpfer und Zivilisten tief greifende Einschnitte in den gesamten 
Rechtsbestand mit sich bringt. Zugleich hebt sie auch die Gültigkeit der Ha- 
beas Corpus Akte von 1679 auf. Durch ihren beispiellosen Versuch, sich legis- 
lative und judikative Funktionen anzueignen, dehnen das Weiße Haus, das 
Verteidigungsministerrum und die Geheimdienste die Ausnahmeregelungen 
und -verfahren auf alle Bereiche und Ebenen des Rechtssystems aus. 

Damit verletzen sie die amerikanische Verfassung ebenso wie internationales 
Recht und machen gleichzeitig sichtbar, dass Amerikas zivile wie militärische 
Führer für Kriegsverbrechen verantwortlich sind. Wie im Folgenden gezeigt 
werden soll, ist die „Operation Guantänamo“ - als Teil des globalen Mana- 
gements von Gefängnissen und Internierungslagern durch Militär und Ge- 
heimdienste der USA - ein zentrales Merkmal der Metamorphose der „impe- 
rialen Präsidentschaft“ zu etwas, was zunehmend als ausgewachsene, nicht- 
verfassungsgebundene Autokratie erscheint. Diese Autokratie fußt auf dem 
Gebrauch und dem Missbrauch der „Geheimdienst-Community“ wie auch 
von Polizeikräften diesseits und jenseits der US-Grenzen. 


1 Vgl. zur Aneignung judikativer Funktionen durch die Exekutive und ihrer Versuche der in- 
ternationalen Einflussnahme Paye (2005). 
2 Vgl. zur Diskussion der Frage, wer die Jurisdiktion über Entlassungsgesuche aus Guantäna- 


mo hat White (2006: A15). 
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1. Historischer, ökonomischer und regionaler 
Hintergrund der imperialen Präsidentschaft 


Die „Operation Guantänomo“ - ausgeführt auf kubanischem Boden ohne die 
Zustimmung der kubanischen Bevölkerung oder Regierung - erfolgt unter der 
Federführung des Verteidigungsministers Donald Rumsfeld und ist in der Tat 
mit starken politischen, rechtlichen und historischen Bedeutungen aufgeladen. 
Schließlich war und ist Kuba seit den Tagen des Präsidenten Quincy Adams 
ein primäres Ziel der US-amerikanischen Außenpolitik, also seit nunmehr 180 
Jahren. Und heute, lange nach dem Kollaps der Sowjetunion, wird Kubas Re- 
volution von Washington noch immer als Beeinträchtigung seiner ökonomi- 
schen und politischen Interessen in der Karibik und in Lateinamerika betrach- 
tet. Damit ist Kuba nicht nur das Ziel einer üblen ökonomischen Blockade, 
sondern auch einer politischen, propagandistischen wie auch diplomatisch- 
militärischen Offensive. 

All dies wird noch gesteigert durch die Tatsache, dass Lateinamerika derzeit 
gravierende soziale, politische und ökonomische Veränderungen durchläuft. 
Ausgelöst wurden diese Wandlungen durch den sozialen und politischen 
Bankrott der habgierigen lokalen Oligarchien wie auch durch das massive 
ökonomische Scheitern des „Konsenses von Washington“, den die USA mit 
Hilfe von Weltbank, Internationalem Währungsfonds (IWF) oder Interameri- 
kanischer Entwicklungsbank (IBD) durchgesetzt hatten. Am stärksten sind die 
Veränderungen in Brasilien, Argentinien, Venezuela und in jüngster Zeit auch 
in Bolivien zu spüren. Und diese Wandlungen vollziehen sich ausgerechnet zu 
einem Zeitpunkt, in dem die USA als Reaktion auf die Anschläge vom 11. 
September ein gigantisches und kostspieliges Anti-Terrorismus-Programm auf 
legen. Vor dem Hintergrund dieses massiven Anschlags auf die „imperialisier- 
ten“ Nationen - nicht nur auf ihre Arbeitskräfte, auf ihre Politik und strategi- 
schen Ressourcen, sondern auch auf ihre Kultur und ihre ganze Lebensweise 
(vgl. Dowd 1997) - vollzieht sich in der Region eine bemerkenswerte Entwick- 
lung in Richtung fortschrittlicher sozialer, ökonomischer und politischer Re- 
formen, die von einer breiten Bewegung aus Indigenen, Bauern, Arbeitern und 
Vertretern der Mittelklasse getragen wird. In diesem turbulenten Zusammen- 
hang sind die breit publizierten Berichte über Folter und Misshandlung der 
Gefangenen von Guantänamo, Abu Ghraib und anderen Orten’ in der öffent- 
lichen Meinung Lateinamerikas und der Karibik zu einem Symbol geworden - 
zu einem Symbol für den moralischen und politischen Kollaps der USA.’ 
Guantänamo ist zudem ein wichtiges Testfeld für das notorische Bedürfnis der 


3 Nach Schätzungen von Amnesty International werden 14.000 Gefangene in mehr als 1.200 
irakischen Internierungslagern ohne formale Anklage festgehalten. 

4 Zur historischen Dimension dieses Vorgangs siehe (Guerra 1971, LaFeber 1995: 149-155), zur 
Politik von IWF, Weltbank und IBD in Lateinamerika siehe (Saxe-Fernändez/Delgado 2005). 
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US-Exekutive, ihre Macht und ihren Einfluss auszudehnen in den Bereich der 
Gesetzgebung und - in diesem Falle - in die Sphäre der Rechtsprechung. Im 
Verlauf dieses Prozesses vollziehen sich wesentliche Veränderungen im zivil- 
militärischen Gleichgewicht. 

Dies hängt eng zusammen mit der Zentralisation, Konzentration und Expan- 
sion des US-amerikanischen Monopolkapitals (Saxe-Fernändez 2005, 2006). 
Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts nahm ein politisches Verhältnis Gestalt an, 
das in dem Gegeneinander der zentrifugalen ökonomischen Kräfte des US- 
Kapitals und der zentripetalen politisch-militärischen Kräfte des Landes grün- 
dete. Das politische Ergebnis nannte Arthur Schlesinger die „imperiale Präsi- 
dentschaft“.’ Je stärker die US-Monopole expandierten, schreibt Walter LaFe- 
ber, „desto ungeordneter und revolutionärer schienen andere Teile der Welt 
aus Sicht der US-Interessen zu werden und, als Konsequenz, wurde ein immer 
machtvollerer Oberbefehlshaber nötig“ (LaFeber 1995: 177). Der Kombination 
aus Expansion des heimischen Kapitals und „Unordnung“ im Ausland ent- 
sprach die Zentralisation der politisch-militärischen Macht der US-Exekutive. 
Weitere Folgen waren der dauerhafte Ge- und Missbrauch diplomatisch- 
militärischer und geheimdienstlicher Mitte, um die Machtverhältnisse im 
Ausland wie auch ım Inland zu Gunsten der USA zu manipulieren. Davon 
profitierte die Exekutive auf Kosten der legislativen und der rechtsprechenden 
Teile des Staatsapparates. Diese Entwicklung zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Geschichte der Vereinigten Staaten, von Jefferson und Polk bis zu 
Johnson und Bush junior. 

Bezogen auf den Fall Kuba ist es vor diesem Hintergrund wert daran zu erin- 
nern, dass ım Jahr 1899 Elihu Root - Außenminister unter Präsident William 
McKinley - für „eine indirekte Kontrolle von Kuba plädierte mit Hilfe öko- 
nomischer Bindungen und durch eine Reihe von Einrichtungen wie die Mari- 
nebasis in Guantänamo oder den Bau sanitärer Anlagen, die ausländisches 
Kapital zur Investition ermuntern würden. Zu den weiteren Maßnahmen ge- 
hörte eine Verschuldungs-Obergrenze, um einen Einfluss europäischer Geld- 
geber zu verhindern und - von besonderer Bedeutung - das Recht der US- 
Regierung zur Intervention, um eine republikanische Regierung zu garantie- 
ren“ (ebd. 151). Bis heute hält die illegale Besetzung Guantänamos an. Dass 
das Weiße Haus geheime Militärtribunale eingesetzt hat, die die Marinebasis 
als Gefängnis für Hunderte „illegaler feindlicher Kombattanten“ nutzen, mani- 
festiert einen eklatanten Bruch sowohl internationalen Rechts wie auch der 
amerikanischen Verfassung und ist eine Provokation gegen Kuba, gegen die 
karibische Region und gegen ganz Lateinamerika. 


5 Dies war ein Prozess der Zentralisierung der Macht der Exekutive auf Kosten der legislativen 
und judikativen Institutionen, der seit der Gründung der Vereinigten Staaten zu beobachten 
ist, vgl. dazu Schlesinger (1973). 
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Bis zum Vietnamkrieg - und Lyndon B. Johnsons erfolgreichen Versuch, 
durch den sog. „Tonkin Zwischenfall“ erweiterte Vollmachten im Kriegsfall zu 
erlangen‘ - und abgesehen von George W. Bushs „Krieg gegen den Terroris- 
mus“ und den Patriot Act operiert die „imperiale Präsidentschaft“ im Inland 
im allgemeinen innerhalb des verfassungsgemäßen Rahmens, inklusive des 
Posse Comitatus Gesetzes von 1876, dass der Exekutive den Gebrauch militä- 
rischer Gewalt im Inland untersagt. Dieses Gesetz wird von Bush durch Anti- 
Terror-Operationen von Militär und Geheimdiensten im Inland zunehmend 
missachtet. Ein Beispiel hierfür ist, dass der National Security Agency (NSA) 
die Erlaubnis erteilt wurde, die Kommunikationskanäle zwischen den USA 
und Übersee ohne richterliche Befugnis abzuhören. Dieses Programm wurde 
geheim gehalten, bis die New York Times im Dezember 2005 den Vorgang 
enthüllte (Eggen 2006: A15). 

In den „imperialisierten“ Gesellschaften der karibischen und lateinamerikani- 
schen Region - und auch im Rest der Welt - haben die USA ihre Politik zu- 
meist unter dem ideologischen Banner eines „anti-imperialistischen“ Imperia- 
lismus gerechtfertigt, der mit dem antikolonialen Kampf gegen das britische 
Empire im späten 18. Jahrhundert einherging. Die zahlreichen militärischen 
Interventionen unter Präsident Theodore Roosevelt standen daher stets unter 


6 Als Antwort auf einen Angriff Nordvietnams auf Schiffe der US-Marine erteilte der Kongress 
Präsident Lyndon B. Johnson Sondervollmachten für den Kriegsfall. Diese „Tonkin Resolu- 
tion“ ermächtigte den Präsidenten, „alle notwendigen Schritte zu unternehmen, die nötig 
sind, die Aggression gegen Südvietnam abzuwehren“. Johnson nutzte diese Resolution zur 
Eskalation des Krieges, einschließlich des extensiven strategischen Bombardements nördlich 
des 17. Breitengrades, der damals die Grenze zwischen Nord- und Südvietnam markierte. 
Später machte Daniel Ellsberg Dokumente aus dem Verteidigungsministerium bekannt, die 
dann als „Pentagon Papers“ in der New York Times veröffentlicht wurden, die zeigten, dass 
die Regierung Johnson Informationen manipuliert hatte und dass der Angriff Nordvietnams 
überhaupt nicht stattgefunden hatte. Bezüglich der Anschläge vom 11. September ist es 
wohlbekannt, dass bereits vor der Amtsübernahme durch George W. Bush die neokonserva- 
tive Gruppe um das „Project for a New American Century“ (PNAC) - das so bekannte Per- 
sonen umfasst wie Donald Rumsfeld, William Kristol, John Bolton, Richard Perle, Dick 
Cheney oder Paul Wolfowitz - auf ihre Chance wartete. Chalmers Johnson schreibt dazu: 
„In den Worten von ‚Rebuilding American Defenses’ des PNAC wartete man ‚auf ein ka- 
tastrophisches und katalysierendes Ereignis - wie ein neues Pearl Harbor’, das die Öffent- 
lichkeit mobilisieren und dem neokonservativen Think Tank erlauben würde, seine Theorien 
in die Praxis umzusetzen. Der 11. September war genau das, worauf sie gewartet hatten. In- 
nerhalb weniger Tage versammelte Condoleezza Rice die Mitglieder des Nationalen Sicher- 
heitsrates und forderte sie auf, sich Gedanken zu machen, ‚wie man Nutzen aus dieser Gele- 
genheit schlagen könnte’, um ‚im Gefolge des 11. September Amerikas Doktrin fundamental 
zu ändern und die Welt neu zu gestalten’. Sie sagte: ‚Ich denke, diese Periode entspricht der 
Zeit zwischen 1945 und 1947’. Damit bezog sie sich auf die Jahre, in denen Angst und Pa- 
ranoia die Vereinigten Staaten in den Kalten Krieg mit der UdSSR führte“ (Johnson 2004: 
228-229). Wie ich in meinem demnächst erscheinenden Buch Terror e Imperio zeigen werde, 
ist eine weitere Untersuchung der Nicht-Prävention im Vorfeld der Terroranschläge vom 11. 
September notwendig. Siehe dazu auch unter anderem Clarke (2004) und Suskind (2004). 
Weitere Informationen zu diesem Thema kommen laufend neu auf den Markt, zum Beispiel 
Markon/Dwyr (2006) oder Washington Post (2006). 
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dem Slogan: „Sprich freundlich, und trage einen großen Stock bei dir, dann 
wirst du es weit bringen“. Heute hingegen werden Verletzungen internationa- 
len und nationalen Rechts mit dem Verweis auf Notwendigkeiten der nationa- 
len Sicherheit legitimiert. 


2. Guantänamo als Testfeld für eine neue Ordnung des Rechtswesens 


Kuba hat heute mit einer intensivierten ökonomischen Blockade zu kämpfen 
wie auch mit einem ausgedehnten, gut finanzierten Propaganda- und Interven- 
tionsprogramm der USA.’ Dieses Programm beinhaltet auch politisch-militäri- 
sche Eingriffe durch das Weiße Haus oder das US-Verteidigungsministerium, 
die die illegal okkupierte Marinebasis in Guantänamo zusätzlich als Testfall 
für den Versuch der imperialen Präsidentschaft nutzen, sich offenkundig und 
regelwidrig politisch-juristische Funktionen anzueignen. Zu Beginn des Krieges 
in Afghanistan verfrachtete die Regierung Gefangene von dort in das neue La- 
ger in Guantänamo, das im Auftrag des Pentagoneigenen Armee-Ingenieur- 
korps (ACE) durch die Firma Kellogg, Brown & Root (KBR) errichtet worden 
war. KBR ist eine Tochter des Halliburton-Konzerns, der eng mit Vize- 
Präsident Dick Cheney verbunden ist - Cheney fungierte für einige Zeit als 
KBR-Chef. Halliburton war einer der Hauptauftragnehmer beim „Wiederauf- 
bau-Programms“ des ACE im Irak (vgl. Saxe-Fernändez 2005). Guantänamo ist 
eine Einrichtung, die faktisch außerhalb der US-Jurisdiktion existiert, jenseits 
der Reichweite von US-Gerichten und -Gesetzen. Das Pentagon hat Hunderte 
von Gefangenen dorthin verschifft „ohne ernsthafte Prüfung der Einzelfälle ... 
unter Missachtung der Genfer Konvention zur Behandlung von Kriegsgefan- 
genen“ (Pfaff 2005: 51). Fachleute von der Law School der University of Calı- 
fornia haben argumentiert, im Falle der Gefangenen aus Afghanistan sei die 
US-Regierung nicht durch die Genfer Konvention gebunden gewesen, da die 
Betroffenen nicht als „Kriegsgefangene“ deklariert worden seien, sondern als 
„feindliche Kämpfer“. Laut William Pfaff wurde „diese juristische Unterschei- 
dung als notwendig erachtet, um US-Beamte vor Verstößen gegen den US Fe- 
deral Crimes Act von 1996 zu bewahren, der in Härtefällen sogar die Todes- 
strafe vorsieht“ (ebd.). Denn das enge Umfeld der imperialen Präsidentschaft 
war sich bewusst, dass gemäß nationalem und internationalem Recht der US- 
Präsident, Mitglieder seines Kabinetts und andere hohe Vertreter des Staates in 
Afghanistan, Guantänamo und anderswo Operationen durchführten, die eine 
Anklage wegen Kriegsverbrechen gerechtfertigt hätten. In diesem Zusammen- 
hang argumentierte der damalige Rechtsberater des Weißen Hauses - der heu- 
tige Justizminister Alberto R. Gonzäles -, dass „weder der Präsident und seine 
Mitarbeiter durch US-Gesetze oder internationale Anti-Folter-Vereinbarungen 


7 An diesem Propagandafeldzug gegen die kubanische Revolution beteiligen sich aktiv auch 
viele „ehrenhafte“ Institutionen wie zum Beispiel der National Geographic Channel. 
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gebunden waren, noch nutzten US-Staatsbürger aus dem Verantwortungsbe- 
reich des Präsidenten Foltertechniken, die das Justizministerium hätte verfol- 
gen können“. Gonzäles’ Auffassung basierte auf dem Standpunkt, die Natur 
des Krieges gegen den Terrorismus nehme existierenden Gesetzen und interna- 
tionalen Vereinbarungen ihre Geltung, sie seien „veraltet“ und „überholt“, so 
Gonzäles (ebd.). Der Übergang von einer konstitutionellen „imperialen Präsi- 
dentschaft“ zu einer auf Ausnahme-Regelungen und Sondervollmachten basie- 
renden „imperialen Diktatur“ war also bereits durch den Patriot Act formali- 
siert und wurde durch ein Memorandum einer Abteilung des Pentagon weiter 
vorangetrieben. Laut diesem Memorandum „befreien bereits allein Erwägun- 
gen der nationalen Sicherheit den Präsidenten davon, US-Gesetze oder inter- 
nationale Verträge einzuhalten“. Mit dieser Erklärung erreichte „die Macht des 
Präsidenten ihren absoluten Gipfel“, so ein Militärjurist, der in den Prozess 
eingebunden war (Wall Street Journal vom 7. Juni 2004, zit. nach Pfaff 2005). 
Beim Geheimdienst CIA wie auch beim Büro des ehemaligen Außenministers 
Colin Powell sah man die Tatsache mit Sorge, dass - in Pfaffs Worten - „die 
Politik des Weißen Hauses amerikanische Offiziere zu Handlungen autorisier- 
te, für die die Alliierten des Zweiten Weltkriegs Gestapo- und SS-Offiziere wie 
auch Kommandeure japanischer Gefangenenlager gehängt haben“ (ebd.). 

Der „Patriot Act“ erlaubt die unbeschränkte Internierung von Ausländern, die 
verdächtigt werden, Mitglieder oder Helfer von Organisationen zu sein, die 
auf der Terrorliste der US-Exekutive stehen (Paye 2005: 1); und die imperiale 
Präsidentschaft hat sich mit dem Erlass vom 13. November 2001 selbst die Er- 
laubnis erteilt, ad-hoc-Militärkommissionen einzurichten, um jene abzuurtei- 
len, die solche Organisationen unterstützen. Seitdem werden solche Verfahren 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit durchgeführt - im Widerspruch zum Mili- 
tär-Kodex, der für den Fall einer Verurteilung die Möglichkeit der Berufung 
vor einem Zivilgericht vorsieht. Im US-Militärapparat wird dieser Tatbestand 
auch kritisiert. Gegner der Politik des Präsidenten in diesem Bereich mahnen, 
dass mit dieser Praxis die geltenden militärischen Regeln des Umgangs mit 
Kriegsgefangenen umschifft werden: „Diese ad-hoc-Militärgerichte sind ein ein- 
deutiger Abschied sowohl von Straf- wie auch von Militär-Gesetzen“ (Paye 
2005: 2). 

Des weiteren, so deutet Powell an, „widerruft diese Politik ein Jahrhundert 
amerikanischer Unterstützung für die Genfer Konvention“ (Pfaff 2005). Dar- 
über hinaus kursieren zwischen dem inneren Kreis um Präsident Bush, den 
Geheimdiensten und dem Verteidigungsministerium seit dem 11. September 
2001 explizite Vorschläge, Folter zu legalisieren - Vorschläge, die zu wahlloser 
Gewalt, Gräueltaten und zum „kollateralen“ Töten von Zivilisten einladen 
(Pfaff 2005: 50-56). 

Guantänamo ist somit eine „paradigmatische Operation“, eingerichtet durch 
die Exekutive in Form des Verteidigungsministeriums und der CIA, die darauf 
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ausgerichtet ist, eine neue und stark regressiv ausgerichtete Ordnung des 
Rechtswesens unter Ausschaltung der Jurisdiktion der US-Gerichte zu installie- 
ren. In dieser neuen Ordnung werden „feindliche Kombattanten“ durch ein 
Regime angeklagt, das sie entmenschlicht, indem es ihnen legale Instrumente 
zu ihrer Verteidigung nimmt. Durch Erlasse wie den Detainee Treatment Act 
von 2005 wird so auch formal die Geltung zentraler Grundsätze aufgehoben, 
wie zum Beispiel der Habeas Corpus Akte, deren Zweck es war, grundlegende 
Menschenrechte zu sichern und um deren Integration in das Strafrecht 
jahrhundertelang gekämpft worden ist. Denn der Detainee Treatment Act 
nahm den Gerichten die Möglichkeit, auf Basis von Habeas Corpus Fälle zu 
untersuchen, die die Rechtmäßigkeit der Verwahrung von Gefangenen in 
Guantänamo in Frage hätten stellen können‘. Laut Presseberichten „hält das 
Militär auf der Basis in Guantänamo zehn Häftlinge fest, deren Entlassung be- 
reits genehmigt worden ist, und den US-Bundesgerichten fehlt die Macht, die 
Entlassungen auch durchzusetzen. In Guantänamo befinden sich etwa 490 
Häftlinge“ (White 2006: FN 3). Im Irak, in Afghanistan in Guantänamo und 
mit der Einrichtung einer ausgedehnten Repressions-Infrastruktur durch die 
US-Exekutive erleben wir also ein legales, moralisches und menschliches De- 
saster. 


3. Guantänamo: Die imperiale Präsidentschaft am Werk 


Die despotischen und verfassungswidrigen Neigungen der Bush-Regierung - 
wie sie an der Vorgehensweise in Guantänamo deutlich werden - sind kein 
Geheimnis. Sie sind allseits bekannt, breit dokumentiert und kommentiert 
durch die Presse oder durch Bürgerrechts-Organisationen wie die American 
Civil Liberties Union (ACLU). Aber dennoch beschleunigt die Abhängigkeit 
der Bush-Regierung von Folterpraktiken und der verbreiteten Misshandlung 
von Gefangenen - die durch das Rote Kreuz, US-Armee, FBI und offizielle 
Dokumente anderer Institutionen belegt sind (Danner 2004, in Pfaff 2005: 54) 
- den Übergang zu einer „imperialen Diktatur“. Dieser Übergang vollzieht 
sich parallel zu einer beispiellosen Demontage des Rechtsstaates durch die Exe- 
kutive. Dies findet bereits seinen formalen Ausdruck im Kongress: Die Senato- 
ren John McCain und Carl Levin haben offiziell versucht, „die Geltung des 
Gesetzes in den amerikanischen Gefangenenlagern wieder herzustellen“. Dafür 
brachten sie einen Gesetzesentwurf ein, der „die humane Behandlung von Häft- 
lingen in Guantänamo und anderen Gefängnissen von US-Militär und -Geheim- 


8 Anmerkung des Übersetzers: Habeas Corpus beinhaltet das Recht eines Gefangenen, von ei- 
nem Gericht die Rechtmäßigkeit seines Gefangenenstatus überprüfen zu lassen, sprich: prü- 
fen zu lassen, ob die Rechte des Gefangenen verletzt wurden, ob ihm mitgeteilt worden ist, 
welchen Vergehens er angeklagt ist, etc. Das bedeutet, dass es das Lager in Guantänamo als 
legale Institution ohne den Detainee Detention Act nicht geben könnte, das es die Gesetze 
der USA verbieten, Menschen ohne formale Anklage festzuhalten. 
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diensten vorschreibt“ (New York Times 2006: 11). Die unverhohlene Gegner- 
schaft der Bush-Regierung gegen solche Versuche sollte weltweit die öffentli- 
che Meinung alarmieren. So berichtet die New York Times von einem Trick 
des US-Präsidenten, den Schaden der McCain-Levin-Initiative zu begrenzen: 
„Bush lud Senator McCain zu sich und machte eine große Show aus seiner 
Ankündigung, McCains Initiative zu unterstützen. Gleichzeitig betrieb er ei- 
nen Handel zwischen McCain und Senator Lindsey Graham aus South Caro- 
lina. Dabei ging es um die Abmilderung einer Initiative Grahams, die vorsah, 
jedem Individuum die Anhörung vor einem Gericht zu versagen, den der Prä- 
sident als {illegalen feindlichen Kombattanten’ deklariert“ (Hervorhebung des 
Autors). Statt der Wiederherstellung der Rechte von Gefangenen, ging es also 
nur noch um die Abmilderung eines Vorschlages, der ihre Rechte weiter deut- 
lich beschneidet. Grahams Haltung findet übrigens auch die Zustimmung von 
Vize-Präsident Cheney, der bereits „Vize-Präsident für Folter“ genannt wird, 
auf Grund seiner offenkundigen Bemühungen, im Kongress das geplante Fol- 
ter-Verbot zu Fall zu bringen. 

In einem bemerkenswerten Editorial vom Januar 2006 warnt die New York 
Times des weiteren, dass Bush „keine Grenze seiner imperialen Präsidentschaft 
zu kennen scheint“ (ebd.). Das Blatt nennt in diesem Zusammenhang auch 
ein aus Sicht der Verfassung abenteuerliches Statement Bushs zum Gesetzes- 
entwurf von McCain: „Die Botschaft: Was auch immer der Kongress mit sei- 
nen Gesetzen zu sagen beabsichtigte, er (Bush) beabsichtigte es zu ignorieren 
unter dem Vorwand, dass der US-Oberbefehlshaber über dem Gesetz steht. Es 
ist dieser verdrehte Gedankengang, der zu legalisierten Folterpraktiken geführt 
hat, ganz zu schweigen vom nationalen Abhör- und Spionage-Programm ... 
Der stellvertretende Justizminister informierte das Oberste Gericht, dass es 
nicht länger für die Häftlingsfälle zuständig sei. Es habe einen anhängigen Fall 
zu schließen, in dem ein jemenitischer Staatsbürger die Militärtribunale an- 
fechtet - jene Militärtribunale, die von Bushs Rechtsexperten nach 9-11 erfun- 
den worden waren. Die US-Regierung zielt auf die Unterbindung aller Verfah- 
ren, die von einigen der Gefangenen in Guantänamo angestrengt worden sind, 
wobei von der großen Mehrheit der etwa 500 Häftlinge dort offensichtlich 
keine Bedrohung ausgeht“ (ebd.). 

Es kann nicht überraschen, dass die Entmenschlichung des „Feindes“ sich in 
der gesamten zivilen und militärischen Befehlskette ausgebreitet hat. Schmerz- 
lich wurde dies durch die Foto- und Video-Dokumentationen aus Abu Ghraib 
deutlich, die eindringlich zeigen, dass „nicht nur internationale wie nationale 
Normen rechtmäßigen Verhaltens suspendiert (oder deutlich beschränkt) wer- 
den, sondern auch religiöse und säkulare Regeln zivilisierten Verhaltens keine 
Anwendung mehr finden. Der Feind ist das Böse an sich. Oder in den Worten 
einer Studie des Verteidigungsministeriums vom Juli 2004: Er ist der ‘univer- 
selle Gegner’“ (Pfaff 2005: 55). Dies beinhaltet auch eine fundamentale Trans- 
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formation des Rechtssystems, unter anderem durch die Formalisierung des 
Rechts der Regierung, jeden zu verhaften und ihn unbeschränkt festzuhalten - 
„es sei denn, er kann vor einem unparteiischen Gericht beweisen, dass die 
Fakten den Anschuldigungen der Regierung widersprechen. Auf diese Weise 
wird die Beweislast umgekehrt“ (Paye 2005: 10). 
Präsident Bush hat nicht die Absicht, das Arsenal legaler Privilegien auf- 
zugeben, das ihm der Patriot Act zur Verfügung stellt und zu dessen Nutzung 
er sich durch Präsidenten-Dekrete selbst ermächtigt hat. Durch die dauerhafte 
und allgegenwärtige Präsenz der Folter wird eine ebenso beispiellose wie will- 
kürliche Anwendung von Gewalt ın den gesamten juristischen Prozess gerade- 
zu injiziert. Langsam aber sicher wird deutlich, dass sich in den USA ein um- 
fassender Ausnahmezustand durchsetzt. Er basiert auf der bewussten Nicht- 
Anerkennung internationaler Gesetze und verwirklicht sich einerseits durch 
den Bruch nationalen wie internationalen Rechts und andererseits durch die 
Nationale Sicherheitsstrategie des präventiven Krieges. Dieser permanente 
Ausnahmezustand hat zwar keine große Bedeutung für die nationale Sicher- 
heit der USA, doch markiert er „ein Ende der Gewaltenteilung und gewährt 
der Exekutive eine Macht, die sonst nur Richtern zusteht: die Befugnis, Recht 
zu interpretieren und zu setzen - die autoritäre Macht einer Diktatur“ (Paye 
2005: 11). Höchst bedeutsam ist es in diesem Kontext, dass der Anspruch des 
Präsidenten auf eine Macht, die weder vom Kongress noch durch die Gerichte 
überwacht oder beschränkt wird, „eine Lieblings-Theorie von Samuel Alito“ 
ist. Alito ist Richter am Obersten Gerichtshof. Dies, so schrieb die New York 
Times Anfang 2006, deutet darauf hin, „wie wichtig es für den Kongress ist, 
die Expansion von Bushs Macht zu beschneiden“. Zwar habe es nach den An- 
schlägen vom 11. September eine Art nationalen Konsens gegeben, den Terro- 
rismus zu bekämpfen. Darin „nicht vorgesehen war jedoch die einseitige Um- 
formulierung und Neubewertung 200 Jahre alter Gesetze und Traditionen 
durch einen Präsidenten, der sich auf einen ideologischen Kreuzzug begeben 
hat“ (New York Times 2006: 11). 

Aus dem Englischen übersetzt von Stephan Kaufmann 
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Ökologie und Sozialismus - 
der Kampf von Chico Mendes” 


Ist Ökologie ein „Luxus“ der entwickelten Länder? Eine Frage, die nur die 
gutsituierte Bevölkerung der industrialisierten Welt etwas angeht? Wer sich die 
Mühe macht, den Ländern des Südens auch nur ein Minimum an Aufmerk- 
samkeit zu schenken, wird diesen Gemeinplatz des konformistischen Denkens 
rasch fallen lassen. Ganz offensichtlich haben die Bauern, die indigene Bevöl- 
kerung und die marginalisierten Stadtbewohner der Dritten Welt wichtige 
Kämpfe zur Verteidigung der Umwelt aufgenommen, die dort um so mehr auf 
der Tagesordnung stehen, als die für Natur und menschliche Gesundheit am 
meisten zerstörerischen Produktionsformen gerade an die Peripherie des Sys- 
tems verlagert wurden. Es spielt dabei auch keine Rolle, ob die Mobilisierun- 
gen gegen die Verschmutzung des Wassers, die Auseinandersetzungen zur Ver- 
teidigung der Wälder oder der Widerstand gegen die schädlichen Aktivitäten 
der chemischen Industrie im Namen der „Ökologie“ geführt werden - ein 
Begriff, der den meisten Akteuren innerhalb dieser sozialen Bewegungen fremd 
sein dürfte. Entscheidend ist, dass diese Kämpfe stattfinden und dass sie für 
die beteiligten Menschen Fragen auf Leben und Tod darstellen. 

Unter all den vielen Äußerungsformen dieser „Ökologie der Armen“ gibt es 
eine, die besonders exemplarischen Charakter hat, indem sie zugleich sozial 
und ökologisch, lokal und global, „rot“ und „grün“ orientiert ist: der Kampf 
von Chico Mendes und der Koalition der Völker des Waldes zur Verteidigung 
des brasilianischen Amazoniens gegen das zerstörerische Vorgehen der Groß- 
grundbesitzer und des multinationalen Agro-Business. Chico Mendes hat die- 
sen Kampf für die Sache der Bewohner von Amazonien mit dem Leben be- 
zahlt und ist in Brasilien zu einer legendären Figur und zum Volkshelden ge- 
worden. Dennoch haben Medienberichte über ihn häufig dazu beigetragen, 
die soziale und politische Radikalität seines Kampfes zu verdunkeln. So gibt es 
eine beklagenswerte Tendenz, sein politisches Erbe in der einen oder andern 
Weise zu halbieren: Naturschützer, die ıhren Frieden mit dem Kapitalismus 
gemacht haben, „vergessen“ sein sozialistisches Engagement, während rück- 


* Dieser Text ist das einleitende Kapitel zu Michael Löwys Buch Ecologia e Socialismo, Cor- 
tez Editora, Sao Paulo 2005. 
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wärtsgewandte Sozialisten die ökologische Dimension seines Kampfes aus- 
blenden. 

Francisco Alves Mendes Filho wurde am 15. Dezember 1944 in Xapuri in 
Amazonien geboren und ist in der Kultur der christlichen Basisgemeinden, die 
sich der Befreiungstheologie verbunden fühlen, aufgewachsen. Durch den 
Kontakt mit Euclides Fernandes Tavora lernte er im Lauf der 1960er Jahre den 
Marxismus kennen. Tavora war ein kommunistischer Veteran, früherer Mit- 
kämpfer von Luis Carlos Prestes, mit dem er am „roten“ Aufstand von 1935 
teilnahm, was ihm Jahre des Gefängnisses und des späteren Exils in Bolivien 
eingebracht hat. Er kam heimlich nach Brasilien zurück und lebte im Amazo- 
nas-Wald, an der Grenze des brasilianischen Bundesstaates Acre mit Bolivien. 
Diese marxistischen Lehrjahre sollten sich für die politischen Ideen Chico 
Mendes’ von entscheidender Bedeutung erweisen. Nach seiner eigenen Aussa- 
ge war die Begegnung mit Tavora 


„eine ganz große Unterstützung und eine der Ursachen, warum ich in diesem Kampf engagiert 
bin. Andere Genossen hatten damals leider nicht das Privileg, eine derartig wichtige Orientierung 
für ihre Zukunft aufgezeigt zu bekommen, wie es mir damals vergönnt war“ (Mendes 1989: 64)“.! 
Chico Mendes arbeitete als seringueiro, als Kautschukzapfer, die in Handar- 
beit den Latex der amazonischen Kautschukbäume sammeln. Im Jahr 1975 
gründete er zusammen mit dem Gewerkschaftler Wilson Pinheiro die Gewerk- 
schaft der Landarbeiter von Basileia und zwei Jahre später die Gewerkschaft 
der Landarbeiter von Xapuri, seiner Heimatstadt. Im selben Jahr wurde er zum 
Gemeinderat für die Demokratische Bewegung Brasiliens (MDB) gewählt, die 
innerhalb des Militärregimes eine tolerierte Opposition darstellte. Doch muss- 
te er bald feststellen, dass er in dieser Partei keine Solidarität mit seinen dring- 
lichen Anliegen fand. Mit seinen Gewerkschaftsgenossen entwickelte er zu die- 
ser Zeit eine bis dahin einzigartige friedliche Aktionsform des Widerstandes: 
die empates (wörtlich: „gleichberechtigtes Spiel“). Hunderte von seringueiros 
stellten sich zusammen mit ihren Frauen und Kindern als Menschenkette und 
ohne jede Waffe den Bulldozern entgegen, die von den großen Unternehmen 
geschickt wurden, um den Wald zu roden. Manchmal mussten sich die Arbei- 
ter geschlagen geben, aber oft gelang es ihnen, mit bloßen Händen die Trak- 
toren, die Bulldozer und die elektrischen Sägen der Zerstörer des Waldes auf 
zuhalten, wobei sie gelegentlich auch Unterstützung von den Arbeitern beka- 
men, die den Auftrag hatten, die Bäume zu fällen. Die Gegner der seringueiros 
sind die Großgrundbesitzer, das Agro-Business und die Unternehmen der 
Holzindustrie, die das wertvolle Gut kommerzialisieren wollen, und die Vieh- 
züchter, die anstelle der Bäume Grasweiden anlegen wollen, um Rinderherden 


1 Es handelt sich um ein autobiographisches Gespräch, das im November/Dezember 1988 
mit Pedro Vicente Sobrinho, Professor an der Universidade Federal do Acre, in Xapuri statt- 
fand, nach einem Konzept von Candido Grzybowksi, Professor bei der Fundagäo Getulio 
Vargas de Rio. 
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für den Export zu züchten, zum Beispiel für MacDonalds. Sie sind mächtig 
und verfügen über einen politischen Arm, die Union der Agrarier (UDR), aber 
auch über einen bewaffneten Arm, die pistoleiros (Auftragskiller) sowie über 
zahllose Komplizen bei der Polizei, in der Justiz und in den Regierungen auf 
sämtlichen Ebenen. 

Von da an erhielt Chico Mendes Todesdrohungen und bald darauf wurde sein 
Mitkämpfer Wilson Pinheiro umgebracht. Wie üblich blieb diese Mordtat ohne 
Strafe, so dass eine Gruppe von Arbeitern sich dazu entschloss, die Justiz 
selbst in die Hand zu nehmen. Sie setzten den Grundbesitzer, der den Auftrag 
zum Mord an dem Gewerkschaftsführer gegeben hatte, fest und exekutierten 
ihn.” Daraufhin bemühten sich die Großgrundbesitzer der Region, Chico 
Mendes in Zusammenhang mit diesem Vorfall zu bringen, und tatsächlich 
wurde er von der Militärregierung im Namen des Gesetzes zur Nationalen Si- 
cherheit angeklagt. Zwischen 1980 und 1982 wurde er wiederholt vor Militär- 
gerichte gestellt und inhaftiert, wobei man ihn der „Aufhetzung zur Gewalt“ 
beschuldigte. Schließlich wurde er jedoch aus Mangel an Beweisen freigelassen. 
Während der ersten Jahre seiner gewerkschaftlichen Tätigkeit war Chico Men- 
des als überzeugter Sozialist Mitglied in der Kommunistischen Partei Brasi- 
liens, einer maoistischen Abspaltung des prosowjetischen PCB. Aber bald war 
er auch von dieser Partei enttäuscht, da sie sich, sobald Auseinandersetzungen 
anstanden, seiner Ansicht nach „hinter den Gardinen versteckte“.* So trat er 
1979-80 der neuen Arbeiterpartei (PT) bei, die von Lula da Silva und seinen 
Genossen gegründet wurde und innerhalb derer er sich dem linken, sozialisti- 
schen Flügel anschloss. Sein Versuch, sich 1982 zum lokalen Abgeordneten 
der PT wählen zu lassen, scheiterte, was angesichts der geringen Verankerung 
der Partei in ihren ersten Jahren nicht Wunder nimmt. Im Jahr 1985 organi- 
sierte Chico Mendes, zusammen mit andern Gewerkschaftern, eine nationale 
Zusammenkunft der seringueiros, aus der der Nationale Rat der seringueiros 
hervorging. Dieser Zusammenschluss wurde unterstützt von der PT, von der 
Pastoralen Kommission der Erde, vom Gewerkschaftsverband CUT und von 
der damals gerade neu entstandenen Bewegung der landlosen Bauern (MST). 


2 In seinem autobiographischen Bericht beschreibt Chico Mendes diese Episode: „Als Wilson 
getötet wurde, waren die Arbeiter verzweifelt... Es war für sie klar, dass es von Seiten der Ge- 
richte keinerlei Reaktion geben würde. .. So haben sie über einen der beteiligten Grundbesit- 
zer, der den Auftrag zum Mord an Wilson gegeben hatte, selbst ein Urteil verhängt, wonach 
er erschossen wurde. ... Dieses Mal haben die Gerichte funktioniert - sehr schnell und sehr 
gewalttätig. Innerhalb von 24 Stunden wurden Hunderte von seringueiros inhaftiert, gefol- 
tert. Einigen hat man mit Zangen die Nägel ausgerissen.“ (Chico Mendes 1989: 19). 

3 „Ich war damals mit verschiedenen Positionen des brasilianischen PC nicht einverstanden, 
denn, wenn man die Leute gegen den Großgrundbesitz organisierte, wenn man sich dem 
Kampf stellte, dann hatte ich allein mit den Blockadeaktionen zu tun und war der Repressi- 
on ausgesetzt, während sie sich hinter den Gardinen versteckten. Ich war der einzige, der bei 
diesen Aktionen auftrat. Ich begann über dieses Verhalten wütend zu werden und ihm zu 
misstrauen. Deshalb habe ich mit dem PC gebrochen und bin zur PT gegangen“ (ebd: 69). 
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Bald darauf konstituierte sich eine neue Allianz zum Schutz des Waldes, an 
der sich Arbeiter beteiligten, die ebenso wie die seringueiros von der Extrakti- 
on der Produkte des Waldes (etwa Kastanien, Paranüsse oder Jute) leben, aber 
auch indigene Bauern und Gemeinschaften. Es gelang nun erstmalig, dass die 
seringueiros und die indigenen Gruppen, die sich in der Vergangenheit oft be- 
kämpft hatten, sich gegen ihren gemeinsamen Gegner zusammentaten: den 
Großgrundbesitz und das Agrokapital, das den Wald vernichtete. Mit leiden- 
schaftlichen Worten hat Chico Mendes beschrieben, worum es dabei ging: 
„Nie mehr wird einer unserer Kameraden das Blut eines anderen fließen las- 
sen. Zusammen können wir die Natur verteidigen, die der Ort ist, an dem un- 
sere Leute gelernt haben zu leben, ihre Kinder aufzuziehen, ihre Fähigkeiten 
zu entwickeln, und das alles in einem Geist der Harmonie mit der Natur, mit 
der Umwelt und mit allen Lebewesen, die hier existieren.“ 

Man sieht, dass Chico Mendes sich über die ökologische Dimension dieses 
Kampfes vollständig im Klaren war. Ihm war ebenso bewusst, dass der Kampf 
in Amazonien nicht allein eine Angelegenheit der lokalen Bewohner, sondern 
der ganzen Menschheit ist, die die tropischen Wälder braucht, die „grüne 
Lunge des Planeten“. 


„Wir haben erkannt, dass die Zukunft von Amazonien nur dann garantiert werden kann, wenn es 
gelingt, ein Reservat zu schaffen, das ausschließlich der Extraktion dient, indem der Wald auf 
diese Art erhalten wird... Wir seringueiros wissen sehr wohl, dass dieses Gebiet nicht ein unan- 
tastbares Heiligtum werden kann. Gleichzeitig wissen wir, wie dringend es ist, die Rodungen zu 
verhindern, die Amazonien bedrohen, aber auch das Leben aller anderen Völker dieser Erde... 
Was wollen wir mit solchen Extraktions-Reservaten? Wir wollen, dass der Boden dem Staat ge- 
hört und dass seine Nutzung den seringueiros und anderen Waldarbeitern überlassen wird, die 
dort wohnen.“ (Rede von Chico Mendes zit. nach Krenak 1989: 26) 

Dieser Vorschlag zielte auf eine Art Agrarreform, die an die Bedingungen von 
Amazonien angepasst ist, und beruhte auf sozialistischen Ideen, nämlich des 
Gemeineigentums am Boden, dessen Früchte denen überlassen bleiben sollten, 
die ıhn bearbeiten. Er weist aber auch eine ökologische Dimension auf - eine 
Begrifflichkeit, die Chico Mendes um diese Zeit kennen lernte. So erklärte er 
seiner Kampfgefährtin Marina Silva: „Meine Liebe, dieses Zeug, das wir hier 
machen, das ist Okologie. Das habe ich kürzlich bei einer Reise nach Rio de 
Janeiro herausgefunden.“ 

Im Jahr 1987 luden nord-amerikanische Umweltschutz-Organisationen Chico 
Mendes zu einem Vortrag anlässlich einer Konferenz der Interamerikanischen 
Entwicklungsbank ein. Dabei vertrat er in aller Deutlichkeit, dass die Entwal- 
dung Amazoniens das Ergebnis von Projekten ist, die von den internationalen 
Banken finanziert werden. Von diesem Moment an wurde er international be- 
kannt und erhielt kurz darauf den Okologie-Preis „Global 500“ der UNO. 
Sein Kampf war zum Symbol der globalen Mobilisierung zur Rettung der letz- 
ten großen tropischen Waldfläche der Erde geworden und Umweltschützer 
aus aller Welt solidarisierten sich mit ihm. 
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Chico Mendes war ein Pragmatiker, mehr Mann der Tat als Theoretiker, der 
sich andauernd mit konkreten Fragen auseinander setzte: Alphabetisierung, 
Schaffung von Produktionsgenossenschaften, Suche nach praktikablen öko- 
nomischen Alternativen. Aber er war auch ein Träumer und ein Utopist, im 
edlen und revolutionären Sinn dieses Wortes. Es ist berührend, das politische 
Testament zu lesen, das nach seinem Tod von der Gewerkschaft von Xapuri 
und vom CUT veröffentlicht wurde: 


„Höre, Jugend der Zukunft: Am 6. September 2120 ist der hundertste Jahrestag der weltumfas- 
senden sozialistischen Revolution, die alle Völker der Erde unter einem einzigen Ideal und unter 
einer einzigen Idee der sozialistischen Einheit vereint hat und alle Gegner der neuen Gesellschaft 
beseitigt hat. Von der traurigen Vergangenheit des Leids, des Schmerzes und des Todes bleibt nur 
die Erinnerung. Entschuldigt. Ich träumte, als ich Ereignisse beschrieb, die ich selbst nicht erle- 
ben werde. Aber ich habe die Freude, sie geträumt zu haben.“ (Zit. nach Krenak 1989: 34) 

Im Jahr 1988 erreichte Chico Mendes beim Gewerkschaftstag des CUT, dass 
ein Antrag zur „Verteidigung der Natur und der Völker des Waldes“ angenom- 


men wurde. Dieser enthielt folgende ökologische und soziale Forderungen: 


„..die unverzügliche Enteignung der seringais (Kautschuk-Plantagen), deren Nutzung im Wider- 
spruch zu derjenigen der assentamentos extrativistas (extraktivistischen Gemeinschaften) stehen. 
Diese betreiben die Extraktion in einer Weise, die weder gegen die Natur noch gegen die Kultur 
der Völker des Waldes gerichtet ist, die eine nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen er- 
laubt, und zwar mit Hilfe von Technologien, die seit Jahrhunderten von den Bewohnern des 
Waldes entwickelt wurden.“ (Zit. nach Krenak 1989: 21). 

Zu dieser Zeit errang Chico Mendes zwei wichtige Siege: die Einrichtung der 
ersten extraktivistischen Reservate im Bundesstaat Acre (Amazonien) und die 
Enteignung des Bodens von Seringal Cachoeira, bis dahin im Besitz des Groß- 
grundbesitzers Darly Alves da Silva in Xapuri. Chico Mendes schrieb diesem 
Erfolg eine erhebliche Tragweite zu: 


„Um die Kontinuität der Bewegung zu befestigen, war der Sieg der seringueiros von Cachoeira 
sehr wichtig. Dieser Sieg hat für die ganze Region positive Auswirkungen, weil die seringueiros 
wussten, dass sie gegen die mächtigste Gruppe und ihre bezahlten Totschläger angingen. Sie wa- 
ren sich im Klaren darüber, dass sie gegen eine Todesschwadron kämpften, und trotzdem sind sie 
nicht davor zurückgeschreckt. Es gab Tage, an denen wir mitten im Wald an die 400 seringueiros 
als Streikposten hatten.“ (Mendes 1989: 21). 

Die ländliche Oligarchie ist es seit Jahrhunderten gewohnt, diejenigen, die es 
wagen, die Arbeiter gegen die Großgrundbesitzer zu organisieren, einfach zu 
„eliminieren“, und dies stets völlig straffrei. Für sie war Chico Mendes daher 
ein „Todgeweihter“. Kurz darauf, im Dezember 1988, wurde er tatsächlich 
durch bezahlte Killer im Auftrag des Klans der Großgrundbesitzer ermordet, 
und zwar vor seinem eigenen Haus. 

Der Kampf von Chico Mendes ist dadurch exemplarisch, dass es ihm gelun- 
gen ist, Sozialismus und Okologie, Agrarreform und Schutz von Amazonien, 
den Widerstand der Bauern und der indigenen Bevölkerung, das Überleben 
der einfachen lokalen Gemeinden und die Bewahrung eines Erbes der 
Menschheit - den letzten großen tropischen Wald, der durch kapitalistischen 
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„Fortschritt“ noch nicht gänzlich zerstört wurde - untrennbar miteinander zu 
verbinden. Darin wird dieser Kampf weitere Auseinandersetzungen anregen 
und beflügeln, nicht nur in Brasilien, sondern auch in anderen Ländern und 
Kontinenten. 
Der Kampf der seringueiros ist damit nicht zu Ende, er ist bis heute weiterge- 
gangen, mit Höhen und Tiefen. Der Bürgermeister von Xapuri und der Gou- 
verneur des Bundesstaates von Acre sind Mitglieder der PT und stellen sich 
der Macht der Oligarchie entgegen. Aber die bezahlten Totschläger sind weı- 
terhin im Dienst der Großgrundbesitzer tätig, wie es unter anderem der spek- 
takuläre Mord an der nordamerikanischen Missionarin Dorothy Stang gezeigt 
hat, die durch ihr Engagement für die Sache der landlosen Bauern in Amazo- 
nien weithin bekannt geworden ist. Marina Silva ist in der Regierung Lula in- 
zwischen Ministerin für Umwelt und hat sich für Maßnahmen zum Schutz 
des Waldes eingesetzt - dennoch hat sie nicht verhindern können, dass die 
Produktion von genmanipuliertem Soja unter dem Druck des multinationalen 
Monsanto-Konzerns legalisiert wurde. 
Im Widerstand der seringueiros und der indigenen Bevölkerung sowie bei der 
Mobilisierung der Bauern für die Agrarreform ist das Erbe von Chico Mendes 
sehr viel lebendiger geblieben als in den Parteien und in den staatlichen Ver- 
waltungen. Die Konvergenz von Ökologie und Sozialismus nimmt neue For- 
men an, nicht nur in kleinen Netzwerken von politischen Aktivisten, sondern 
vor allem bei der wichtigsten sozialen Bewegung Brasiliens, der Bewegung für 
die landlosen Bauern MST. Diese konnte 2004 ıhr zwanzigjähriges Bestehen 
feiern und hat zu diesem Anlass in Rio eine internationale Konferenz zu den 
„Dilemmata der Menschheit“ organisiert. In der Vorbereitungsbroschüre dazu 
findet sich ein kurzer Abriss der Hoffnungen und der sozialen Utopie des 
MST, seines „Traums mit offenen Augen“ (um einen Ausdruck von Ernst 
Bloch aufzunehmen): ‚„... eine egalitäre Welt, in der die materiellen und kultu- 
rellen Reichtümer sozialisiert sind“. Im gleichen Dokument wird aber auch ei- 
ne illusionslose Diagnose der gegenwärtigen Realitäten getroffen: „Die Welt ist 
in einem Maß vom richtigen Weg abgekommen, dass es nicht mehr darum 
gehen kann, Strategien zu entwickeln, um sie wieder dahin zurückkehren zu 
lassen, sondern vielmehr nur darum, einen neuen Weg zu bauen, der auf den 
Prinzipien der Gleichheit der Menschen und der Ökologie basiert.“ Ein neuer 
Weg, der gleichzeitig egalitär und ökologisch verträglich ist: Chico Mendes 
würde sich in diesem Programm wiederfinden. 

Aus dem Französischen übersetzt von Dorothea Schmidt 
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Neoliberalismus, Globalisierung und der 
Kampf um „Ökologische Gerechtigkeit” ' 


Beim Versuch das starke Wachstum der Wirtschaft und der Unternehmensge- 
winne in der globalen Konkurrenz aufrecht zu erhalten, brachte der US- 
amerikanische Kapitalismus zunehmend Produktionsformen hervor, die alles 
andere als nachhaltig sind. Angetrieben von der verschärften globalen Konkur- 
renz wie auch von den steigenden Produktionskosten, initiierten die US- 
Unternehmen in den achtziger Jahren einen Prozess der „regulatorischen Re- 
form“. Im Zuge dieses Prozesses wurden und werden Umweltgesetze zurück- 
gedrängt, Rechte von Arbeitern wie auch ihre soziale Absicherung beschnitten, 
der Konsumentenschutz verringert und alle Regelungen bekämpft, die „freien 
Märkten“ entgegenstehen und den Profit mindern. Unterstützt wird dieses 
„Neoliberalismus“ genannte Programm durch Handelserleichterungen im Zu- 
ge der konzerngetriebenen Globalisierung und durch grundlegende Innovatio- 
nen im Bereich der Hochtechnologie und den Dienstleistungsbranchen der 
„New Economy“. Die Resultate dieser Entwicklung sind eine intensivierte 
Ausbeutung sowohl der arbeitenden Menschen wie auch der Umwelt. Letzt- 
lich beruht damit die „Prosperität“ des US-Kapitalismus, die Maximierung der 
privaten Gewinne, auf einer Minimierung der Kosten, die zunehmend dadurch 
erreicht wird, dass diese schlicht sozialisiert werden. Sicht- und fühlbar macht 
sich dies durch Umweltverschmutzung, Vergiftung von Böden und Wasser, 
Raubbau an natürlichen Ressourcen und anderen ökologischen Bedrohungen. 
Obwohl dies allgemein bekannt ist, schreitet die ökologische Krise voran und 
wird mit jedem Tag lebensbedrohlicher (vgl. Faber 1998). 

Nicht alle Amerikaner jedoch müssen die sozialen und ökologischen Kosten 
des US-Wachstums in gleichem Maße ertragen. Um ihre Gewinne zu steigern, 
greifen Unternehmen üblicherweise zu Strategien der Umweltausbeutung, die 
nicht nur ökonomisch „effizient“ sind, sondern auch politisch zweckmäßig, 
sprich: zu Strategien, die auf den geringsten Widerstand stoßen. Je weniger po- 
litische Macht eine Gemeinde hat, je weniger Ressourcen sie zur Verteidigung 
ihrer Interessen aufbringen kann, je geringer das Engagement ihrer Bewohner 


1 Anm. der Red.: Nachdem in den 1980er und 1990er Jahren zunehmend deutlich wurde, dass 
die ökologischen Belastungen und davon ausgehende Gesundheitsgefährdungen der Bevöl- 
kerung in den USA höchst ungleich verteilt waren, entstand die Forderung nach „environ- 
mental justice“, was hier mit „ökologischer Gerechtigkeit“ übersetzt wird. 
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ist, sich gegen potenzielle ökologische Gefahren zu wehren, umso wahrschein- 
licher wird es, dass Staat und Kapital die Bewohner und ihr natürliches Um- 
feld zwecks Kostenminimierung in Gefahr bringen. Daher ist es auch kein 
Wunder, dass in den USA - wıe im Rest der Welt - meist die subalternen Be- 
völkerungsteile in besonderer Weise zu den Opfern der Konzernpolitik wer- 
den: die entrechteten Angehörigen ethnischer Minderheiten, niedrig entlohnte 
Industriearbeiter, Unter- und Unbeschäftigte, Landarbeiter, illegale Immigran- 
ten und die working poor, hier vor allem Frauen. Die Entrechteten der USA 
und ihr Lebensraum werden zunehmend zu einer Art nationaler Müllhalde. 
Diese Geschäftsstrategie wird auch offensiv beworben: Ein Bericht der Consul- 
ting- und Lobbying-Firma Cerrell Associates für das California Waste Mana- 
gement Board aus dem Jahr 1984 zum Beispiel empfahl ganz offen, gesund- 
heitsgefährdende Abfallanlagen oder umweltverschmutzende Industrien in „Ge- 
bieten niedriger sozio-ökonomischer Entwicklung“ zu errichten, weil dort der 
geringste politische Widerstand zu erwarten sei (Roque 1993: 25-28). In dieser 
Hinsicht fußt die Prosperität des amerikanischen Kapitalismus auf spezifischen 
Formen nicht nachhaltiger Produktion, deren Folgen zudem überproportional 
von den Armen und den ethnischen Minderheiten auszuhalten sind. 

Es ist inzwischen deutlich geworden, dass die ökonomischen Krisentendenzen 
der 1970er und 1980er Jahre im neuen Jahrtausend mehr und mehr in den Be- 
reich der Natur übertragen werden und zu einer wachsenden ökologischen 
Krise führen. Die wirtschaftliche Gesundheit von Unternehmern und Gehalts- 
empfängern wird kurzfristig gesichert - indem die Umwelt und die Gesundheit 
von ethnischen Minderheiten und Armen, inklusive der Bevölkerung der Drit- 
ten Welt langfristig geschädigt wird. Die durch den Neoliberalismus unter- 
stützte Restrukturierung der Unternehmen in aller Welt ist daher verantwort- 
lich für die massive Verschlechterung der Arbeits- und Lebensumstände der 
politisch und ökonomisch Ohnmächtigen. Ihre sich zunehmend verschlech- 
ternde Lage und die ökologische Krise sind somit nur zwei Seiten derselben 
politisch-ökonomischen Medaille. Fragen nach Formen nachhaltiger Entwick- 
lung sowie sozialer und ökologischer Gerechtigkeit stellen sich heute daher 
drängender als je zuvor. In diesem Artikel soll versucht werden, die Heraus- 
forderungen aufzuzeigen, vor denen die Bewegung für Ökologische Gerechtig- 
keit beim Aufbau einer wirklich partizipativen und ökologischen Demokratie 
und damit einer gerechteren und lebensfähigen Gesellschaft stehen. 


Neoliberalismus, Globalisierung und die 
Restrukturierung des US-Kapitalismus 


Im neuen Jahrtausend wird die Menschheit Zeuge einer besonders abgebrüh- 
ten und hartgesottenen Form des US-amerikanischen Kapitalismus. Treibsätze 
dieses Kapitalismus sind Innovationen auf den Feldern Kommunikation, 
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Transport und Produktion, gigantische Infrastruktur-Investitionen und grund- 
legende Verbesserungen der Ausbildung wie auch eine deutliche Steigerung der 
Produktivität von Arbeitnehmern und in der Agrartechnologie. Dadurch ist es 
amerikanischen Firmen in den vergangenen Jahren gelungen, massiv zu ex- 
pandieren und größere Teile des Weltmarktes zu erobern. Dieses durch Kon- 
zerne wie auch durch eine Unmenge von Freihandelsabkommen angetriebene 
Wachstum hat in vielen Wirtschaftssektoren der USA einen Boom ausgelöst, 
besonders bei den Exporteuren von Hochtechnologie und anderen Investiti- 
onsgütern, aber auch bei vielen Dienstleistern. Das hat zu einer immensen 
Steigerung der Nachfrage nach gut ausgebildeten Arbeitnehmern geführt. Um 
sie wurde mit Gehaltssteigerungen, lukrativen Aktienoptionen und verlocken- 
den Aufstiegschancen geworben. 

Auf der anderen Seite erodiert die Position der „alten Industrien“, die ehemals 
das Rückgrat der amerikanischen Wirtschaft bildeten. Damit einher geht die 
Schwächung der Gewerkschaften, die in diesen Sektoren eine traditionell star- 
ke Position haben (vgl. dazu auch Ross/Trachte 1990; Dicken 1992) Unter- 
graben wird die Gewerkschaftsbewegung vor allem durch die zunehmende 
Möglichkeit der Unternehmen zur Produktions- und Arbeitsplatzverlagerung 
in Niedriglohnländer und damit zur Erpressung ungelernter Arbeitnehmer. 
Waren 1953 noch 36 Prozent aller Beschäftigten im privaten Sektor gewerk- 
schaftlich organisiert, so ist ihr Anteil inzwischen auf nur noch 9 Prozent ge- 
fallen?. Gewerkschaftsmitglieder wie auch unorganisierte Arbeitnehmer spüren 
damit gleichermaßen den Druck, niedrigere Löhne, Sozialleistungen und hö- 
here Leistungsanforderungen zu akzeptieren. In seinem Bemühen zur perma- 
nenten Kostensenkung ist das amerikanische Kapital immer weniger bereit, die 
alten Vereinbarungen zum Schutz von Mensch und Natur einzuhalten - Ver- 
einbarungen, die ehedem auf Druck sozialer Bewegungen und vermittelt durch 
den liberalen Flügel der Demokratischen Partei getroffen wurden. Doch dieser 
Flügel hat seine Hegemonie an die Neoliberalen verloren, Einfluss haben heu- 
te Gruppen wie das Democratic Leadership Council (in dem einflussreiche 
Politiker wie Bill Clinton, Al Gore oder Joe Lieberman Schlüsselfunktionen 
inne hatten) oder die Politikerriege um US-Präsident George W. Bush, die sich 
für eine geringere staatliche Kontrolle der Industrie einsetzen. Als Folge brö- 
ckeln die ehemals tragenden Säulen, auf denen der liberale Kapitalismus ruhte 
und mit deren Hilfe er sich früher die Zustimmung der arbeitenden Menschen 
organisierte: hohe Löhne, Sozialleistungen, Arbeitsplatzsicherheit, Aufstiegs- 
chancen und Gleichberechtigung. Dies ist nun vorbei. Der Triumph des 
„Dritten Wegs“ der neoliberalen Globalisierung hat nicht nur in den USA den 


2 Die extrem niedrige Arbeitslosenrate und die im Boom hohe Nachfrage nach Arbeit führte 
1999 zu einer Zunahme der Gewerkschaftsmitglieder von 96.000. Damit wurde erstmals ein 
jahrzehntelanger Trend durchbrochen (siehe Blanton 2000: F1-F3). 
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traditionellen Liberalismus des „New Deal“ und den amerikanischen Sozial- 
staat unterminiert; im Osten hat er den bürokratischen Staatssozialismen den 
Todesstoß versetzt, im Süden hat er nationalistische Strategien der abhängigen 
Entwicklung abgelöst und im Westen von Keynes inspirierte sozialdemokrati- 
sche Politik ersetzt - der britische Premier Tony Blair und seine New Labour 
Party bieten dafür reichlich Anschauungsmaterial (Petras 2000: 19-35). 

Die kapitalistische Globalisierung führt nun zu einer immer intensiveren Kon- 
kurrenz um globale Märkte. Verschärft wird diese Tendenz durch die Tatsa- 
che, dass nicht nur Unternehmen aus den traditionellen Industrieländern nach 
angemessenen Profit- und Akkumulationsraten streben, sondern inzwischen in 
jeder Ecke der Welt Länder eine exportorientierte Industrialisierungsstrategie 
verfolgen. Unternehmen sind daher immer weniger in der Lage, gestiegene 
Kosten oder sinkende Gewinnmargen durch schlichte Preiserhöhungen zu 
kompensieren, im Gegenteil: Preissenkungen bis an die Dumpinggrenze sind 
das Mittel der Wahl bei der Eroberung oder Verteidigung von Marktanteilen. 
Gemeinsam mit einer restriktiven Geldpolitik der US-Zentralbank hat dies zu 
relativ geringen Inflationsraten geführt. Ohne die Möglichkeit der Preiserhö- 
hung verlegen sich Unternehmen zunehmend auf die Senkung ihrer Kosten 
zum Wohle der Profitrate. In der mörderischen Konkurrenz um Exportmärkte 
wird so die Kostenminimierung zum Schlüssel für Profitmaximierung in allen 
Nationen. Zentral ist hierbei die Steigerung der Effizienz, also des Output pro 
Einheit Input. Denn eine simple Erhöhung des Absatzes bei gleichzeitig stei- 
genden Produktionskosten führt zwar auch zu Wachstum, aber nicht zu mehr 
Profitabilität. 

Der Kampf um die Eindämmung der Kosten wird von den US-Unternehmen 
durch die Restrukturierung der Produktionsbedingungen vorangetrieben. Da- 
bei geht es längst nicht nur um den Produktionsprozess im Betrieb. Ziel der 
Restrukturierung ist die Wiedereinführung ökonomischer, sozialer, politischer 
und kultureller Rahmenbedingungen, die die Rentabilität befördern. Dazu ge- 
hören auch neue institutionelle Arrangements, die zu der Entwicklung neuer 
Technologien, Produktionsprozesse, Arbeitsverhältnisse und veränderten Kon- 
sumgewohnheiten passen. Auf diesem Weg ist es dem amerikanischen Kapital 
gelungen, durch die Verlagerung und Abwanderung in Gegenden mit niedri- 
gen Kosten und Löhnen einige Weltmarktanteile zurück zu gewinnen, die in 
den Siebzigern und Achtzigern verloren wurden - besonders an Konkurrenten 
aus Japan und der Bundesrepublik Deutschland. In diesen Ländern gingen die 
Profite in den neunziger Jahren oftmals so weit zurück, dass die Unternehmen 
Schwierigkeiten hatten, die notwendigen Investitionsmittel zur Expansion auf 
zubringen. 

Wichtigstes Ziel der amerikanischen Unternehmen bei ihrem aktuellen Re- 
strukturierungsprozess ist die Wiederherstellung der Kontrolle über Gewerk- 
schaften und andere soziale Bewegungen, die der Erhöhung der Profitrate im 
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Wege stehen. Denn als zunehmend unerträgliche Last nehmen viele Industrie- 
unternehmen nicht nur die Arbeitskosten (inklusive betrieblicher Sozialleis- 
tungen) ins Visier, auch der Umweltschutz wird ihnen zu teuer. Daher werden 
nicht nur die Belegschaften „verschlankt“, auch Ausgaben zur Emissionskon- 
trolle, zum Erhalt der Umwelt oder zur betrieblichen Gesundheitsfürsorge 
werden zusammengestrichen. Hinter der Restrukturierung verbirgt sich also 
die schlichte Tatsache, dass das Kapital per Kostensenkung mehr Wert aus 
Menschen und Umwelt in kürzerer Zeit und zu geringeren Kosten herausholt. 
Es sind genau diese Einsparungen auf Kosten der Natur und der Arbeiter, die 
die Gewinne der Unternehmen wesentlich stärker steigen lassen als ihren Ab- 
satz oder Umsatz. 

Treibende Kraft hinter dem jüngsten Boom des US-Kapitalismus ist also die 
verstärkte Ausbeutung der arbeitenden Menschen und der Umwelt. Die ver- 
stärkte Ausbeutung der Arbeitskraft erreichen die Unternehmen durch einen 
Generalangriff auf die Errungenschaften der Arbeiter- und anderer sozialer Be- 
wegungen. Dieser Angriff hat viele Stoßrichtungen: die betriebliche Offensive 
gegen Gewerkschaften; die Ersetzung von regulären durch prekäre Jobs und 
von Dauer- durch befristete Arbeitsverträge mit geringerer Entlohnung. Die 
Arbeitsplätze werden unsicherer gemacht, flexibler, die Löhne stagnieren oder 
fallen ebenso wie die Sozialleistungen. Überstunden werden obligatorisch und 
der Arbeitsprozess verdichtet und beschleunigt. Des weiteren werden selbst die 
minimalen sozialen Schutzvorrichtungen beschnitten, an der Gesundheit der 
Mitarbeiter wird ebenso gespart wie an ihrer Sicherheit. Und prinzipiell neh- 
men die Unternehmen alle privaten oder öffentlichen Programme aufs Korn, 
die den Mittel- oder Geringverdienern nutzen. (siehe dazu Gordon 1996) 

Auf der anderen Seite steht die zunehmende Ausbeutung der Natur. Immer 
größere Mengen natürlicher Ressourcen werden immer schneller und kosten- 
günstiger abgebaut. Ausgaben zum Schutz der Umwelt, zur Kontrolle und 
Prävention von Verschmutzung fallen Kostensparprogrammen zum Opfer. 
Eingeführt werden neue Produktionsmethoden wie zum Beispiel Biotechnolo- 
gie in der Landwirtschaft - Produktionsmethoden, die nicht nur die Produkti- 
vität erhöhen, sondern auch die Belastungen für die Natur. Analog zur Sen- 
kung der Arbeitskosten erzielt das amerikanische Kapital diese Einsparungen 
durch einen Generalangriff auf die Errungenschaften der Ökologiebewegung 
wie auch auf sämtliche öffentlichen Programme zum Umweltschutz. Die 
sichtbaren Ergebnisse sind: die zunehmende Emission von Schadstoffen in die 
Umwelt, vor allem in armen oder nicht-weißen Gemeinden; ein immer zerstö- 
rerischerer Raubbau an den natürlichen Ressourcen, vor allem auf dem Land 
der indigenen Bevölkerung; abnehmender Verbraucherschutz und geringere 
Produktsicherheit wie auch Versuche der Unternehmen, ihre Haftung für de- 
fekte oder schädliche Produkte zu mindern; die Auslöschung von immer mehr 
Tier- und Pflanzenarten sowie ganzer Ökosysteme und das Ausufern der Vor- 
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städte (suburban sprawl). Auf den Punkt gebracht: Zur Aufrechterhaltung der 
Kapitalakkumulation und dem Gewinnwachstum in der globalen Konkurrenz 
setzt der US-amerikanische Kapitalismus zunehmend auf ökologisch unhaltba- 
re Produktionsformen, deren Schäden überproportional ethnischen Minder- 
heiten und gering bezahlten Arbeitern und ihren Angehörigen aufgebürdet 
werden - jenen Gruppen also, die in der traditionellen Umweltbewegung un- 
terrepräsentiert sind. 

Die Erosion des bestehenden Systems zum Umweltschutz wird dabei politisch 
zusätzlich unterstützt durch die Verschiebung von Zuständigkeiten von der 
Bundesebene zu den einzelnen Bundesstaaten. Hierfür steht die „Devoluti- 
ons“-Politik des „neuen Föderalismus“ oder die Rede von den „states’ rights“, 
den Rechten der Bundesstaaten. Die Neoliberalen hoffen, dass sich die einzel- 
nen Bundesstaaten dadurch in dem Versuch Kapital anzuziehen wechselseitig 
überbieten und die Staaten den Unternehmen immer geringere Kosten für 
Umwelt- und Arbeitsschutz aufbürden. Diese Hoffnung wird nicht zu Unrecht 
gehegt. Denn die zunehmende Mobilität des Kapitals ist nicht nur ein wichti- 
ger Faktor bei der Kostenreduktion, sondern auch ein mächtiges Druckmittel 
gegen Politiker und Verwaltungen. Wie desaströs Kapitalflucht wirkt, haben 
die nördlichen US-Bundesstaaten des „rust belt“ erlebt. Dass die ökonomi- 
schen Probleme dort gravierender als im Rest des Landes sind, liegt vor allem 
an der Abwanderung von Unternehmen in die südlichen und westlichen Bun- 
desstaaten des „sun belt“, wo Arbeit billiger ist, Steuersätze und Grundstücks- 
preise niedriger sind und wo Umweltauflagen weniger streng gehandhabt wer- 
den. Im Gefolge dieser Entwicklung hat sich seit den achtziger Jahren die po- 
lit-ökonomische Machtbasis in den Süden (repräsentiert durch Politiker wie 
Jimmy Carter, Ross Perot, George Bush, Bill Clinton oder Al Gore) und in 
den Westen (repräsentiert durch Politiker wie Ronald Reagan, Dick Cheney 
oder John McCain) des Landes verschoben. 

Laxe Durchsetzung von Gesetzen zu Umweltschutz, Gesundheitsfürsorge oder 
Arbeitssicherheit ist neben der Zurückdrängung der Gewerkschaftsmacht der 
Schlüsselfaktor für den Aufstieg des Cowboy-Kapitalismus im „sun belt“. Die 
Folgen können besichtigt werden: Von den 50 umweltschädlichsten Fabrikan- 
lagen des Landes finden sich allein 33 in 15 südlichen Bundesstaaten. In der 
Heimat von US-Präsident George W. Bush, in Texas, liegen fünf der zehn am 
stärksten verschmutzten Postbezirke der USA, zudem ist Texas unter allen 
Bundesstaaten führend bei der Belastung von Luft, Wasser und Boden mit 
krebserregenden Giftstoffen. Ein Bericht des Environmental Defense Fund von 
1995 zeigte, dass Erdölraffinerien ın Texas, Mississippi, West Virginia und 
Kansas die ökologisch ineffizientesten sind (gemessen an der Menge an Emis- 
sionen und Abfall pro produziertem Barrel Öl pro Tag). Am besten hingegen 
schneiden Raffinerien in den nördlichen Bundesstaaten wie New Jersey ab, wo 
die strengsten Umweltgesetze gelten. Des weiteren zeigt eine Untersuchung 
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von Paul Templet von der Louisiana State University in Baton Rouge zum 
Verhältnis von Emissionen pro Arbeitsplatz, dass die Chemiefabriken Louisia- 
nas etwa zehn Mal mehr Umweltgifte pro Arbeitsplatz emittieren als ähnliche 
Anlagen in New Jersey oder Kalifornien, wo die Gesetze strenger sind, strenger 
durchgesetzt werden und die Industrie mehr für ökologische Belange zahlen 
muss’. Es ist insofern kein Wunder, dass in Louisiana die Reihe vorwiegend 
von Afro-Amerikanern bewohnter Gemeinden zwischen Baton Rouge und 
New Orleans als „Cancer Alley“ bekannt ist. Dies ist nur ein Beispiel für den 
Trend, Giftmülldeponien, dreckige Industrien und ökologisch gefährliche An- 
lagen in jenen Gemeinden des Südens zu konzentrieren, wo mehrheitlich Mit- 
glieder ethnischer Minderheiten leben. 

Wenn also die steigenden Unternehmensgewinne die Lokomotiven sind, die 
den Zug des US-Business über die „Brücke zum 21. Jahrhundert“ (Clinton) 
ziehen, so ist es die intensivierte und unhaltbare Ausbeutung von Mensch 
und Natur, die diese Dampflok anfeuert. An den Schalthebeln stehen neolibe- 
rale Politiker, die den Machtverlust der progressiveren Teile der organisierten 
Arbeiterschaft, der Umwelt- und anderer sozialer Bewegungen in die Wege lei- 
ten. Der vom Neoliberalismus beförderte Prozess der Kapitalrestrukturierung 
ist somit direkt verantwortlich für die Verschlechterung des ökologischen Le- 
bensumfelds wie auch der Arbeitsbedingungen. Die Leiden der amerikanischen 
Arbeiter und Arbeiterinnen wie auch der unterdrückten ethnischen Minderher- 
ten und die Zerstörung ihrer Lebensbedingungen sind daher lediglich zwei Sei- 
ten derselben Medaille, die durch denselben historischen Prozess geprägt wird: 
der Restrukturierung und der Globalisierung des US-amerikanischen Kapita- 
lismus. Daher stellen sich heute Fragen der nachhaltigen, gerechten Entwick- 
lung und der Erhaltung der Umwelt drängender als je zuvor in der US- 
amerikanischen Geschichte. Gestellt werden diese Fragen von der Bewegung 
für Ökologische Gerechtigkeit. 


Die Entwicklung der Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit 


Die neue Ökologie-Bewegung in den USA kommt von unten. Als Reaktion 
auf die durch Neoliberalismus und Globalisierung verstärkte ökologische und 
ökonomische Ungleichheit, aber auch durch die Schwäche der etablierten 
Umweltorganisationen hat sich eine Welle von Graswurzel-Ökobewegungen 
herausgebildet. Getragen werden sie vor allem von jenen Bevölkerungsgrup- 
pen, die sich traditionellerweise wenig um ihre Umwelt kümmern: In vorwie- 


3 15 der 20 Anlagen mit dem höchsten Ausstoß an giftigen Chemikalien fanden sich 1994 in 
den südlichen Bundesstaaten. Keine einzige befand sich in New England oder entlang der 
Ostküste, und nur zwei befanden sich im mittleren Westen der USA. Zwei Fabriken des US- 
Chemieriesen DuPont - eine in Mississippi und eine in Tennessee - standen an der Spitze 
der Liste der Unternehmen mit dem höchsten Ausstoß an giftigen Emissionen. 
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gend von Migranten aus Lateinamerika oder Asien bewohnten Innenstadt- 
Bezirken, in kleinen afroamerikanischen Kommunen, aber auch in verarmten 
Indianer-Reservaten, „weißen“ Arbeiterbezirken oder in landwirtschaftlich ge- 
prägten Gemeinden mit mexikanischer Bevölkerungsmehrheit wehrt man sich 
neuerdings kollektiv gegen die ausgreifende Plünderung und Verwüstung von 
Land, Luft, Wasser und gegen die Bedrohung der Gesundheit durch profitgie- 
rige Konzerne, denen indifferente Regierungsstellen und NGOs keine Schran- 
ken mehr setzen. An der Spitze dieser neuen Bewegung stehen Hunderte lokal 
verwurzelter Umweltgruppen, die sich zum Ziel gesetzt haben, die ökologi- 
schen Belastungen zu vermindern, die vor allem von ethnischen Minderheiten 
oder armen Arbeiterfamilien ge- und ertragen werden müssen. Sie sind daher 
Teil einer Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit. Seit dem wichtigsten Er- 
eignis in der Geschichte dieser Bewegungen, dem First National People of Co- 
lor Environmental Leadership Summit 1991, integrieren sich diese oft isolier- 
ten Einzelgruppen verstärkt zu strategischen Netzwerken mit regionaler und 
manchmal sogar nationaler Reichweite. 

Zur unterschiedlichen ethnischen Herkunft dieser Menschen passt die Unter- 
schiedlichkeit ihrer politischen Herkunft und der politischen Ansätze, mit de- 
nen sie ökologische Gerechtigkeit herstellen wollen. Bislang rekrutierten sich 
Umweltaktivisten vor allem aus sechs verschiedenen politischen Initiativen, 
die bereits seit Jahrzehnten existieren: (1) die Bürgerrechtsbewegung, in der vor 
allem Afro-Amerikaner und andere nicht-weiße Menschen sich für ihre Bürger- 
rechte einsetzen; (2) Organisationen, die für Arbeitsschutz und ein betriebli- 
ches Gesundheitswesen kämpfen, vor allem für illegale Einwanderer oder ge- 
werkschaftlich nicht organisierte Arbeitnehmer; (3) die Bewegung, die für das 
kulturelle Überleben, die Selbstbestimmung und das Recht auf Land für indi- 
gene US-Amerikaner streitet; (4) Bewegungen für öffentliche Gesundheit und 
Sicherheit, hier besonders jene, die die Vergiftung der Umwelt durch Blei und 
andere Schadstoffe anprangern; (5) Organisationen für Solidarität mit den 
Menschen in der Dritten Welt; (6) Bewegungen, die Widerstand gegen soziale 
und wirtschaftliche Ungerechtigkeit in multi-ethnischen Kommunen oder ar- 
men Arbeiterbezirken organisieren. 

Ihre unterschiedliche politische Geschichte prägt diese kommunalen Organi- 
sationen und regional-nationalen Netzwerke sowie ihre Vertreter sehr stark. 
Daher scheint es oft so, als gäbe es überhaupt keine einheitliche nationale 
Bewegung. Aber obwohl diese Gruppen sich in ihren Ansätzen, Strategien, Er- 
fahrungen stark unterscheiden, eint sie doch das größere Ziel der Ökologi- 
schen Gerechtigkeit (vgl. dazu auch Faber 1998). Denn gemeinsam ist den 
verschiedenen Einzelorganisationen die Leidenschaft, Basisarbeit mit partizipa- 
tiver Demokratie zu verbinden, um so zur Lösung von Problemen wie Miss- 
brauch der Umwelt, ökologisch unhaltbarem Wirtschaftswachstum, Rassismus, 
sozialer Ungleichheit und die Entmachtung der Kommunen zu kommen (Bas- 
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tian/Alston 1993: 1-3). Daher gehen all die disparaten Traditionen langsam 
aber unübersehbar auf in einem größeren politischen Zusammenhang zur Ret- 
tung der Umwelt: die unterschiedlichen Flügel dieser Bewegung lernen, sich 
besser zu verstehen und nehmen Elemente anderer Organisationen in ihre Zie- 
le und Handlungsstrategien auf. So entsteht die Bewegung für Ökologische 
Gerechtigkeit. 


1. Ökologischer Rassismus und ungleicher Schutz: 
Ökologische Gerechtigkeit und der Kampf um Bürgerrechte 


Das Erbe der Bürgerrechts-Bewegung ist das wichtigste Fundament, auf dem 
das aktuelle Engagement für ökologische Gerechtigkeit gründet. Zwar bedro- 
hen Umwelt- und Gesundheitsprobleme die Lebensqualität aller Amerikaner. 
Jedoch ist diese Bedrohung beileibe nicht für alle US-Bürger gleich groß. 
Während sich gut bezahlte, weiße Arbeitnehmer zum Beispiel den Zugang zu 
einem relativ unbelasteten Lebensumfeld außerhalb der Industriezonen - in 
Vorstädten oder auf dem Land - erkaufen können, bleiben ethnische Minder- 
heiten in den verschmutzten Gebieten zurück und sind wesentlich häufiger 
ökologischen Risiken ausgesetzt. In ihrem Lebensumfeld findet sich erstens 
eine höhere Dichte umweltverschmutzender Betriebe oder Kraftwerke; zwei- 
tens eine größere Anzahl gefährlicher Mülldeponien oder Mülllentsorgungsan- 
lagen inklusive Müllgruben, Müllverbrennungsanlagen oder Abfall- 
Zwischenlager; und drittens werden Umweltschutzgesetze oder -auflagen dort 
seltener und weniger strikt durchgesetzt. Diese ungleiche Risikoverteilung be- 
droht die Menschen also dort, wo sie „arbeiten, leben und spielen“ (Alston 
1990). 

Mülldeponien oder -verarbeitungsanlagen gehören zu den größten Gesund- 
heitsrisiken in Wohngebieten ethnischer Minderheiten. Nach einem Bericht 
der United Church of Christ’s Commission on Racial Justice von 1987 leben 
drei von fünf Afro-Amerikaner oder Latinos in der Nähe von illegalen oder 
verlassenen Lagern giftigen Abfalls. In Gemeinden, auf deren Gebiet sich eine 
gesundheitsgefährdende Abfall-Anlage befindet, ist der Anteil farbiger Men- 
schen doppelt so hoch wie in Gemeinden ohne eine solche Anlage. In Ge- 
meinden mit zwei oder mehr Müll-Lagern oder -Verarbeitungsstätten liegt der 
Anteil ethnischer Minderheiten sogar dreimal so hoch. Eine Folgestudie aus 
dem Jahr 1994 fand heraus, dass sich die Lage seit 1980 sogar noch mal ver- 
schlechtert hatte: Das Risiko, neben einer kontaminierten Mülldeponie zu le- 
ben, ist für nicht-weiße Amerikaner um 47 Prozent höher als für weiße. Von 
der Hautfarbe scheint auch abzuhängen, in wie weit und wie oft die Regierung 
die Einhaltung von Umweltschutzauflagen erzwingt oder Unternehmen zur 
Beseitigung der von ihnen verursachten Schäden veranlasst. Eine im National 
Law Journal veröffentlichte landesweite Studie von 1992 zeigt, dass in Ge- 
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meinden mit mehrheitlich farbiger Bevölkerung so genannte „Superfund“- 
Anlagen‘ 12 bis 42 Prozent später gereinigt werden. Umweltsünder haben 
auch einen monetären Anreiz, vornehmlich das Lebensumfeld ethnischer 
Minderheiten zu verschmutzen: Während die durchschnittliche Strafzahlung 
für gesetzeswidrige Kontamination von mehrheitlich „weißen“ Gegenden bei 
335.566 Dollar lag, betrug sie in anderen Gemeinden nur ein Sechstel davon 
(55.318 Dollar). Aus der Studie ist auch ersichtlich, dass die Regierung in 
mehrheitlich von ethnischen Minderheiten bewohnten Gebieten durchschnitt- 
lich 20 Prozent mehr Zeit benötigt, um eine giftbelastete Sondermülldeponie 
auf die Superfund-Liste zu setzen und sie anschließend zu dekontaminieren 
(Lavell/Coyle 1992: 2-12). 

Vor diesem Hintergrund ist es erklärtes Ziel der Bewegung für Ökologische 
Gerechtigkeit, diesen „Umwelt-Rassismus“ zu bekämpfen und dafür zu sorgen, 
dass diese Problematik auch von etablierten Umweltschutz-Organisationen er- 
kannt wird. Der Fakt des ökologischen Rassismus hat dafür gesorgt, die 
Kämpfe für Bürgerrechte, soziale Gerechtigkeit und Umweltschutz zu vereinen 
und hat zudem verschiedene Untersuchungen zum Zusammenhang von Um- 
weltrisiken, Geschlecht, Rasse und Klassen angeregt (siehe dazu Bullard 1994 
und Bryant/Mohaıi 1992). 


2. Sterben für den Lebensunterhalt: Ökologische Gerechtigkeit 
und der Kampf um betrieblichen Arbeitsschutz 


Ein anderer Flügel der neuen Ökologiebewegung entwickelte sich aus dem 
Kampf für besseren Arbeitsschutz und Gesundheitsvorsorge für besonders ge- 
fährdete Arbeitnehmer. Angespornt durch Deregulierung und laxe Kontrollen 
erlaubt der Neoliberalismus dem Kapital nicht nur geringere Ausgaben zum 
Erhalt von Umwelt und Gesundheit außerhalb der Fabriken, sondern auch 
Einsparungen bei Schutzmaßnahmen für die Arbeiterklasse im Produktions- 
prozess. Um die Ausbeutungsrate der Arbeit zu erhöhen, reduzieren oder eli- 
minieren die Unternehmen Sicherheits-Ausstattung und -Verfahren, die die 
Arbeitsproduktivität senken oder die Gewinne beschneiden. Ganze 800 In- 
spektoren wachen derzeit über die Einhaltung der gesetzlichen Sicherheits- 
standards für 110 Millionen Arbeiter und Arbeiterinnen an 6,5 Millionen Ar- 
beitsstätten. Dabei sind Arbeitnehmer immer größeren Risiken am Ort der 
Produktion ausgesetzt. Etwa 16.000 Arbeiter und Arbeiterinnen werden in den 


4 Anmerkung des Übersetzers: Der „Superfund“ ist ein Entschädigungsfonds für Umweltschä- 
den. Mit Inkrafttreten des Superfund-Gesetzes am 11.12.1980 wurde eine äußerst umfassende 
Haftungsregelung geschaffen, der der Gedanke zugrunde liegt, dass Umweltsünder für die 
Sanierung kontaminierter Gelände aufkommen müssen. Die amerikanische Umweltschutz- 
behörde EPA begann damals mit der Erfassung und Katalogisierung sämtlicher Sondermüll- 
deponien des Landes. Besonders bedenkliche Deponien wurden in eine Prioritätenliste (Na- 
tional Priorities List, NPL) aufgenommen (http://www.epa.gov/superfund/sites/). 
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USA jeden Tag bei ihrem Job verletzt, 17 von ihnen sterben. Weitere 135 Le- 
ben kosten jeden Tag Krankheiten, die durch den Kontakt mit Giftstoffen am 
Arbeitsplatz verursacht werden (Levenstein/Wooding 1998: 60-80). Diese „Be- 
rufsrisiken“ sind sogar noch größer für jene Arbeiter, die nicht einmal mini- 
malen gewerkschaftlichen Schutz oder auf Grund ihrer Illegalität keine Staats- 
bürgerrechte genießen wie zum Beispiel Erntehelfer aus Lateinamerika. Jedes 
Jahr werden 313.000 der 2 Millionen Landarbeiter und Landarbeiterinnen - 
die meisten von ihnen illegale Immigranten - durch Pestizide vergiftet, zwi- 
schen 800 und 1000 sterben (Perfecto 1992: 177-203). 

Das Elend dieser Menschen führt zu neuen Koalitionen zwischen Landarbeiter- 
Vereinigungen wie den United Farm Workers (UFW), Organisationen zum 
Schutz der Rechte von Immigranten, Arbeitern oder Konsumenten, Umwelt- 
gruppen und der Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit. Jüngste Beispiele 
hierfür sind Kampagnen für das Recht auf Information, Landarbeiter-Kämpfe ge- 
gen den Missbrauch von Pestiziden und Bewegungen gegen den schädlichen 
Einfluss der Hightech-Industrie auf die Fortpflanzung. Auf landesweiter Ebene ist 
das Farmworker Network for Economic and Environmental Justice (FWN) in- 
zwischen führend bei der Verbindung von Arbeiterrechten mit dem Kampf ge- 
gen Berufsrisiken oder der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. Gegründet im 
Jahr 1993 hat das FWN sechs ihm angeschlossene Organisationen, die zu The- 
men wie Pestizid-Missbrauch, EPA Arbeitsschutz-Standards oder Einwanderer- 
Rechte arbeiten. 


3. Schutz kultureller und biologischer Vielfalt: Ökologische Gerech- 
tigkeit und die Selbstbehauptung der indigenen Bevölkerung 


Eine Quelle der Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit sind auch die 
Kämpfe der amerikanischen Ureinwohner, der Chicanos, Afro-Amerikaner und 
anderer marginalisierter indigener Gemeinden, die ihr Land sichern und be- 
wahren wollen. Eine Schlüsselkomponente der neoliberalen Offensive seit Be- 
ginn der neunziger Jahre beinhaltet die Zurückdrängung einer Politik des 
Schutzes von Naturreservaten und -parks, von Wäldern, Flüssen, Feuchtgebie- 
ten und bedrohten Arten. Der Grund für dieses Vorgehen ist simpel: Die Re- 
strukturierung der Unternehmen spornt die Manager zu einer wesentlich ag- 
gressiveren und destruktiveren Jagd nach billigeren Quellen erneuerbarer eben- 
so wie nicht erneuerbarer Ressourcen an. Dies beinhaltet auch Versuche zur 
Ausbeutung der majestätischen Wälder im Tangass National Forest in Alaska 
oder der uralten Redwood-Wälder im pazifischen Nordwesten der USA, wo 
der bedrohte Fleckenkauz lebt. Begehrlichkeiten der Vorstandsetagen richten 
sich auf die reichhaltigen Vorkommen an gering schwefelhaltiger Kohle im 
Boden der Black Mesa, der Heimat der Hopi und Navajo im amerikanischen 
Südwesten oder auf die gigantischen Öl- und Gasfelder im Arctic National 
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Wildlife Refuge in Alaska. Gefordert wird die Öffnung von immer mehr 
Feuchtgebieten und anderen fragilen Ökosystemen zur Nutzung durch Indust- 
rie, Agro-Business oder Immobilien-Unternehmen. 

Viele der Gebiete mit dem größten Reichtum an natürlichen Ressourcen sind 
seit Jahrhunderten die Heimat indigener Gemeinschaften, die dieses Land im 
18. oder 19. Jahrhundert von den Spaniern oder Mexikanern übereignet be- 
kommen haben oder es im Zuge des Wiederaufbaus nach dem amerikanischen 
Bürgerkrieg erhielten. Andere können sich auf Verträge mit der US-Regierung 
berufen. Angesichts der Größe ihrer Ländereien ist es nicht verwunderlich, 
dass Unternehmen hier große Chancen sehen. Das Gebiet der amerikanischen 
Ureinwohner allein umfasst 100 Millionen Acres (1 Acres = 4046,8 qm), und 
ist damit so groß wie das gesamte Areal des amerikanischen National Wilder- 
ness Preservation System. Die Reservate in den so genannten 48 „lower states“ 
(alle Bundesstaaten außer Alaska und Hawaii) sind so groß wie ganz Neueng- 
land, allein das Navajo-Reservat ist fünf Mal so groß wie der Bundesstaat 
Connecticut und doppelt so groß wie Maryland.’ Die Konzerne sind daher 
zum Angriff übergegangen. Sie versuchen, das Land unter ihre Kontrolle zu 
bringen und schrecken auch nicht vor der Forderung an die Politik zurück, al- 
te Verträge mit den amerikanischen Ureinwohnern zu widerrufen (siehe dazu: 
Laduke 1999; Weaver/Means 1996; Grind/Zinn/Johansen 1998). 

Als Konsequenz flammen neue Ressourcen-Konflikte im ganzen Land auf. 
Motiviert sind sie weniger durch eine irgendwie geartete Knappheit an Öl, 
Kohle oder Nutzholz. Was das amerikanische Kapital antreibt ist vielmehr die 
Suche nach billigeren natürlichen Ressourcen und Rohstoffen, um allgemein 
die Input-Kosten der Produktion zu senken und um mit niedrigeren Kostprei- 
sen erfolgreich auf dem Weltmarkt zu konkurrieren. Das Resultat ist eine Zu- 
nahme von Offshore-Bohrungen, Tagebau und weiträumigen Abholzungen 
mit all den begleitenden negativen sozialen und ökologischen Konsequenzen. 
Zu diesen gehört auch die Belastung indigener Gemeinden und ihres Umfel- 
des mit giftigen Chemikalien und radioaktivem Abfall - bleibende Hinterlas- 
senschaften von Industrie und Bergbau-Konzernen. Die Kombination aus 
habgierigen Konzernen und gleichgültigen Regierungsstellen haben in den 
Gebieten der indigenen Bevölkerung nicht nur zu extremer Armut geführt, 
sondern auch zu schweren ökologischen Schäden: Etwa 126 Tier- und Pflan- 
zenarten auf indianischem Territorium listet das First National Development 
Institute als gefährdet oder bedroht auf. 49 Prozent aller bedrohten Fischarten, 
26 Prozent aller bedrohten Vogelarten und 22 Prozent aller bedrohten Säuge- 
tierarten finden sich auf dem Land der indigenen Bevölkerung. 

Beim Versuch die soziale und ökologische Krise der indigenen Gemeinschaf- 


5 Diese Ländereien - inklusive 44 Millionen Acres in Alaska - entsprechen 4,2 Prozent der 
Fläche der gesamten Vereinigten Staaten, also ungefähr der Größe Kalıforniens. 
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ten anzugehen, verbindet die Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit die 
Sorge um den Schutz der natürlichen Ressourcen und Nachhaltigkeit mit 
Themen wie territorialer Selbstbestimmung, kulturellem Überleben, Rassismus, 
sozialer Gerechtigkeit und religiöser Freiheit. An der Spitze dieser Entwicklung 
steht das nationale Indigenous Environmental Network (IEN). Es wurde 1992 
gegründet. Heute fungiert es als Informations- und Ressourcen-Netzwerk mit 
der Aufgabe, die über 600 Organisationen der indigenen Amerikaner und ihre 
Aktivisten technisch und organisatorisch zu unterstützen und Strategien zur 
gegenseitigen Hilfe zu entwerfen. Noch kümmert sich das Netzwerk primär 
um Umweltprobleme innerhalb der Reservate wie zum Beispiel die Lagerung 
von radioaktivem Abfall, die Stationierung von Nuklearwaffen, Bergbau, 
Waldbestand, Giftmüll-Deponien, Wasser-Qualität und Wasser-Rechte. Aber 
inzwischen ist das IEN dabei, ein regionales Netzwerk mit durchaus nationaler 
Reichweite aufzubauen. Sein Nationaler Rat und seine jährliche Konferenz 
sind wichtige Zentren der Zusammenarbeit, der Diskussion und der Konsens- 
findung für Aktivisten, die indigene Völker der ganzen Welt repräsentieren. 


4. Gift und Gewinn: Ökologische Gerechtigkeit und 
der Kampf um die Gesundheit der Bevölkerung 


Die Forderung nach Ökologischer Gerechtigkeit wird zunehmend auch von 
jenen vertreten, die sich ursprünglich für die Gesundheit der Bevölkerung ein- 
setzten. Im ganzen Land wurden Milliarden Liter hochgiftiger Schadstoffe wie 
Quecksilber, Dioxin, PCB‘, Arsen, Blei, Chrom und andere Schwermetalle 
inmitten von Wohngegenden gelagert und entsorgt, ohne dass die dort leben- 
de Bevölkerung etwas davon ahnte. Diese Lagerstätten vergiften Land und 
Wasser, in ihrer Nähe steigt die Gefahr von Krebserkrankungen, Geburtsfeh- 
lern, Nerven- und Leberschäden. Die schlimmsten von ihnen sind in der NPL 
als Superfund sites aufgeführt und sollen dringend gesäubert werden - so sah 
es zumindest der Plan im Jahr 1980 vor. Mehr als zehn Jahre später lebten 
nach einer Studie des National Research Council jedoch noch immer mehr 
als 41 Millionen Menschen in einem Umkreis von vier Meilen einer der 1500 
Superfund sites (National Research Council 1991). In schätzungsweise 85 Pro- 
zent dieser Gegenden gibt es Probleme mit dem Grundwasser - eine besonders 
beunruhigende Tatsache wenn man bedenkt, dass mehr als die Hälfte aller US- 
Amerikaner auf Grundwasser als Trinkwasser angewiesen sind. Neben diesen su- 
pergiftigen Deponien existieren in den Vereinigten Staaten nach Schätzungen 


6  Polychlorierte Biphenyle (PCB) wurden als Weichmacher in Fugendichtungsmassen und 
Kunststoffen, als Flammschutzmittel (z.B. als Beschichtung von Deckenplatten) verwendet, 
auch Durchschreibpapier, Farben, Lacke und Tinten enthielten beträchtliche Anteile an 
PCB. PCB reichert sich im Fettgewebe innerhalb der Nahrungskette an und hat auf Grund 
der Ähnlichkeit mit Dioxinen eine hohe chronische Toxizität. Da PCB geruch- und ge- 
schmacklos sind, können sie auch in hohen Konzentrationen nicht wahrgenommen werden. 
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nicht weniger als 439.000 weitere illegale gefährliche Müllanlagen (Environmen- 
tal Research Foundation 1993: 1-2). Bedrohlich für die Volksgesundheit sind 
darüber hinaus der extensive Gebrauch von Pestiziden, die Kontamination von 
Umwelt und Mensch mit Blei sowie mit Dioxin und Quecksilber, die aus den 
Schornsteinen kommunaler Müllverbrennungsanlagen und Kraftwerke strömen. 
In Kombination mit dem neoliberalen Anschlag auf die Regulierungskapazität 
des Staates externalisiert das US-Kapital mehr und mehr seiner Kosten und 
wälzt sie auf die Gesellschaft ab. Zum Wohle des Gewinnes wird an Sicher- 
heitsmaßnahmen und Gesundheitsvorsorge inner- und außerhalb der Unter- 
nehmen sowie an der Verminderung des Schadstoffausstoßes gespart. Intensi- 
viert wird dagegen der Raubbau an der Natur. Das macht sich bemerkbar: Das 
Toxic Release Inventory der EPA listete 1998 etwa 23.000 Industrieanlagen 
auf, die insgesamt 7,3 Millionen Pfund chemischer Giftstoffe in Wasser, Luft 
und Erde leiteten. Fast immer - in 94 Prozent der Fälle - gelangten diese 
Schadstoffe direkt vor Ort in die Umwelt, was die Gesundheitsrisiken in den 
angrenzenden Gemeinden stark erhöhte. Zur Lösung dieser Krise wurden viele 
neoliberal inspirierte Initiativen ergriffen - doch haben sie das Krise eher ver- 
schärft als gelöst. Das belegen die wachsenden Probleme mit Sondermüll, Schad- 
stoffemissionen und anderen Folgekosten der kapitalistischen Produktion. 

Das liegt am Design dieser neoliberal inspirierten Regelungen: Die meisten 
Umweltgesetze zielen darauf ab, die Quellen der Umweltverschmutzung ledig- 
lich so einzugrenzen, dass die Schadstoffe hinterher angemessen entsorgt wer- 
den können (anstatt wie zuvor üblich das Gift schlicht vor Ort in die Umge- 
bung zu leiten). Ist die Verschmutzung dann „eingefangen“, zahlt das verursa- 
chende Unternehmen dem Staat oder einer spezialisierten Firma einen be- 
stimmten Betrag für deren Entsorgung. Damit wird der Abfall kommodifiziert 
- als Ware wird er mobil, reist durch das ganze Land, überquert eventuell die 
Grenzen auf der Suche nach Orten zur „effizienten“ (d.h. billigen und poli- 
tisch durchsetzbaren) Lagerung, Verbrennung oder Verarbeitung. Dabei ist es 
kein Zufall, dass der Müll oft dort Endstation macht, wo ohnehin die Verlie- 
rer wohnen - in Gemeinden mit farbiger Bevölkerungsmehrheit oder in armen 
Arbeiterbezirken (vgl. Bullard 1990; 1994). Ihnen fehlt die politische Macht, 
um sich gegen den Abfall-Strom zu wehren; das Land ist billig zu haben und 
daher billig zu verschmutzen; und man ist dort dringend auf neue Jobs und 
Steuereinnahmen angewiesen. Milliarden Dollar werden jedes Jahr ausgegeben, 
„um Luft und Wasser von den Schadstoffen zu reinigen, nur um eben diese 
Schadstoffe anschließend in ökologisch unhaltbarer Weise im Boden zu la- 
gern“, beklagt ein Regierungsbericht das Ergebnis dieses Kreislaufs.’ 


7 „Die lange Geschichte der laxen Durchsetzung des RCRA (Resource Conservation and Re- 
covery Act) hat nicht nur den ursprünglichen Zweck dieses Gesetzes unterminiert, sondern 
auch den vieler anderer Gesetze zum Umweltschutz“. (Regenstein 1986: 160). 
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Die immer neuen neoliberalen Initiativen beschleunigen und intensivieren die 
- legale und illegale - Zirkulation von Abfällen und Giftmüll. Mehr als alle 
anderen Phänomene verdeutlicht dies die rassen- und klassenspezifische Un- 
gleichheit von Umweltbelastung, die die neue Ökologie-Bewegung nun mehr 
und mehr bekämpft. In den vergangenen zwei Jahrzehnten wurden Tausende 
regionaler und lokaler Bürgerinitiativen ins Leben gerufen, die sich für die 
Säuberung von Giftmülldeponien einsetzen, für die Begrenzung industrieller 
Schadstoffemissionen, für die Durchsetzung von Umweltstandards und - 
gesetzen. Diese Organisationen, die ursprünglich aus den verschiedensten poli- 
tischen Kontexten hervorgegangen sind, und bei denen sich ein bemerkens- 
wert hoher Anteil an Frauen in führenden Positionen befinden, stellen mehr 
und mehr die Verbindung zwischen Themen wie Konzernmacht, Nachlässig- 
keit der Regierung und der Entrechtung der Bürger her. In der Folge arbeiten 
diese Organisationen immer häufiger mit Organisationen für Ökologische Ge- 
rechtigkeit zusammen, oder mutieren selbst zu einer solchen Organisation. 
Vereinigungen wie das Center for Health, Einvironment and Justice (CHE)J) 
unter der Führung von Lois Gibbs - einem ehemaligen Aktivisten bei Citi- 
zen’s Clearinghouse on Hazardous Waste - versuchen landesweit, die Anti- 
Giftmüll-Bewegungen wachzurütteln und die Frage nach der politischen 
Macht zu stellen. 


5. Export ökologischer Risiken zur neuen globalen Müllkippe: 
Solidarität mit der Dritten Welt und der Kampf um 
Ökologische Gerechtigkeit 


Die Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit speist sich auch aus dem Kampf 
für Menschenrechte und aus antiimperialistischen Kampagnen der Solidari- 
tätsbewegungen mit der Dritten Welt. Vor dem Hintergrund der konzernge- 
triebenen Globalisierung erhalten diese Solidaritätsbewegungen ein neues Ge- 
wicht. Denn Widerstand kann nicht an den eigenen nationalen Grenzen en- 
den in einer Zeit, in der es transnationalen Unternehmen mehr und mehr ge- 
lingt, Gewerkschaftsmacht zu demontieren, Umweltschutzmaßnahmen sowie 
Gesundheitsstandards zu umgehen, indem sie schlicht auswandern in politisch 
wie ökonomisch repressive Staaten wie Mexiko, Indonesien, Nigeria oder in 
die Staaten Mittelamerikas (Faber 1993). Erwünschtes Resultat dieser Strate- 
gien ist es, Staaten und Regierungen gegeneinander auszuspielen. In ihrem 
Versuch Kapital ins Land zu holen, streichen sie Gesetze, die zwar Mensch 
und Natur schützen, den Profit aber schädigen. Unterstützt wird dieser Abbau 
von Schutzrechten durch Freihandelsabkommen wie die Nordamerikanische 
Freihandelszone NAFTA oder durch die Welthandelsorganisation WTO. Re- 
sultat ist eine Form des ökologischen Imperialismus: Nicht nur Müll wird in 
arme Staaten exportiert, auch extrem schädliche - aber profitablere - Produk- 
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tions- und Entsorgungsverfahren finden ihren Weg in Länder mit schwachen 
Gewerkschaften, lockeren Umwelt-, Sicherheits- und Gesundheitsstandards 
(Castleman/Navarro 1987: 1-19; Karliner 1997). 

In Mexiko befinden sich entlang der Grenze zur USA etwa 2.000 Fabriken, 
die Maquiladoras. Viele von ihnen hatten früher ihren Standort in den Verei- 
nigten Staaten, wurden aber auf Grund niedriger Löhne und anderer profitab- 
ler Produktionsbedingungen hinter die mexikanische Grenze verlagert. So sind 
die im Vergleich zu den USA schwachen Umweltgesetze in Mexiko für die 
Unternehmen einer der Hauptgründe für den Umzug. Das zeigt eine Studie 
aus der mexikanischen Grenzstadt Mexicali (Sanchez 1990: 163-170). In der 
Verwertungslogik hat das seine Berechtigung, was auch die Weltbank anerkannt 
hat: In seiner Funktion als Chefökonom der Bank notierte Lawrence Summers 
- von 1994 bis 2000 Finanzminister unter US-Präsident Bill Clinton - in ei- 
nem Memo 1991 den mittlerweile berüchtigten Satz, „die Logik hinter der 
Entscheidung, Giftmüll in einem Land mit den billigsten Löhnen zu deponie- 
ren, ist einwandfrei“, die Weltbank solle daher „die Zuwanderung der dreckigs- 
ten Industrien in die am wenigsten entwickelten Länder (LDC) fördern“. 

Das Schmieden von Allianzen mit Volksbewegungen in der Dritten Welt ist 
daher eine weitere wichtige Aufgabe der Bewegung für Ökologische Gerech- 
tigkeit. Waren es in den achtziger Jahren lediglich Organisationen wie das En- 
vironmental Project On Central America (EPOCA) oder das Third World 
Network, so konzentrieren sich heute immer mehr Umweltbewegungen auf 
die Zusammenhänge zwischen der konzerngetriebenen Globalisierung, der 
wachsenden weltweiten Armut, den Menschenrechtsverletzungen, der Verpes- 
tung der Umwelt und den Demokratiedefiziten in der Dritten Welt (vgl. dazu 
auch Faber 1993). 


6. Kommunen im Kampf für soziale und ökonomische Reform: 
Selbstermächtigung der Unterdrückten und Ökologische 
Gerechtigkeit 


Ein wichtiges Element der Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit kommt 
schließlich aus den Kämpfen kommunaler Organisationen für soziale und öko- 
nomische Gerechtigkeit, besonders aus jenen Kommunen mit farbiger Bevöl- 
kerungsmehrheit. Ursprünglich arbeitete man hier zu Themen wie bezahlbarer 
Wohnraum und Kinderbetreuung, angemessene Mindestlöhne und Weiterbil- 
dungsmöglichkeiten, Zugang zu öffentlichen Transportmitteln und Dienstleis- 
tungen oder die Reform der Sozialhilfe und kämpfte gegen rassistisch moti- 
vierte Polizeigewalt, Ausgrenzung, Verfall der Schulen, Arbeitslosigkeit oder 
Unterbeschäftigung oder gegen diskriminierende Regelungen der Banken bei 
der Kreditvergabe. Doch inzwischen wird der Aktionshorizont erweitert um 
Themen wie Bleivergiftung, ehemalige Giftmülldeponien, den Mangel an Parks 
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und Erholungsflächen, Luftverschmutzung oder andere Felder der Ökologi- 
schen Gerechtigkeit. Obwohl sich viele dieser Organisationen nicht als strikte 
„Umwelt-Organisationen“ verstehen, widmen sie doch einen großen Teil ihrer 
Arbeit der Ökologie ihres Lebensumfeldes. Tatsächlich wurden in den vergan- 
genen Jahren die größten Erfolge auf dem Gebiet der Umwelt von Bewegun- 
gen erzielt, die - interdisziplinär - für ökonomische Gerechtigkeit kämpfen. 
Eine von ihnen ist DARE (Direct Action For Rights and Equality). Die Orga- 
nisation wurde 1986 gegründet, um farbige Familien mit geringem Einkom- 
men ın Rhode Island im Kampf für soziale, ökonomische und ökologische 
Gerechtigkeit zusammen zuführen. 900 Familien aller Hautfarben sind hier in- 
zwischen zahlende Mitglieder, organisiert in so genannten Block Clubs. Bei 
regelmäßigen Treffen werden alle betreffenden Probleme identifiziert und an- 
schließend Strategien zu ihrer Lösung entworfen. Seit Gründung hat sich 
DARE erfolgreich für die Säuberung von mehr als 100 belasteten Flächen und 
für die Verbesserung kommunaler Spielplätze und Parks in ganz Providence 
eingesetzt. Finen seiner größten Erfolge erzielte DARE, als Rhode Island der 
erste US-Bundesstaat wurde, in dem Tagesmüttern und -vätern eine Gesund- 
heitsversorgung garantiert wird. Durch diese Vereinbarung mit DARE hat 
Rhode Island einen neuen Standard gesetzt, dem andere Bundesstaaten folgen 
können. Weitere Kampagnen von DARE zielen darauf ab, lokale Unterneh- 
men zur Einstellung und Weiterbildung junger Menschen zu bewegen oder 
die Luftverschmutzung in armen Gebieten weiter zu verringern. 

Aus dieser Ecke der Ökologie-Bewegung kommen auch religiöse Gruppen und 
Allianzen, zu denen sich entrechtete ethnische Minderheiten zusammenge- 
schlossen haben und die für soziale Gerechtigkeit kämpfen. Auf dem gemein- 
samen Glaubensbekenntnis basiert zum Beispiel die St. Paul Ecumenical Alli- 
ance of Congregations (SPEAC), die sich 1990 durch die Zusammenführung 
verschiedener religiöser wie auch weltlicher Gruppierungen in St. Paul gebildet 
hat. St. Paul ist der Volkszählungsbezirk von Minnesota mit dem geringsten 
Einkommen. Heute haben die 19 armen SPEAC-Gemeinden ihre Allianzen 
strategisch auf lokale, kommunale und regionale Ebenen ausgeweitet, um ihre 
zentralen Forderungen durchzusetzen: die Schaffung besser bezahlter Jobs 
durch die Wiedergewinnung verschmutzter Stadtareale; die regionale Umvertei- 
lung des Steuer- und Investitionsaufkommens; die Reform der öffentlichen Fi- 
nanzen; die Schaffung von bezahlbarem Wohneigentum und die Reform der 
Sozialhilfe. In enger Zusammenarbeit mit einigen Vorstadtbezirken erhielten 
SPEAC und die Interfaith Action (IA) jüngst öffentliche Gelder in Höhe von 
68 Millionen Dollar. Diese Mittel waren ursprünglich dazu vorgesehen, Ge- 
biete in den Vorstädten („green fields“) zu urbanisieren. Stattdessen wurde das 
Geld umgewidmet zur Säuberung und Rückgewinnung verschmutzter Innen- 
stadtflächen („brown fields“). Kombiniert mit privaten Investitionen soll die- 
ses Geld am Ende 2000 dauerhafte und gut bezahlte Arbeitsplätze für jene 
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schaffen, die sie am dringendsten brauchen und gleichzeitig die Zersiedlung 
des Umlands eindämmen. Diese Kampagne ist mittlerweile zu einem landes- 
weiten Modellprojekt geworden. 


Kampf um Ökologische Demokratie: Die Verbindung von 
Nachhaltigkeit und Ökologischer Gerechtigkeit 


Zu Beginn des neuen Jahrtausends steht der Mainstream der US-amerikani- 
schen Ökologiebewegung vor einem Paradox: Auf der einen Seite haben Um- 
weltaktivisten in den vergangenen 30 Jahren eine der machtvollsten „neuen 
sozialen Bewegungen“ in der Geschichte des Landes geformt. Als Ergebnis ge- 
hören die US-amerikanischen Umweltgesetze zu den strengsten in der Welt. 
Auf der anderen Seite hat die Bewegung zwar viele wichtige Schlachten ge- 
wonnen, doch läuft sie Gefahr, den Krieg um einen gesunden Planeten zu ver- 
lieren. Mit dem Aufstieg der neoliberaler Ideologie und der Globalisierung 
und mit dem wachsenden Einfluss der Konzerne auf alle Bereiche des Lebens 
schwindet die Fähigkeit der Bewegung, der ökologischen Krise zu begegnen. 
Zwar ist unbestreitbar, dass ohne die Existenz der etablierten Umweltbewe- 
gung und ohne das bestehende Regulierungssystem die ökologischen Proble- 
me noch sehr viel größer wären. Andererseits jedoch wird immer klarer, dass 
die althergebrachten Strategien zunehmend an Wirkung einbüßen. Es mag 
zwar Umweltgesetze geben - doch werden sie oft nicht beachtet und ihre Gel- 
tung nicht rigide überwacht. Zudem sind die Gesetze oft zahnlos. Sie verlan- 
gen zum Beispiel die Kontrolle von Verschmutzung und die Einhaltung von 
„erträglichen“ Belastungswerten, anstatt auf die Verschmutzungs-Prävention zu 
setzen, mit der gleich zu Beginn die Produktion ganzer Schadstoffklassen ver- 
hindert würde. Daneben wird die Situation in anderen Umweltbereichen im- 
mer ernster, zum Beispiel das Problem der Verstädterung oder die Emission 
von Treibhausgasen in den USA. Das US-System zur Umweltschutz- 
Regulation mag zu den besten der Welt gehören, doch ist es letztlich gänzlich 
ungeeignet, die menschliche Gesundheit zu schützen oder die Natur zu be- 
wahren. 

Der vielleicht zentrale Faktor zur Erklärung der neoliberalen Hegemonie wie 
auch der wachsenden Unfähigkeit zur Lösung der ökologischen Krise ist, was 
Robert Putnam die Schrumpfung des „sozialen Kapitals“ genannt hat - also 
die Schrumpfung sozialer Netzwerke und Einrichtungen, die die Bildung, Ko- 
ordination und Zusammenarbeit von Bürgern zum gegenseitigen Nutzen för- 
dern.? Seit Jahrzehnten nimmt landesweit die Macht sozialer Netzwerke ab, 
die Bürger in Umweltschutzbewegungen und andere zivilgesellschaftliche In- 


8 Putnam leiht sich den Begriff des „Sozialkapitals“ vom Soziologen James Coleman und hat 
zur Abnahme der Bürgerbeteiligung an politischen und gesellschaftlichen Prozessen ausführ- 
liche Studien durchgeführt (Putnam 2000: 1-541). 
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stitutionen integrieren. Der daraus folgende Rückgang an Sozialkapital be- und 
verhindert die originäre Beteiligung von Bürgern in öffentlichen Angelegenhei- 
ten, und reduziert ihre Fähigkeit, ökologische Probleme angemessen zu lösen 
(siehe dazu Borgos/Douglas 1996: 18-28). Mit der Erosion dieser gesellschaft- 
lichen Institutionen wächst beim Normalbürger der Zynismus. Er glaubt nicht 
mehr daran, gemeinsam mit anderen wesentliche soziale oder ökologische 
Veränderungen herbeiführen zu können und zieht sich zurück auf einen 
Standpunkt, für den Jürgen Habermas den Begriff des „staatsbürgerlichen Pri- 
vatismus“ geprägt hat: Hier geht es nur noch um Fragen des individuellen Le- 
bensstils, um die eigene Karriere, um Aufstiegschancen und um Formen des 
demonstrativen Konsums. Konfrontiert mit sozialen oder ökologischen Prob- 
lemen wird das Heil lediglich noch in „privatisierten“ Lösungswegen gesucht, 
also zum Beispiel im Umzug in „saubere“ Gemeinden oder im Wechsel des 
Arbeitsplatzes. Das führt zu einer Verschärfung der Trennung von sozialen, re- 
ligiösen oder ethnischen Bevölkerungsteilen: Die „Habenden“ ignorieren die 
Probleme der „Habenichtse“. Statt gegen zunehmende Umweltzerstörung, 
Diskriminierung, gegen den Abbau von Arbeitnehmerrechten oder Sozialleis- 
tungen zu kämpfen, begrüßen sie Steuersenkungen, Programme zur fiskali- 
schen Stabilität und harsche Strafen gegen Straftäter. 

Unglücklicherweise haben viele Umweltinitiativen konzernartige Organisati- 
onsmodelle übernommen und behindern so zusätzlich eine breite Partizipati- 
on der Bevölkerung an der Lösung der anstehenden Probleme. Für diese 
Gruppen beschränkt sich Bürgerbeteiligung auf Zahlung der Mitgliedsbeiträge, 
Unterschriften unter Gesuche und Petitionen oder auf gelegentliche Briefe an 
zuständige Regierungsstellen. William Shutkin sieht „bei vielen non-profit 
Umweltschutz-Organisationen die Tendenz, ihre Mitglieder als Klienten zu be- 
trachten, als Kunden, die bestimmte Dienstleistungen konsumieren oder als 
Freiwillige, die den Bedürftigen helfen, anstatt in ihnen Mitstreiter zu sehen - 
Beteiligte bei der Suche nach Ideen und Projekten, die unseren Alltag formen“ 
(Shutkin 2000: 1-20). 

Eine weitere unselige Tendenz etablierter Organisationen ist ihr Bemühen um 
Professionalisierung: Sie sind so damit beschäftigt, Studien durchzuführen, 
Gesetzesvorlagen auszuarbeiten und für diese Vorlagen Unterstützung der 
Wähler zu organisieren, dass der Mainstream von ihnen sich mehr und mehr 
auf professionelle Experten und deren Studien verlässt. Durch dieses Experten- 
tum versuchen die Bewegungen Legitimität wiederzuerlangen, ernst genommen 
zu werden in den ihnen zunehmend feindlich gegenüberstehenden neolibera- 
len Polit-Zirkeln. Zwar ist unklar, ob ihnen das gelingt. Klar ist jedoch, dass 
das Expertentum auf Kosten der inneren Demokratie einiger Organisationen 
geht - wo der Fachmann herrscht, da hat der Laie zu schweigen. Die Veren- 
gung des Blicks auf wissenschaftlich-technische oder juristische Fragen, Lö- 
sungen und Kompromisse, die Verdrängung von Themen wie politische 
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Macht und demokratische Entscheidungsfindung erstickt das Interesse und 
das Engagement der Bürger - die ja zumeist Laien sind (Faber 1989: 12-39). 
Um nicht nur den Angriff der Konzerne auf die Natur, sondern auch die De- 
mokratiekrise der Umweltschutz-Organisationen zu überwinden, benötigen wir 
eine Stärkung der aktiven, umweltbewussten Bürgerschaft, die den Prinzipien 
der ökologischen Demokratie verpflichtet ist. Diese Prinzipien beinhalten ein 
Bekenntnis zu: (1) Basisdemokratie und Inklusion - das bedeutet einerseits die 
lebhafte Beteiligung von Menschen aus allen Lebensbereichen bei der Ent- 
scheidungsfindung von Kapital, Staat und sozialen Institutionen; und anderer- 
seits zivilgesellschaftliche Institutionen und Bewegungen, die die Interessen 
der Bürger vertreten; (2) soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit - also die 
Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse und die Sicherung grundlegender 
Menschenrechte für alle Mitglieder der Gesellschaft; (3) Nachhaltigkeit und 
Umweltschutz - das bedeutet, die Unversehrtheit der Natur für die heutige 
und für die kommenden Generationen sicher zu stellen. Auf diesen drei Säu- 
len ruht das Konzept der ökologischen Demokratie, auf sie stützt sich die Vi- 
sion einer gerechteren und ökologisch intakten amerikanischen Gesellschaft. 
Es gibt Zeichen der Hoffnung, dass dies keine Utopie bleibt. Nicht nur in den 
USA, in der ganzen Welt stehen Menschen auf und kümmern sich aktiv um 
ihre soziale und natürliche Umwelt. Neue Graswurzel- und Basis-Bewegungen 
wenden sich gegen Weltbank und Welthandelsorganisation WTO (auch nach 
der Battle of Seattle 1999), gegen die konzernartigen und exkludierenden 
Strukturen etablierter Umweltorganisationen und bekämpfen den Raubbau der 
Wälder durch Holz-Konzerne ebenso wie die wachsende Armut in der Welt. 
Als Antwort auf die Herausforderung des Neoliberalismus und der Globalisie- 
rung organisieren diese Bewegungen eine breite Unterstützung der Bevölke- 
rung, sie setzen sich für ökonomische Gleichheit ein, für eine stärkere Rechen- 
schaftspflicht von Unternehmen und Regierung (zum Beispiel für Informati- 
onsrechte bezüglich Umweltfragen) und für umfassendere Strategien gegen 
ökologische Gefahren (indem sie zum Beispiel vorbeugende Maßnahmen ge- 
gen Verschmutzung und die Eliminierung von Verschmutzungsquellen fordern 
anstelle bloßer Verschmutzungskontrolle. Der Kampf um ökologische Demo- 
kratie markiert die Geburt einer Bewegung für eine transformative Umweltpo- 
litik (vgl. hierzu Faber/O’Connor 1993: 12-24 oder Dowie 1995). 

Die Aktivisten der neuen Bewegung haben die Notwendigkeit der Bildung 
starker Koalitionen und Gemeinwesen klar erkannt. Sie setzen sich daher für 
eine aktive Beteiligung der Bürger und Bürgerinnen ein und schmieden starke 
Allianzen mit anderen lokalen Organisationen. Die entscheidende Aufgabe der 
Bewegung beim Wiederaufbau von Sozialkapıtal und einer dynamischen öko- 
logischen Demokratie ist „die Stärkung der Fähigkeit von Gemeinden zur 
Selbstverwaltung, zur Selbstregulierung - das bedeutet, dass sie die zentralen 
Fragen des Zusammenlebens selbst entscheiden können“, so Mark Gerzon 
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(1995: 188-195). Da diese Organisationen beim Aufbau einer Bürgerbasis ei- 
nen multi-thematischen Ansatz verfolgen, stärken sie die Leistungsfähigkeit der 
Gemeinden zur Führung von Kampagnen, die sich gegen die verschiedensten 
sozialen und ökologischen Missstände wehren - im Gegensatz zu isolierten 
Ein-Thema-Gruppen, die diese Probleme als jeweils getrennte konstatieren und 
behandelt sehen wollen. In dieser Hinsicht hat die Bewegung bereits Erstaun- 
liches geleistet: Sie hat den Kreis der Ansprechpartner von weißen Mittelklas- 
se-Familien ausgedehnt auf Bewohner verarmter Gegenden ebenso wie auf die 
unterdrückten Vertreter ethnischer Minderheiten, die bislang isoliert und von 
der etablierten Umweltbewegung ausgeschlossen waren. Zwar stoßen Politik- 
ansätze von Gruppen, die sich auf eine gemeinsame ethnische Identität beru- 
fen, zwangsläufig an Grenzen wenn es darum geht, Koalitionen mit der weißen 
Mittelklasse zu bilden. Doch auch hier hat die Bewegung es geschafft, die 
Grenzen der einzelnen Gruppen, Gemeinden und Nachbarschaften über die 
Schranken von Klasse, Ethnie, Geschlecht oder Ideologie hinweg auszudeh- 
nen, die die fragmentierten Kämpfe bislang voneinander getrennt hat (Ma- 
thews 1997: 275-280). 

Durch die Betonung der Basis-Arbeit gegenüber traditionellen Formen des 
Umwelt-Lobbying forciert die neue Bewegung die Ermächtigung von Kom- 
munen, Kreisen und Gemeinden, also die lokale Verhandlungsmacht. Wäh- 
rend im konventionellen Modell von Vertretung und Repräsentation Aktivis- 
ten Organisationen gründen, die anschließend im Namen und im Auftrag der 
Gemeinde oder Kommune sprechen, mobilisiert die neue Bewegung die Be- 
wohner selber und motiviert sie dazu, die systemischen Barrieren zu durchbre- 
chen, die sie von der Entscheidungsfindung ausschließen - auf das sie für sich 
sprechen und handeln (siehe dazu Alston 1991). Die Schaffung einer Massen- 
basis beinhaltet die Schaffung von transparenten, demokratischen Organisati- 
onsstrukturen und institutionellen Prozessen, die besonders armen und unter- 
drückten Menschen die Möglichkeit eröffnet, sich um ihre Angelegenheiten 
zu kümmern. 


Schlussfolgerung 


Es ist inzwischen offensichtlich, dass die etablierte Umweltbewegung in den 
USA zu fragmentiert, zu provinzlerisch und zu dominiert durch mono- 
thematische Ansätze ist, um die zentralen ökologischen und sozialen Verände- 
rungen durchzufechten, die es braucht, um die ökologische Krise der USA zu 
beheben. Es ist genau diese traditionelle Orientierung an voneinander getrenn- 
ten Einzelthemen, die die Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit theore- 
tisch und praktisch kritisiert, indem sie versucht, auf einer breiten Mitglieder- 
basis umfassendere Ansätze zur Lösung kommunaler, nationaler und auch 
globaler Probleme zu verfolgen. Um Missverständnissen vorzubeugen sei hier 
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unterstrichen: Im Kampf um Ökologische Gerechtigkeit geht es nicht um eine 
gerechtere oder gar gleiche Verteilung von Umweltbelastungen. Ziel ist also 
nicht eine „Distributionsgerechtigkeit“, sondern schlicht die Verhinderung 
von Umweltverschmutzung, also eine „Produktionsgerechtigkeit“. Es geht also 
um mehr - um Veränderungen, die tief in die Wirtschaftsstruktur eingreifen. 
Der Kampf um Ökologische Gerechtigkeit muss sich daher gegen die Macht 
der Unternehmen richten und die kapitalistische Produktion als solche ange- 
hen. Denn Ziel ist nicht, dass jeder Bürger seinen „fairen“ Anteil an ökologi- 
schen Risiken auf sich nimmt, sondern die Beseitigung dieser Risiken. Es 
reicht also nicht aus, von Regierung und Staat eine Gleichbehandlung, eine 
Art ökologische Gleichberechtigung zu fordern. Daher mag eine stärkere de- 
mokratische Beteiligung an Regierungsentscheidungen oder kommunalen Pro- 
jekten zwar wünschenswert sein und sogar unerlässlich. Dennoch reicht sie für 
das Ziel wirklicher Nachhaltigkeit und Ökologischer Gerechtigkeit nicht aus. 
Was wir brauchen, ist ein reicheres, weiteres Verständnis von Ökologischer 
Demokratie. 

Solange Umweltaktivisten sich nicht gegen das System der Produktion von 
Umweltrisiken wenden, solange wird es ihnen letztlich auch nicht gelingen, 
eine gerechtere Verteilung dieser Risiken zu erreichen (Lake 1996: 169). Ohne 
die Thematisierung der grundlegenden Prozesse und Verfahren, die Umwelt- 
schäden hervorbringen, bleibt jeder Versuch, diese Ungerechtigkeiten zu korrti- 
gieren, ein bloßes Kurieren an Symptomen. Die Ursache der Krankheit bleibt. 
Die Bemühungen bleiben am Ende unvollständig und ungenügend. Unerläss- 
lich ist also eine Politik der Ökologischen Gerechtigkeit, die auf prozessuale 
Gleichheit zielt, die also demokratische Partizipation auch bei Investitionsent- 
scheidungen - einfordert. Denn schließlich sind es diese Entscheidungen, aus 
denen die ökologischen Schäden resultieren und erst dann - ungleich - ver- 
teilt werden. Eine ökologische Produktionsgerechtigkeit kann aber nur erreicht 
werden durch ein ökologisch nachhaltiges Produktionssystem - um es klar zu 
sagen: durch eine post-kapitalistische Gesellschaft, in der die Güterherstellung 
und -verteilung demokratisch geplant und verwaltet wird, gemäß den Bedürf- 
nissen gegenwärtiger und künftiger Generationen. 

Anstatt also als Ansammlung voneinander isolierter Organisationen defensive 
„Kein-Müll-in-meinem-Hinterhof“-Schlachten zu schlagen (so wichtig diese 
Schlachten sein mögen), muss die Bewegung für Ökologische Gerechtigkeit zu 
einer politischen Kraft heranwachsen, die in der Lage ist, die systemischen Ur- 
sachen zu bekämpfen, die zu Verschmutzung und Vergiftung in „jedermanns 
Hinterhof“ führen. Es ist genau die Bedeutung des Unterschieds zwischen ei- 
ner ökologischen Distributionsgerechtigkeit und einer Produktionsgerechtig- 
keit, die vielen Vertreter der Bewegung inzwischen deutlich wird. Sie beginnen 
daher, grundlegendere Fragen zu stellen - Fragen nach dem, was Barry Com- 
moner die „soziale Beherrschung der Produktionsmittel“ nennt (Commoner 
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1990); Fragen nach einer radikalen Demokratisierung aller politischen, sozia- 
len und ökonomischen Institutionen. Nur auf diesem Weg kann es der 
Menschheit gelingen, die Kontrolle über ıhr Verhältnis zur Natur wieder zu 
gewinnen. In einem solchen Programm würden die gesellschaftlichen Institu- 
tionen, die Organisation der Produktion, Institutionen der direkten Demokra- 
tie, staatliche Planung, Verfassungsgarantien und die Initiativen der basisde- 
mokratischen Ökologie-Bewegung aufgehen in dem Gesamt-Projekt einer ge- 
nuin Ökologischen Demokratie. 
Aufgabe und Herausforderung für die Bewegung zur Ökologischen Gerechtig- 
keit ist es nun, eine politische Bewegung mit wirklich breiter Basis zu schmie- 
den. Die etablierten und traditionellen Umweltbewegungen mögen eine wich- 
tige Rolle dabei gespielt haben, einige der schlimmsten Bedrohungen für 
Mensch und Natur aufgehalten oder gemildert zu haben. Doch entspricht das 
nicht mehr den Anforderungen der Zeit. Sie sind zunehmend weniger in der 
Lage, dem Neoliberalismus und der massiven Restrukturierung des amerikani- 
schen wie des internationalen Kapitals sozial gerechtere und ökologischere 
Entwicklungsmodelle entgegenzustellen. Und während Umweltzerstörung und 
ökologische Ungerechtigkeit rund um den Globus voranschreiten, wächst die 
Notwendigkeit einer massenhaften internationalen Bewegung, die sich auf den 
Prinzipien der Ökologischen Demokratie gründet. So wie in den dreißiger Jah- 
ren des vergangenen Jahrhunderts die Arbeiterbewegung sich wandeln musste 
von einer Handwerks- zu einer Industrie-Bewegung, so muss sie sich heute im 
Zuge der Internationalisierung des Kapitals weiter entwickeln vom Konzept 
der nationalen Industrie-Gewerkschaft hin zu einer weltweiten Vertretung ver- 
schiedenster Arbeitnehmer, unabhängig von Ethnie, Nationalität oder Ge- 
schlecht. Und so wie sich die Umweltbewegung in den sechziger Jahren wan- 
delte von einer Bewegung der weißen Mittelklasse zur Erhaltung und Bewah- 
rung der Natur, so muss sie heute den Standpunkt einzelner, lokal oder natı- 
onal isolierter Kämpfe aufgeben zu Gunsten eines multi-ethnischen, multi- 
nationalen, multi-thematischen und globalen Ansatzes für Ökologische Ge- 
rechtigkeit. Um lokale Erfolge zu sichern und auszubauen, müssen wir global 
zusammenarbeiten, müssen kämpfen für starke Gewerkschaften, starke Um- 
weltorganisationen und für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
ganzen Welt. Vor dieser historischen Aufgabe steht heute die Bewegung für 
Ökologische Gerechtigkeit. 

Aus dem Englischen übersetzt von Stephan Kaufmann 
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Elmar Altvater 


Die zerstörerische Schöpfung 
Kapitalistische Entwicklung zwischen 
Zivilisierung und Entzivilisierung 


So viele „Schwarzbücher“ wie nach dem „Sieg im Kalten Krieg“ sind wohl 
noch nie in so kurzer Zeit auf dem Büchermarkt erschienen: „Schwarzbuch 
Kapitalismus“, „Schwarzbuch Markenfirmen“, „Schwarzbuch Globalisierung“, 
„Schwarzbuch Banken“, „Schwarzbuch Erdöl“, „Schwarzbuch Klimawandel“, 
„Schwarzbuch VW“... Schwarzbücher verkaufen sich offenbar gut. Das war 
auch schon vor etwa zehn Jahren beim „Schwarzbuch Kommunismus“ so. 
Darin wurden dem real existierenden Sozialismus die Millionen Tote in den 
Gulags der Sowjetunion, den politisch erzeugten Hungersnöten in Afrika und 
auf den kambodschanischen „killing fields“ zur Last gelegt. Schwarzbücher 
geben dem zivilisatorischen Unbehagen Ausdruck, das viele Menschen in vie- 
len Ländern befällt. Sicher ist im „kurzen 20. Jahrhundert“ im Namen von 
Sozialiimus und Kommunismus ein „Desaster“ erzeugt worden (so Geras 
2000), das schließlich zum Kollaps geführt hat. Die Reaktor-Katastrophe von 
Tschernobyl vor 20 Jahren geht auf das Konto der Verantwortlichen in der 
ehemaligen Sowjetunion. Selbst angesichts dieser Katastrophen und menschli- 
chen Tragödien auf der anderen Seite des Eisernen Vorhangs kann der Kapita- 
lismus jedoch nur durch „den einfachen Trick (zum Ideal verklärt) werden, 
wenn aus dem Bild die sich fortsetzende Katastrophe herausretuschiert wird, 
die der Kapitalismus für unzählbare Massen der Weltbevölkerung bis in unse- 
re Tage geblieben ist“ (Geras 2000: 47). Das ist eine Aussage über die Gegen- 
wart des Kapitalismus. Über dessen Vergangenheit, nämlich über das Kolonial- 
regime des 19. und frühen 20. Jahrhunderts schreibt Rosa Luxemburg: „Was 
die kapitalistische Produktionsweise vor allen früheren besonders auszeichnet, 
ist, dass sie das innere Bestreben hat, sich mechanisch auf die ganze Erdkugel 
auszudehnen und jede andere, ältere Gesellschaftsordnung zu verdrängen... 
Dadurch werden die naturwüchsigen Gesellschaftsverhältnisse und die Wirt- 
schaftsweise der Eingeborenen überall vernichtet, ganze Völker werden zum 
Teil ausgerottet...“ (Luxemburg 1975b: 772f.) 

Es ist keine Frage, dass der Kapitalismus unserer Tage in den reichen Ländern 
Nordamerikas, Europas und Asiens eine Verbesserung der Lebensbedingungen 
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gebracht hat, jedenfalls im Hinblick auf die Versorgung mit materiellen Gü- 
tern und Diensten. Doch gleichzeitig breitet sich auch heute die Armut in der 
Welt aus. Die natürliche Umwelt ist so sehr bedroht, dass das Leben vieler 
Tier- und Pflanzenarten in Frage gestellt ist; unsere Mitwelt siecht dahin. Be- 
vor noch die fossilen Energieträger zur Neige gehen, könnte das Klima des 
Planeten Erde kollabieren. Terror und Krieg gegen den Terror, die Banalisie- 
rung von Folter, das Verschwinden von Menschen im schwarzen Loch von 
Guantänamo machen vielen Menschen Angst. Die Privatisierungsmanie der 
jüngsten zwei Dekaden, die nicht nur Liberale und Konservative, sondern e- 
benso Sozialdemokraten und Grüne wie eine globale Pandemie erfasst hat, hat 
schlimme Auswirkungen auf die Gesellschaften vom südlichen Afrika bis 
Skandinavien, von Lateinamerika bis China. Die endemischen finanziellen In- 
stabilitäten spitzen sich zu zerstörerischen Finanzkrisen zu. Die USA leisten 
sich ein auf Dauer unhaltbares Defizit der Leistungsbilanz und eine immer 
größere Verschuldung gegenüber dem Ausland und destabilisieren auf längere 
Frist die Weltwirtschaft - und Alternativen sind nicht in Sicht. „Das System 
des Kapitalismus ist in den reichen Ländern gegenwärtig durch Alternativen 
nicht bedroht,“ resümiert Andrew Glyn lakonisch (Glyn 2006: 151). Gesell- 
schaften sind im Zuge der neoliberalen Politik fragmentiert worden, so dass 
auch der Widerstand fragmentiert oder auf globalen und regionalen Sozialfo- 
ren an die Peripherie des (welt)politischen Geschehens gedrängt ist. Dass eine 
Mehrheit der US-Amerikaner das Kabinett der Kriegsverbrecher 2004 wieder 
gewählt oder fast die Hälfte der italienischen Wähler dem korrupten Berlusco- 
ni im Frühjahr 2006 die Stimme gegeben haben, ist Zeichen moralischer und 
politischer Zersetzung. Die jüngste kapitalistische Entwicklung ist zerstöre- 
risch, da hat Norman Geras Recht. 

Die Streikenden bei der Catering-Firma Gate Gourmet, die vom Private Equity 
Fund Texas Pacific übernommen und danach umstrukturiert wurde, um die 
Rendite auf einen die „Investoren“ befriedigenden Stand zu bringen, haben für 
die Art und Weise der Ausplünderung den Begriff parat: „Kapitalismus brutal“. 


Barbaren des Geistes 


Ganz anderer Auffassung vom modernen Kapitalismus sind die Herausgeber 
des „Merkur“, der sich selbst so bezeichnenden „deutschen Zeitschrift für eu- 
ropäische Kultur“. Sie werden hier stellvertretend für all jene zitiert, die den 
Kapitalismus verteidigen, für selbstverständlich und für das einzig mögliche 
ökonomische System einer modernen Zivilgesellschaft halten. Ein Sonderheft 
des „Merkur“ aus dem Jahre 2003 (mit dem ich mich an anderer Stelle bereits 
auseinander gesetzt habe; vgl. Altvater 2004) trägt den polemischen und 
zugleich apodiktischen Titel „Kapitalismus oder Barbarei“. Es ist grölender 
Applaus für einen zum Ideal verklärten Kapitalismus, und eine ebenso markt- 
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schreierische Schelte der kapitalismus- und globalisierungskritischen Bewegun- 
gen. Zu diesem Zweck beziehen sich die Herausgeber Bohrer und Scheel af 
firmativ auf einige emphatische Passagen des „Kommunistischen Manifests“ 
und verwenden sie, um damit dem Kapitalismus das Zeichen der Fortschritt- 
lichkeit und Zivilität aufzustempeln und zugleich auf Kapitalismus- und Glo- 
balisierungskritiker als Barbaren der Gegenwart loszuschlagen. Es gehe Marx 
und Engels, so schreiben sie richtig, „um die zivilisatorische Mission des Ka- 
pitalismus...: ‘An die Stelle der alten lokalen und nationalen Selbstgenügsam- 
keit und Abgeschlossenheit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhän- 
gigkeit der Nationen voneinander. Und wie in der materiellen, so auch in der 
geistigen Produktion... Die Bourgeoisie reißt durch die rasche Verbesserung aller 
Produktionsinstrumente, durch die unendlich erleichterten Kommunikationen 
alle, auch die barbarischsten Nationen in die Zivilisation. Die wohlfeilen Preise 
sind die schwere Artillerie, mit der sie alle chinesischen Mauern in den Grund 
schießt, mit der sie den hartnäckigsten Fremdenhaß der Barbaren zur Kapitulati- 
on zwingt.’“ (zit. nach Bohrer/Scheel 2003: 746; im Original: MEW 4: 466) 
Noch mehr Belegstellen für die „höchst revolutionäre Rolle“ (MEW 4: 464) 
der Bourgeoisie hätten Bohrer und Scheel finden können, um noch besser 
munitioniert auf „die Reaktionäre von Attac“ (Bohrer/Scheel 2003: 745) los- 
zuschießen. „Die Bourgeoisie hat in ihrer kaum hundertjährigen Klassenherr- 
schaft massenhaftere und kolossalere Produktionskräfte geschaffen, als alle 
vergangenen Generationen zusammen. Unterjochung der Naturkräfte, Ma- 
schinerie, Anwendung der Chemie auf Industrie und Ackerbau, Dampfschiff- 
fahrt, Eisenbahnen, elektrische Telegraphen, Urbarmachung ganzer Weltteile, 
Schiffbarmachung der Flüsse, ganze aus dem Boden hervorgestampfte Bevöl- 
kerungen - welches frühere Jahrhundert ahnte, dass solche Produktionskräfte 
im Schoß der gesellschaftlichen Arbeit schlummerten“ (MEW 4: 467). 

Doch hätten die Merkur-Herausgeber ein wenig mehr Marx studiert, so wären 
sie vielleicht auch auf jene Passage gestoßen, in der Marx und Engels von der 
„Empörung der modernen Produktivkräfte gegen die modernen Produktions- 
verhältnisse, gegen die Eigentumsverhältnisse“ (MEW 4: 467) schreiben. Die 
„Bourgeoisie... (habe) nicht nur die Waffen geschmiedet, die ihr den Tod 
bringen; sie hat auch die Männer gezeugt, die diese Waffen führen werden - 
die modernen Arbeiter, die Proletarier.“ (MEW 4: 468). „Die proletarische 
Bewegung“, so fügen die Verfasser des „Manifests“ hinzu, „ist die selbständige 
Bewegung der ungeheuren Mehrzahl im Interesse der ungeheuren Mehrzahl“ 
(MEW 4: 472) und sie beschließen bekanntlich das „Kommunistische Mani- 
fest“ mit den Worten: „Die Proletarier haben in (einer kommunistischen Re- 
volution) nichts zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben eine Welt zu gewinnen. 
Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ (MEW 4: 493). 

Bohrer und Scheel lassen sich von Marx und Engels wohl affirmieren, nicht 
aber irritieren. Ihre Alternative des 21. Jahrhunderts lautet schlicht: „Kapita- 
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lismus oder Barbarei“. Wer will schon für Barbarei plädieren oder gar in der 
Barbarei leben? Also muss man für den Kapitalismus, und das heißt in mo- 
dernen Zeiten für den globalisierten Kapitalismus sein, um die Zivilität zu be- 
wahren und die Barbarei zu verhindern. Die Alternative, die mit dem „oder“ 
angedeutet wird, ist also gar keine. Es gibt also auch innerhalb des kapitalisti- 
schen Weltsystems keine „neuen Barbaren“, wie sie Jean-Christophe Rufın 
ausmacht (Rufin 1996). Die hochtrabende „deutsche Zeitschrift für europäi- 
sche Kultur“ bietet eine Autorenriege auf, um Margret Thatchers schlichte 
Botschaft „There is no alternative“ zu propagieren. Das war’s denn auch, es 
bleibt nichts als eine Paraphrase der von Francis Fukuyama vor mehr als ei- 
nem Jahrzehnt aufgestellten These vom „Ende der Geschichte“, weil es jenseits 
der kapitalistischen Marktwirtschaft keine Zukunft geben könne. Wenn es 
keine Alternativen gibt, prallt Kritik an der Faktizität der gesellschaftlichen 
Sachzwänge ab. Daher werden die Globalisierungskritiker nicht nur als irrende 
„Ideologen“, sondern als „Reaktionäre“ verurteilt. Die Herausgeber zitieren 
erneut die Kritik an den vorkapitalistischen „Reaktionären“ im „Kommunisti- 
schen Manifest“, wo Marx und Engels über die „altehrwürdigen Vorstellungen 
und Anschauungen“ spotten (bei Bohrer/Scheel 2003: 745). Mehr als 150 Jah- 
re später münzen sie dieses Verdikt des „Reaktionären“ auf die Kritiker des in- 
zwischen globalen Kapitalismus, explizit auf Attac, die „Sozialisten des Her- 
zens“ (Bohrer/Scheel 2003: 746). Man muss tatsächlich extrem hartherzig und 
auch ein wenig borniert sein, um Guantänamo, die Verbrechen der US- 
Besatzer im Irak und in Afghanistan, die Aufrufe der fundamentalistischen 
Hassprediger auf den US-Fernsehkanälen zur Ermordung von Hugo Chavez, 
die Vorbereitung eines Atomkriegs gegen den Iran oder die Armut und das 
Elend in der durchkapitalisierten Welt von heute nicht als Zeichen einer dro- 
henden Entzivilisierung und Barbarei des Kapitalismus zu deuten. 

Haben die europäischen Intellektuellen aus Deutschland den beißenden 
Hohn von Voltaire in seiner Persiflage „Candide oder der Optimismus“ aus 
dem Jahre 1756 vergessen, den er über Leibniz ergießt, über seine These, dass 
die Welt, so wie sie mit all ihren Mängeln ist, doch die beste aller möglichen 
Welten sei, das Resultat des unergründlichen Ratschlusses Gottes? Die politi- 
sche Lehre, die Leibniz unter vorbürgerlichen Verhältnissen selbst nicht zieht, 
lautet dann in aller vordemokratischen Schlichtheit: Finde Dich mit den Zu- 
ständen ab, sei ein guter Bürger, bearbeite Deinen Garten und sieh zu, dass 
die Äpfel reifen, versuche aber nicht jenseits der besten möglichen in blas- 
phemischer Absicht eine andere Welt zu schaffen (Voltaire 1759/1990). 

Dieses Weltverständnis der Alternativlosigkeit (das so schön erleichtert in dem 
Ausruf „Und das ist gut so“ seinen Ausdruck findet) trifft sich mit heutigen 
Anforderungen des Kapitals, willige und billige Arbeitskräfte vorzufinden, die 
das Protestieren und Revoltieren gegen die herrschenden Verhältnisse nicht 
nur verlernt haben, sondern es auch für unschicklich und unzeitgemäß, für 
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ungebracht, weil zwecklos halten. In den Jahrzehnten des Neoliberalismus 
sind die Mitgliederzahlen der Gewerkschaften in allen Ländern rückläufig 
(Glyn 2006: 121ff), bedingt durch Arbeitslosigkeit, Informalisierung der Arbeit 
und Prekarisierung, aber auch als Folge der Individualisierung und Ideologisie- 
rung wirtschaftlicher „Freiheit“. Diese wird auch von Bohrer und Scheel als 
Kern der kapitalistischen Zivilisation herausgestellt. „Von Adam Smith und 
David Ricardo bis Friedrich August von Hayek und Milton Friedman: Den 
bedeutenden Theoretikern des Kapitalismus ging es primär um Freiheit - der 
Kapitalismus war das Mittel, nicht der Zweck.“ (Bohrer/Scheel 2003: 746) 
Gemeint ist die wirtschaftliche Freiheit der Marktteilnehmer, eine negative 
Freiheit von Regeln und Gesetzen durch Deregulierung, die die positiven 
Freiheiten politischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger beschränkt oder gar 
aufhebt, Wirtschaft und Gesellschaft gestalten zu können. Es ist die Freiheit, 
die Natur zu plündern und zu zerstören und die Menschen um des Profites 
willen in manchen Regionen extrem auszubeuten. Das ist die Freiheit der gro- 
ßen Konzerne, die Naomi Klein so eindringlich mit vielen Beispielen in „No 
Logo!“ beschreibt (Klein 2001). Dieses Verständnis von Freiheit im Kapitalis- 
mus hat Friedmann und von Hayek dazu veranlasst, aktiv mit der chileni- 
schen Militärjunta unter Pinochet zusammenzuarbeiten. 

Die ehemalige UNO-Botschafterin der USA, Jane Kirkpatrick, hat mit Blick 
auf Chile und Kuba die feinsinnige Unterscheidung zwischen Autoritarismus 
und Totalitarismus getroffen. Kuba gilt ihr als totalitär, weil es auf der Insel 
keine Wirtschaftsfreiheiten gäbe. Pinochets Chile sei zwar politisch autoritär 
aber wirtschaftlich frei. Wegen der im neoliberalen Dogma gepflegten An- 
nahme einer „Interdependenz der Ordnungen“ wird sich die wirtschaftliche 
Freiheit auch politisch durchsetzen. In einem „totalitären“ System sei dies 
aber ausgeschlossen. Doch zu welchem Preis, mit welchen Opfern und nach 
wie langer Zeit wird der mörderische Autoritarismus einer Militärdiktatur polı- 
tischer Freiheit Platz machen!? Nehmen wir an, dass Bohrer und Scheel diese 
Seite der Geschichte der „Freiheit“, wie sie von Hayek und Friedman meinen, 
übersehen haben und beenden wir die Auseinandersetzung mit dieser depri- 
mierend apologetischen Barbarei des Geistes. Nun soll aber der Fairness hal- 
ber erwähnt werden, dass einige Autoren-Beiträge im „Merkur“-Heft durchaus 
mit Gewinn lesbar sind. Aber sie haben sich unter dem erwähnten Motto ver- 
sammeln und hinter dem Vorspann der Herausgeber einspannen lassen, und 
das korrumpiert sie alle. 


Was zivilisiert den Kapitalismus? 


Es fällt angesichts der quecksilbrigen Apologetik schwer, die historisch durch- 
aus wirksame zivilisierende Macht der kapitalistischen Produktionsweise dar- 
zustellen. Doch gibt es sie, und zwar nicht nur unter der Annahme des „histo- 
rischen Materialismus“, die Geschichte der Menschheit bewege sich aufwärts, 
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indem jede Gesellschaftsformation an immanente Grenzen gerate und dann 
durch eine „höhere“ Gesellschaftsformation überwunden würde. An die Stelle 
der Feudalordnung tritt die kapitalistische Produktionsweise. Diese ist nach 
Rosa Luxemburg „ihrerseits schon von vornherein, aus der ganzen enormen 
Perspektive des historischen Fortschritts betrachtet, keine unabänderliche und 
für ewige Zeiten bestehende, sondern sie ist ebenso eine Übergangsphase, eine 
Staffel in der kolossalen Leiter der menschlichen Kulturentwicklung wie jede 
der vorhergehenden gesellschaftlichen Formen“ (Luxemburg 1975b: 772). Der 
Kapitalismus ist also in der Auffassung Rosa Luxemburgs ein Fortschritt, bis 
aufgrund der ihm eigenen „fundamentalen“ Widersprüche die „Unmöglichkeit 
des Kapitalismus deutlich zutage“ (ebd.: 778) tritt. „Er ist ein lebendiger histo- 
rischer Widerspruch in sich selbst... Auf einer gewissen Höhe der Entwicklung 
kann dieser Widerspruch nicht anders gelöst werden als durch die Anwendung 
der Grundlagen des Sozialismus...“ (Luxemburg 1975a: 411). 

Es ist aus mindestens zwei Gründen fraglich, dass Entwicklung und Fortschritt 
diesem unterstellten Schema folgen. Zum ersten sind Zweifel an der Dynamik 
der inneren Widersprüche kapitalistischer Akkumulation angebracht. Denn die 
Krisen haben sich trotz ihrer zerstörerischen Auswirkungen immer auch als 
eine Art „Gesundbrunnen“ herausgestellt, der die kapitalistische Produktions- 
weise mit neuer Energie versorgt, weil der Kapitalkoeffizient (ein Indikator für 
die Marxsche „organische Zusammensetzung des Kapitals“) gesenkt und 
gleichzeitig die Verteilung zu Gunsten des Kapitals und zu Lasten der Lohn- 
abhängigen verändert wird. Die Profitrate kann steigen, die Akkumulation 
kommt wieder in Gang. Eher sind die Grenzen der Natur als die des Kapitals 
eine Schranke der Entwicklung. Diese aber schließt Rosa Luxemburg explizit 
aus: „An sich kennt die Ausdehnungsmöglichkeit der kapitalistischen Produk- 
tion keine Grenzen, weil der technische Fortschritt und damit auch die Pro- 
duktivkräfte der Erde keine Grenzen haben...“ (Luxemburg 1975b: 777). Das 
stimmt so nicht, wie wir fast 100 Jahre, nachdem Rosa Luxemburg die „Ein- 
führung in die Nationalökonomie“ verfasst hat, angesichts von Klimakatastro- 
phe und Ölvorräten, die zur Neige gehen, wissen (vgl. dazu Altvater 2005). 
Die Akkumulationsdynamik ist also ganz entscheidend vom gesellschaftlichen 
Naturverhältnis bestimmt, und daher ist es problematisch, Grenzen der Natur 
(der „Produktivkräfte der Erde“) für unerheblich zu halten. 

Einen zweiten Einwand formuliert David Moore als Frage: „Can primitive ac- 
cumulation complete its task in the Third World’“? (Moore 2004: 87) und er 
beantwortet sie mit einem „nein“. Denn nicht nur ist es fraglich, dass sich 
Modernisierung und Fortschritt in zeitlicher Aufeinanderfolge innerhalb einer 
nationalen Gesellschaft vollziehen. Es ist noch weniger wahrscheinlich, dass 
dies räumlich in verschiedenen Gesellschaften nebeneinander geschieht. Dieses 
Urteil ist aus der Kritik der Modernisierungs- und Dependenztheorien be- 
kannt. Allerdings ergänzt Moore die Feststellung um den Hinweis, dass dies 
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eine Folge der „Unvollkommenheit“ des Kapitalismus und daher auch des 
„Komplexes“ von Staat und Gesellschaft sei, und dass „flows of huge amounts 
of wealth - including money as well as pure labour, its products and other re- 
sources - from periphery to core“ (Moore 2004: 92) geleitet werden. Der 
schwache Nationalstaat könne nicht durch einen globalen Staat ersetzt wer- 
den. Den gibt es nämlich nicht, trotz allen Geredes um ein neues „Empire“. 
Allenfalls können „globale öffentliche Güter“ eine gewisse Ausgleichsfunktion 
übernehmen; wenn nicht, dann „Liberian and Congolese warlords will de- 
monstrate how accumulation takes place in the ‘hinterland’. China illustrates 
the brighter but not very libertarian lights of state capitalism following “primi- 
tive socialist accumulation’. Americans will invade more Iragqs...“ (Moore 
2004: 105) Nur die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter kann eventuell 
auf „a fragile trajectory to a different path“ (ebd.) steuern. Das ist eine be- 
scheidene Hoffnung, den „Limes“ zwischen Nord und Süd, von dem Rufin 
schreibt, zu überwinden. 

Der zivilisatorische Fortschritt kommt im Verlauf der kapitalistischen Ent- 
wicklung vor allem dadurch zustande, dass das Geld in Kapital verwandelt 
wird. Das ist ein komplexer Prozess, von dem Moore zu Recht schreibt, „that 
the first stages of capitalist development cannot be accomplished without sig- 
nificant state involvement“ (Moore 2004: 105). Vom Geld als Geld erwarten 
die politischen Philosophen seit Aristoteles nichts Gutes. Denn das Geld, das 
aus der Wertform der Ware resultiert, kann sich gegenüber der Ware mit ih- 
rem Gebrauchswert verselbstständigen und sich dann selbstreferentiell auf sich 
selbst beziehen. Geld unterscheidet sich vom Geld nicht qualitativ, sondern 
nur quantitativ, Geld muss zu mehr Geld werden. Geld spaltet die Gesellschaf- 
ten, denn erstens haben die einen viel, die anderen wenig davon. Reichtum 
und Armut können in monetären Quantitäten ausgedrückt werden, und der 
Geldvermögensbesitzer schützt seinen Schatz gegen die Habenichtse. So 
kommt neben Lug und Trug auch die Gewalt in die Gesellschaft, und es ist 
ein zivilisatorischer Fortschritt, wenn das Monopol der Gewaltausübung nicht 
bei privaten, sondern bei öffentlichen Akteuren liegt, die dazu legitimiert sind. 
Zweitens ist Geld eine soziale Beziehung zwischen Gläubigern, die eine Forde- 
rung haben, und Schuldnern, die die Forderung bedienen müssen. Daraus ent- 
stehen Abhängigkeiten und existenzielle Gefährdungen, wenn Schuldner den 
Schuldendienst nicht leisten können. In vorkapitalistischen Zeiten drohte der 
Schuldturm, die Schuldknechtschaft, die Sklaverei. Hier wird der Staat eine 
Zwangsanstalt zur Sicherung der Funktionen des Geldes im Interesse der Be- 
sitzer von Geldvermögen. 

Das ist ein altes Thema der politischen Philosophie und der Theologie in al- 
len Hochreligionen. Um die für die Gesellschaften schädlichen Wirkungen des 
Geldes und vor allem die von Zins und Zinseszins einzudämmen, ist seit Arıs- 
toteles und später bestärkt im Islam und mit dem kanonischen Zinsverbot der 
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christlichen Kirche der Geldverleih gegen Zinsen geächtet worden. Das diente 
dem Selbstschutz von „langsamen“ Gesellschaften, in denen ökonomisches 
Wachstum ein Fremdwort war, gegen Zinsen, die an die Substanz gingen und 
diejenigen, die sie zu zahlen hatten, mit Sicherheit überforderten. Das änderte 
sich erst seit dem Beginn des Kapitalismus im „langen 16. Jahrhundert“. Das 
kanonische Zinsverbot fiel nach und nach im Zuge der einsetzenden Moder- 
nisierung. Das islamische Zinsverbot blieb vielleicht auch deshalb, weil die is- 
lamische Welt der Modernisierung hinterher hinkte. 

Vor allem Marx fand heraus, dass erst im Kapitalismus der monetäre Zuwachs, 
das „Mehrgeld“ als Mehrwert in der Produktion produziert wird, also nicht 
dadurch zustande kommt, dass einige die anderen im Handel oder bei der 
Kreditvergabe wucherisch ausnehmen (vgl. das 4. Kapitel des ersten Bandes 
des „Kapital“). Nein, die Produktion des Mehrwerts ist kein Nullsummen-, 
sondern ein Positivsummenspiel. Alle Beteiligten haben am Ende mehr, also 
nicht nur die Gläubiger, auch die Schuldner gewinnen. Dies ist durchaus ein 
Fortschritt in der kapitalistischen Entwicklung: Die Zinsen für die Kredite, mit 
denen die Akkumulation erweitert wird, können aus dem Überschuss (aus 
dem produzierten Mehrwert) bezahlt werden. Für die Profite der industriellen 
Kapitalisten bleibt auch genügend übrig, so dass der Anreiz zur Akkumulation 
aufrecht erhalten bleibt, und selbst die Lohneinkommen können steigen, auch 
wenn sich die Verteilung in der Tendenz für die Lohnabhängigen verschlech- 
tert - von den „goldenen Jahren“ der Wirtschaftsentwicklung abgesehen, die 
in der Geschichte des Kapitalismus eine Ausnahme sind. Allerdings ist diese 
positive Wirkung das Resultat der radikalen und brutalen Umgestaltung des 
Produktionsprozesses. Auch dabei spielt der Staat eine entscheidende Rolle. 
Eigentumsrechte müssen gegen die Eigentumslosen geschützt werden, und die 
eigentumslosen Klassen werden häufig genau unter direktem Zwang der 
Staatsgewalt und nicht nur aufgrund des „stummen Zwangs der ökonomi- 
schen Verhältnisse“ (Marx 1867: 765) zur Lohnarbeit gezwungen. 

Die Mehrwertproduktion kennt prinzipiell zwei Formen, die absolute Mehr- 
wertproduktion und die relative Mehrwertproduktion. Letztere setzt voraus, 
dass die Produktivität der Arbeit steigt, dass also in den Produktionsprozess 
moderne technische und organisatorische Methoden zur Steigerung der 
Mehrwertrate eingeführt werden. Dies genau ist die fortschrittliche Seite des 
modernen Kapitalismus, die Produktivkraftsteigerung ist ihre Voraussetzung. 
Daher das Lob der neuen Produktionsmethoden in der kapitalistischen Pro- 
duktion, das im kommunistischen Manifest von Marx und Engels, aber auch 
an anderer Stelle nachzulesen ist. 

Die dem Kapital angemessene Produktionsweise der relativen Mehrwertpro- 
duktion verbreitet sich erst mit der industriellen Revolution, die zugleich eine 
fossilistische Revolution ist. Es findet nämlich ein Übergang von einem auf 
biotischen Energien basierenden Energiesystem zum fossilen Energieregime 
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statt. Nun kann nicht nur der relative Mehrwert steigen, sondern es erhöht 
sich auch der Wohlstand der Nationen, so wie es von der klassischen Politi- 
schen Ökonomie versprochen worden ist. Allerdings ist der Preis des zivilisa- 
torischen Fortschritts in der kapitalistischen Marktwirtschaft hoch. Karl Pola- 
nyı bezeichnet den entbetteten Markt als „Teufelsmühle“, in der die Arbeits- 
kraft, die Natur und das Geld zugrunde gerichtet werden. Darauf wird im 
nächsten Abschnitt zurückzukommen sein. 

Im Unterschied zum relativen Mehrwert kommt der absolute Mehrwert im 
wesentlichen durch die Zunahme des Arbeitsvolumens zustande, indem Ar- 
beitskräfte aus nicht kapitalistischen Sektoren in die kapitalistische Ökonomie 
gezogen werden, durch Vertreibung der Bauern vom Land im Zuge von Ein- 
friedungen (enclosures), die Zunahme von Frauenarbeit, Kinderarbeit und eine 
extreme, die Gesundheit ruinierende Ausdehnung der Arbeitszeit. Das hört 
unter dem modernen Regime der relativen Mehrwertproduktion nicht auf, 
rückt aber in den Hintergrund - dank der sozialstaatlichen Regelungen zur 
Bremsung der „Teufelsmühle“. 

In heutigen Zeiten freilich verändert sich das Verhältnis von relativer und ab- 
soluter Mehrwerterzeugung. Die Zuwachsraten der Arbeitsproduktivität gehen 
zurück (auf die Ursachen kann hier nicht eingegangen werden, vgl. z. B. Glyn 
2006) und damit die Möglichkeiten, den relativen Mehrwert zu steigern. 
Zugleich gewinnen die Finanzmärkte an Bedeutung, die Renditen in eine Hö- 
he erzwingen, die das erwähnte Positivsummenspiel nicht mehr erlauben. Der 
Druck auf die Lohneinkommen und die Arbeitsleistung wird enorm erhöht. 
Die Methoden der absoluten Mehrwertproduktion durch Arbeitszeitverlänge- 
rung, die Zunahme der Arbeitsintensivierung, die Informalisierung und Preka- 
risierung der Arbeit werden bedeutsamer als die „zivilen Formen“ der Ausbeu- 
tung. Die Akkumulation des Kapitals gründet erneut eher auf Enteignung von 
materiellen und immateriellen Errungenschaften, von Vermögen und Rechten, 
als auf Produktion des Surplus. Der „neue Imperialismus“ des 21. Jahrhun- 
derts ist eine Ökonomie der Enteignung („Akkumulation durch Enteignung“ 
- Harvey 2005). 


In der Teufelsmühle 


Von Karl Polanyi wird der historische Übergang zur kapitalistischen Markt- 
wirtschaft als eine „Entbettung“ der Wirtschaft aus der Gesellschaft beschrie- 
ben, und dieser Prozess dauert bis heute fort. In der längsten Zeit der 
Menschheitsgeschichte ist „die Wirtschaft des Menschen... in seine gesell- 
schaftlichen Verhältnisse eingebettet“ (Polanyi 1979: 135) Der entbettete 
Markt und „der Übergang... zu einer Gesellschaft, die, umgekehrt, im Wirt- 
schaftssystem eingebettet ist, war eine gänzlich neue Entwicklung“ (ebd.), die 
im 18. Jahrhundert in England Premiere hatte. Die Dominanz der Marktöko- 
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nomie über die Gesellschaft ist die Bedingung für die „freie* ungebändigte 
Wirkung der Konkurrenz und für den Anstieg des „Wohlstands der Natio- 
nen“, obwohl Adam Smith, wie Polanyi bemerkt, „den Wohlstand der Natio- 
nen als eine Funktion ihres physischen und ethischen Lebens“ (Polanyi 1978: 
157) betrachtete und nicht nur als Folge der Wirkungsweise der „unsichtbaren 
Hand“ des Marktes. 

Freilich darf man sich eine vorkapitalistische Gesellschaft mit eingebetteter 
Wirtschaft nicht als bukolische Idylle vorstellen. Dies hält Marx jenen entge- 
gen, die die sozialen Zerstörungen durch die britische Kolonialherrschaft in 
Indien beklagen: „...So sehr es nun auch dem menschlichen Empfinden wider- 
streben mag, Zeuge zu sein, wie Tausende betriebsamer patriarchalischer und 
harmloser sozialer Organisationen zerrüttet und in ihre Einheiten aufgelöst 
werden..., so dürfen wir doch darüber nicht vergessen, dass diese idyllischen 
Dorfgemeinschaften, so harmlos sie auch aussehen mögen, seit jeher die feste 
Grundlage des orientalischen Despotismus gebildet haben, dass sie den 
menschlichen Geist auf den denkbar engsten Gesichtskreis beschränkten, ihn 
zum gefügigen Werkzeug des Aberglaubens, zum unterwürfigen Sklaven tradi- 
tioneller Regeln machten und ihn jeglicher Größe und geschichtlicher Ener- 
gien beraubten“ (Marx 1853a: 133). 

Der „Entbettungsmechanismus“, wie Anthony Giddens ihn nennt (1995), ist 
jedoch nicht nur Sachzwang, also ein „Fetisch“, der Macht über die Men- 
schen und ihr Bewusstsein erlangt, sondern ein sozialer und politisch unter- 
stützter Prozess der Gesellschaftsspaltung. Wenn er aus den gesellschaftlichen 
und politischen Bindungen „befreit“ ist und wenn die Grenzen der Natur 
missachtet werden, funktioniert der Markt wie eine „Teufelsmühle“, und diese 
zerstört die Arbeitskraft, die Natur und das Geld. „Wenn man den Marktme- 
chanismus als ausschließlichen Lenker des Schicksals der Menschen und ihrer 
natürlichen Umwelt, oder auch nur des Umfangs und der Anwendung der 
Kaufkraft, zuließe, dann würde dies zur Zerstörung der Gesellschaft führen“, 
resümiert Karl Polanyi (Polanyi 1978: 108). Die Arbeitskraft wird durch Über- 
ausbeutung zerstört ebenso wie der Boden. Dies hatte bereits Marx als dunkle 
Seite des industriellen Fortschritts festgestellt: „Die kapitalistische Produktion 
entwickelt... nur die Technik und die Kombination des gesellschaftlichen Pro- 
duktionsprozesses, indem sie zugleich die Springquellen alles Reichtums un- 
tergräbt: die Erde und den Arbeiter“ (Marx 1867: 530). Aber wie steht es mit 
dem Geld? „Während die Gefahren, die dem Boden und der Arbeit durch den 
Mahlstrom des Marktes drohen, ziemlich klar sind, so sind die dem Geldwe- 
sen innewohnenden Gefahren für das Geschäftsleben nicht so ohne weiteres 
ersichtlich“ (Polanyi 1978: 260f.). Polanyi hat vor allem die desaströsen Wir- 
kungen der Deflation vor Augen. Denn da mit sinkenden Preisen auch die 
Profite sinken, komme es unweigerlich zur Krise und zu einer „massiven Zer- 
störung von Kapital“ (Polanyi 1978: 261). Das war auf die Zeiten des Gold- 
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standards bis in die 1920er Jahre gemünzt. Doch auch heute haben die libera- 
lisierten Finanzmärkte verheerende Finanzkrisen ausgelöst, in deren Verlauf 
20% bis mehr als 60% des Bruttoinlandsprodukts der betroffenen Gesellschaft 
vernichtet (d.h. von spekulativen Investoren abgezockt) worden sind (de Luna 
Martinez 2002). Banken- und Währungskrisen haben dann in aller Regel das 
gesamte Wirtschaftssystem der betroffenen Länder durcheinander gebracht 
und viele Menschen in Armut und Elend gestürzt. Einige haben sich dabei 
aber auch mit nicht immer legalen Methoden bereichern können. Geschichten 
von Betrug, Mord und Totschlag bei der Ausplünderung von Ländern kann 
man beispielsweise bei Partnoy (1998) oder Perkins (2005) nachlesen. 

Die Teufelsmühle ist also nicht für alle Menschen in einer Gesellschaft in 
gleicher Weise zermalmend. Sie mahlt für einige auch hohe Gewinne in den 
Sack. Daher ist es abwegig, den sozialen Prozess der Entbettung als einen 
„Mechanismus“ zu klassifizieren. Gegen die Teufelsmühle und ihre barbarisie- 
rende Wirkung, gegen die Umverteilung von Einkommen, Vermögen und 
Macht zu Gunsten des Kapitals sind immer soziale Bewegungen auf der Bild- 
fläche erschienen, zur Verteidigung von Arbeit, Natur und Geld. Die Arbeiter- 
bewegung hat gegen den Markt und seine Akteure Systeme der sozialen Siche- 
rung, in allen Industrieländern dem Kapital den modernen Sozialstaat „aufge- 
herrscht“, ihn erkämpft. Der Naturschutz wurde nach und nach durchgesetzt 
und teilweise zwischenzeitlich zur Staatsaufgabe deklariert. Zur Regulation des 
Geldes sind moderne Zentralbanken und Aufsichtsbehörden entstanden. Das 
sind gesellschaftliche und politische Gegenbewegungen, sozusagen „Sand im 
Getriebe“ der Teufelsmühle entbetteter Märkte. Dies darf man sich nicht als 
einen „politischen Konjunkturzyklus“ (Kalecki 1943/1974) vorstellen, als ein 
dauerndes Her und Hin zwischen Entbettung und Wiedereinbettung des 
Marktes. Es handelt sich um eine soziale Auseinandersetzung um soziale und 
ökonomische Rechte, die immer auch gegen den Staat, um den Staat und im 
Staat geführt wird. Die Strukturen von Ökonomie, Politik, Gesellschaft und 
die Klassenverhältnisse verändern sich in diesem historischen Prozess. Nichts 
ist reversibel und nichts wiederholt sich. 

Das ändert nichts an der Berechtigung der Polanyischen Feststellung, dass li- 
beralisierte Märkte zerstörerische Wirkungen haben und dass die Versprechen 
des Freihandels nichts als Ideologie sind. Die Welle der Liberalisierung, Dere- 
gulierung und Privatisierung im Zuge der Globalisierung seit etwa Mitte der 
1970er Jahre und verstärkt nach dem Zusammenbruch des real existierenden 
Sozialismus kann als eine erneute „Revolution der Reichen gegen die Armen 
bezeichnet“ werden (Polanyi 1978: 61). Diese hat eine gewaltige Umverteilung 
von Einkommen und Geldvermögen in allen Weltregionen zur Folge, eine 
enorme Zunahme der ökonomischen Macht großer Kapitale, die sich als „In- 
vestoren“ camouflieren, die brutale Aneignung von Rohstoffen, von Land, von 
geistigem Eigentum, von anderen bislang öffentlichen Gütern durch deren 
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Privatisierung. Es ist davon die Rede, dass die Praktiken aus der Zeit der ur- 
sprünglichen Akkumulation des Kapitals seit dem 16. Jahrhundert im 21. 
Jahrhundert fortgesetzt werden. David Harvey spricht von der „Akkumulation 
durch Enteignung“ (Harvey 2005), David Moore nennt diese jüngste Entwick- 
lung das „second age of the Third World“, ein Zeitalter der Proletarisierung 
und der Privatisierung (Moore 2004) und - so müssen wir hinzufügen - der 
globalen Vermarktwirtschaftlichung als Prinzip. Die Macht der Zerstörung ge- 
winnt Überhand. Das Mahlwerk der Teufelsmühle läuft wieder schneller. 
„Unbezahlte Mehrarbeit auf dem Vormarsch“, überschreibt das DIW eine Un- 
tersuchung über Arbeitszeiten in Deutschland, die über die tariflichen Rege- 
lungen hinausgehen, und berichtet zugleich über den „wachsenden Niedrig- 
lohnsektor in Deutschland“ (Anger 2006, Brenke 2006). Das ist nur ein Blitz- 
licht. Wenn man die soziale Landschaft gründlich ausleuchten würde, könnte 
man viele solcher Beispiele ın allen Weltregionen für die zerstörerische Teu- 
felsmühle finden. 


Unternehmer und Krieger 


Das wäre vielleicht hinzunehmen, wenn die Zerstörung wie Joseph A. Schum- 
peter darlegt, schöpferisch wäre. Kapitalistische Entwicklung ist in jeder Hin- 
sicht „eine Geschichte von Revolutionen“ (Schumpeter 1950: 137). Techniken 
werden revolutioniert, die Produktionsstruktur oder der „Inhalt des Arbeiter- 
budgets“ (ebd.). Auch die Formen gesellschaftlicher Organisation, Machtpo- 
tentiale und -dispositive, gesellschaftliche Strukturen wandeln sich, sowohl na- 
tional als auch global. Das gesellschaftliche Naturverhältnis und nicht zuletzt 
das Verhältnis von Ökonomie und Politik, von Markt und Staat werden im 
Verlauf der kapitalistischen Entwicklung umgewälzt. Ähnlich wie neues Lernen 
nur möglich ist, wenn Altes vergessen wird, können Innovationen nicht umge- 
setzt werden, ohne dass „das Alte“, das nicht mehr gebraucht wird und viel- 
leicht sogar ein Hindernis der Entfaltung des Neuen darstellt, verdrängt, ver- 
nachlässigt, schließlich zerstört wird. Der Kapitalismus ist in den Methoden 
der relativen Mehrwertproduktion innovativ, aber Innovationen haben einen 
Preis. Die Wirtschaftsstruktur, so Schumpeter, wird „unaufhörlich... von innen 
heraus revolutioniert, unaufhörlich die alte Struktur zerstört und unaufhörlich 
eine neue (geschaffen).“ Und er fügt die Schlussfolgerung an: „Dieser Prozeß 
der ‘schöpferischen Zerstörung’ ist das für den Kapitalismus wesentliche Fak- 
tum. Darin besteht der Kapitalismus und darin muß auch jedes kapitalistische 
Gebilde leben.“ (Schumpeter 1950: 137f). Für die ökonomische Theorie, so 
Schumpeter, folgt daraus, dass eine bloß statische Analyse und die Unterstel- 
lung einer stationären Wirtschaft völlig unzureichend sind. Die Analyse des 
Wirtschaftsgeschehens muss dynamisch sein (Schumpeter 1950: 138) und da- 
bei der Gleichzeitigkeit von Zerstörung und Schöpfung, von Zivilisierung und 
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Entzivilisierung Rechnung tragen. Das hat schon lange vor Schumpeter auch 
Marx erwähnt, vor allem in seinen Schriften über Indien. England habe, so 
führt er aus, „in Indien eine doppelte Mission zu erfüllen: eine zerstörende 
und eine erneuernde - die Zerstörung der alten asiatischen Gesellschaftsord- 
nung und die Schaffung der materiellen Grundlagen einer westlichen Gesell- 
schaftsordnung in Asien.... Hat die Bourgeoisie jemals... einen Fortschritt zu- 
wege gebracht, ohne Individuen wie ganze Völker durch Blut und Schmutz, 
durch Elend und Erniedrigung zu schleifen?“ (Marx 1853b: 221-224). 
„Schöpferische Zerstörung“ ist ein positiv besetzter Begriff, weil damit der Un- 
ternehmer den haut gout des Ausbeuters ablegen kann und zum innovativen 
Schöpfer stilisiert wird - und Innovation ist die Mutter der Wettbewerbsfähig- 
keit. Das verstehen alle, auch der Ex-Bundespräsident Roman „Ruck“ Herzog. 
In einer Rede auf einer Veba-Konzerntagung sagte er: „Wer Gesellschaften in 
einer solchen Situation von innen heraus revolutionieren kann, das hat ein 
anderer Ökonom, Joseph Schumpeter, beschrieben. Es sind die Unternehmer 
und die Manager, die durch Innovation die - wie er sagt - ‘schöpferische Zer- 
störung’ des Althergebrachten betreiben, um Neues zu schaffen.(...) Dynami- 
scher, gewissermaßen schumpetischer Unternehmer sein, ist und bleibt der ka- 
tegorische Imperativ, die erste unternehmerische Verantwortung und Pflicht...“ 
(Herzog 1996). 

Schumpeter ist vorsichtiger als der ehemalige Bundespräsident. Er ist nämlich 
der Auffassung, dass „im ewigen Sturm der schöpferischen Zerstörung“ 
(Schumpeter 1950: 143) durchaus Regeln greifen, nämlich in erster Linie „mo- 
nopolistische Praktiken“ (ebd.: 143ff). In der vollkommenen Konkurrenz kann 
der Schutz von Investitionen nicht gelingen, „die alten Investitionen (müssen) 
entweder unter Opfern angepasst oder aufgegeben werden“ (ebd.: 157), und 
daher werden Innovationen eher ausbleiben, weil die Erträge zu ungewiss sind. 
„Die Einführung neuer Produktionsmethoden und neuer Waren ist bei einer 
von Anfang an vollkommenen - und ganz sofortigen - Konkurrenz kaum 
denkbar“ (ebd.: 172). Erst die Großunternehmung kann mit ihren „monopo- 
listischen Praktiken“ den Prozess der schöpferischen Zerstörung gestalten und 
so „zum kräftigsten Motor (des) Fortschritts und insbesondere der langfristi- 
gen Ausdehnung der Gesamtproduktion“ werden (ebd.: 174f). Innovationen 
benötigen Schutz, z.B. durch Patentierung, gegen die Unterstellung in der 
ökonomischen Theorie, dass nur die Konkurrenz wirtschaftlichen Fort- 
schritt garantiere. Erst das Patent erlaubt die Aneignung dynamischer Unter- 
nehmergewinne. Dazu bedarf es eines Staates, der das Patentrecht durchsetzt 
und die „innovativen Unternehmer“ schützt. Schumpeter hatte es zu seiner 
Zeit noch nicht mit einem finanzgetriebenen globalen Kapitalismus zu tun, in 
dem der „Shareholder Value“ auch durch Betrug, Korruption, Raubzüge und 
nicht durch Innovationen in schöpferischer Zerstörung gesteigert wird. Denn 
die durch Deregulierung geschaffenen Freiräume können auch für Absahne 
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und illegale bis kriminelle Machenschaften genutzt werden. Im Verlauf der 
Deregulierung der vergangenen Jahrzehnte ist ein Zustand der Konkurrenz 
hergestellt worden, den Schumpeter für gar nicht zuträglich für Innovationen 
hält. In den Worten von Makoto Itoh: „Capitalism seems to be running the 
film of history backwards by ‘'melting down’ the sustained trend of a century, 
and returning to an older stage of liberalism (zit. nach Glyn 2006: 23). 

Den Prozess der schöpferischen Zerstörung treiben „dynamische Unterneh- 
mer“ voran. Sie müssen Neues schaffen und zugleich zerstörerisch mit dem 
Alten umgehen. Als Promotoren dieser doppelten Aufgabe werden sie aus e- 
ben diesem Grunde nicht selten mit Kriegsherren verglichen, die die „Metho- 
den des erfolgreichen Angriffs und der Abwehr“ (Lay 1999) gelernt haben 
müssen. Der „Krieg ist der Vater aller Dinge“ lehrte Heraklit im 5. Jahrhun- 
dert v.u.Z. Auch 26 Jahrhunderte danach gilt der „dynamische Unternehmer“ 
als Schöpfer in der Zerstörung, als Partisan des Fortschritts, als Stratege auf 
dem Schlachtfeld des Marktes, als evolutorische Fortentwicklung des Homo 
sapiens erectus zum Übermenschen, zum CEO (Chief Executive Officer) im 
strategischen Spiel der Steigerung des Unternehmenswerts. Tatsächlich findet 
man diese martialische Sprache in der Manager- und Wirtschaftsliteratur. 
„Man muss Krieger sein“, erklärt der Chef der Billig-Fluggesellschaft Air-Berlin 
dem „Manager-Magazin“ in einem Interview (20.8.2004). Mit einem Titel wie 
„Business Krieger. Überleben in Zeiten der Globalisierung“ (Bauer-Jelinek 
2003) wird die Buchauflage zu steigern versucht. Zur Vorbereitung auf den 
harten Unternehmerjob müssen schon im Überlebenstraining die Fähigkeiten 
zu zerstören, ohne mit der Wimper zu zucken, gelernt, ja verinnerlicht wer- 
den. „Überlebenstraining für Manager“ im tropischen Urwald soll hart ma- 
chen, Bergsteigen für Führungskräfte im „Hochseilgarten“ soll ihnen die Angst 
vor dem Absturz nehmen. Die Natur ist den dynamischen Unternehmern nur 
Trainingsgelände für ihre innovativen und daher zugleich zerstörerischen Prak- 
tiken. Die Zerstörung im Interesse der Innovationen und des wirtschaftlichen 
Fortschritts wird durchaus als Kriegsakt gegen gesellschaftliche Interessen, Be- 
wegungen, Machtgruppen, politische Kräfte verstanden, die am Alten festhal- 
ten und es verteidigen. Verkrustungen gilt es aufzubrechen, und darüber gibt 
es einen breiten medialen Konsens. 

Doch von Schumpeter wissen wir auch: Wenn bei diesen militanten Übungen 
zur Steigerung der Konkurrenzfähigkeit die sichernden Regeln außer Kraft ge- 
setzt werden, werden Innovationen aus Gründen der Vorsicht entweder nicht 
unternommen oder die „innovativen Unternehmer“ verwandeln sich in ge- 
meingefährliche Hasardeure. 

Interessanterweise betont Schumpeter jene sozialen, politischen und ökonomi- 
schen Sicherheiten, die die Akteure im Kapitalismus zur Innovation veranlas- 
sen. Planungssicherheit wird durch die große Unternehmung hergestellt, nicht 
durch die ungebändigte Konkurrenz auf dem Markt. Allerdings müssen auch 
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die „monopolistischen Praktiken“, die Schumpeter positiv wertet, kontrolliert 
werden. Denn es ist überhaupt nicht ausgeschlossen, dass sie sich gegen die 
Gesellschaft wenden. Dann könnte es sein, dass nach der Zerstörung das 
Schöpferische ausbleibt. Schumpeter hat die schöpferische Zerstörung nicht 
nur als Gleichzeitigkeit synchron sondern vor allem als eine Aufeinanderfolge 
diachron verstanden. Das Schöpferische folgt aus der Zerstörung, es ist der 
Bruch der Zirkularität der tradierten Entwicklung, die kapitalistische Zivilisa- 
tion macht Fortschritte. Doch ist die Annahme dieser Stufenfolge realistisch? 
Realistischer bei der Einschätzung kapitalistischer Entwicklung ist eine vor- 
wiegend synchrone Betrachtung der Gleichzeitigkeit von Zivilisierung und 
Zerstörung. Hier kommt zweifelsfrei die Dialektik der Aufklärung zum Tra- 
gen, die Licht- und Schattenseiten des Projekts der Moderne, so wie es der 
Maler Francisco Goya zeichnete: „Der Traum der Vernunft gebiert Unge- 
heuer“. 


Von globaler Inwertsetzung zum „prepaid capitalism” 


Die bürgerlichen Revolutionen des 18. und 19. Jahrhunderts sprengen die 
feudalen Fesseln, die Ordnung des Zunftwesens, die Jahrhunderte lang dafür 
gesorgt haben, dass die Gesellschaft die Ökonomie dominierte und deren Dy- 
namik den langsamen gesellschaftlichen Entwicklungen unterordnete. Erst in 
der „Great Transformation“ (Polanyi 1978) zur kapitalistischen Marktwirt- 
schaft werden jene Freiräume geschaffen, die ein funktionierender Markt be- 
nötigt. Nun ist der Kapitalismus unvergleichlich dynamischer als die vorkapi- 
talistischen Gesellschaften. Dies zeigen schon die wirtschaftlichen Wachstums- 
raten, die sich seit dem Ende des 18. Jahrhunderts von jährlich ca. 0,2% in 
den Jahrhunderten zuvor auf mehr als 2% im Durchschnitt der nachfolgenden 
200 Jahre verzehnfachen (Daten nach Maddison 2001). In quantitativen Grö- 
Ren gemessen steigt tatsächlich „der Wohlstand der Nationen“, aber zugleich 
wird auch die Ungleichheit in den Nationen und zwischen den Nationen grö- 
ßer. Da sich die neue kapitalistische Dynamik vor allem der Industrialisierung 
und dem massenhaften Einsatz fossiler Energieträger verdankt, und Wachstum 
in der Zeit immer auch mit der Expansion im Raum einhergeht, wird der 
„Umweltraum“ beansprucht und schließlich überbeansprucht. Die globale 
Umweltkrise hat inzwischen alle Sphären des Planeten Erde ergriffen, die Bio- 
sphäre infolge der Beeinträchtigung der Biodiversität ebenso wie die Atmo- 
sphäre wegen des Treibhauseffektes oder die Hydrosphäre aufgrund der Ver- 
schmutzung aller Gewässer, und sie ist dafür verantwortlich, dass die ökono- 
mischen Kosten des Wachstums inzwischen steigen. Die Zerstörung ist also 
nicht immer kreativ, die unternehmerische Befolgung des „kategorischen Im- 
perativs“ der Innovation durch „schöpferische Zerstörung“ resultiert in der 
„Zerstörung der Schöpfung“. 
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Diese Geschichte der Zivilisierung und Entzivilisierung des Kapitalismus lässt 
sich auch in der Geschichte des Kolonialismus und des Imperialismus wieder- 
finden. Rosa Luxemburg hat die extrem ausbeuterische Wirkung der Kolonial- 
systeme vielleicht am eindruckvollsten dargestellt (vor allem in: Luxemburg 
1975a). Der Grund ist möglicherweise der theoretische Fehler Rosa Luxem- 
burgs bei der Interpretation der Marxschen Reproduktionsschemata im zwei- 
ten Band des „Kapital“. Sie ging davon aus, dass der produzierte Mehrwert im 
Falle der erweiterten Reproduktion nicht vollständig durch die Käufe der Ar- 
beiter- und Kapitalistenklasse realisiert werden könne. Es bleibe ein überpro- 
duzierter Rest. Daher ist der Kapitalismus „auch in seiner vollen Reife in jeder 
Beziehung auf die gleichzeitige Existenz nichtkapitalistischer Schichten und 
Gesellschaften angewiesen“ (Luxemburg 1975a: 313f), die die Realisierung des 
Mehrwerts besorgen und so die Akkumulation des Kapitals in Gang halten. 
Das Kapital kann gar nicht „ohne die Produktionsmittel und die Arbeitskräfte 
des gesamten Erdballes... auskommen, zur ungehinderten Entfaltung seiner 
Akkumulationsbewegung braucht es die Naturschätze und die Arbeitskräfte al- 
ler Erdstriche.“ (Luxemburg 1975a: 314) Wie sich das Kapital die Erde unter- 
ordnet, ist Gegenstand der Darstellung der „geschichtlichen Bedingungen der 
Akkumulation“ im 27. bis 32. Kapitel in der „Akkumulation des Kapitals“ aus 
dem Jahre 1913 (Luxemburg 1975a: 316-411). Der theoretische Fehler veran- 
lasst also zu einer umfassenden historischen Darstellung kapitalistischer Ex- 
pansıon, der Inwertsetzung im Sinne der Integration aller Räume in den Pro- 
zess kapitalistischer Wertbildung und Verwertung. 

Darin wird eindringlich und überzeugend in einer großartigen und leiden- 
schaftlich geschriebenen historischen Skizze geschildert, wie die Naturalwirt- 
schaft bekämpft, also das nicht-kapitalistische Milieu zugleich genutzt und 
dabei zerstört (27. Kapitel) und wie die Warenwirtschaft auf den Trümmern 
der Naturalwirtschaft eingeführt wird (28. Kapitel). Märkte werden häufig mit 
militärischer Gewalt (wie in den so genannten „Opiumkriegen“ in China) ge- 
öffnet. Auch hier zeigt sich wieder der politisch-ökonomische Machtkomplex, 
der das Kolonialsystem trägt. Auch stellt sie dar, wie die Bauernwirtschaft und 
andere Formen der Subsistenzökonomie vernichtet (29. Kapitel), wie durch in- 
ternationale Anleihen Länder ausgeblutet und in Abhängigkeit von den impe- 
rialen Mächten gebracht werden (30. Kapitel). Dann geht es darum, wie mit 
Schutzzöllen und gleichzeitiger Freihandelsrhetorik die imperialistischen Kern- 
länder ihre Wirtschaft schützen und andere Ökonomien öffnen, um sie in den 
globalen Akkumulationsprozess, in ihren politischen und ökonomischen 
Herrschaftsbereich zu integrieren (31. Kapitel). Dabei spielt die Gewalt eine 
herausragende Rolle (32. Kapitel), und daher begleitet der Militarismus „die 
Schritte der Akkumulation in allen ihren geschichtlichen Phasen“ (Luxemburg 
1975a: 398) Es ist eben nicht möglich, die Einbeziehung des „nichtkapitalisti- 
schen“ Milieus in das imperialistische, in das kapitalistische Weltsystem zu er- 
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örtern, ohne dabei die Rolle von Politik und Staat zu berücksichtigen. Dieser 
Prozess ist nie abgeschlossen, weil im Zuge kapitalistischer Akkumulation - 
anders als Rosa Luxemburg meinte - immer wieder Menschen und Gesell- 
schaften exkludiert werden: die informell und prekär Beschäftigten, die Men- 
schen, die aus den monetären Kreisläufen ausgeschlossen sind, weil sie über 
kein Geld verfügen, und die aus den globalen Kreisläufen ausgesonderten Re- 
gionen. Also geht es nicht nur um Enteignung, sondern auch um Exklusion 
und obendrein um die Belastung mit den negativen Externalitäten des kapita- 
listischen Produktionsprozesses, insbesondere mit den Zerstörungen der Um- 
welt (vgl Hallowes/Butler 2005, die diese Unterscheidung explizit treffen). 

Die Integration von nicht kapitalistischen Räumen und Menschen in den ka- 
pitalistischen Akkumulationsprozess durch die Mechanismen des Marktes, des 
Geldes und des Kapitals wird begleitet von politischer Gewaltausübung, eben- 
so wie die soeben erwähnte Fxklusion in aller Regel nicht nur mit ökonomi- 
schen Mitteln erfolgt sondern politisch bewirkt wird. Die Inwertsetzung, also 
die Einbeziehung in die Welt der Werte, ist ohne den Staat gar nicht möglich. 
Die „Freiheit“ des Arbeiters, seine Ware Arbeitskraft auf dem Markt anbieten 
zu können, erfordert die andere Freiheit, die von den Produktionsmitteln, weil 
durch den Staat daran Eigentumsrechte an Kapitalisten vergeben wurden. Ei- 
gentumsrechte gründen daher in aller Regel nicht auf Arbeit (wie John Locke 
schreibt), sondern sehr häufig auf gewaltsamen Prozessen der Enteignung. 
Selbst die liberalen Vertreter eines minimalen Staates halten die Vergabe und 
Sicherung privater Eigentumsrechte für eine öffentliche Aufgabe. Ausbildung 
und Schutz der Arbeitskraft gegen Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit und im 
Alter sowie andere öffentliche Güter und Dienste hingegen werden mehr und 
mehr privatisiert. Die öffentliche Hand zieht sich also aus der Versorgung der 
Bürgerinnen und Bürger mit Gütern und Diensten der Daseinsvorsorge zu- 
rück, überlasst dies privaten Unternehmen, die die Bürgerinnen und Bürger 
mit politischen Rechten gegenüber dem Staat als Konsumenten bedienen, aber 
nur dann, wenn diese auch über die notwendige Kaufkraft verfügen, um das 
Angebot der Güter und Dienste der Daseinsvorsorge auf dem Markt profitabel 
zu machen. Wenn der Staat bei der Bereitstellung von öffentlichen Gütern, 
d.h. von „allgemeinen Produktionsbedingungen“ (Marx) zurückgenommen 
wird, schwinden auch die Voraussetzungen für eine nachholende ursprüngli- 
che Akkumulation, bei der der Staat historisch eine große Rolle gespielt hat 
(Moore 2004). 

Statt dessen stützt der Staat den Prozess der Inwertsetzung durch private An- 
eignung öffentlicher Güter und von Ressourcen. Dabei werden auch (private) 
Eigentumsrechte gesichert, und daher widerspricht die liberal-neoliberale Auf- 
fassung vom minimalen Staat keineswegs der aktiven Ausübung der Staatsge- 
walt. Die Ultraliberalen, die am liebsten den Staat als Sozial- und Interventi- 
onsstaat abschaffen würden, sind auch jene, die ohne Wimpernzucken die An- 
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eignung von Ressourcen - vom Öl im Irak bis zum Kabeljau vor Neufund- 
land oder zum Coltan im Kongo militärisch betreiben. Das ist die unilaterale 
Methode des „neuen Imperialismus“ (Harvey 2005). Parallel dazu werden mul- 
tilaterale Strukturen einer internationalen Staatlichkeit durch internationale 
Organisationen, den IWF oder die Weltbank und die EU errichtet und ein 
Regelsystem geschaffen: Darin gehört die Privatisierung öffentlicher Güter zu 
den Kernelementen von „(global) good governance“ (vgl. Soederberg 2006), 
der sich die Länder zu befleißigen haben, die auf Kredite angewiesen sind. 
Gutscheine für die Bildung, Kundenkarten für das Gesundheitswesen, voraus- 
gezahlte Karten für den Wasserzähler, um das Wasser geliefert zu bekommen, 
bestimmen dann das Alltagsleben. Der Kapitalismus wird zum „prepaid capi- 
talism“, Es gilt nicht mehr die Regel des Warentausches „erst die Ware, dann 
das Geld“, sondern die Macht und das Misstrauen verlangen „erst das Geld, 
dann die Ware“. Der perverse prepaid capitalism wird total wie in vielen afri- 
kanischen Ländern, wo sich die Menschen der totalen Inwertsetzung und 
Monetarisierung von elementaren Lebensbedingungen wie der Versorgung mit 
Wasser nur noch durch illegale Akte, also durch den Diebstahl von Wasser 
oder Energie, entziehen können - es sei denn sie revoltieren gegen dieses Sys- 
tem einer „Akkumulation durch Enteignung“ (Harvey 2005). Dies ist in Boli- 
vien geschehen, und dort wurde denn auch von Präsident Morales im April 
2006 die Privatisierung der Bodenschätze durch deren Nationalisierung rück- 
gängig gemacht. Inwertsetzung durch Enteignung und den Übergang zu einem 
prepaid capitalism ist nicht eine erste Stufe ın aufstrebender kapitalistischer 
Entwicklung, sondern Entwicklungsblockade, die noch dadurch höher wird, 
dass denjenigen, die sich am wenigsten zu wehren in der Lage sind, die „Ex- 
ternalitäten“ der Entwicklung, die Umweltschäden und sozialen Kosten aufge- 
bürdet werden. Am Beispiel der Ölförderung in Nigeria beschreibt Naomi 
Klein, wie für den Treibstoff der Autos die Natur des Niger-Deltas zerstört, die 
Menschen krank gemacht und sogar ermordet werden (Klein 2001: 388ff; 428ff). 
Wie beim Zauberlehrling von Goethe verwandelt sich der „losgelassene Kapi- 
talismus“ (Glyn 2006), der wild gewordene Kapitalismus („Capitalismo selva- 
gem, bzw. salvaje“ sind geläufige Begriffe in Lateinamerika) und der Privatisie- 
rungszauber des „prepaid capitalism“ in unbändige Plage für die Menschen in 
den betroffenen Ländern. Nur gibt es keinen Zaubermeister, der den Spuk mit 
dem erleichternden Zauberspruch anhalten könnte „Besen, Besen sei’s gewe- 
sen...“ Die Zähmung des Kapitalismus und seine Zivilisierung kann nur durch 
soziale Bewegungen gelingen, darunter die von den Barbaren des Geistes im 
„Merkur“ abschätzig so genannten „Sozialisten des Herzens“. 
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Was ist heute noch links? 


In einer nostalgischen Fernsehsendung, 
die den 68ern Lebewohl sagte, wurde 
Robert Gernhardt gefragt, warum er 
noch links sei. Weil er nicht rechts sei, 
antwortete der Dichter. So leer die Ant- 
wort anmutet, sie enthält einen wichti- 
gen Hinweis: Links und Rechts sind rela- 
tionale Begriffe. Betrachtungen über die 
Linke sind wenigstens implizit auch Be- 
trachtungen über die Rechte. Was aber 
ist die sachliche Substanz der Unter- 
scheidung? Hat sie einen invarianten 
Kern? Ja, meinte der italienische Philo- 
soph Norberto Bobbio: Linke sind für 
Gleichheit oder tendenziell für Gleich- 
heit, Rechte sind für Ungleichheit oder 
tendenziell für Ungleichheit (Bobbio 
1994). Die Antwort ist in ihrer eleganten 
Schlichtheit nicht zu schlagen, und sie 
scheint mir im Grunde richtig zu sein. 
Ohne weitere Differenzierungen wird sie 
allerdings nicht verständlich. 


Von Ursachen und Zuständen 


In einem gewissen Sinne sind auch mo- 
derne Rechte für Gleichheit. Von ihren 
extremsten Vertretern abgesehen, akzep- 
tieren auch sie, dass alle Menschen als 
Gleiche zu achten und zu berücksichti- 
gen sind. Alle nicht radikalen Rechten 
lassen die Menschenrechte als Minimal- 
gebot der politischen Moral gelten. Strit- 
tig kann dann nur mehr sein, wie man 
die Idee der gleichen Achtung und Rück- 
sicht und ihrer menschenrechtlichen 
Verwirklichung konkretisieren sollte. 

Etwas plakativ gesagt: Rechte konkreti- 
sieren sie in einem minimalistischen Sin- 
ne, Linke in einem maximalistischen. 
Minimalistisch heißt im Wesentlichen: 


Menschenrechte werden primär verstan- 
den als Rechte auf negative Freiheiten, 
als Abwehrrechte gegen den Staat. Linke 
weisen gegen diese Minimierungsstrategie 
darauf hin, dass Rechte nicht lediglich 
Versprechen bleiben dürfen, sondern, 
marzistisch gesprochen, einen Gebrauchs- 
wert haben müssen. Dieser Gebrauchswert 
verlangt nach ihrer Materialisierung. 

Ein weiterer Einwand nicht aller, aber 
vieler Linker lautet: Werden Menschen- 
rechte allein als Freiheitsrechte verstan- 
den, so nützen sie nur denjenigen, die 
wenigstens potentiell stark und selbstän- 
dig genug sind, um sich selbst zu 
bestimmen. Menschenrechte sind aber 
universelle Rechte: Sie kommen allen 
Menschen als solchen zu, ungeachtet aller 
empirischen Unterschiede. Sie sind Rechte 
auch für diejenigen, die die nötige Stärke 
und Selbständigkeit nicht mehr, noch 
nicht oder prinzipiell nicht haben. 

Eine linke Auslegung der menschenrecht- 
lichen Gleichheitsidee' erkennt man im 
Zweifelsfall an einem gewissen Konse- 
quentialismus. Linke neigen dazu, Welt- 
zustände zu bewerten, während Rechte 
eher Kausalitäten betonen. In der rech- 
ten Rhetorik spielt die Unterscheidung 
von Unrecht und Unglück eine funda- 
mentale Rolle, in der linken nicht. Die 
Unterscheidung von Unrecht und Un- 


1 Dabei ist Gleichheit immer normativ zu 
verstehen, nicht empirisch. Manche Linke 
missverstehen ihre Parteinahme für Gleichheit 
als Feststellung über Faktisches, etwa die „an 
sich“ gleiche Begabung aller Menschen. Doch 
der springende Punkt ist ein normativer: 
Gleichheit ist eine Forderung und nichts, was 
sich empirisch dingfest machen lässt. 
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glück wird von Rechten so verstanden, 
dass ein Unrecht vor allem ist, was je- 
mandem durch andere Akteure intentio- 
nal zugefügt wird; die paradigmatischen 
Fälle sind Unterdrückung und Zwang. 
Alles andere schieben Rechte auf die Sei- 
te des Unglücks. Dazu kann auch gehö- 
ren, dass einige Menschen in der sozia- 
len Chancenverteilung sehr viel schlech- 
ter wegkommen als andere. 

Linke neigen insofern zum Konsequenti- 
alismus, als sie das Augenmerk eher auf 
unsere Handlungsmöglichkeiten richten 
und nicht so sehr auf die Frage, wie ein 
bestimmter Zustand der Abweichung 
von Gleichheit zustande gekommen ist. 
Wenn wir beispielsweise sehen, dass in- 
folge angeborener Benachteiligung einige 
unverschuldet schlechter dastehen als 
andere, dann interessiert Linke vor allem, 
ob wir individuelle oder gemeinschaftli- 
che Möglichkeiten der Korrektur oder 
Kompensation haben. Weniger wichtig 
nehmen sie, ob die Benachteiligung das 
Ergebnis fremden Handelns oder zunächst 
nur unglücklicher Umstände war. 

Um das kurz an der Institution des 
Marktes zu illustrieren: Nicht alle, aber 
einige Rechte sind marktradikal (andere 
wollen gewisse Ungleichheiten auch und 
vor allem gegen den Markt gewahrt wis- 
sen). Eine marktradikale Extremposition 
hat der Sozialtheoretiker und Ökonom 
Friedrich August Hayek eingenommen 
(von Hajek 1980-81). Der Markt galt ihm 
als subjektlos funktionierender Mecha- 
nismus, über den wir Informationen er- 
langen und den wir aus Gründen der 
Wohlfahrtserzeugung auch nicht entbeh- 
ren können. Wenn der Markt bestimmte 
Ergebnisse erzeugt, sind diese jeder Art 
von Gerechtigkeitskritik entzogen, und 
zwar aus logischen Gründen: weil sie sich 
nicht zurückführen lassen auf Intentio- 
nen bestimmter Akteure. Sie sind inten- 
tionslos zustande gekommen; marxis- 
tisch gesprochen: naturwüchsig. 

Eine linke Erwiderung lautet: Der Markt 
ist eine Institution, deren Resultate zwar 
hinter dem Rücken der Akteure zustande 
kommen, deren Rahmenbedingungen - 
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und die Reichweite ihrer Geltung - je- 
doch in unsere gemeinschaftliche Ver- 
antwortung fallen. Hayek verkürzt die 
Gerechtigkeitsidee auf die Möglichkeit 
individueller Zuschreibung von Verant- 
wortung. Wenn aber der soziale Mecha- 
nismus des Marktes systematisch Un- 
gleichheiten erzeugt oder verstärkt, so 
müssen wir uns fragen, welche unpartei- 
lich gerechtfertigt sind. Die ungerechtfer- 
tigten sollten wir nach Maßgabe unserer 
Korrekturmöglichkeiten korrigieren. 


Spielarten der Linken 


Ich habe bis jetzt immer so gesprochen, 
als gäbe es die Linke und als stünde die- 
se auf einer menschenrechtlichen Basis. 
Das ist natürlich nicht generell der Fall. 
Es gibt linke Strömungen, in deren Deu- 
tung des Gleichheitsgedankens die Men- 
schenrechte allenfalls instrumentell, aber 
nicht prinzipiell vorgesehen sind. Ich 
würde sagen, dass Marx’ Ideologiekritik 
der Menschenrechte nicht so sehr als I- 
deologiekritik verfehlt war - als solche 
hat sie viel Augenöffnendes gehabt -, 
sondern dass die andere Seite, die prin- 
zipielle Verteidigung der menschenrecht- 
lichen Idee, gefehlt hat. Das hat, gewiss 
gegen Marx’ Intentionen, eine fatale 
Tradition autoritärer, namentlich partei- 
kommunistischer Linker begünstigt. Die- 
se Tradition ist diskreditiert, weshalb ich 
sie im Weiteren übergehen werde. 

Nicht diskreditiert sind zum einen liber- 
tär-anarchistische, zum anderen liberale 
linke Positionen. Das Problem mit liber- 
tär-lınken Positionen ist, dass sie zwar 
nicht den Intentionen, wohl aber den 
absehbaren Ergebnissen ihrer Verwirkli- 
chung nach regressiv sind: Sie bedeute- 
ten einen fundamentalen Rückfall hinter 
die Differenzierungsformen moderner 
Gesellschaften. Ein „Unmittelbarkeits- 
Kommunismus“ (Rainer Land), ohne 
Geld, Recht, Staat und systemisch ausdif- 
ferenzierte Handlungsbereiche, ist keine 
Option, die wir ohne unerträgliche Ver- 
luste an Wohlfahrt und Freiheiten ergrei- 
fen könnten. 


Was ist heute noch links? 


Was bleibt, ist jene liberal linke Position, 
von der ich bislang stillschweigend aus- 
gegangen war. Sie tritt in zwei Ausprä- 
gungen auf. Beide verbindet ein starkes 
Verständnis von Menschen- und Bürger- 
rechten, das wiederum in einer Wert- 
schätzung individueller Selbstbestim- 
mung oder personaler Autonomie wur- 
zelt. 

Die eine Ausprägung dieser liberalen 
Linken ist die zivilgesellschaftlich-repu- 
blikanische. Sie betont in erster Linie die 
politische Autonomie der Person und 
den politischen Zweck individueller 
Rechte und Freiheiten. Die andere Aus- 
prägung könnte man - frei von allen 
parteipolitischen Anklängen - sozial- 
liberal nennen. Sie ist heute in der anglo- 
amerikanischen politischen Philosophie 
tonangebend, was beinahe allein an dem 
Werk des Amerikaners John Rawls, Eine 
Theorie der Gerechtigkeit liegt. Dieses 
Werk bildet den Bezugsrahmen, in dem 
bis heute angloamerikanische Autoren 
Fragen der Gleichheit diskutieren. Für 
die andere, die  zivilgesellschaftlich- 
republikanische Tradition der liberalen 
Linken stehen in Deutschland vor allem 
Jürgen Habermas und die sich an ihn 
anschließende Tradition einer Diskurs- 
theorie der Politik. 

Ich habe eine gewisse Präferenz für die 
sozial-liberale Variante, obwohl ich die 
zivilgesellschaftliche in Grenzen für ein 
notwendiges Korrektiv halte. Gewiss be- 
darf die sozial-iberale Gleichheitsidee 
der demokratischen Konkretisierung. 
Überdies sind demokratische Teilnahme- 
rechte selbst ein gleich zu verteilendes 
Grundgut. Die zivilgesellschaftliche Vari- 
ante darf andererseits nicht übersehen, 
dass Gleichheit, erstens, nicht aufgeht in 
der Idee gleicher politischer Teilnahme- 
möglichkeiten, sondern dass sie gleiche 
Verwirklichungschancen auch über poli- 
tische Partizipation hinaus meinen muss. 
Zweitens birgt die zivilgesellschaftliche 
Ausprägung der Linken die Gefahr zu 
übersehen, in welchem Maße zivilgesell- 
schaftliche Freiheiten auf eine starke 
staatliche oder staatlich gewährleistete 
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Hintergrundsicherung angewiesen sind. 
Andernfalls ist faktisch nicht zu erwar- 
ten, dass genügend Akteure zivilgesell- 
schaftlich, das heißt kreativ, mutig und 
auch widerständig handeln werden. 

Die Phase des stärksten zivilgesellschaft- 
lichen Engagements der 70er und frühen 
80er Jahre in der alten Bundesrepublik 
war nicht zufällig eine Phase entwickelter 
sozialer Sicherheiten. Das Wegbrechen 
sozialer Sicherheiten hat umgekehrt zur 
Abschwächung zivilgesellschaftlichen En- 
gagements beigetragen. Nur wenn das 
bedacht wird, kann die Zivilgesellschaft 
eine linke Idee sein. Schließlich gibt es 
durchaus Tendenzen, sie zu Zwecken des 
Sozialabbaus zu instrumentalisieren. Die 
Anfälligkeit nicht weniger Grüner für 
den Neoliberalismus hat damit zu tun, 
dass ihre zivilgesellschaftliche Orientie- 
rung eine abstrakte Staatsgegnerschaft 
begünstigt und diese wiederum eine Un- 
terschätzung der strukturellen Gewalt 
von Märkten bei Überschätzung der re- 
pressiven Gewalt von Staatsadministrati- 
onen und der Entfremdung in und 
durch Bürokratien nahe gelegt hat. 


Ein radikales Verständnis von 
Chancengleichheit 


Der soziale Liberalismus scheint mir da- 
her der überzeugendste Bezugsrahmen 
für die Begründung einer modernen lin- 
ken Position zu sein. Seine wichtigsten 
Voraussetzungen sind: Erstens: Alle zäh- 
len als Gleiche. Zweitens: Soweit Men- 
schen die Möglichkeit der selbstverant- 
wortlichen Lebensführung als freie Per- 
sonen haben, muss man ihnen gewisse 
Ergebnisse ihres eigenen Entscheidens 
und Handelns auch zumuten. Das kann 
bedeuten, dass sie aus Gründen, die sie 
selbst zu verantworten haben, schlechter 
dastehen als andere. 

Die andere Seite ist aber, dass Menschen 
in den Hinsichten, die sie nicht selbst zu 
verantworten haben, nicht so behandelt 
werden dürfen, als wären sie dafür zu- 
ständig. Denken wir an die folgenden 
Hintergrundbedingungen: In welche Fa- 
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milie wurde ich hineingeboren; welcher 
Generation gehöre ich an; mit welchen 
Talenten bin ich gesegnet? Sie fallen ge- 
mäß einem starken oder radikalisierten 
Verständnis von Chancengleichheit nicht 
in die Verantwortung der Personen. Ich 
glaube, es ist dieses starke oder radikali- 
sierte Verständnis von Chancengleich- 
heit, das die überzeugendste Interpretati- 
on einer liberalen linken Gleichheitsidee 
darstellt. Das bedeutet zweierlei: 

Erstens: Es ist falsch, Chancengleichheit 
in einen Gegensatz zu bringen zur Um- 
verteilung oder verteilenden Gerechtig- 
keit. Chancengleichheit ist eine mögliche 
Konkretisierung der Idee verteilender Ge- 
rechtigkeit. Sie ist nicht ein Anderes oder 
ein Jenseits davon. Umverteilung muss 
mit Bezug auf die Angleichung von 
Chancen gerechtfertigt werden. Zweitens: 
Der für diese Idee entscheidende Wert, 
auf den hin verteilt wird, ist die indivi- 
duelle Freiheit oder Autonomie der Per- 
son. Dabei ist es falsch, zwischen Frei- 
heit und Gleichheit einfach einen Ge- 
gensatz zu behaupten, weil Freiheit und 
Gleichheit auf zwei verschiedenen Ebe- 
nen liegen. Freiheit ist eine Antwort auf 
die Frage: Was ist der Wert, auf den hin 
wir gleich behandelt werden wollen? 
Gleichheit ist eine Antwort auf die Frage: 
Wie soll verteilt werden? Es ist nicht so, 
dass man dieser liberalen Konzeption zu- 
folge zwischen Freiheit und Gleichheit 
irgendeine Art von Formelkompromiss 
finden müsste. Vielmehr geht es um die 
Konkretisierung und Materialisierung der 
letztlich urliberalen Idee gleicher Freihei- 
ten. Die linke Zutat zu dieser Idee ist die 
der Materialisierung nach bestimmten 
Hinsichten. Eine liberal linke Position 
würde Egalisierung und also Umvertei- 
lung in jenen, aber nur in jenen Hinsich- 
ten verlangen, in denen die Personen aus 
Gründen der Fairness nicht selbst ver- 
antwortlich zu machen sind. 


Bausteine zu einer linken Agenda 


Drei Punkte seien genannt, die sich aus 
dieser Position für eine moderne linke 
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Agenda ergeben könnten. Dabei will ich 
mich jeweils an Faktoren orientieren, die 
zweifelsfrei nicht in die Eigenverantwor- 
tung der Personen fallen, sondern zu den 
Hintergrundbedingungen gehören, unter 
denen die Personen überhaupt erst Ver- 
antwortung übernehmen können. 

Niemand hat verdient, in welche Familie 
er hineingeboren wird. Deshalb gehört 
zu jeder linken Position, die am Gleich- 
heitsgedanken festhält, eine radikale Kri- 
tik des Erbrechts. Auch wenn man aus 
verschiedenen Gründen, etwa der Efhı- 
zienz oder des Wertes von Familienbin- 
dungen, davon absieht, das Erbrecht 
ganz abschaffen zu wollen, so ist es den- 
noch für die Frage der Umverteilung ei- 
ne viel näher liegende Position, das 
Erbrecht anzugreifen, als eine Anhebung 
der Vermögenssteuer zu fordern. 

Eine linke Position erkennt man also 
daran, dass sie das Erbrecht angreift. Das 
ist übrigens eine Idee, die sich nicht nur 
bei Marx findet, sondern außer bei dem 
Anarcho-Sozialisten Michael Bakunin 
beispielsweise auch bei John Stuart Mill, 
einem Gründungsvater des sozialen Libe- 
ralismus aus dem 19. Jahrhundert. Der 
Zweck der Einschränkung des Erbrechts 
ist ein Maximum der Annäherung an 
Gleichheit der Startbedingungen. 

Ein zweiter Punkt nimmt Bezug auf ein 
Argument von John Rawls: Auch Talente 
- die in der Lotterie der Natur verteilten 
Gaben wie Schönheit, Intelligenz, Cle- 
verness und Risikobereitschaft - gehören 
zu den Faktoren, für die die Personen 
wenigstens anfänglich nicht verantwort- 
lich sind. Wir driften gegenwärtig auf ei- 
nen Zustand der Gesellschaft zu, in dem 
kognitive Fähigkeiten mehr denn je zu 
Schlüsselressourcen werden. In der „Wis- 
sensgesellschaft“ sind die eigentlichen 
Verlierer - um es etwas salopp und poli- 
tisch unkorrekt zu sagen - die ‘Dum- 
men’. Ich glaube nicht, dass die Linke 
wirklich schon eine Antwort auf die Fra- 
ge gefunden hat, wie denn eine Inklusion 
derer aussieht, die nicht in der Lage sind, 
die Angebote der Wissensgesellschaft 
souverän zu nutzen, wenn man sie nur 


Was ist heute noch links? 


ein wenig fördert und vielleicht auch 
zwingt. Jede - gewiss notwendige - Stär- 
kung des Faktors Bildung stärkt auch die 
tendenzielle Monopolstellung der Res- 
source Wissen. Das bedeutet eine 
Kampfansage an alle, die aus welchen 
Gründen auch immer in kognitiver Hin- 
sicht nicht nur aktuell benachteiligt sind, 
sondern auch künftig absehbar benach- 
teiligt sein werden. Eine grundlegende 
Sorge der Linken müsste daher dem Um- 
stand gelten, dass wir zunehmend in 
„Wissensgesellschaften“ leben, die Men- 
schen aufgrund von Faktoren, für die sie 
nichts können, abzuhängen und zu ex- 
kludieren drohen. 

Wofür drittens keiner etwas kann, ist die 
Stellung in der Generationenfolge. An 
diesem Punkt kommt zum einen der Ge- 
rechtigkeitsaspekt der Nachhaltigkeit ins 
Spiel. Zum anderen ist damit die Frage 
der Arbeitslosigkeit berührt. Am Beispiel 
des Bereichs, mit dem ich am besten ver- 
traut bin, der Wissenschaft: Es war reines 
Glück, zu einer Generationenkohorte zu 
gehören, die zu den Kriegsgewinnlern 
von 1968 zählte und nahezu alle Profes- 
suren bis zur Verrentung besetzen konn- 
te. Wer sich 1978 habilitiert hat, war 
hingegen mit einem ‘closed shop’ kon- 
frontiert. 

Aus Gründen der Gerechtigkeit müsste 
daher die Besetzung von Positionen an 
die Bedingung einer prinzipiell gleichen 
Zugänglichkeit für alle nachfolgenden 
Generationen geknüpft sein. Vollbe- 
schäftigung ist ohnehin ein Phantomziel. 
Zu den Grundfehlern von Rot-Grün ge- 
hörte, nie ernsthaft eingeräumt oder 
wohl auch nur gesehen zu haben, dass 
Vollbeschäftigung kein realistisches Ziel 
ist. Dieses Ziel ist schon normativ frag- 
würdig - denken wir etwa an den fakti- 
schen Ausschluss vieler Frauen seit den 
späten 50er Jahren, also in der vorgeb- 
lich goldenen Zeit der Vollbeschäftigung, 
oder an die ökologisch verheerenden 
Folgen vieler Tätigkeiten. Es ist aber ü- 
berdies aus empirischen Gründen völlig 
illusionär. 

In dem Maße, wie sich eine Regierung, 
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ob Links oder Rechts, an diesem Ziel 
orientiert, macht sie sich erpressbar 
durch diejenigen, die als Arbeitsplatzan- 
bieter auftreten können. Sie gerät in eine 
Deregulierungsspirale, ohne irgendeine 
Gewähr zu haben, dass sie irgendwann 
für das ständige Nachgeben mit neuen 
Arbeitsplätzen belohnt werden wird. 
Und selbst wenn das passierte, würde ein 
gewisser Sockel bleiben. Wir kennen 
Länder, in denen das Arbeitslosigkeits- 
problem näherungsweise gelöst wurde. 
Die Kosten in terms sozialer Ungleich- 
heit und auch der Schaffung neuer, stoff- 
lich und vom Arbeitsinhalt her nicht zu 
rechtfertigender Beschäftigungsverhältnis- 
se waren und sind zu hoch. Ohnehin hat 
die deutsche politische Kultur ein ande- 
res Verhältnis zur Tolerierbarkeit sozialer 
Ungleichheiten als etwa die angloameri- 
kanische. Also sollte man als Linker vor- 
aussetzen, dass Vollbeschäftigung nicht 
das Ziel sein kann. Was aber dann? 

Eine mögliche Forderung wäre ein Bür- 
gerrecht auf fairen Anteil an bezahlter 
Arbeit. Das würde bedeuten: Jeder und 
jede hat ein Anrecht darauf, wenigstens 
für eine gewisse Zeit seines oder ihres 
Lebens ein Einkommen aus bezahlter 
Arbeit zu beziehen. Das wird empirisch 
nur zu realisieren sein, wenn diejenigen, 
die heute die Arbeitsplätze de facto be- 
setzen, bereit sind, einige der damit ver- 
bundenen Privilegien aufzugeben. Ein 
Beispiel ist das von Claus Offe vorge- 
schlagene Sabbatical: Zehn Jahre kann 
jeder nach Belieben ausscheren und frei 
machen. Alternativ könnte man eine 
Verallgemeinerung dessen erwägen, was 
heute „Teilzeitarbeit“ heißt. Es ist sofort 
klar, dass solche Vorschläge nicht nur e- 
tatistisch von oben herab verwirklicht 
werden könnten, sondern nach einer ve- 
ritablen Kulturrevolution verlangten. 
Und hier wäre vor allem der männliche 
Teil der Erwerbsbevölkerung - ich fasse 
mich an die eigene Nase - gefordert. 


2 Besonders hellsichtig hat das Andre Gorz 
(2000) gesehen. 
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Das also ist eine mögliche linke Idee: 
Bürgerrecht auf fairen Anteil an bezahl- 
ter Arbeit statt Vollbeschäftigung. Wenn 
man das nun finanzieren und denen, die 
etwas abzugeben hätten, irgendwie 
schmackhaft machen wollte, dann müss- 
te man wohl die Existenz- und Daseinsri- 
siken konsequent auf die universalisti- 
sche Basis von Besteuerung stellen und 
nicht wie bisher an Lohnarbeit knüpfen. 
Diese letzte Verbindung ist viel zu prekär 
und bedroht viele mit Altersarmut. 

Klar scheint mir auch zu sein: Nicht nur 
der Inhalt, auch die Form solcher Kämp- 
fe kann heute keine rein oder auch nur 
vorrangig nationale mehr sein. Weniger 
denn je ist Keynesianismus in einem 
Lande möglich. Mit Gerechtigkeit war es 
ohnehin nie zu vereinbaren, auf Kosten 
des Rests der Welt einige Wohlstandsin- 
seln zu errichten, mit Mauern zu umge- 
ben und gewaltsam zu verteidigen. Die 
Grundnorm der gleichen Rücksicht und 
Achtung gibt bei angemessen radikaler 
Auslegung zu erkennen, wie feudal die 
globalen Verhältnisse nach wie vor sind. 
Das bloße Unglück, in ein armes Land 
hineingeboren zu sein, verurteilt Milliar- 
den zu einem an Möglichkeiten armen 
Leben. Sie haben ja scheinbar „nur Pech 
gehabt“, und das ist, wie Rechte zu be- 
tonen nicht müde werden, doch schließ- 
lich kein Unrecht. Also ist es auch kein 
Unrecht, Umverteilung auf das absolute 
Minimum der Katastrophenhilfe zu be- 
schränken und Einwanderungswillige je- 
denfalls solange abzuweisen, wie sie 
„nur“ ihr persönliches Los verbessern 
wollen und keine handfeste Verfolgung 
nachweisen können. Rechte achten eben 
strikt auf Kausalitäten.’ Die Weltzustände 
aber, die so, und sei es aus bloßer Ge- 
dankenlosigkeit und Indifferenz der Pri- 
vilegierten, zementiert werden, schreien 
zum Himmel. Sie werden als Unrecht 
erkennbar, wenn man sie mit den prin- 
zipiell vorhandenen Möglichkeiten der 


3 Dass sie diese gewöhnlich durch den Filter 
eigener Vorteilswahrung wahrnehmen, kommt 
„strafverschärfend“ hinzu. 
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Abhilfe durch politisches Handeln kon- 
frontiert. Linke erkennt man eben daran, 
dass sie Unrecht auch in Strukturen der 
Ungleichheit sehen, die wir prinzipiell 
ändern könnten. Nicht nur aus pragma- 
tischen, auch aus prinzipiellen Gründen 
muss daher die Linke heute sein, was sie 
deklaratorisch immer war: internationa- 
listisch und kosmopolitisch. 
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Islam, Gewalt und westliche Ängste 


Vorbemerkung: Wir und die Anderen 


Die Herstellung von Identität bedarf der Abgrenzung des „Wir“ von den 
„Anderen“. Fremdheit speist sich daher aus der Entgegensetzung zum Eigenen, 
wobei dem Selbst ganz selbstverständlich positive Attribute zugewiesen wer- 
den, dem Fremden dagegen negative (vgl. u.a. Rommelspacher 2002: 9-20, 
Beck 1996). Das „Wir“ benötigt die „Anderen“ als Projektionsfläche für die 
eigene Identitätsstiftung. Und in diesem wechselseitigen Prozess sagt meist die 
Ausmalung des „Anderen“, des „Fremden“ mehr über die Befindlichkeit des 
„Wir“ aus als über diesen „Anderen“, von dem das „Wir“ sich abzugrenzen 
versucht. 

Diese Dichotomisierung, die schon immer die Konstruktion kollektiver Iden- 
titäten begleitete, hat mit der Entstehung des bürgerlichen Nationalstaats eine 
besondere Qualität erreicht. Im Gegensatz zum Feudalismus und auch zum 
Absolutismus bekennt sich das Individuum, der Bürger/die Bürgerin, im bür- 
gerlich-demokratischen Staat freiwillig zu einem bis dahin nicht existenten 
Kollektiv, der Nation, jenem abstrakten und zugleich wirkungsmächtigen 
Konstrukt (Anderson 1998). Nationalismen und die ihnen eigenen Mechanis- 
men des Ein- und Ausschlusses dienen keineswegs nur dem Zweck der Herstel- 
lung und Sicherung kollektiver Identitäten. Sie waren und sind instrumentali- 
sierbar zur Durchsetzung von politischen wie ökonomischen Interessen und 
eignen sich hervorragend zur Verdeckung und Vernebelung von Politikzielen, 
die oft von materiellen Interessen geleitet sind, sei es in den sogenannten eth- 
nisch-religiösen Konflikten der Gegenwart oder aber, in der jüngsten Vergan- 
genheit, zur Rechtfertigung kolonialistischer und imperialistischer Herrschaft. 
Und immer kleiden sich identitäre Herrschaftsansprüche dazu in moralisie- 
rende Gewänder, definieren „gut“ und „böse“, „wert“ und „unwert“. 

Die Dialektik des „Wir“ und der „Anderen“ bedarf so der Zuschreibung von 
Eigenschaften, die für die jeweiligen Kollektive typisch, ja konstitutiv sind. Die 
den Kollektiven zugehörigen Individuen werden so in ihren grundlegenden 
Eigenschaften definiert, in essentiellen Charakteristika gleichgesetzt. Selbstde- 
finition und Andersartigkeit werden zur Basis der Kollektive, die sich eben auf 
der (behaupteten oder angenommenen) fundamentalen Gleichheit der Eigen- 
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schaften ihrer Mitglieder konstituieren. Dieser Mechanismus führt dazu, dass 
nicht nur die Trennlinien zwischen den Kollektiven klar gezogen werden kön- 
nen, sondern auch dass durch die konstruierte Identität den jeweiligen Mit- 
gliedern der Kollektive - eben der Völker oder neuerdings auch der Kulturen - 
ihr Handeln und ihre Denkweise determinierende gemeinsame Eigenschaften 
ebenso wie fundamentale wechselseitige Loyalitäten unterstellt werden kön- 
nen: Eine solcherart gewissermaßen ontologisch vorgegebene Identitätsvorstel- 
lung veranlasst dann die Individuen zu einer Loyalität gegenüber dem Kollek- 
tiv, dem sie angehören, ja diese Loyalität erscheint als feste und berechenbare 
Größe. 

In unserem Falle ıst dies die Folie, auf deren Hintergrund zwar verbal zwi- 
schen „Islam“ und „gewaltbereiten Islamisten“ unterschieden wird, die es aber 
zugleich vermag, diese Unterschiede wieder zu verwischen: Alle „gewaltberei- 
ten Islamisten“ müssen ja Muslime sein. Und „der Islam“, die Zugehörigkeit 
zu dieser Religion - seit Huntington zur (Anti-) „Kultur“ erklärt - ist jene Ba- 
sis, auf der sich die Angehörigen dieses Kollektivs treffen, sich verständigen 
und vor allem eine wechselseitige Loyalität entwickeln, die ja Voraussetzung 
für die Zugehörigkeit ist, ohne die das Individuum aus dem Kollektiv ausge- 
schlossen und daher sozial nicht mehr lebensfähig wäre. Dies bedeutet, dass 
man „weiß“, dass die Zugehörigkeit zum Kollektiv als feste und berechenbare 
Größe zugleich Maßstab für das Handeln der ihm angehörigen Individuen ist. 
In unserem Falle heißt dies: Wenn (extralegale, also terroristische) Gewalt 
„Extremisten“ eines Kollektivs kennzeichnet, so stammt sie letztlich aus den 
Eigentümlichkeiten dieses Kollektivs, und die „Extremisten“ können mit einer 
Basisloyalität seitens der übrigen Angehörigen des Kollektivs rechnen, selbst 
wenn diese bestimmte Akte der „extremistischen“ Angehörigen des Kollektivs 
missbilligen sollten.? 

Der mit der Entstehung der Nation verbundene Aufstieg des Bürgertums ist 
zugleich auch der Aufstieg der Wissenschaft und vor allem der Naturwissen- 
schaft. Nirgendwo wird das deutlicher als etwa in den Schriften Auguste 
Comtes und Henri de Saint-Simons, die ja die junge Disziplin der Soziolo- 
gie durchaus als Naturwissenschaft verstanden wissen und sie, so zumindest 
bei Saint-Simon, zugleich zur Herrschaftswissenschaft für eine wissenschaft- 
lich legitimierte Expertokratie machen wollten. Wie aber kann man die Na- 
tionen unterscheiden, identifizieren, klassifizieren, und dies möglichst noch 
mit wissenschaftlichem Anspruch? Hier bot sich die Biologie an, eine Dis- 
ziplin, die auf naturwissenschaftlich exakte Methoden verweisen konnte und 


1 Diese Folie nutzte auch der Fuldaer CDU-Abgeordnete Hohmann, als er die Juden zum 
„Tätervolk“ erklärte. 

2 Mechanismen dieser Art von Solidarität werden und wurden beschworen unter dem Stich- 
wort „Brüdergeist“, als einer Art undurchdringlicher Basıs-Solidarität aller Muslime, wie dies 
deutlich wurde im Beitrag von Tophoven (2004). Siehe dazu auch Rother (2004). 
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die Rassenlehre entwickelte.’ Ganz in diesem Sinne argumentierte schon der 
Humanist und große Aufklärer des 18. Jahrhunderts, Voltaire: 


„Die Rasse der Neger ist eine von der unsrigen völlig verschiedene Menschenart, wie die der 
Spaniels sich von der der Windhunde unterscheidet.“ (Poliakow/Delacampagne 1979: 77) 

Unausgesprochen transportiert die Debatte über das „Wir“ und „die Anderen“ 
zugleich auch die Legitimation von Herrschaft. Die militärische, ökonomische 
und technologische Überlegenheit des Okzidents im 19. und 20. Jahrhundert 
und die mit ihr einhergehende Etablierung imperialistischer Herrschaft bedurf- 
ten der Legitimation: Die behauptete Minderwertigkeit der Schwarzen, der In- 
dios, der Asiaten und Orıentalen wurden zum dichotomisierenden Erklä- 
rungsmuster für die Überlegenheit des Weißen Mannes, der als einziger den 
Rechtsstaat als übergeordnete zivilisatorische Instanz anzuerkennen vermag," 
und legitimierte zugleich seine Berufung zur Dominanz gegenüber den min- 
derwertigen und zivilisatorisch weniger leistungsfähigen „Menschenarten“. 
Rassenlehre und Herrschaftsanspruch des „weißen Mannes“ gingen so im 
Zeitalter des Imperialismus eine geradezu perfekte Symbiose ein,’ die bis heute 
selbst bei sich kritisch verstehenden Sozialwissenschaftlern fortlebt, wenn etwa 
Autoren wie Reimer Gronemeyer und Claus Leggewie angesichts der Konflikt- 
haftigkeit und des Elends in Afrika den uralten Topos von der in moralische 
Verantwortung gekleideten Überlegenheit des „zivilisierten“ Westens bemühen: 


„Alle beklagen wieder des weißen Mannes Last. Aber Jammern hilft nicht: Wir sind zur Domi- 
nanz verurteilt.“ (Gronemeyer/Leggewie 1992: 84f) 


Feindbild Islam 


In diesen Rahmen fügt sich trefflich der Diskurs über den Orient, der viel- 
leicht gerade deshalb so vehement geführt wurde, weil hier das „Wir“ von ei- 
nem „Anderen“ abgegrenzt werden musste und muss, dessen zivilisatorische 
Leistungen vor nicht allzu langer Zeit dem Westen weit überlegen waren, ja 
weil gerade dieser „Andere“ unserem „Wir“ historisch, religiös und kulturell 
besonders nahe steht. Am Anfang der Argumentation stand noch der biologis- 
tisch-rassistische Topos, wie dies einer der Väter des Orientalismus, Ernest Re- 
nan, 1883 in seiner „Vorlesung über die semitischen Völker“ feststellte, als er 


3 Als erster definierte und klassifizierte Linn& vier große Menschenarten: 
Europaeus albus: ... einfallsreich, erfinderisch ... weiß, sanguinisch ... Er lässt sich durch Ge- 
setze lenken. Americanus rubescus: mit seinem Los zufrieden, liebt die Freiheit ... gebräunt, 
jähzornig ... Er lässt sich durch die Sitte lenken. Asiaticus luridus: Habsüchtig ... gelblich, 
melancholisch ... Er lässt sich durch die allgemeine Meinung lenken. Afer niger: verschlagen, 
faul, nachlässig ... schwarz, phlegmatisch ... Er lässt sich durch die Willkür seiner Herrscher 
lenken.“ (Zitiert nach Poliakow/Delacampagne 1979: 77). 

4 Siehe Anm. 3 die Klassifikation des euroaeus albus durch Linne. 

5 Siehe die schier endlose Zahl der Belege aus den „Wissenschaften“ (vor allem der Orientalis- 
tik), aber auch aus der Belletristik, die Edward Said (1978) zusammengetragen hat. 
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den Orientalen die Unfähigkeit zu wissenschaftlichen und künstlerischen Leis- 
tungen bescheinigte wegen 

„(...) der schrecklichen Schlichtheit des semitischen Geistes, die den menschlichen Verstand jeder 
subtilen Vorstellung, jedem feinsinnigen Gefühl, jedem rationalen Forschen unzugänglich macht, 
um ihm die immer gleiche Tautologie ‘Gott ist Gott’ entgegenzuhalten“. (Renan 1948: 333) 
Kein geringerer als Max Weber hat dieses Bild, kulturologisch gewendet, für 
die westliche Soziologie ausgemalt: Der Orient, gekennzeichnet durch Stagna- 
tion, Despotie, Fatalismus und Mangel an Rationalität konnte weder den Ka- 
pitalismus hervorbringen noch die Demokratie entwickeln (Weber 1963). Dies 
ist die Brille, durch die in großen Teilen der Literatur, insbesondere in der 
Medienberichterstattung der Orient bis heute betrachtet und gedeutet wird. 
Die Kritik an solcherart festgeschriebenen Eigenschaften hat schon Edward 
Said in brillanter und überzeugender Weise in seinem Klassiker „Orientalism“ 
formuliert. Aziz el Azmeh, Islamwissenschaftler an der Universität Exeter, 
bringt es treffend auf den Punkt, wenn er die im orientalistischen Diskurs sug- 
gerierten Eigenschaften - ganz im Sinne der Weberschen Diagnose - zusam- 
menfasst: Für ihn besteht in der aktuellen medialen Darstellung des Orients 
und des Islam eine Kontinuität, die von den Schriften der Orientalisten des 
19. Jahrhunderts geradlinig bis zu den zeitgenössischen Fernsehkommentato- 
ren reicht: Der Islam erscheint als Anomalie, seine Charakteristika sind Des- 
potismus, Un-Vernunft, Glauben, Stagnation, Mittelaltertum, woraus folgt: 
„Niedergang wird so nicht zu einem Tatbestand historischer Prozesse, sondern ein vorhersehba- 
res Ereignis der metaphysischen Ordnung.“ (El Azmeh 1993: 130f) 

Neu ist allerdings im Sinne von Einschluss und Ausschluss am Wechsel vom 
biologistischen zum kulturologischen Paradigma, dass das biologisch- 
antisemitische sich undifferenziert gegen Juden und Araber richtete, während 
das kulturologische „die Juden“ und insbesondere den Staat Israel zum Teil 
„des Westens“ bzw. des „jüdisch-christlichen Abendlandes“ erklärt, während 
das klassische antisemitische Klischee nun, kulturologisch gewendet, auf „den 
Islam“ (mit semitisch-arabischem Kern) projiziert wird und damit tatsächlich 
jene Frontstellungen konstruiert und produziert, die die post-bipolare Welt 
charakterisieren. 

Dieser Diskurs ist nur möglich durch das Ausblenden historischer Faktizität 
und durch die Pflege eines scheinbar fast tausendjährigen Antagonismus, der 
spätestens seit den Kreuzzügen „den Islam“ zur fundamentalen Bedrohung des 
Westens stilisierte und etwa in den anti-jüdischen und anti-muslimischen Tira- 
den des Martin Luther einen weiteren Höhepunkt erfuhren. Andere Lektüren 
wären möglich gewesen, wie sie in Wolfram von Eschenbachs Parzival in ei- 
nem Bild von Gleichwertigkeit, Respekt und Toleranz entworfen wurden. Aus- 
geblendet bleibt bei diesem Diskurs die Frage nach den Ursachen der Kreuz- 
züge ebenso wie die nach ihren Wirkungen. Ausgeblendet bleibt zugunsten 
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des Bildes vom „christlichen“ (oder gegebenenfalls „jüdisch-christlichen“) A- 
bendland der enge Kulturkontakt zwischen der arabisch-islamischen Zivilisati- 
on auf der iberischen Halbinsel und der christlich-europäischen: Ohne die ast- 
ronomischen, geografischen und mathematischen Vorleistungen der Araber 
wäre Kolumbus wohl kaum auf die Idee gekommen, nach Westen zu segeln, 
um im Osten anzukommen. Die allmählichen Fortschritte der Medizin im so 
genannten christlichen Abendland wären ohne diese Beziehungen ebenso un- 
möglich gewesen wie die Erscheinung der Troubadours und die Entwicklung 
des Minnesangs. Vor allem aber hätte es ohne die arabische Rezeption der 
griechischen Philosophie wohl kaum eine Renaissance und daraus resultierend 
die Aufklärung gegeben. Doch jene großen arabischen Philosophen Ibn Sina 
und Ibn Ruschd, denen dieses Verdienst gebührt, wurden zwecks Verwischung 
der Spuren ja auch flugs latinisiert: Als Avicenna und Averroes sind sie Teil 
der (christlich-?) abendländischen Kulturentwicklung. 

Während der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war die Definition des (frei- 
heitlichen) „Wir“ durch den bedrohlichen und unfreien Kommunismus und 
dessen Militärorganisation, der alles beherrschende Topos. Mit dem zweiten 
Golfkrieg und dem realen Zusammenbruch des Sozialismus verschwanden 
schlagartig sowohl der Gegner wie das mit ihm verbundene kommunistische 
Feindbild (vgl. dazu Ruf 1994: 66-121). Der inzwischen in Bern lehrende Is- 
lamwissenschaftler Reinhard Schulze hat die im Entstehen begriffene neue 
Weltsituation, zwei Jahre bevor der diese These voll bestätigende Aufsatz von 
Samuel P. Huntington erschien, treffend auf den Begriff gebracht: 


„Folglich bedeutete der Zusammenbruch des Ost-West-Systems 1989/90 einen tiefen Einschnitt 
in die Selbstlegitimation. Fehlte nun das ‘Andere’ als Projektionsfläche für die faktische Antithe- 
se in der eigenen Gesellschaft, drohte ein Defizit, ja eine Lücke in der Beschreibung des Wir”. 
Der Kuwait-Krieg, der propagandistisch schon seit Ende August 1990 geführt wurde, konnte in- 
nerhalb kürzester Zeit diese Lücke wieder schließen. Aus dem Osten wurde der Orient, aus dem 
Kommunismus der Islam, aus Stalin Saddam Hussein. Die Antithetik, die für den Westen be- 
stimmend ist, wirkte nur noch radikaler. (...) Der Islam wurde als Prinzip des Orients ausgemacht, 
als Bewahrheitung des Irrationalen, gegenaufklärerischen Fundamentalismus, als Universalie, die 
nicht nur Ideologie ist, sondern allumfassend Gesellschaft, Kultur, Staat und Politik beherrschen 
will. Der Islam wird nun nicht nur als ideologische Antithese begriffen, sondern als gesamtkultu- 
relle Antithese zum Westen und seiner universalistischen Identität. Der Islam gerät so zur Be- 
gründung des Gegen-Westens, zur Gegen-Moderne, ja zur Gegen-Zivilisation.“ (Schulze 1991: 7). 


Seine Generalisierung in Medien und Politik erfuhr das alt-neue Feindbild Is- 
lam jedoch durch den 1993 in Foreign Affairs erschienenen Aufsatz von Sa- 
muel P. Huntington The clash of civilizations? 

Kultur wird nun zum „Trenn-Begriff für Eigenes und Fremdes, ... Konstrukt 
der Ein- und Ausschließung, ... Signal für unüberwindbare Grenzen, ... Ab- 
wehr-Terminus für bedrohlich Fremdes.“ (Geiger 1998: 84). Warum aber sind 
Kulturen jene neuen, ultimativen und unüberwindbaren Grenzen, die geradezu 
ontologisch festgelegt zu sein scheinen? Ohne nähere Begründung setzt Hun- 
tington seine Prämisse: 
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„Unterschiede zwischen Zivilisationen sind nicht nur real; sie sind grundlegend. ... Sie sind viel 
fundamentaler als die Unterschiede zwischen politischen Ideologien und politischen Regimen. 
Unterschiede meinen nicht notwendigerweise Konflikt, und Konflikt meint nicht notwendiger- 
weise Gewalt. Aber, über die Jahrhunderte hinweg haben die Konflikte zwischen den Kulturen 
die längsten und gewalttätigsten Konflikte erzeugt.“ (Huntington 1993: 25) 

Und Huntington wird empirisch: Ortet er doch Konflikte mit Muslimen von 
Afrika bis Zentralasien, auf dem Balkan, mit den Juden in Israel (und wo 
bleibt der christliche, nicht weniger nationalistische Teil der palästinensischen 
Bevölkerung?), in Indien, Burma und auf den Philippinen. Wahrlich, seine 
Schlussfolgerung aus solcherart gestalteter Empirie, die nicht nach Konfliktur- 
sachen fragt, ist zwingend: „Islam has bloody borders“ (ebd.: 35). So muss der 
Westen diese neue Gefahr erkennen und sich ermannen, denn es steht „The 
West versus the Rest“ (ebd.: 39). 

Wodurch aber zeichnet sich dieser „Rest“ aus? Dort gibt es sieben bis acht 
Kulturen, da Huntington sich nicht sicher ist, ob es eine afrikanische Kultur 
gibt. Die bedrohlichste von allen aber ist der Islam. Schon sein Kronzeuge 
Bernard Lewis attestierte „den Anderen“, „dem Islam“ Irrationalität und Ag- 
gressivität (Lewis 1990: 60, zitiert nach Huntington 1993: 32) - die alten Kli- 
schees, die bereits konstitutiv für den orientalistischen Diskurs waren. So geht 
es Huntington nun darum, diesen Unterschied nicht nur als fundamental 
sondern als geradezu ewig und unlösbar, also schicksalhaft darzustellen. Er ist 
nicht mehr, wie noch bis weit ins zwanzigste Jahrhundert, rassisch-biologisch de- 
terminiert, sondern eben kulturell. Dieser Topos transportiert zwei außerordent- 
lich wichtige definitorische Elemente, die meist in der Ausprägung des Feindbil- 
des kaum wahrnehmbar, für seine Suggestivkraft jedoch entscheidend sind: 

1. Die Verwendung des pauschalisierenden Begriffs „der Islam“ unterstellt eine 
Geschlossenheit der muslimischen Religionsgemeinschaft, die der Wirklichkeit in 
keiner Weise entspricht: Weder berücksichtigt sie die Spaltung des Islam in sun- 
na und shi’a, noch die Folgen der vier islamischen Rechtsschulen für die Kohä- 
sion „des Islam“. Weder nimmt sie auch nur die unterschiedlichen Formen des 
Volksislam zu Kenntnis, noch kümmern sie die durch die Staatsform definierten 
enormen Unterschiede etwa zwischen dem ultra-rigiden Wahabismus Saudi- 
Arabiens und dem säkularen System der Türkei oder der säkular-multikulturellen 
Gesellschaft Syriens oder des Libanon. Vor allem aber blendet dieser uniforme 
Begriff die extremen innergesellschaftlichen Differenzierungen aus, da in der weit 
überwiegenden Zahl dieser Länder die säkularen Eliten die Religion genauso als 
Privatsache betrachten, wie dies „im Westen“ der Fall ist. Es ist diese - empirisch 
unzulässige - Vereinheitlichung, die erst das Identitätskonstrukt ermöglicht. 

2. Die kulturologische Umdeutung des biologisch-rassistischen Antisemitis- 
mus, der seit dem Ende der Nazi-Barbarei endgütig seine „wissenschaftliche“ 
Glaubwürdigkeit verloren hat, kann nun das Judentum und den Staat Israel 
(„die einzige Demokratie im Nahen Osten“) als Bestandteil der westlichen 
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Kultur vereinnahmen und das alte antisemitische Klischee pauschal auf „den 
Islam“ projizieren. In den Augen der Menschen im Orient, seien sie säkulare 
Nationalisten oder gläubige Muslime, bestätigt dies zudem die These, dass der 
Staat Israel nichts anderes als ein imperialistisches Implantat „des Westens“ im 
Nahen Osten sei. 

In seinem zweiten diesem Thema gewidmeten Aufsatz The West Unique, not 
Universal, der den Herrschaftsanspruch „des Westens“ kulturologisch abzusi- 
chern versucht, vertritt Huntington die These, dass die westliche Kultur ein- 
zigartig ist, weil nur sie das Erbe der griechischen Philosophie rezipiert hat, 
weil sie geprägt ist vom Christentum, weil die europäische Sprachenvielfalt ein 
Unikat darstellt gegenüber den übrigen Kulturen, weil es nur dem Westen ge- 
lungen sei, geistliche und weltliche Autorität zu trennen, weil nur im Westen 
Rechtsstaatlichkeit herrscht, weil es nur dort sozialen Pluralismus und Zivilge- 
sellschaft, repräsentativ gewählte Körperschaften und Individualismus gibt. 
Demgegenüber gibt es im Islam nur den Koran und die shari’a. Somit liegt 
der Schluss auf der Hand: All diese Eigenarten 


„machen die westliche Kultur einzigartig, und die westliche Kultur ist wertvoll, nicht weil sie u- 
niversell ist, sondern weil sie einzigartig ist.“ (Huntington 1996: 35) 

Apodiktisch wird sodann festgestellt, dass es eine gefährliche Illusion „des 
Westens“ sei zu glauben, dass seine universellen Werte wie individuelle Men- 
schenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, rationales Denken und zivil- 
gesellschaftliche Formen der Konfliktlösung auf andere Kulturen übertragbar 
wären. Daher müsse „der Westen“ aufhören, seine kulturellen Werte exportie- 
ren zu wollen, er müsse aufhören, an deren allgemeine und weltweite Generali- 
sierbarkeit zu glauben. Anderen Kulturen eignen diese Werte nicht. Sie waren 
und sind unfähig, diese zu entwickeln oder zu adaptieren. Hierauf basiert die 
geradezu schicksalhafte Distanz zwischen „dem Westen“ und „dem Rest“. 
Dies ist letztlich nichts Anderes als kulturologisch verbrämter Rassismus. Und 
es geht darum, nicht nur die vielerorts geschmähten „Fundamentalisten“ zum 
Feindbild zu erheben, sondern, wie Büttner treffend feststellt, die Angehörigen 
der nicht-westlichen Kulturen schlechthin als „...den Herausforderungen der 
Moderne psychisch - und wohl auch intellektuell - nicht gewachsen“ darzu- 
stellen (Büttner 1996). Solche Argumentation aber bleibt nicht folgenlos, son- 
dern wirkt auf unsere Gesellschaft, ihre Ordnung, ihr Wertesystem zurück. 
Dieter Oberndörfer bringt die Problematik auf den Punkt, wenn er feststellt, 


3... dass die Menschenrechte, die Aufklärung und die Werte des Christentums universale Geltung 
beanspruchen. Als unveräußerlicher und ausschließlicher Besitz Europas (und der USA W.R.) in 
Beschlag genommen, verlieren sie ihre eigene Legitimationsgrundlage: den Bezug auf die Würde 
des Menschen, nicht nur auf die der Deutschen oder Europäer.“ (Oberndörfer 2003a: 140) 


6 Unbestreitbar ist, dass die islamische, vor allem aber die arabische Welt in einer tiefen Krise 
steckt. Diese ist aber keineswegs „kultureller“ Natur, sondern hat handfeste ökonomische, 
soziale und nicht zuletzt politische Gründe, vgl. Ruf (1998), Schulze (2002). 
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Folgerichtig sieht er auch in der Akzeptanz des kulturellen Pluralismus die 
„essentielle Voraussetzung des Übergangs zur republikanischen Einigung Eu- 
ropas“ (Oberndörfer 2003b: 194). 


Die Wende zum erweiterten Sicherheitsbegriff 


Bereits gegen Ende der internationalen Bipolarität hatte eine Diskussion über 
die Erweiterung des Sicherheitsbegriffs eingesetzt. Ausgelöst hatte sie die so 
genannte Ölkrise des Jahres 1973, in der sichtbar wurde, dass hoch industriali- 
sierte Gesellschaften nicht nur militärisch bedroht sind, sondern auch öko- 
nomisch verwundbar.’ Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts inflationierte das 
Konzept und umfasst nunmehr, wie die 1994 zeitgleich erschienenen Verteidi- 
gungsweißbücher Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens zeigen, 
nicht nur ökonomische Bedrohungen sondern auch Ökologie, Terrorismus, 
Seuchen, Drogenhandel, internationale organisierte Kriminalität, Migration 
und alle Entwicklungen, die die Stabilität der sozialen, politischen und öko- 
nomischen Systeme bedrohen können. Als eine der zentralen heraufziehenden 
Gefahren wird der politisierte Islam geortet, der nach Wegfall des kommunis- 
tischen Feindbilds schnell an dessen Stelle rückte (Ruf 2002): Beispielsweise 
klassifiziert das französische Verteidigungsweißbuch von 1994 den Islamismus 
als eine der gefährlichsten neuen Bedrohungen: 


„Der islamistische Extremismus stellt ohne Frage die beunruhigendste Bedrohung dar. (...) Er 
nimmt oft den Platz ein, den der Kommunismus innehatte als Widerstandsform gegen die westli- 
che Welt.“ (Republique Frangaise 1994: 18) 


Ähnlich formulierte der damalige NATO-Generalsekretär Willi Claes, als er 
fast zeitgleich feststellte, dass der islamische Fundamentalismus möglicherwei- 
se eine größere Bedrohung darstellt als dies der Kommunismus war (Interview 
mit der britischen Tageszeitung The Independent, 8.2. 1995). Dass eine derart 
schnelle (Wieder-)Belebung des Feindbildes Islam möglich war, dürfte im We- 
sentlichen zwei Gründe haben. Einerseits die Latenz dieses lange vorhandenen 
Feindbildes, das schnell revitalisiert werden konnte. Andererseits die mit der 
Globalisierung einhergehenden Prozesse, in deren Folge nicht nur staatliche 
Handlungsspielräume schrumpfen, sondern auch durch die Transnationalisie- 
rung der Ökonomie und durch Prozesse der Migration multikulturelle Le- 
bensformen entstehen. Diese stellen Herausforderungen für überkommene 
identitäre Vorstellungen von (nationalen) Kollektiven dar und werden nun in 
der Logik des erweiterten Sicherheitsbegriffs auch als Sicherheitsgefährdungen 
interpretiert, wie dies bereits 1991 der damalige Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses des Deutschen Bundestages, der Aachener CDU-Abgeordnete 
Abgeordnete Hans Stercken formulierte: 


7 Siehe hierzu vor allem die Arbeiten von Daase (1991; 1992). Zur theoretischen Aufarbeitung 
siehe Berndt (1997: 36-59). 
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„Niemand kann eine schlüssige Antwort auf die Frage geben, was denn die steigende Überbevöl- 
kerung dieser Welt für die Stabilität innerhalb und zwischen den Kontinenten künftig nach sich 
ziehen könnte. Was bedeuten die Bevölkerungsexplosion im Norden Afrikas und die neue 
hedschra‘, die schon Millionen Menschen aus diesem Lebensraum nach Italien, Spanien und 
Frankreich in Bewegung gesetzt hat. (...) Glauben wir etwa, dass durch den derzeitigen Umfang 
der Entwicklungshilfe die Bevölkerungsexplosion in diesem Teil der Welt, aber auch in Asien 
und Lateinamerika, unter Kontrolle gebracht werden könnte und was sind dann am Ende die 
Konsequenzen (...)? Da liegt doch der Gedanke nahe, die Entwicklung und den Fortschritt gleich 
bei uns abzuholen.“ (Stercken 1991) 

Dass Bedrohungsszenarien solcher Art geeignet sind, Ängste zu erzeugen liegt 
auf der Hand. Letztendlich laufen sie darauf hinaus, die im neuen Sicherheits- 
diskurs als „Risiko“ beschworene ökonomische und soziale Stabilität Deutsch- 
lands und Europas zu bedrohen (vgl. ausführlicher zur sicherheitspolitischen 
Debatte Ruf 2002). Richtig ist sicherlich auch, dass in der globalisierten Welt 
Identitätssuche und -findung nicht mehr deckungsgleich sind mit national- 
und territorialstaatlich verfassten Räumen. Im Sinne des erweiterten Sicher- 
heitsbegriffs heißt dies: Sicherheit ist nicht mehr allein außen- und militärpoli- 
tischer Natur, sondern wird zu einem innergesellschaftlichen, transnationalen, 
ja ubiquitären und damit beliebig definierbaren Problem. Nicht zufällig ist 
dies die Ausgangshypothese Huntingtons: In der globalisierten Welt wird der 
Nationalstaat entgrenzt, kann Kultur ein wichtiges transnationales Identitäts- 
konzept werden. Dies funktioniert dann umso besser, wenn „Kultur“ zum In- 
strument des Einschlusses und des Ausschlusses gemacht wird, wie dies die 
unsägliche Debatte über die „Leitkultur“ gezeigt hat. Der „Kampf der Kultu- 
ren“ wird vom Paradigma zur self fulfilling prophecy, produzieren doch die in 
seinem Namen praktizierten Ein- und Ausschlüsse identitäre Konzepte nicht 
nur für die Ausschließenden sondern gerade auch für die Ausgeschlossenen, 
da ihnen eine Identität zugewiesen wird, der sie nicht entrinnen können. 

Es sind genau diese Wechselwirkungen des kulturologischen Diskurses und 
seiner Argumente über Ein- und Ausschluss, die die neuen Dichotomien pro- 
duzieren und Identitäten stiften und befördern, die sie selbst anklagen. Wenn 
beispielsweise - ganz in der Tradition des orientalistischen Paradigmas - die 
Anschläge des 11. September 2001 als Ausdruck des „Kampfes der Kulturen“ 
gedeutet werden, „der Islam“ letztlich als Fundament von Gewalt und Terro- 
rismus dargestellt wird, wenn Äußerungen prominenter europäischer Politiker 
- und nicht nur dieser’ - diesen Topos bemühen und bedienen, erregt es 


8 Die hedschra war die Flucht des Propheten von Mekka nach Medina. Sie ist zugleich der 
Beginn der islamischen Zeitrechnung. 

9 So stellte der erzkonservative niederösterreichische Bischof Kurt Krenn mit theologischer Autorität 
fest, man müsse „den Islam überwachen“, da er „geprägt sei von einem gewissen Fanatismus und 
Nationalismus, ... die Menschenrechte negieren“, während „die Christen viel mehr Menschlichkeit“ 
besitzen (zit. nach Le Monde vom 28. Sept. 2001, aus dem Französischen übersetzt vom Autor). 
Nahtlos schließt sich daran die Feststellung des US-Fernsehpredigers Jerry Falwell an, der mit Präsi- 
dent George W. Bush morgens gemeinsam zu beten pflegt und der in der CBS-Sendung „Sixty Mi- 
nutes Interview“ am 29. September 2002 erklärte: „I think Mohamed was a terrorist.“ 
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kaum mehr Aufmerksamkeit, wenn beispielsweise der italienische Ministerprä- 
sident Berlusconi erklärt: 


„Wir müssen uns der Überlegenheit unserer Zivilisation ... eines Wertesystems bewusst sein, das 
allen Ländern, die sich zu ihm bekannt haben, eine breite Wohlfahrt gebracht hat und die den 
Respekt der Menschenrechte und der Religionsfreiheit garantiert. Diesen Respekt gibt es mit Si- 
cherheit nicht in den islamischen Ländern.“ ... Aufgrund der „Überlegenheit der westlichen Wer- 
te“ haben diese „neue Völker erobert, ... wie dies bereits mit der kommunistischen Welt geschah 
und einem Teil der islamischen Welt, aber leider ist ein Teil derselben 1400 Jahre zurückgeblie- 
ben. Deshalb müssen wir uns der Macht und der Kraft unserer Zivilisation bewusst sein.“ (Zitiert 
nach Le Monde vom 28. Sept. 2001, übersetzt aus dem Französischen vom Autor) 


Wundert es uns, wenn Menschen, die aus anderen Kulturkreisen stammen, die 
die westlichen Errungenschaften der Demokratie und der Universalität der 
Menschenrechte schon deshalb hoch schätzen, weil sie ihnen ihr physisches 
Überleben im Westen verdanken, uns dann den Spiegel der Doppelbödigkeit 
dieser Argumentation vorhalten, wie etwa der aus Iran stammende Schriftstel- 
ler und Publizist Bahman Nirumand, der die Auslassungen Berlusconis fol- 
gendermaßen kommentierte: 


„Der Ministerpräsident hat die Worte nicht erfinden müssen. Seine Vorfahren in Italien und 
Deutschland sind vor nicht all zu langer Zeit derselben Idee von einer erhabenen Rasse gefolgt 
und haben die ganze Welt mit ihrer Zivilisation beglückt. Diese Arroganz ist ekelhaft und wider- 
lich. Wer will es leugnen, dass der Westen Wunderbares hervorgebracht hat, in den Wissenschaf- 
ten, den Künsten, der Literatur, der Philosophie, der Technik. Demokratie und Menschenrechte 
sind eine Errungenschaft des Westens. Aber gerade diese Errungenschaften werden oft aufgege- 
ben, sobald man die Grenzen des Abendlands verlässt. 

Lassen wir die Zeit des Kolonialismus beiseite, werfen wir nur einen Blick auf das soeben vergan- 
gene Jahrhundert. Ich bin kein Glaubensfanatiker und weiß wohl, welche Verbrechen im Namen 
des Islam begangen wurden und werden. Aber es waren nicht die Muslime, es war die zivilisierte 
Welt, die sechs Millionen Juden vergast und verbrannt, Millionen Vietnamesen mit Napalm ver- 
stümmelt und verseucht hat. Es war die zivilisierte Welt, die in Chile geputscht und Zehntausen- 
de in den Tod geschickt, in Algerien Massenmorde durchgeführt und in Südafrika das System 
der Apartheid den Einheimischen aufgezwungen hat. Es war die zivilisierte Welt, die in nahezu 
sämtlichen Entwicklungsländern Diktaturen errichtet und sie mit Waffen versorgt hat. Die 
Flüchtlingslager von Sabra und Shatila sind nicht das Werk der Muslime. Es ist doch bekannt, 
dass Saddam Hussein, die Taliban und ähnliche Verbrecher Zöglinge des Westens waren. Selbst 
der Terrorist Bin Laden war ein Schützling der CIA. Waren es Muslime, die die Natur zerstört, 
die Umwelt verseucht haben? Zeugen diese Taten von Humanität, von geistiger, moralischer Er- 
habenheit, von Zivilität? Wenn man bedenkt, dass in Afrıka Tag für Tag mehr Menschen an Aids 
sterben als bei dem Anschlag in New York und Washington, wenn man sich vor Augen führt, 
wie viele Kinder und Erwachsene Armut, Hunger und Seuchenkrankheiten zum Opfer fallen, 
wenn man weiß, dass unzählige Menschen in den Entwicklungsländern ihre gesunden Organe 
gegen ein Handgeld an reiche Europäer und Amerikaner verkaufen, um ihr Dasein fristen zu 
können, dann sollte erlaubt sein, die Begriffe Zivilisation und Barbareı noch einmal anhand der 
Tatsachen unter die Lupe zu nehmen. ...“ (Nirumand 2001) 


Diese Fragen müssen nachdenklich stimmen, gerade weil sie im Sicherheits- 
diskurs latent vorhanden sind, aber nie offen gestellt werden. Einäugig ist die- 
ser fixiert auf „unsere“ Sicherheit vor „den Anderen“. Doch ist Sicherheit ein 
wechselseitiger Prozess: Gefragt werden müsste, um Sicherheit nachhaltig zu 
erreichen, wie denn „die Anderen“ „uns“ wahrnehmen. Ein Sicherheitsdenken, 
das nicht primär fixiert ist auf die Abwehr von Bedrohungen durch „die An- 
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deren“ müsste schnell zu der Schlussfolgerung kommen, dass „unsere“ Sicher- 
heit nur dauerhaft gewährleistet werden kann durch die Sicherheit der „Ande- 
ren“.'’ Wird ein anderes Kollektiv, ja eine „Kultur“ zur Bedrohung erklärt, so 
führt dieses Sicherheitsdenken dazu, dass die Angehörigen dieser Kultur, eben 
„die Anderen“ sich bedroht fühlen müssen und ihrerseits Abwehrstrategien 
entwickeln." Überwölbt wird diese Dichotomie von der europäischen (orien- 
talistischen) Interpretation der Geschichte der islamischen Länder: „... jede 
Geschichte, welche die Selbstbefreiung des Menschen zum Thema hat,“ 
schreibt Schulze, wurde beiderseits „als Ausfluss europäischer Identität ange- 
sehen.“ Solche Errungenschaften gelangen „dem Orient“ nie - und dies war 
nicht zuletzt die Folge der kolonialen Unterdrückung. So habe der Kolonia- 
lismus gewissermaßen ein „Falle“ konstruiert: „Jedwede kulturelle Äußerung 
der Kolonisierten konnte entweder als ‘Fundamentalismus’ oder als ‘Verwestli- 
chung’ denunziert werden. Als „Eigenes“ der Kolonisierten blieb somit nur 
der Rückbezug auf eine idealisierte Urform des Islam“ (Schulze 2002: 15). 

Hinzu kommen in der Beziehung zwischen „dem Westen“ und „dem Islam“ 
reale wie subjektiv und kollektiv verarbeitete Erfahrungen. Dies beginnt bereits 
mit der permanenten Benutzung dieses völlig ungeeignetes Begriffspaars: Be- 
reits dadurch dass einer Religion (deren suggerierte Geschlossenheit eine reine 
Fiktion ist) eine Region, bestenfalls ein gewisser Lebensstil entgegengesetzt 
wird, wird dieser konstruierte Antagonismus schief. Doch bleiben wir für ei- 
nen Augenblick bei dem falschen aber ach so populären Klischee: was sind 
die Erfahrungen „des Islam“ mit „dem Westen“? Als die Botschaft von &galıte, 
libert und fraternite im Orient des 19. Jahrhunderts begeistert aufgenommen 
wurde, als (bürgerlich-)nationalistische Parteien entstanden, wurde den Koloni- 
sierten schnell klar gemacht, dass diese Prinzipien für sie nicht galten. Und die 
„Andersartigkeit der Kultur“ wurde bemüht, um ihnen Ausbildung und Zu- 
gang zu Verwaltung und ganzen Berufszweigen zu verwehren. Besonders krass 
ist das Beispiel Algerien, das ja politisch und rechtlich Teil des „Mutterlandes“ 
war: Durch die Unterstellung der muslimischen Bevölkerung unter ein statut 
musulman wurden den algerischen Staatsangehörigen die politischen Rechte 
wie das Wahlrecht, die Tätigkeit in öffentlichen Ämtern usw. verweigert, sie 
waren sujets francais und durften das Kanonenfutter für Frankreichs Kriege lie- 
fern, sie waren aber keine mit politischen Rechten ausgestattete citoyens (vgl. 
ausführlich dazu Ruf 1997). Und als die säkularen und nationalistischen arabi- 


10 Wie solches, auf das „Selbst“ bezogenes Sicherheitsdenken zwangsläufig zu einem Sicher- 
heitsdilemma führen muss, hat schon Immanuel Kant im Dritten Präliminarartikel seiner 
Schrift „Zum Ewigen Frieden“ deutlich gemacht. 

11 In diesen Kontext gehört die unsägliche Debatte über „Leitkultur“, „Parallelgesellschaften“ 
und als Anpassung verstandene „Integration“, die „den Anderen“ die Anerkennung verwei- 
gert und so zwangsläufig zu Abgrenzung und zur Konstition von Gegen-Identitäten führen 
muss. 
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schen Parteien und Bewegungen um die Unabhängigkeit ihrer Länder kämpf- 
ten, wurden sie flugs als Verbündete der damaligen „Achse des Bösen“, der 
Sowjetunion (die diese Situation nutzte, um ihren Einfluss zu stärken) einge- 
ordnet - und die islamistischen Bewegungen wurden nach Kräften als Gegen- 
macht gegen die säkularen Nationalisten gefördert! Jede demokratische Artiku- 
lation wurde mit Unterstützung „des Westens“ unterdrückt mit der Folge, dass 
die Regime dieser Länder heute die reaktionärsten, repressivsten und korrup- 
testen des ganzen Planeten sind (vgl. United Nations/Arab Fund 2002)". Ge- 
nau dies ist der Grund, warum islamistischer Protest sich primär gegen die ei- 
genen Herrschaftsstrukturen wendet, zunehmend jedoch auch gegen ihre Un- 
terstützer außerhalb der arabisch-islamischen Welt. 


Double Standards und strukturelle Gewalt 


In keiner anderen Region der Welt sind die Antagonismen zwischen ökono- 
mischen Potentialen einerseits und tatsächlicher sozialer und kultureller Ent- 
wicklung andrerseits krasser als im Nahen und Mittleren Osten (United Nati- 
ons/Arab Fund 2002). Diese Verhältnisse sind geradezu ein Musterbeispiel 
dessen, was Johan Galtung (1972) als „strukturelle Gewalt“ bezeichnet hat, 
stellen sie doch eine fundamentale Verletzung des Gleichheitsprinzips dar, das 
ja die Grundlage der westlichen Werte ist und mit der universellen Menschen- 
rechtserklärung der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948 weltweit 
rechtsverbindlicher Standard geworden ist: „Alle Menschen sind frei und 
gleich an Würde und Rechten geboren“ (Art. 1), jeder Mensch hat „das Recht 
auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person“ (Art. 3), und: „Weiter darf kei- 
ne Unterscheidung gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen 
oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person an- 
gehört ...“ (Art. 2, Abs. 2). Der Widerspruch zwischen diesen allgemeinen und 
weltweit bindenden Prinzipien und der asymmetrischen Wirklichkeit in der 
Weltgesellschaft könnte krasser nicht sein. Denn: Frieden und Sicherheit sind 
nur dann zu gewährleisten, wenn - so der keineswegs revolutionäre Stanley 
Hoffmann - im globalen Haus Gerechtigkeit herrscht und es „akzeptabel (ist) 
für jene, deren Werte andere Grundlagen haben.“ (Hoffmann 2002)" 

Die double standards, das Messen mit zweierlei Maß seitens der westlichen 
Demokratien, die sich im dichotomisierten Weltbild selbst als die „Zivilisier- 
ten“ bezeichnen, gegenüber den „neuen Barbaren“, den „Schurkenstaaten“, 
den „Terroristen (und ihren Helfershelfern)“, kurzum, der „Achse des Bösen“, 
sind so leicht popularisierbar, weil sie auf der langen Tradition der Inferiorisie- 


12 Dieser Bericht, von arabischen Wissenschaftlern erstellt, erhellt die geradezu katastrophale 
Situation in den Bereichen der Ökonomie, der Kultur, des Gesundheitswesens, der Rechts- 
staatlichkeit usw. Vgl. dazu auch el Masry (2003). 

13 Ähnlich argumentiert auch Tomuschat (2003). 
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rung, ja der Entmenschlichung der außereuropäischen Völker fußen, aber auch 
weil es dabei um die Festschreibung der extrem ungleichen Verteilung des ma- 
teriellen Wohlstands in der Weltgesellschaft geht. Jedoch: die Verletzung der 
gerade von den Demokratien geschaffenen Rechtsnormen sowohl im inner- 
staatlichen wie im internationalen Verkehr werden als Resultat in unserer 
asymmetrischen Welt nur eines zeitigen: die Legitimierung des Terrors als po- 
litische Kampfform der Schwachen. Solche Politik, die seitens der radikalen Is- 
lamisten als Reaktion zu verstehen ist, wırd letztlich aber zum Verlust aller 
Maßstäbe führen, deren wir in der globalisierten Welt dringender bedürfen 
denn je zuvor. Demokratien erheben den Anspruch die besseren und durch 
eine universelle Moral legitimierten Systeme zu sein. Die immer wieder gefor- 
derte weltweite Akzeptanz können sie nur finden, wenn die Durchsetzung ih- 
rer materiellen Interessen zurückgestellt wird gegenüber den Grundsätzen der 
universellen Gleichheit, der Menschenrechte und des Rechts. Dies gilt gerade 
auch dann, wenn in einigen islamischen Staaten die Menschenrechte missach- 
tet werden. An der konsequenten Einhaltung dieser Grundsätze wird die 
Glaubwürdigkeit „des Westens“ gemessen. Gewaltausübung seitens der „zivili- 
sierten Welt“ kann sich nicht auf eine subjektive und letztlich von vorder- 
gründigen Interessen geleitete Moral berufen. Einziger Maßstab im internatio- 
nalen System wie ım innerstaatlichen Verkehr kann daher nur das Recht sein, 
welches nur Akzeptanz finden kann, wenn es auf dem Prinzip der Rechts- 
gleichheit aller Subjekte basiert, seien es Staaten oder Individuen. 

Konkret und auf die aktuelle Situation bezogen heißt dies: die Bekämpfung 
des Terrors hat sich auf dessen Ursachen zu richten, nicht auf seine Erschei- 
nungsformen. Für eine solche wirksame Bekämpfung des Terrors taugt weder 
die Erfindung einer „Achse des Bösen“, noch die moralische Rechtfertigung 
einer Politik, die mit Hilfe von Gewalt durchgesetzt und den im asymmetti- 
schen Konflikt militärisch hoffnungslos Unterlegenen aufgezwungen wird. 
Denn erst solche Politik, nicht aber kulturelle Spezifika produzieren das Ge- 
fühl der Verzweiflung und des Hasses und bringen Menschen im Extremfall 
dazu, Selbstmordattentate auszuführen. Zugleich schaffen politische, militäri- 
sche und ökonomische Arroganz in den unterdrückten Teilen der Weltbevöl- 
kerung jene breite Akzeptanz, deren terroristische Netzwerke bedürfen, um als 
Repräsentanten eines legitimen Widerstands akzeptiert zu werden: Die über 
100.000 Ziviltoten im Krieg gegen den Irak sind nur ein erschreckendes Bei- 
spiel dafür. Allen menschlichen Gesellschaften, vor allem aber den monotheis- 
tischen Religionen ist ein tiefer Respekt vor dem menschlichen Leben eigen. 
Es bedarf keines Studiums des Völkerrechts, um diese Normen zu internalisie- 
ren. Staatliches Handeln, das geltende Völkerrechtsnormen auf den verschie- 
densten Ebenen verletzt und die Weiterentwicklung des Völkerrechts bis hin 
zum Statut des Internationalen Strafgerichtshofs verhindert (vgl. dazu auch 
Habermas 2002), legitimiert am Ende die nichtstaatliche Gewalt derer, die im 
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asymmetrischen Konflikt nur über ihren Körper als Waffe verfügen. Der viel 
beschworene „Kampf gegen der Terrorismus“ wird, wenn mit Moral verbrämte 
Arroganz und kriegerische Brutalität an die Stelle des Rechts gesetzt werden, 
ein Unternehmen zur Förderung dessen, was er zu bekämpfen vorgibt: des 
Terrorismus. 
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Ingrid Artus 


Der AEG-Streik in Nürnberg: fast ein Erfolg 


Am Anfang sah es aus wie eine Werksschließung unter vielen anderen: Am 12. 
Dezember 2005 verkündete in Stockholm der Aufsichtsrat des weltweit größ- 
ten Haushaltsgeräteherstellers Elektrolux die Schließung seines Werkes im 
nordbayerischen Nürnberg. Der Betrieb mit über 1.700 Beschäftigten produ- 
zierte bislang Waschmaschinen, Geschirrspüler und Trockner der deutschen 
Traditionsmarke AEG. Die Produktion sollte nach Polen und Italien verlagert 
werden, wo die Lohnkosten deutlich niedriger liegen. Was schon beschlossen 
schien, wurde durch die vehemente Gegenwehr der Beschäftigten vorüberge- 
hend wieder in Frage gestellt: 43 Tage Streik und erhebliche Umsatzausfälle 
zwangen die Unternehmensleitung zum Nachdenken über ein Kompromiss 
angebot. Am Ende des Konflikts, der nicht nur die ganze mittelfränkische In- 
dustrieregion mobilisierte, sondern auch bundesweites und internationales Echo 
fand, standen dann aber doch „nur“ erhöhte finanzielle Abfindungen. Im 
Nachhinein scheint vieles erstaunlich an dem Konflikt: Wie kam es, dass Be- 
triebsrat und IG Metall hier nicht - wie in so vielen anderen Fällen - die Un- 
ternehmensentscheidung als unvermeidlich hinnahmen und sich auf die Aus- 
handlung eines Sozialplans konzentrierten, sondern dass sie sich zu einem 
Kampf um den Standorterhalt entschlossen? Wie gelang es, so viel Druck auf- 
zubauen, dass es vorübergehend schien, ein nach shareholder-value-Kriterien 
funktionierender internationaler Konzern würde vielleicht doch noch seine 
Standortentscheidung überdenken? Warum wurde das Ziel des Arbeitsplatzer- 
halts dann letztlich doch nicht erreicht? Und schließlich: War der Streik bei 
AEG ein singuläres Ereignis oder deutet sich hier eine neue Konfliktualität in- 
dustrieller Beziehungen an?! 


1 Der folgende Beitrag ist eine überarbeitete Fassung des Textes „Vers la fermeture d’AEG: un 
drame industriel 4 l’&re de la mondialisation“, Chronique Internationale de PIRES, no.99, 
mars 2006, p.45-54. Außer auf den am Ende angegebenen Quellen beruht er auch auf Ge- 
sprächen mit AEG-Beschäftigten sowie einem Vertreter der IG Metall Nürnberg, die am 
6.3.2006 geführt wurden. 
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Zur Chronologie der Ereignisse 


Der Konflikt kam für die Nürnberger Beschäftigten alles andere als unerwartet. 
Alarmierend war bereits im Jahr 2004 die Nachricht, dass der Konzern zwei 
neue Werke in Polen bauen werde - eines für Waschmaschinen und eines für 
Geschirrspüler. Im Frühjahr 2005 kündigte der Konzern dann ein umfassendes 
Restrukturierungsprogramm an, in dessen Rahmen weltweit bis zu 14 Werke 
in sogenannten „Hochlohnländern“ geschlossen werden sollten. Dass es sich 
dabei auch um das Nürnberger Werk handeln könnte, wusste man auch in 
den Kreisen der IG Metall. Die Gewerkschaft bot dem Konzern deshalb be- 
reits im Herbst 2005 einen Vertrag an, der der Kompromisslogik in ähnlichen 
Fällen glich (vgl. etwa bei Siemens Bocholt und Kamp-Lintfort oder Daim- 
lerChrysler): massive Reduktion tariflicher Leistungen gegen zeitlich und 
quantitativ beschränkte Beschäftigungssicherung. Im konkreten Fall ging das 
Angebot von u.a. einer Arbeitszeitverlängerung um 5 Stunden ohne Lohnaus- 
gleich bis an die Grenze der Verzichtsbereitschaft der Beschäftigten. Die Ge- 
werkschaft wäre bereit gewesen, ein Drittel der Arbeitsplätze zu opfern für eine 
Absicherung der übrigen bis zum Jahr 2010. Zugleich fanden schon im Herbst 
mehrere Belegschaftsmobilisierungen statt: ein 24-stündiger Warnstreik und 
eine starke Teilnahme am europaweiten Aktionstag gegen die Restrukturie- 
rungspläne des Konzerns. Die Belegschaft wusste, dass der Standort schwarze 
Zahlen schrieb, und man hoffte, mit einer Mischung aus Bescheidenheit und 
Druck, wenigstens einen Teil der Produktion in Nürnberg erhalten zu können. 
Die Nachricht im Dezember, dass der Aufsichtsrat dennoch die Werksschlie- 
ßRung beschlossen hatte, führte zum spontanen Streik der Frühschicht. In der 
darauf folgenden Betriebsversammlung kam es zu tumultartigen Szenen. Auch 
in der Folgezeit nahmen mehrere Kundgebungen und Betriebsversammlungen 
das Ausmaß von wilden Streiks an; der Krankenstand schnellte in die Höhe; es 
kam vereinzelt zu sabotageähnlichen Aktionen. Entscheidend für die weitere 
Entwicklung war dann, dass die IG Metall und der Betriebsrat sich entschlos- 
sen, sich an die Spitze des Aufruhrs’ zu begeben. Statt einen Sozialplan zwi- 
schen Management und Betriebsrat zu verhandeln, wurden Forderungen für 
einen Sozialtarifvertrag aufgestellt - eine relativ neue tarifpolitische Strategie, 
mit der es der bayerischen IG Metall kurz zuvor gelungen war, nach einem 
einwöchigen Streik in der Münchner Chipfabrik Infineon die ursprünglich 
angebotene Abfindungssumme nahezu zu verdreifachen. Die Auseinanderset- 
zungen werden damit von der Betriebs- auf die Verbandsebene gehoben. Das 
heißt: Anders als für einen Sozialplan, kann man für einen Sozialtarifvertrag 
streiken. Wie legal ein solches Vorgehen tatsächlich ist, wurde bislang nicht 
eindeutig geklärt und wird möglicherweise in Zukunft vom Bundesarbeitsge- 
richt oder sogar vom Bundesverfassungsgericht entschieden werden. Die Kapi- 
talseite versuchte in der Vergangenheit bereits in mehreren Gerichtsverfahren 


Der AEG-Streik in Nürnberg: fast ein Erfolg 283 


ein solches Vorgehen der Gewerkschaften für illegal erklären zu lassen - bis- 
lang jedoch ohne Erfolg (vgl. Seith 2006). 

Im Fall AEG legte die IG Metall der Geschäftsführung einen Maximalkatalog 
von Forderungen vor: Jeder Beschäftigte sollte pro Jahr Betriebszugehörigkeit 
eine Abfindung von drei Bruttomonatsgehältern netto erhalten (im Bundes- 
durchschnitt wird etwa ein halbes Monatsgehalt pro Jahr gezahlt). Es sollte 
zudem eine Beschäftigungsgesellschaft gegründet werden, die die Möglichkeit 
der Weiterbeschäftigung und -qualifizierung zum bisherigen Entgelt bis Ende 
2010 gewährleistet. Für ältere Beschäftigte wurde eine großzügige Übergangs- 
lösung bis zum frühest möglichen Rentenbeginn gefordert. Hintergrund der 
Forderungen sind vor allem zwei Aspekte: Erstens handelt es sich bei einem 
Großteil der AEG-Beschäftigten um eher niedrig qualifizierte Angelernte, häu- 
fig mit Migrationshintergrund und teilweise langer Betriebszugehörigkeit. Die- 
se haben auf dem angespannten Nürnberger Arbeitsmarkt kaum Aussichten 
eine neue Arbeitsstelle zu finden. Nach den Hartz-Reformen und der Einfüh- 
rung des ALG II ist für sie das Absinken in Armut nur durch vergleichsweise 
langfristige und umfassende Maßnahmen zu verhindern. Zum anderen ist ein 
Streik gegen eine Betriebsschließung nach deutscher Gesetzgebung nicht mög- 
lich, da dies in den Bereich „unternehmerischer Entscheidung“ fällt. Um diese 
legale Beschränkung des Streikrechts zu umgehen, sollten die Forderungen so 
hoch liegen, dass sie die Schließung des Standortes unrentabel erscheinen lie- 
ßen. Der programmierte Konflikt bewegte sich damit von Anfang an in einem 
paradoxen Spannungsverhältnis: Durch einen Kampf für Abfindungen sollte 
der Standorterhalt erreicht werden. Die Argumentation der IG Metall chan- 
gierte dementsprechend permanent zwischen dem „offiziellen“ Ziel von Ab- 
findungsforderungen und einer inhaltlich orientierten Kritik der Profitlogik 
des Konzerns. Für die Belegschaft war das Ziel hingegen eindeutig: Ihr ging es 
nicht um Abfindungen, sie kämpfte um den Erhalt des (profitablen) Werkes, 
den Erhalt der Arbeitsplätze. 

Anfang Januar fanden zwei Verhandlungsrunden sowie einige Warnstreiks 
statt. Als die Arbeitgeberseite auch beim zweiten Treffen kein konkretes Ange- 
bot vorlegte, brach die IG Metall die Verhandlungen ab und leitete die Vorbe- 
reitungen zur Urabstimmung ein. Die Zustimmungsquote von 96,3% für den 
Streik bedeutete für die IG Metall das beste Ergebnis ihrer Geschichte. Am 20. 
Januar begann der unbefristete Streik. Dieser wurde eine Woche später auf 
zwei Logistikeinheiten ausgeweitet, die AEG vor kurzem ausgegliedert hatte, 
um sie vom Tarifbereich der Metall- und Elektroindustrie in den des Groß- 
und Einzelhandels überführen zu können. Die Folge wären Entgeltkürzungen 
für die Beschäftigten um bis zu 45% gewesen. Durch den Streik gegen die 
Neueingruppierungen wurden die beiden wichtigsten AEG-Lager blockiert und 
die internationale Auslieferung von Zehntausenden von Waschmaschinen und 
Geschirrspülern verhindert. Parallel zum Streikbeginn rief außerdem das Sozi- 
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alforum Nürnberg zu einem Boykott von Elektrolux-Erzeugnissen auf - eine 
Forderung, mit der sich die IG Metall zunächst nicht recht identifizieren 
mochte, die sie allerdings nach und nach als faktisch effiziente Form der 
Streikunterstützung akzeptierte. Die mögliche Ausweitung des Streiks auf eine 
weitere Niederlassung von AEG in Rothenburg unterließ die IG Metall je- 
doch, obwohl oder weil die Zustimmung der dortigen Beschäftigten zum 
Streik (nur) knapp über dem nötigen Quorum von 75% lag. 

Die lokale, nationale und teilweise sogar internationale Unterstützung des 
Streiks war immens. Bekannte Politiker, wie etwa Oskar Lafontaine oder der 
SPD-Arbeitsminister Müntefering statteten den Streikenden Besuche ab. Die 
Unterstützer reichten von linksradikalen autonomen Gruppen bis zum CSU- 
Bundeswirtschaftsminister Michael Glos. Über 3.000 Beschäftigte deutscher 
Hausgerätehersteller (also aus Konkurrenzunternehmen) sowie viele Nürnber- 
ger BürgerInnen solidarisierten sich am 7. Februar auf einer Solidaritätsde- 
monstration. Pfarrer ließen Streikglocken läuten; im Streikzelt vor den verbar- 
rikadierten Werkstoren trat nicht nur Konstantin Wecker auf; es gab fast täg- 
lich Musik- und Kulturprogramme solidarischer KünstlerInnen. Die Beleg- 
schaften anderer Betriebe schickten Spenden; regionale Kinderhorte malten 
Bilder zum Streik. Die lokale Presse berichtete über Lastwagenladungen an 
Brennholz, Kleidung und Lebensmitteln ortsansässiger Unternehmer für die 
Streikposten; sogar die Bild-Zeitung beschimpfte den Elektrolux-Chef Hans 
Straberg als Lügner. Nürnberger TaxifahrerInnen organisierten einen Autokor- 
so; BewohnerInnen, Läden und politische Gruppen des umliegenden Stadtteils 
führten eine eigene Solidaritätsdemonstration durch; die Fans des in der Bun- 
desliga spielenden 1. FC Nürnberg solidarisierten sich durch Sprechchöre und 
Transparente im Stadion; es kamen Solidaritätsschreiben aus ganz Europa. 
Angesichts des eskalierenden Konflikts schaltete sich die Konzernleitung in 
Schweden ein. Eine Vermittlerrolle übernahmen auch mehrfach Politiker der 
CSU. Doch das Anfang Februar vom Konzern unterbreitete Angebot betrug 
nur etwa ein Viertel des Forderungsvolumens der IG Metall: Abfindungen in 
Höhe von 70 % eines Monatsgehalts pro Beschäftigungsjahr; Gründung einer 
auf 12 Monate befristeten Beschäftigungsgesellschaft. Die Gewerkschaft lehnte 
das Angebot als völlig unzureichend ab. Danach schienen die Verhandlungen 
wochenlang festgefahren. Der Konzern zeigte sich unnachgiebig, verlagerte ei- 
nen Teil der Produktion in italienische und polnische Werke und drohte mit 
einer Vorverlegung der Werksschließung auf Ende 2006. Aber der Streik und 
auch der Konsumboykott zeigten Wirkung: Angesichts von Lieferengpässen 
begannen einige Großkunden damit, ihre Aufträge zu stornieren. Der Umsatz 
von AEG-Produkten in Deutschland ging in den ersten beiden Monaten des 
Jahres 2006 um 46% zurück - wegen blockierter Lieferungen, weil Verbrauche- 
rInnen fürchteten in Zukunft keine Ersatzteile mehr zu erhalten oder aufgrund 
eines bewussten Boykotts von Elektroluxprodukten. Ende Februar kam es 
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dann nach einem nächtlichen Verhandlungsmarathon zu einem überraschen- 
den Kompromiss. Dieser sieht als Abfindung 1,8 Bruttomonatsgehälter für je- 
des Jahr der Betriebszugehörigkeit vor. Die vorgesehene Regelung zur Früh- 
pensionierung gilt nur für Beschäftigte ab dem 53. Lebensjahr und mit min- 
destens 23-jähriger Betriebszugehörigkeit. Die Beschäftigungsgesellschaft wird 
nur ein Jahr lang existieren und die dort Beschäftigten werden lediglich das 
übliche’ Entgelt von rund 70 Prozent ihrer letzten Bezüge erhalten. Alles in 
allem: Die Abfindungszahlungen liegen ausgesprochen hoch; die Dauer der 
Absicherung gegen Arbeitslosigkeit überschreitet jedoch nicht die für deutsche 
Verhältnisse „normale“ Dauer von einem Jahr in einer Beschäftigungsgesell- 
schaft. Die Regelung zur Alterssicherung gilt nur für einen sehr kleinen Teil 
der Belegschaft. Und im Jahr 2007 wird der AEG-Standort Nürnberg geschlos- 
sen. Die IG Metall und der Betriebsrat begründeten ihre Bereitschaft zu dem 
Kompromiss damit, dass für einen Erhalt der Arbeitsplätze „die politischen 
und rechtlichen Voraussetzungen in Deutschland fehlen“ (Presseerklärung der 
IG Metall). Die Beschäftigten nahmen das Ergebnis nicht euphorisch auf, sie 
zeigten sich eher geschockt vom damit besiegelten Ende des Werkes. Nach 
Überzeugungsarbeit durch den Betriebsrat und die IG Metall stimmten sie 
letztlich mit einer deutlichen Mehrheit von 81% zu - wobei jedoch ein be- 
trächtlicher Teil der Belegschaft der Abstimmung fern blieb. Der Streik endete 
am 7. März nach fast sechs Wochen. Vor kurzem haben die ersten Beschäftig- 
ten ihre Kündigungsschreiben erhalten. 

Am Anfang sah es aus wie eine Werksschließung unter vielen anderen. Dann 
entwickelte sich der AEG-Streik zu einer „Auseinandersetzung, die in ihrer 
Dimension durchaus mit dem Kampf um das Krupp-Stahlwerk in Rheinhau- 
sen 1982 vergleichbar war. Wie damals mobilisiert der Streik eine ganze Regi- 
on - Politiker, Pfarrer, Verbände. Und wie damals Krupp galt das Manage- 
ment von Elektrolux als Symbol für einen herzlosen Kapitalismus, der aus rei- 
ner Profitgier Arbeitsplätze zu Tausenden vernichtet“ (Süddeutsche Zeitung, 
24.Januar 2006). 


Zur shareholder-value-Politik von Elektrolux 


Das Nürnberger AEG-Werk ist erst im Jahr 1994 vom schwedischen Konzern 
Elektrolux übernommen worden. Bereits im Laufe der 70er und 80er Jahre gab 
es in Europa bei den Herstellern von elektrischen Haushaltsgeräten einen 
massiven Konzentrationsprozess, den kein unabhängiger englischer, französi- 
scher oder spanischer Produzent überlebte. In den 90er Jahren verzeichnete 
diese Branche u.a. durch die Entwicklung neuer Produktionsmethoden hohe 
Produktivitätszuwächse. Diesen stand jedoch eine stagnierende und teilweise 
rückläufige Nachfrage in den industrialisierten Ländern gegenüber. Etwa seit 
2000 kam es zudem zu einem massiven Preisverfall im Zuge des Aufstiegs von 
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großen Discountmärkten für Elektroartikel. Asiatische Billiganbieter machten 
den europäischen Traditionsmarken zunehmend Konkurrenz. Bei fast identi- 
schen Verkaufszahlen sank der Umsatz mit Waschmaschinen in Deutschland 
von 1,7 Mrd. Euro im Jahr 2000 auf ca. 1,3 Mrd. Euro im Jahr 2005. Obwohl 
der Lohnkostenanteil in der hochautomatisierten und -standardisierten Mas- 
senproduktion inzwischen einen reduzierten Stellenwert besitzt und das Gros 
der Produktionskosten für die Rohstoffe anfällt, ist die Branche von massiven 
Verlagerungstendenzen v.a. in osteuropäische Länder und die Türkei gekenn- 
zeichnet. Seit 1995 ist die Zahl der Beschäftigten in Deutschland um ein Drit- 
tel geschrumpft. Aktuell existieren noch gut 45.000 Arbeitsplätze. Den ein- 
schlägigen Unternehmen geht es dabei wirtschaftlich meist gut: Die deutsche 
Konkurrenzfirma Bauknecht (die zum Konzern Whirlpool gehört, dem 
Hauptkonkurrenten von Eletrolux auf dem Weltmarkt), konnte ihren Gewinn 
zuletzt um 70% steigern. Aber auch AEG und der Mutterkonzern Elektrolux 
schreiben permanent schwarze Zahlen. 

Elektrolux ist mit 72.000 MitarbeiterInnen an 43 Standorten der weltweit 
größte Produktionskonzern der so genannten ‘weißen Ware’. Hauptaktionär 
ist die Familie Wallenberg, die reichste Familie Schwedens. Elektrolux erwarb 
bereits 1976 das französische Unternehmen Arthur Martin. Es folgten in den 
80er Jahren u.a. die italienische Firma Zanussi, ein Teil der deutschen Firma 
Zanker sowie die Firma Buderus. Erst die Übernahme der Traditionsfirma 
AEG ım Jahr 1994 sicherte Elektrolux jedoch endgültig jenes prestigeträchtige 
Label, auf das auch die Nürnberger Beschäftigten ihre Zukunftshoffnungen ge- 
setzt hatten: Made in Germany. Dem Expansionsprozess folgte bereits 1997 
eine einschneidende Restrukturierung. Der damals neu eingesetzte Elektrolux- 
Unternehmenschef Michael Treschow erwarb sich den Beinamen „der 
Schlachter“, als er Mitte Juli 1997 den Abbau von 12.000 Beschäftigten und 
25 Produktionsstandorten verkündete. Als Hauptbegründung wurde der ver- 
stärkte internationale Wettbewerbsdruck sowie die zu niedrige Eigenkapital- 
rendite von nur 6 bis 7 Prozent statt anvisierter 15 Prozent genannt. Trotz 
Versuchen gewerkschaftlicher Koordinierung insbesondere im Rahmen des Eu- 
ropäischen Elektrolux-Betriebsrats gelang es nicht, eine einheitliche Strategie 
der Gegenwehr gegen das Restrukturierungskonzept zu organisieren. Es kam 
vielmehr zu einer Logik der „internationalen Versteigerung“, in deren Rahmen 
die länderspezifischen Interessenvertretungen, teilweise unter Einbeziehung der 
nationalen Politik und auf Kosten der anderen Standorte, versuchten zu ret- 
ten, was zu retten war (vgl. Cattero 1999). Im Nürnberger Stammwerk der 
AEG wurden damals innerhalb von sechs Monaten 1.500 der 4.000 Beschäf- 
tigten entlassen - was genau der ursprünglichen Unternehmensplanung ent- 
sprach. Der Aktienkurs stieg im Jahr 1998 um 27%. Die Ereignisse von 1997 
und 2005 gleichen sich. Erneut verkündete der Konzern ein weltweites Re- 
strukturierungskonzept - diesmal mit dem Ziel insgesamt eine Milliarde Euro 
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einzusparen. Dass der Konzern das Angebot der Nürnberger Beschäftigten 
ausschlug, ohne Lohnausgleich fünf Stunden länger zu arbeiten, begründete 
der Elektroluxchef Hans Straberg damit, dass „eine Senkung der Lohnkosten 
von zehn oder zwanzig Prozent langfristig nicht ausreichend sei.“ In der Presse 
findet sich hierzu der Kommentar: „Die angeblich vorbehaltlose Überprüfung 
des Standortes glich in ihrem Ablauf eher der Vollstreckung eines längst gefäll- 
ten Todesurteils“ (Süddeutsche Zeitung). Der Kurs der Elektrolux-Aktie stieg 
nach Bekanntgabe der Entscheidung über die Schließung des Nürnberger 
Werkes um 0,25 Prozent. Am 14.Februar 2006 veröffentlichte der Konzern 
seine Unternehmensbilanz des Jahres 2005: Nach 3,25 Mrd. Euro Gewinn im 
Jahr 2004, weist diese einen Rückgang auf 1,76 Mrd. Gewinn für das Jahr 2005 
aus. Dies liegt v.a. daran, dass die Kosten für die Schließung des Nürnberger 
Werks bereits in die Unternehmensbilanz einkalkuliert wurden. Sieht man von 
diesen ab, „hat der schwedische Konzern nach Ansicht von Analysten ein her- 
vorragendes Quartal hingelegt“ (Handelsblatt 15.2.06). Die Elektroluxaktie 
stieg zwischenzeitlich daher um 4 Prozent an. Dazu trug auch die angekündig- 
te Dividendenausschüttung von 2,2 Mrd. Kronen bei, was in etwa dem Betrag 
entspricht, der für die Schließung des Nürnberger Werks einkalkuliert wurde. 
Elektrolux geht davon aus, dass die Schließungskosten trotz des relativ ‘teu- 
ren’ Sozialtarifvertrags im Rahmen der ursprünglich kalkulierten 240 Millio- 
nen Euro liegen werden. Im Jahr zuvor hatte die AEG Nürnberg noch etwa 
das Doppelte dieser Summe an Gewinn an Elektrolux überwiesen. 


Zur Solidarisierungsfähigkeit des Streiks 


Die ungewöhnliche Dimension des Konflikts im Nürnberger AEG-Werk lässt 
sich nicht nur unter Hinweis auf die rigide shareholder-value-Politik des 
schwedischen Konzerns verstehen, sondern verlangt zugleich eine Berücksich- 
tigung des regionalen Kontextes sowie der historischen Bedeutung der Marke 
„AEG“ als Label deutscher Qualitätsproduktion. Nürnberg hatte sich seit An- 
fang des 20. Jahrhunderts zu einem Zentrum der deutschen Metall- und Elekt- 
roindustrie entwickelt. Nicht nur AEG, auch Siemens, MAN, Diehl, Grundig, 
Bosch, Alcan, Triumph Adler, Hercules u.v.a. waren hier mit großen Produk- 
tionsstandorten vertreten. Der massive Arbeitsplatzabbau in dieser Branche 
bedeutete für Nürnberg eine regionale Beschäftigungskrise. In den letzten 15 
Jahren gingen rund 60% der Industriearbeitsplätze verloren. Allein in den ver- 
gangenen fünf Jahren schlossen der Bahnhersteller Adtranz, der Turbinenpro- 
duzenten ABB Alsthom, der Spraydosen-Hersteller Cebal sowie die Fernseh- 
produktion von Grundig die Werkstore. Das AEG-Werk war das letzte noch 
existierende „klassische“ größere Produktionswerk. Und es ist kein Ende in 
Sicht: Auch bei der großen Versandhandelsfirma Quelle, die dem AEG-Werk 
genau gegenüberliegt, sind aktuell 1.000 Arbeitsplätze bedroht. Auch hier 
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werden von den Entlassungen vor allem niedrig qualifizierte Beschäftigte be- 
troffen sein, für die es schon ein Glücksfall sein dürfte, wenn sie einen neuen 
Arbeitsplatz als Leiharbeiterlnnen finden. Für die älteren unter ihnen ist Lang- 
zeitarbeitslosigkeit programmiert. Der Kampf um den Erhalt des Nürnberger 
Werkes war daher auch ein symbolischer Kampf gegen den Niedergang einer 
ganzen Industrieregion. Er war auch deshalb so solidarisierungsfähig, weil viele 
NürnbergerInnen die Angst der AEG-Beschäftigten vor Arbeitslosigkeit und 
Armut unmittelbar teilen. 

Das AEG-Werk, in dem ın Spitzenzeiten ehemals bis zu 6.000 ArbeiterInnen 
in Lohn und Brot standen, besitzt zudem eine Symbolbedeutung, die weit ü- 
ber die fränkische Industrieregion hinausgeht. Die in Nürnberg produzierten 
Waschmaschinen waren ehemals der Verkaufsschlager des AEG-Konzerns; ihre 
Verbreitung in immer mehr bundesdeutschen Haushalten versinnbildlichte für 
viele BundesbürgerInnen die Teilnahme am „deutschen Wirtschaftswunder“ 
und die Verbesserung des eigenen Lebensstandards. Das Label AEG steht für 
die Identität von deutscher Qualitätsproduktion, fordistischem Massenkon- 
sum und Wirtschaftswachstum. Der Konkurs von AEG im Jahr 1994 und die 
Übernahme der Hausgerätesparte durch den schwedischen Konzern Elektrolux 
rief schon damals heftige Reaktionen in der Presse hervor. Es war vom Aus- 
verkauf der deutschen Wirtschaft die Rede; die Übernahme galt als Anfang des 
Endes deutscher Qualitätsproduktion. Der Fall AEG ist also auch deshalb so 
symbolisch aufgeladen, weil hier - zumindest in der Wahrnehmung vieler 
Menschen - ein deutsches Traditionsunternehmen ins Ausland verlagert wird, 
deutsche Qualitätsproduktion durch ausländische Billigware ersetzt und deut- 
sche Arbeitsplätze nach Polen verlagert werden. Die ungewöhnliche Breite der 
Solidarisierung ist dementsprechend zumindest teilweise auch nationalen bis 
nationalistischen Komponenten geschuldet. So tauchte auch die inzwischen 
weit verbreitete Heuschreckensymbolik wiederholt in Bezug auf AEG auf. Die- 
se ist bekanntlich nicht frei von nationalistischen Untertönen, nach dem Mot- 
to: Das ausländische finanzgetriebene Kapital fällt gierig über die deutschen 
Qualitätsunternehmen her - so als ob deutsche Unternehmen jenseits von 
shareholder-value-Motiven oder gar Profitorientierung funktionieren würden. 
Die IG Metall muss sich zumindest den Vorwurf gefallen lassen, dass sie mit 
ihrem Slogan „AEG ist Deutschland“ (der offenbar von einem beauftragten 
Werbebüro erdacht wurde) auf der Nürnberger Streikdemonstration Anfang 
Februar solchen Tendenzen faktisch Vorschub geleistet hat. Nach massiver 
Kritik tauschte man die Parolen auf den Plakaten der AEG-Delegation anläss- 
lich der internationalen Demonstration gegen die Bolkestein-Richtlinie in 
Straßburg gegen unverfänglichere Slogans aus. 

Die erstaunliche Mobilisierungsfähigkeit hängt weiterhin mit einer soliden ge- 
werkschaftlichen Verankerung und langjähriger Kampferfahrung der Beleg- 
schaft zusammen. Im AEG-Werk ergänzte sich die Konfliktfähigkeit einer 
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Vielzahl un- und angelernter, häufig migrantischer Beschäftigter mit einer jahr- 
zehntelangen Gewerkschaftstradition (nicht nur) unter den (meist deutschen) 
Facharbeitern. Der Betrieb besitzt einen gut organisierten Vertrauenskörper 
und ist traditionell ein Warnstreikbetrieb der regionalen IG Metall - so auch 
unlängst wieder im März 2006. Die Intervention des Nürnberger Sozialforums 
sowie diverser linksradikaler Gruppen (autonome Gruppen, DKP, MLPD) ra- 
dikalisierten die Auseinandersetzung zusätzlich. Von Bedeutung war jedoch 
auch das ausgesprochen „unprofessionelle Abwicklungsmanagement“ des 
Konzerns - so die Einschätzung eines Nürnberger IG Metallfunktionärs. Man 
kann auch von einer Arroganz der Mächtigen sprechen, die es nicht mehr ge- 
wöhnt sind, dass ihren Interessen ernsthaft Steine in den Weg gelegt werden. 
Anders ist es kaum zu erklären, dass man sich nicht einmal die Mühe eines 
allmählichen, ‘scheibchenweisen’ Belegschaftsabbaus machte; der schwedische 
Konzern kümmerte sich auch nicht um eine politische Einbettung seines Vor- 
gehens, d.h. um Kontakte zu regionalen oder nationalen Entscheidungsträgern 
in der Politik. Die Belegschaft und auch die regionale IG Metall waren seit 
Monaten vorgewarnt, dass ein solcher Konflikt auf sie zukommen könnte. 
Man hatte Zeit, um sich vorzubereiten. Und im entscheidenden Moment pro- 
vozierte der Konzern noch zusätzlich durch die Ausgliederung und Umgrup- 
pierung seiner Logistikbereiche. Die Elektrolux-Konzernleitung hat die Kampf- 
stärke der Nürnberger Beschäftigten und wohl auch den Kampfeswillen der 
regionalen IG Metall eindeutig unterschätzt. „Das Industrieschauspiel muss 
endlich aufhören“, forderte der für die europäischen Elektrolux-Produktions- 
standorte zuständige Manager nach zwölf Streiktagen - und zielte dabei nicht 
nur auf einen vermeintlich sinnlosen Widerstand gegen marktgetriebene Glo- 
balisierungsprozesse; seine Äußerung zeigt auch die Indignation angesichts ei- 
nes Modus der Konfliktaustragung, der in Zeiten der Deindustrialisierung und 
des gewerkschaftlichen Mitgliederschwundes selten geworden ist. Das „Indust- 
rieschauspiel“ sollte jedoch noch weitere vier Wochen andauern und zu einem 
Lehrbeispiel dafür werden, welche Kampfkraft eine ‘in fordistischen Zeiten’ 
gewachsene Belegschaftskonstellation angesichts der ‘postfordistischen’ Kon- 
stellation eines Kampfes gegen neoliberale Globalisierungspolitik entwickeln 
kann. 

Viele Faktoren haben also dazu beigetragen, dass der Konflikt um die Schlie- 
ßung des Nürnberger AEG-Werkes eine ungewöhnliche Dimension annahm. 
Das wichtigste Moment ist jedoch vermutlich die Tatsache, dass die Streiken- 
den eine prinzipielle Auseinandersetzung, eine moralische Auseinandersetzung 
führten: Es ging nicht um die Höhe von Abfindungen, sondern um die Frage 
der Legitimität von Entlassungen aus Gründen der Profitmaximierung. Sowohl 
Elektrolux als auch das Nürnberger Werk „schreiben schwarze Zahlen, nur 
sind sie denen nicht schwarz genug“ - so etwa der Betriebsratsvorsitzende Ha- 
rald Dix. Auf der einen Seite des Konflikts standen Beschäftigte mit langer Be- 
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triebszugehörigkeit, geringem sozialem und kulturellem Kapital und sehr kon- 
kreten Existenzängsten, die ihren Willen auch zu schmerzhaften Zugeständnis- 
sen bewiesen hatten - auf der anderen Seite ein multinationaler Konzern mit 
Rekordgewinnen, der v.a. der Logik der Aktienmärkte folgte. Im Zentrum der 
Empörung stand daher die vermeintlich besonders ausgeprägte „Profitgier“ der 
„Heuschrecken“ von Elektrolux. Die Solidarisierungsfähigkeit des AEG- 
Konflikts verweist damit auch auf das verbreitete Unbehagen und die Zunah- 
me von Existenzängsten in breiten Teilen der Bevölkerung - sowohl ange- 
sichts jener scheinbar unvermeidbaren Entwicklung, die gemeinhin mit dem 
Label ‘Globalisierung’ belegt wird, als auch angesichts bereits erfolgter oder 
angekündigter Einschnitte im Netz sozialer Sicherung. Dabei war die Stim- 
mungslage in ihrer Diffusität durchaus vergleichbar mit dem Amalgam ver- 
schiedener Strömungen, die in Frankreich zum „Nein“ bei der Volksabstim- 
mung über die EU-Verfassung führten. Die (von Elektrolux dementierte) In- 
formation, wonach Elektrolux für den Aufbau eines seiner beiden neuen pol- 
nischen Werke sogar EU-Förderung erhalten habe, war sicherlich nicht geeig- 
net, das Vertrauen in die Regulierungsfähigkeit der politischen Akteure zu ver- 
stärken. Der bayerische Ministerpräsident Stoiber begründete sein Vermitt- 
lungsengagement im Fall AEG daher nicht zufällig mit dem Hinweis: „Es geht 
mir um die Akzeptanz unserer Wirtschaftsordnung bei den Menschen“. 


43 Tage Streik: Was bleibt? 


Zunächst einmal sehr gemischte Gefühle. Die gezahlten Abfindungen sind das 
beste Ergebnis, das die IG Metall jemals in einem solchen Fall erzielt hat. Die 
bei Infineon München erst kurz zuvor aufgestellte ‘Rekordmarke’ von 1,3 
Monatsgehältern pro Beschäftigtenjahr wurde noch deutlich überboten. Ur- 
sprünglich diskutierte Forderungen, die eine längerfristige Absicherung der Be- 
schäftigten gegen Arbeitslosigkeit zum Ziel hatten, wurden jedoch ad acta ge- 
legt. Und vor allem: Das Ende des Werkes und der Arbeitsplätze ist damit be- 
siegelt. Der Konzern hat das endgültige ‘Aus’ für den Standort inzwischen 
noch um ein halbes Jahr auf Mitte 2007 vorverlegt. Die Beschäftigten sind im 
Nachhinein zwar stolz darauf, dass es eine kollektive und schlagkräftige Ge- 
genwehr gab. Man legt Wert darauf, eine Art ‘würdigen Tod’ des Werkes er- 
kämpft zu haben. Aber es herrscht auch das Gefühl, gut gekämpft und trotz- 
dem verloren zu haben. Es bleibt dabei, der Standort stirbt. Wäre es möglich 
gewesen, ıhn zu retten? 

Ausschlaggebend für das Ende und den Ausgang des Konflikts war die Ent- 
scheidung der IG Metall, der Werksschließung im Austausch für hohe Abfin- 
dungszahlungen letztendlich doch zuzustimmen. Hätte sie dies nicht getan, 
wäre der Streik in der Folgezeit in eine neue Phase der Radikalisierung einge- 
treten. Der Kompromiss erfolgte nicht zufällig nahezu exakt nach sechs Wo- 
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chen Streik - dem Zeitraum, in dem das Fernbleiben der Beschäftigten von ih- 
rer Arbeit im Rahmen „einfacher“ Krankmeldungen vergleichsweise unprob- 
lematisch zu organisieren war. Ein guter Teil der (gewerkschaftlich organisier- 
ten oder auch nicht organisierten) AEG-Beschäftigten hatte individuell diesen 
Weg der Solidarisierung mit dem Streik gewählt. Wie ihre Haltung in den fol- 
genden Wochen gewesen wäre, war für die IG Metall offenbar unkalkulierbar. 
Und: Der Kompromiss erfolgte zu einem Zeitpunkt, zu dem der Streik zu ei- 
nem ernsthaften Problem für den Produktionsablauf zu werden drohte. Das 
Fehlen von Zulieferteilen aus dem Nürnberger Werk hätte in den Folgewo- 
chen vermutlich die Produktion in Polen massiv beeinträchtigt. Es liegt nahe, 
dass sich in diesem Fall auch die Repressionspolitik des Konzerns verschärft 
hätte. Die IG Metall hat es vorgezogen, diese Radikalisierung der Auseinan- 
dersetzung zu vermeiden. Ihr Verdienst ist es, die kollektive Einheit der Strei- 
kenden gewahrt zu haben - man ist versucht boshaft hinzuzufügen: unter 
Aufgabe des ursprünglichen Streikziels. 

Aus organisationspolitischer Sicht hat die IG Metall vernünftig gehandelt. Es 
war ohnehin bemerkenswert, dass die örtliche Verwaltungsstelle nach dem 
Scheitern des einseitigen Einsparungsangebotes im Herbst 2005 und dem Be- 
kanntwerden des Schließungsbeschlusses die Konflikteskalation geradezu vo- 
rantrieb. Ob dies daran lag, „dass selbst die IG Metall zum Teil von der Ent- 
schlossenheit der Belegschaft überrollt wurde“ (Analyse und Kritik, 17.02.06), 
ist schwer zu beurteilen, aber eher unwahrscheinlich. Sicherlich gab es eine 
vehemente “Trotzreaktion’ der Belegschaft gegen die Verlagerung ihrer Ar- 
beitsplätze und die Schließung des profitabel wirtschaftenden Werkes; sicher- 
lich war jedoch zugleich die IG Metall eine treibende und organisierende 
Kraft des Streiks. Die massive organisatorische Unterstützung durch die örtli- 
che Verwaltungsstelle und das solidarische Handeln von Betriebsrat und IG 
Metall waren wichtig für die Geschlossenheit der Belegschaft und das Vertrau- 
en darauf, den Streik gewinnen zu können. So war auch die Drohung der 
Streikführung, bei Nicht-Annahme des ausgehandelten Kompromisses diese 
Unterstützungsrolle möglicherweise aufzugeben, ein entscheidender Faktor für 
die letztlich hohe Zustimmungsquote. 

Wahrscheinlicher als die These einer Überrumpelung’ der Gewerkschaft durch 
die Basis scheint, dass sich im Fall AEG eine neue gewerkschaftliche Strategie 
andeutet. Es handelt sich um den Versuch, offensiver als bisher als politischer 
Akteur den Kampf um den Erhalt von Arbeitsplätzen aufzunehmen. Anhal- 
tende Massenarbeitslosigkeit, Verlagerungsdrohungen und Verlagerungsent- 
scheidungen der Konzerne sowie die seit kurzem erheblich reduzierte sozial- 
staatliche Absicherung gegen Arbeitslosigkeit haben das Thema Beschäfti- 
gungssicherung inzwischen (nicht nur) in Deutschland zum dominanten Inte- 
resse der abhängig Beschäftigten werden lassen. Dieses rangiert laut gewerk- 
schaftlicher Umfragen inzwischen an erster Stelle - noch vor dem Thema Ein- 
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kommenssicherung (Bispinck 2005). Gerade zur Sicherung dieses zentralen In- 
teresses standen den Gewerkschaften jedoch bislang kaum offensive Mittel zur 
Verfügung - im Gegenteil. Die Unternehmerseite nutzte seit den 90er Jahren 
immer unverschämter die zunehmende internationale Flexibilität des Kapitals 
sowie ihr Dispositionsrecht über die Arbeitsplätze als Grundlage für ein ‘con- 
cession bargaining’ gegenüber Betriebsräten und Gewerkschaften. Erpresst 
durch das Argument der Arbeitsplatzverlagerung sahen diese sich selbst in 
Kernbereichen des Tarifsystems zur Durchlöcherung der Flächentarifverträge 
gezwungen, kooperierten nolens volens beim Abschluss von Öffnungsklauseln 
auf tariflicher Ebene und von ‘Bündnissen für Arbeit’ auf betrieblicher Ebene 
(vgl. Artus 2001, Rehder 2003). 

Die Gründung von Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften, zuerst 
in Ostdeutschland, inzwischen überall in der Bundesrepublik, machte die Ge- 
werkschaften zwar in manchen Regionen zu wichtigen regionalpolitischen Ak- 
teuren. Dies war jedoch keineswegs ein Mittel gegen den gewerkschaftlichen 
Mitgliederschwund. Für viele (z.B. ostdeutsche) Beschäftigte erschienen die 
Gewerkschaften letztendlich eher als sozialverträgliche Abwicklungsmanager 
und sogar Mitverantwortliche des Belegschaftsabbaus, denn als glaubwürdige 
Verteidiger von Belegschaftsinteressen. Die neue Strategie, über den ‘legalen 
Umweg’ eines Sozialtarifvertrags zum Thema Abfindungen letztlich die The- 
matik des Arbeitsplatzerhalts streikfähig zu machen, könnte deshalb für die 
Zukunft eine erhebliche Sprengkraft besitzen, die das tarifpolitische Kräftever- 
hältnis möglicherweise neu austariert. Für die IG Metall ging es im Fall AEG 
jedenfalls in erster Linie darum, glaubwürdig und handlungsfähig als Verteidi- 
gerin von Arbeitsplatzinteressen aufzutreten - und am Ende erfolgreich zu 
sein. Dass dieser Erfolg letztlich in der quantitativen Höhe von Abfindungs- 
zahlungen gemessen wurde und nicht im qualitativen Arbeitsplatzerhalt ent- 
spricht der langjährigen Vertretungslinie der IG Metall: Qualitativ heterogene 
Beschäftigteninteressen werden über das Medium Geld kompromissfähig ge- 
macht. Aber selbst in organisationspolitischer Perspektive lässt sich fragen: 
Entspricht diese Linie tatsächlich noch den primären Interessen der Mitglie- 
der? 

Noch ernüchternder fällt das Resümee im Hinblick auf allgemeinere politische 
Zielstellungen aus. In dieser Perspektive ist der AEG-Konflikt interessant, da er 
zeitlich mit verschiedenen anderen kleineren und größeren Konflikten zu- 
sammenfällt, die allesamt eine neue Brisanz der ‘sozialen Frage’ andeuten. Ob 
es nun der Streik bei Opel Bochum, bei Gate Gourmet oder im Öffentlichen 
Dienst ist: Seit einigen Jahren tauchen (wieder) an ungewöhnlichen Orten oder 
in ungewöhnlicher Form Arbeitskämpfe auf, die nicht so recht in das traditi- 
onelle Muster der bundesdeutschen Tarifpolitik hineinpassen. Insbesondere 
seit dem Abtritt der sozialdemokratisch-grünen Koalition finden diese Kämpfe 
verstärkt unter Einbeziehung oder sogar Führung der Gewerkschaften statt. 
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Nachdem diese lange Jahre geradezu starrsinnig an einem sozialpartnerschaft- 
lichen Kompromiss festhielten, den die Gegenseite längst aufgekündigt hatte 
(vgl. Sablowski 2003), scheint sich allmählich die Einsicht durchzusetzen, dass 
die gewerkschaftliche Defensivposition nur durch einen Nachweis realer ge- 
werkschaftlicher Kampfkraft zu überwinden ist. In allen aktuellen Fällen han- 
delt es sich dabei um Abwehrkämpfe gegen allzu massive Angriffe auf mate- 
rielle Besitzstände der abhängig Beschäftigten. Trotz dieses dezidiert defensi- 
ven Charakters der Konflikte deutet sich hier aber auch an, dass die Zustim- 
mung der Beschäftigten zu einer immer weiteren Verschlechterung ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen auf Dauer zumindest nicht selbstverständlich 
ist. Das ökonomische Argument der Verlagerung von Arbeitsplätzen greift si- 
cherlich nach wie vor - aber gerade der Fall AEG zeigt das inzwischen ausge- 
prägte Unbehagen der Menschen angesichts anhaltender Erpressung durch das 
neoliberale Standortargument. Um es noch einmal zu betonen: Die große So- 
lidarisierungskraft, die der Streik entfaltete, hatte ihren Kern darin, dass er 
prinzipielle Fragestellungen thematisierte, die aktuell immer mehr Menschen 
nicht nur in Deutschland, sondern in Europa bewegen. Es ging nicht darum, 
ob kapitalistische Mehrwertproduktion und das Eigentumsrecht an Produkti- 
onsmitteln grundsätzlich sinnvoll ist - aber sehr wohl darum, welches Maß an 
Ausbeutung in diesem Rahmen legitim ist. Es wurde zu keiner Zeit das Ent- 
scheidungsrecht der Elektrolux-Konzernleitung über das Nürnberger Werk in 
Frage gestellt - aber sehr wohl die unmittelbare Unterwerfung individueller 
Schicksale unter die Logik der Profitmaximierung. Die IG Metall nutzte be- 
wusst diese moralische Empörung als Solidarisierungsressource für den Streik 
- aber sie verzichtete darauf deren verallgemeinernde Kraft in letzter Konse- 
quenz zu entfalten. 

Dabei waren durchaus Ansätze für die Konstruktion einer kollektiven Identität 
im Rahmen einer politischen Vernetzung und Internationalisierung der Ge- 
genwehr vorhanden: Man solidarisierte sich z.B. mit dem Kampf der Kollegen 
bei Gate Gourmet, denen ein Teil der gut gefüllten AEG-Streikkasse übergeben 
wurde. Es wurde versucht, eine Koordinierung mit den anderen europäischen 
Werken von Elektrolux zu erreichen. Italienische Kollegen statteten dem 
Nürnberger Werk einen Besuch ab (und zeigten sich von der organisierten 
deutschen Streikkultur tief beeindruckt). Und selbst mit den polnischen Kol- 
legen gelang es nach verschiedenen Anläufen, kollegiale Kontakte aufzubauen. 
Aber diese Ansätze blieben letztlich in den Kinderschuhen stecken. Anders als 
fast zeitgleich in der französischen Bewegung gegen den „contrat premiere 
embauche“ (die übrigens nicht in erster Linie von den Gewerkschaften, son- 
dern von den betroffenen Jugendlichen getragen wurde) wurde die moralische 
Kraft des dezidierten und nicht verhandelbaren „Nein“ letztlich nicht poli- 
tisch umgesetzt. Der Utopiespielraum, der sich durch die große regionalpoliti- 
sche, mediale und internationale Solidarität vorübergehend eröffnet hatte, 
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wurde nicht genutzt. Im Nachhinein erscheint das Muster des AEG-Streiks wie 
die banale Logik im Fall vieler Tarifmobilisierungen: Man macht große Worte, 
lädt die Kampfparolen politisch auf - um am Ende ein paar Zehntelprozente 
mehr Lohn zu erhalten. Es wurde nicht gebrochen mit der ‘bewährten’ Logik 
der Monetarisierung qualitativer Forderungen - zugunsten einer sicher risiko- 
reicheren, an qualitativen Prämissen orientierten Gewerkschaftspolitik, die ei- 
nen Schulterschluss mit anderen Kräften des sozialen Widerstands nötig, aber 
auch möglich gemacht hätte. Für einen solchen Kurs bräuchte es vielleicht 
andere Gewerkschaften - oder eine politische Bewegung, die unabhängiger 
von organisationspolitischen Zielstellungen ist. Wäre es möglich gewesen das 
Nürnberger Werk zu erhalten? Die Probe aufs Exempel wurde letztlich nicht 
gemacht. 
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